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(Beginn: 13.03 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die 13. Vollsit-
zung des Bayerischen Landtags. Presse, Funk und
Fernsehen sowie Fotografen haben um Aufnahmege-
nehmigung gebeten. Die Genehmigung wurde erteilt.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, bitte ich Sie,
eines verstorbenen ehemaligen Kollegen zu geden-
ken.

(Die Anwesenden erheben sich)

Am 12. März verstarb im Alter von 70 Jahren nach
langer, schwerer Krankheit Herr Albert Schmid. Er ge-
hörte dem Bayerischen Landtag 25 Jahre von 1978
bis 2003 an und vertrat für die CSU-Fraktion den
Stimmkreis Augsburg-Stadt-West. Während seiner
Abgeordnetentätigkeit war Albert Schmid unter ande-
rem Mitglied im Ausschuss für Eingaben und Be-
schwerden, im Ausschuss für Sozial-, Gesundheits-
und Familienpolitik während aller sechs
Legislaturperioden sowie in verschiedenen Untersu-
chungsausschüssen. Von 1994 bis 1998 hatte er das
Amt des Schriftführers im Präsidium inne. Albert
Schmid war nicht nur einer der profiliertesten Sozial-
politiker hier im Haus, sondern auch in vielen Verbän-
den und Organisationen ehrenamtlich aktiv – ein
Kämpfer für mehr Gerechtigkeit und sozialen Aus-
gleich.

Auch beim Bayerischen Roten Kreuz hat er sich in
schwierigen Zeiten der Herausforderung gestellt und
die Präsidentschaft übernommen. Neben all diesen
Funktionen und den damit verbundenen Belastungen
hat er sich darüber hinaus als Stadtrat in Augsburg für
seine Heimatstadt engagiert. Der Einsatz für die gute
Sache und für unser Land war ihm am wichtigsten.
Die Bürgerinnen und Bürger von Augsburg und Bay-
ern haben Albert Schmid viel zu verdanken; er hat
sich in besonderer Weise um das Gemeinwohl ver-
dient gemacht. Der Bayerische Landtag wird dem
Verstorbenen ein ehrendes Gedenken bewahren und
trauert mit seiner Familie.

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen von den
Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, darf ich noch
einige Geburtstagsglückwünsche aussprechen. Am
7. März feierte Frau Kollegin Tanja Schorer-Dremel
einen runden Geburtstag, ebenso Frau Kollegin Ange-
lika Weikert, die am 10. März Geburtstag hatte. Halb-
runde Geburtstage feierten Herr Kollege Jürgen Heike
am 9. März und Herr Kollege Professor Dr. Peter
Bauer am 10. März. Ich wünsche Ihnen im Namen

des gesamten Hauses und persönlich alles Gute und
viel Erfolg für Ihre parlamentarischen Aufgaben.

(Allgemeiner Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 a auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das
Erziehungs- und Unterrichtswesen (Drs. 17/1012)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf soll ohne Aussprache an den fe-
derführenden Ausschuss für Bildung und Kultus über-
wiesen werden.

Gibt es zu der Ausschusszuweisung irgendwelche
Änderungswünsche? – Das ist nicht der Fall. Dann
kommen wir zur Beschlussfassung über die Zuwei-
sung. Wer mit der Überweisung an den zur Federfüh-
rung vorgeschlagenen Ausschuss für Bildung und
Kultus einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der
SPD, der FREIEN WÄHLER und die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Gegenstim-
men sehe ich keine. Enthaltungen? – Enthaltungen
auch nicht. Damit ist der Gesetzentwurf an den ge-
nannten Ausschuss zur Federführung zugewiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
zur Stärkung der Bürgerbeteiligung in Bayern -
Erleichterungen bei Volksbegehren (Drs. 17/1028)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Antragsteller
begründet. Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner
ist Herr Professor Dr. Piazolo für die Fraktion der
FREIEN WÄHLER. Bitte schön, Herr Kollege.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr
geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Am vergangenen Sonntag, dem
16. März, gab es in Bayern Kommunalwahlen. Sie
haben für alle Parteien teils gute, teils schlechte Er-
gebnisse gebracht. Sie haben aber für uns alle ein
schlechtes Ergebnis gezeitigt, nämlich die Wahlbetei-
ligung. Eine Wahlbeteiligung dieser Höhe halte ich für
bedenkenswert – in München war sie knapp über
40 % –, wenn es darum geht, einen neuen Oberbür-
germeister nach 20 Jahren Ude zu wählen. Wenn nur
knapp mehr als 40 % zu einer solchen Wahl gehen,
dann ist das nicht nur eine Enttäuschung, sondern ein
Alarmzeichen für die Demokratie. Dann steht es uns,
meine Damen und Herren, als Politikern, als Abgeord-
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neten gut an, darüber nachzudenken, wie man das
Volk für die Demokratie besser erwärmen und gewin-
nen kann.

Im letzten Jahr gab es ein Volksbegehren zur Ab-
schaffung der Studiengebühren. Ich kann mich noch
gut daran erinnern, weil ich nicht ganz unbeteiligt war.
Bei diesem Volksbegehren zur Abschaffung der Studi-
engebühren haben sich in Bayern 1,4 Millionen Men-
schen in Listen in den Rathäusern eingetragen, so
viele Menschen wie noch nie vorher in der Geschichte
Bayerns. Das ist ein gutes Zeichen für die Demokra-
tie, ein aufmunterndes Zeichen.

Das heißt, man kann Menschen mit Themen animie-
ren, man kann Menschen dazu bringen mitzugestal-
ten. Und sie wollen das auch. Aus diesen Zahlen
kann man auch einiges lernen, wie wir Demokratie in
Zukunft besser aufstellen können. Menschen wollen
mitgestalten, sie wollen sich in Themen einbringen,
sie wollen Projekte voranbringen, sie wollen Verände-
rungen spüren. Manchmal ist es ihnen eben zu wenig,
nur zwischen zwei Parteien, zwischen zwei Personen
zu entscheiden, deren Unterschiede vielleicht gar
nicht so deutlich herauskommen.

Eine der Konsequenzen aus diesem Befund ist für
mich, dass wir die direkte Demokratie stärken und es
schaffen müssen, dem Volk ein Stück der Souveräni-
tät, die es alleine in unserer Demokratie hat, wieder
deutlich vor Augen zu führen. Mehr direkte Demokra-
tie ist das Gebot der Stunde, meine sehr verehrten
Damen und Herren. Aber direkte Demokratie funktio-
niert nur dann, wenn die Menschen auch mitentschei-
den dürfen. Was wir im Moment aus der CSU-Frak-
tion hören – sie plant eine Befragung ohne
Verbindlichkeit –, wird die Menschen nicht begeistern;
da bin ich sicher. Es wird sie nicht von den Hockern
reißen. Eine bloße Befragung der Menschen, ohne
dass sie eine Entscheidungsbefugnis haben, ist eine
Instrumentalisierung des Volkes. Das ist keine Demo-
kratie, sondern das ist ein Regieren von oben. Das
wollen wir nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb schlagen wir eine Volksabstimmung vor. Das
haben wir schon vor einigen Wochen getan. Darüber
werden wir hier auch noch intensiver diskutieren. Aber
wir schlagen aufgrund der Erfahrung, die wir gemacht
haben, auch eine Stärkung der Volksbegehren und
der Volksentscheide vor. Wir schlagen fünf konkrete
Verbesserungen für die Bevölkerung vor. Das Erste
ist eine Senkung der Unterschriftsquoren beim Volks-
begehren von 10 auf 8 %. Das ist immer noch eine er-
kleckliche Zahl von beinahe 800.000 Menschen in
Bayern, die unterschreiben müssen.

Das Zweite ist eine Verlängerung der Eintragungsfrist;
denn für viele, die berufstätig sind, ist es schwierig, in-
nerhalb von zwei Wochen den Weg in die Rathäuser
zu finden.

Das Dritte ist eine Vereinfachung der Eintragung. Wir
haben in den letzten Monaten, aber auch bei den
Volksbegehren bemerkt, dass die Öffnungszeiten für
Berufstätige keineswegs geeignet sind. Wenn die Ein-
tragungsstellen schon um 17 Uhr schließen, was
meistens der Fall ist, haben diejenigen, die arbeiten,
kaum die Möglichkeit, sich einzutragen. Deswegen
wollen wir, insbesondere in Krankheitsfällen und bei
körperlicher Behinderung, die Briefwahl ermöglichen.

Dann fordern wir – das wird sicher umstritten sein,
aber wir fordern es trotzdem –, dass auch in be-
schränktem Maße finanzwirksame Volksbegehren
möglich sein müssen. Das entspricht der Konkretisie-
rung und Auslegung von Artikel 73 der Bayerischen
Verfassung, der aus meiner Sicht von vielen Verfas-
sungsgerichten zu weit ausgelegt wird. Wenn man
sich die neue Verfassungsgerichtsbarkeit anschaut,
merkt man hier einen Änderungsbedarf und auch eine
Änderung. Wir sind dafür, dass ein Volksbegehren
auch dann zulässig sein sollte, wenn es in geringem
Maße in den Landeshaushalt eingreift. Wir schlagen
1 % pro Volksbegehren und nicht mehr als 3 % pro
Haushaltsjahr vor. Dadurch wird es keine Störung des
Haushalts geben, und die Legislativgewalt des Bayeri-
schen Landtags wird auch nicht angetastet. Vergleich-
bare Regelungen sind schon in Bremen, Hamburg
und Berlin verabschiedet worden, übrigens alle unter
Mitwirkung der dortigen SPD. In dieser Richtung gibt
es auch Entscheidungen der Verfassungsgerichtshöfe
in Sachsen und Berlin.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, über die
Einzelheiten können und werden wir intensiv, auch
gerne streitig, diskutieren. Das werden die nächsten
Wochen zeigen.

Worum geht es uns in dieser Debatte nicht nur bei
den Volksbegehren, sondern auch bei den Volksab-
stimmungen? Ich darf hier – ich tue das nicht zum
ersten Mal – den berühmt gewordenen Satz "Mehr
Demokratie wagen" von Willy Brandt zitieren. Ich
glaube, wir sollten das tun. Natürlich gibt es immer
Bedenken – sie werden sicher auch in der Debatte
kommen, auch Bezugnahmen auf den Bayerischen
Verfassungsgerichtshof und seine Urteile –, dass man
Volksbegehren nicht zu sehr ausweiten sollte. Aber
unser Entwurf entspricht in allen Teilen der Bayeri-
schen Verfassung, und wir geben der bayerischen
Bevölkerung mehr Chancen mitzugestalten.
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Als Parlamentarier darf man auch durchaus einmal
mehr Demokratie wagen. Wagen bedeutet auch
immer, ein Wagnis einzugehen, ohne vorher alles zu
wissen. Ich zitiere Peter Pan: Wenn Träume fliegen
lernen. Demokratie lebt manchmal auch von Träu-
men. Man darf nicht zu viel träumen. Ein Bundeskanz-
ler sagte einmal: Wenn man zu viele Visionen hat, ge-
hört man auf die Couch. Ich glaube, es ist anders:
Man sollte Visionen haben und sie verwirklichen. De-
mokratie lebt vom Wandel, sie lebt von der Erneue-
rung. Demokratische Vorstellungen leben auch von
Ideen und Träumen. Ich habe Peter Pan zitiert. In Ne-
verland passiert etwas, wenn man nur daran glaubt.
In der Opposition hat man vielleicht ein bisschen ver-
lernt, daran zu glauben, dass etwas gleich passiert,
wenn man nur daran glaubt. So ist es auch im Land-
tag nicht. Aber wir sollten uns schon ein Stück Fanta-
sie bewahren. Wir sollten auch mehr Demokratie
wagen. Denn nur wenn man etwas wagt, kann man
auch etwas gewinnen. Gerade die Parteien, die schon
ein erkleckliches Alter erreicht haben – bei der SPD
sind es 150 Jahre,

(Zuruf von der SPD: 151!)

151 Jahre –, haben bewiesen, dass man etwas
wagen muss. Hätte die SPD auch in dunklen Zeiten
nichts gewagt und keine Risikobereitschaft gezeigt,
wäre sie nicht dort, wo sie heute ist.

Insofern plädiere ich dafür, etwas zu wagen, auch in
der Politik manchmal zu träumen und Fantasie zu
haben. Dann werden wir es schaffen, Bürger für die
Demokratie zu gewinnen. Auf diesem Wege würde ich
Sie alle ganz gerne mitnehmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. Als Nächster hat der Kollege
Josef Zellmeier von der CSU das Wort. Bitte schön,
Herr Kollege.

Josef Zellmeier (CSU): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Bayern ist das Bundesland mit
der größten Bürgerbeteiligung, zum einen wenn es
um die Gesetzgebung geht, aber auch wenn es um
die Verwaltung und Gestaltung unserer Kommunen
geht. Darauf sind wir als die große Volkspartei stolz.
Wir freuen uns, dass die Bürger in Bayern mitbestim-
men wollen und das auch immer wieder zum Aus-
druck bringen. Deshalb verbessern wir die Einbindung
unserer Bevölkerung mit der Volksbefragung; denn
wir wollen die Bürger außerhalb der Möglichkeiten,
die wir bisher hatten, befragen, gerade zu Themen,
die bayernweit wichtig und entscheidend sind. Das ist
in Deutschland einzigartig.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, beim Volksbe-
gehren und beim Volksentscheid sehen wir keinen
Änderungsbedarf. Die Regelung hat sich doch be-
währt. In den letzten 47 Jahren gab es 19 Volksbe-
gehren. Davon waren acht mit deutlich über 10 % der
Unterschriften erfolgreich, und nur zwei derjenigen,
die gescheitert sind, hatten eine Beteiligung zwischen
8 und 10 %. Das heißt, die gescheiterten Volksbegeh-
ren sind in der Regel deutlich gescheitert. Deshalb
wollen wir an den 10 % festhalten, auch deswegen,
weil der Bürgerwille klar zum Ausdruck kommen
muss.

Lieber Kollege Piazolo, Sie wissen, dass wir bei dem
Volksbegehren zum Nichtraucherschutz eine hohe
Eintragungsquote von fast 14 % hatten. Aber die Zahl
derjenigen, die zur Abstimmung gingen, war nicht ein-
mal dreimal so hoch; nur 37,7 % gingen zur Abstim-
mung. Das heißt, fast 40 % der Abstimmenden hatten
sich schon vorher eingetragen. Da ist die Wahlbeteili-
gung in München wie in vielen anderen Städten doch
noch etwas höher, wenn sie uns auch viel zu niedrig
ist. Wir von der CSU haben eine Umfrage in Auftrag
gegeben, deren Ergebnis in Kreuth veröffentlicht
wurde. Die Bürger haben deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass Sie Beteiligung wollen, aber nur zu wich-
tigen Themen. Insofern ist die 10-Prozent-Hürde
genau das richtige Instrument, um festzustellen, was
den Bürgern wichtig ist.

Wir wollen nicht, dass im Zusammenhang mit Volks-
begehren oder Volksentscheiden ein Dauerwahlkampf
entsteht. Werden die Hürden gesenkt, erhält die Op-
position ein Instrument, mit dem sie das Ergebnis ver-
lorener Wahlen "aufmotzen" kann. Ein Dauerwahl-
kampf ist jedoch weder im Sinne der Bürger noch im
Sinne unserer Partei, die die große Mehrheit der Be-
völkerung hinter sich weiß.

(Beifall bei der CSU)

- Da kann man durchaus klatschen.

Die Regelung zur Auslegung der Eintragungslisten
hat sich ebenfalls bewährt. Listenauslegungen am
Wochenende sind bereits vorgesehen. Es gibt auch
die Möglichkeit der Eintragung für einen anderen
Stimmberechtigten, falls eine Bescheinigung über
dessen Behinderung bzw. Krankheit vorgelegt wird.
Die Eintragung ist zudem in ganz Bayern möglich,
nicht nur in der zuständigen Gemeinde.

Ein weiterer Punkt in dem Gesetzentwurf betrifft Än-
derungen hinsichtlich der Zulässigkeit der Finanzwirk-
samkeit von Volksbegehren. Nach Meinung der FREI-
EN WÄHLER sollen finanzwirksame Volksbegehren
möglich sein, wenn nicht mehr als 1 % des Staats-
haushalts betroffen ist. Liebe Kolleginnen und Kolle-
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gen, das wären aktuell fast 500 Millionen Euro, und
das in der Regel jährlich! Wenn drei oder mehr Volks-
begehren stattfinden, soll laut Gesetzentwurf die Aus-
wirkung auf maximal 3 % des Staatshaushalts be-
grenzt sein – 1,5 Milliarden Euro! Stellen Sie sich vor,
was das in Zeiten knapper Finanzen bedeuten würde;
möglicherweise kommen solche Zeiten wieder. Be-
denken Sie auch, wie eingeschränkt der Entschei-
dungsspielraum unseres Hauses wäre, wenn wir so
hohe Ausgaben einplanen müssten.

Angesichts all dessen sind wir der Meinung: Lassen
wir es, wie es ist! Die geltende gesetzliche Regelung
hat sich bewährt; sie ist gut. Wir sind damit führend in
Deutschland und werden es auch bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege
Franz Schindler von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte
schön.

Franz Schindler (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Piazolo,
zunächst einmal vielen Dank für Ihre netten Worte
über die SPD. Sie haben korrekterweise darauf hinge-
wiesen, dass die SPD in ihrer Geschichte viel gewagt
hat. So hat sie dafür gesorgt, dass wir in Bayern seit
1946 die Möglichkeit von Volksbegehren und Volks-
entscheiden haben. Das ist mitnichten ein Erfolg der
CSU. Ich freue mich aber, dass sich mittlerweile auch
die CSU darüber freut, dass wir Weltmeister in Sa-
chen Bürgerbeteiligung sind. Tatsache ist, dass so-
wohl Volksbegehren als auch Volksentscheide, insbe-
sondere aber Bürgerbegehren und Bürgerentscheide,
gegen den vehementen Widerstand der CSU vom
Volk beschlossen werden mussten.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Wenn Sie schlauer geworden sind, umso besser.

Bevor ich auf den vorliegenden Gesetzentwurf der
FREIEN WÄHLER eingehe, noch ein Wort zu Ihnen,
Kollege Zellmeier: Gestern haben wir von dem Ge-
setzentwurf der Staatsregierung zur Einführung von
Volksbefragungen in Bayern Kenntnis erlangt. Sie
kennen sowohl den Gesetzentwurf der SPD-Fraktion
als auch den Vorschlag der FREIEN WÄHLER. Ver-
gleiche ich sie mit dem, was die Staatsregierung und
möglicherweise die CSU-Fraktion diesem Haus vorle-
gen möchten, dann muss ich sagen: Ich würde mich
schämen, wenn ich dem Hohen Haus so etwas vorle-
gen würde.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Der Entwurf der Staatsregierung hat überhaupt keine
Substanz. Wo waren denn die klügsten Köpfe der
Staatskanzlei und des Innenministeriums, als dieser
Gesetzentwurf erarbeitet worden ist? Die müssen alle
im Urlaub gewesen sein. Mit Verlaub, das hätte jeder
Hilfsreferent in jeder unserer Fraktionen viel besser
aufschreiben können.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Dies gilt unabhängig von dem Inhalt, mit dem Sie mei-
nen, das Volk hinters Licht führen zu können.

Aber jetzt komme ich zu dem Gesetzentwurf der
FREIEN WÄHLER. Wir haben im Herbst letzten Jah-
res fünf Verfassungsänderungen beschlossen, und in
den vergangenen wenigen Monaten der neuen Wahl-
periode sind von Ihnen schon zwei weitere Vorschlä-
ge zur Änderung der Verfassung eingebracht worden.
Ich verhehle nicht, dass mir das nicht gefällt, Herr
Professor Piazolo. Wenn Sie es ernst meinten, müss-
ten Sie Ihren Vorschlag mit anderen Fraktionen ab-
stimmen. Man muss es ja vorbereiten, um vielleicht
doch Konsens in diesem Haus zu finden. Aber sei’s
drum – so haben Sie es nun einmal gemacht.

In der Sache möchte ich Folgendes sagen: Über die
Senkung des Unterschriftenquorums von gegenwärtig
10 auf 8 % kann man reden; allerdings erscheint mir
diese Zahl etwas willkürlich. Kollege Zellmeier hat,
wie ich meine, richtigerweise darauf hingewiesen,
dass die in der Vergangenheit gescheiterten Volksbe-
gehren im Regelfall gerade nicht 8 % erreicht haben;
lediglich zwei Volksbegehren in der langen Geschich-
te unserer Volksgesetzgebung seit 1946 wären erfolg-
reich gewesen, wenn es schon damals ein 8-Prozent-
Quorum gegeben hätte: das von der FDP initiierte
Volksbegehren zur Gemeinschaftsschule und das
Volksbegehren "Aus Liebe zum Wald". Beide erreich-
ten jeweils 9,3 %. Alle anderen wären dennoch ge-
scheitert. Das kann man in einer Tabelle nachlesen,
die das Innenministerium dazu aufgestellt hat.

Im Übrigen stimmt es nicht, dass in Bayern die Hür-
den für Volksbegehren und Volksentscheide im Ver-
gleich zu anderen Bundesländern besonders hoch
seien. Wenn man genau hinschaut, stellt man fest: Es
gibt auch in anderen Bundesländern Unterschriften-
quoren von 10 %; einige haben wohl 8 % oder sogar
nur 5 %. Der entscheidende Punkt ist jedoch, dass in
diesen Ländern jeweils auch ein Beteiligungs-, ja
sogar ein Zustimmungsquorum bei Volksentscheiden
vorgesehen ist. Es ist doch gerade der Vorteil hier in
Bayern, dass beim Volksentscheid, wenn es nicht um
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eine Änderung der Verfassung geht, die Mehrheit ent-
scheidet. Letztlich können zwei Leute entscheiden,
wie ein Volksentscheid ausgeht.

Wer die Senkung des Unterschriftenquorums bei
Volksbegehren vorschlägt, muss sich darauf einstel-
len, dass jemand auf die Idee kommt, eine Nachbes-
serung auch an anderer Stelle zu fordern. Wenn wir,
was das Quorum angeht, bei der Legitimation für die
Änderung eines Gesetzes nachgeben – darum geht
es in einem Volksbegehren -, dann muss man, um die
Legitimation wiederherzustellen, auch beim Volksent-
scheid ein bestimmtes Quorum einführen. Das wollen
wir nicht!

Noch eine Anmerkung, was Haushaltsgesetze, Abga-
bengesetze usw. betrifft: Sie haben im Prinzip recht,
auch wir kritisieren den gegenwärtigen Zustand. Die
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs geht
auch uns viel zu weit. Allerdings wissen Sie auch,
dass es insoweit Bewegung gibt. Das hat sich gerade
im Zusammenhang mit dem letzten Volksbegehren
zur Abschaffung von Studienbeiträgen gezeigt. Es
war erstaunlich. Ich muss gestehen, dass ich mich in-
soweit völlig getäuscht habe, weil ich das nicht erwar-
tet hatte. Da ist Bewegung im Spiel.

Die von den FREIEN WÄHLERN vorgeschlagene Re-
gelung zur Finanzwirksamkeit – Begrenzung auf 1 %
des Staatshaushalts – ist schwer zu erklären. Warum
soll es nicht ein halbes Prozent sein, warum nicht 2
oder 3 %? Es geht darum, dass finanzwirksame
Volksbegehren künftig nicht mehr deswegen schei-
tern, weil sie in irgendeiner Weise finanzwirksam sind.
Übrigens sind solche Volksbegehren schon zugelas-
sen worden, wenn auch nur mit geringer Auswirkung
auf den Staatshaushalt. Die Richtung stimmt jeden-
falls. Wir müssten über die Budgethoheit des Land-
tags ebenso reden wie über die Änderungsfestigkeit,
von der der Bayerische Verfassungsgerichtshof in die-
sem Zusammenhang ausgeht.

Der langen Rede kurzer Sinn – ich bin schon wieder
am Ende meiner Redezeit -: Wir prüfen diesen Vor-
schlag der FREIEN WÄHLER sehr sorgfältig. Wir
waren und sind dafür, alles zu unterstützen, was zu
höherer Beteiligung der Bürger in Bayern führt. Auch
wir haben entsprechende Gesetzentwürfe in der
Schublade. Ob wir dem Gesetzentwurf in der vorlie-
genden Fassung zustimmen werden, weiß ich noch
nicht; das wird die Debatte ergeben.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege Schindler. Sie waren im Eifer des
Gefechts; deswegen habe ich Sie überziehen lassen.
– Als Nächste hat Frau Kollegin Katharina Schulze

von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das
Wort. Bitte schön, Frau Kollegin.

Katharina Schulze (GRÜNE): Sehr geehrter Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst
einmal möchte ich Herrn Kollegen Piazolo für die Vor-
lage des Gesetzentwurfs danken, über den wir disku-
tieren. Aber gleich am Anfang möchte ich sagen: Der
Satz "Man muss nur an etwas glauben, dann passiert
es" ist mir etwas zu wenig. Glauben allein reicht mir
nicht.

Ich möchte dass das Hohe Haus die Bürgerbeteili-
gung endlich ernst nimmt und nicht immer nur Lippen-
bekenntnisse von sich gibt. Da muss ich vor allem in
Richtung CSU-Fraktion schauen: Kollege Zellmeier
sagte, die CSU nehme die Bürgerbeteiligung wahn-
sinnig wichtig. Angesichts dessen stelle ich die Frage,
wieso die Petition zur dritten Startbahn aus faden-
scheinigen Gründen von der Tagesordnung des Petiti-
onsausschusses genommen wurde. Das wäre eine
gute Möglichkeit aus Sicht der Bürgerinnen und Bür-
ger gewesen, über die Problematik zu diskutieren.
Wenn Sie von der CSU Bürgerbeteiligung so ernst
nehmen, wieso lassen Sie die Diskussion morgen
nicht zu? Haben Sie Angst vor den Stichwahlen am
Sonntag?

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN – Widerspruch bei der CSU)

Ich komme zu dem schwierigen Thema Volksbefra-
gung, das die CSU ständig durch die Medien treibt.
Die Volksbefragung hätte einen Placeboeffekt; es
fehlt die Bindungswirkung. Damit macht man das
wichtige Instrument der Bürgerbeteiligung nur lächer-
lich. In meinen Augen ersetzt die Demoskopie nicht
die Demokratie.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN)

Schließlich möchte ich noch kurz erwähnen: Der Satz
"Es hat sich bewährt!" regt mich einfach auf.

(Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Es gibt nämlich keine Veränderung und keine Verbes-
serung, wenn Sie immer alles beim Alten belassen.
Wenn auch die CSU-Fraktion der Meinung ist, sie
wolle mehr Beteiligung für die Bürgerinnen und Bür-
ger, wieso machen wir uns dann nicht genau an diese
Gesetze, zum Beispiel an das Gesetz zum Thema
Volksentscheid, und verändern dort etwas, wenn wir
herausgefunden haben, dass es Verbesserungsmög-
lichkeiten gibt?

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Jetzt komme ich zum Inhalt des Gesetzentwurfs der
FREIEN WÄHLER. Viele Punkte davon gefallen uns
GRÜNEN sehr gut, zum Beispiel die briefliche Eintra-
gung. Das ist höchst überfällig in der heutigen Zeit. Es
ist gut, wenn die Eintragungsfrist auf vier Wochen ver-
längert wird - im Moment sind es zwei - und wenn
man sich zumindest an einem Wochenende eintragen
kann. Wie Sie richtig ausgeführt haben, ist das abso-
lut sinnvoll. Es gibt so viele Menschen, die berufstätig
sind und nicht ständig Zeit haben. Aber wir wollen
doch, dass sie sich beteiligen. Also ist es sinnvoll,
diese Dinge zu ändern. Ich kann nicht nachvollziehen,
wieso sich die CSU gegen so etwas sträubt. Da bin
ich auf sinnvolle Argumente gespannt.

(Beifall des Abgeordneten Thomas Gehring
(GRÜNE))

Auch wir GRÜNEN möchten keine Volksbegehren
und Volksentscheide über das Haushaltsgesetz als
Ganzes. Jedoch muss ich diesbezüglich dem Kolle-
gen Schindler von der SPD zustimmen. Ich finde es
etwas schwierig, dass finanzwirksame Volksbegehren
nur zugelassen werden sollen, wenn davon weniger
als 1 % des Staatshaushalts betroffen ist. Ich finde
das deswegen schwierig, weil es zum einen nicht
leicht ist, das zu berechnen, und weil es zum anderen
schwierig ist, damit umzugehen, wenn man zum Bei-
spiel per Volksentscheid Einsparungen vornehmen
möchte. Das sind alles Dinge, die man diskutieren
muss. Wir GRÜNEN möchten finanzwirksame Volks-
begehren generell zulassen.

(Beifall des Abgeordneten Thomas Gehring
(GRÜNE))

Dann unterscheiden wir uns sehr bei einem Punkt,
den Sie, Herr Piazolo, angesprochen haben. Bisher
ist es so, dass sich beim Volksbegehren 10 % eintra-
gen müssen, damit es zu einem Volksentscheid
kommt. Sie möchten das auf 8 % senken. Wir plädie-
ren für 5 %. Warum 5 %? - 5 % deswegen, weil wir
möchten, dass sich mehr Menschen beteiligen kön-
nen. Man kann sich dazu anschauen, an welchen
Hürden die letzten Volksbegehren gescheitert sind.
Wir hätten fünf Volksentscheide mehr gehabt, wenn
wir die Fünf-Prozent-Hürde gehabt hätten. Das ist
eine Zahl, mit der man gut arbeiten kann. Sie ist nicht
so niedrig, dass sozusagen jedes Thema drankommt,
aber keine so unüberwindbare Hürde wie 10 oder
8 %.

Die CSU braucht dabei auch keine große Angst zu
haben. Es geht doch zunächst nur darum, das Quo-
rum zu erreichen, damit es zu einem Volksentscheid
kommt. Aber dann ist immer noch nicht gesagt, dass

der auch durchgeht. Wie wir alle wissen, kommt dann
noch die zweite Stufe.

Zusammenfassend kann ich sagen, dass wir uns auf
die weitere Debatte freuen. Prinzipiell finden wir viele
Punkte in diesem Gesetzentwurf sehr gut. Wir haben
in der letzten Legislaturperiode einen ähnlichen Ge-
setzentwurf eingebracht. Da herrscht ein absoluter
Konsens. Über ein paar Punkte können wir uns viel-
leicht noch einigen. Ich würde mich vor allem freuen,
wenn die Herren und Damen von der CSU-Fraktion
ihren Worten Taten folgen ließen und sich an der in-
haltlichen Debatte konstruktiv beteiligen würden,
wenn sie also nicht ein Placeboinstrument der Volks-
befragung einführen wollten, das die Volksbeteiligung
nicht wirklich stärkt.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abgeordneten
Professor Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER))

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. Weitere Redner sind nicht ge-
meldet. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich
schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen als feder-
führendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit
Einverständnis? – Widerspruch sehe ich nicht. Dann
ist so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 c auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Stärkung der kommunalen Demokratie
Informationsrechte der Gemeinde-, Kreis- und
Bezirksräte (Drs. 17/1031)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Antragsteller
begründet. Erster Redner ist Kollege Jürgen Mistol
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, Herr
Kollege.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Präsident, verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Viele, die in Kommunalpar-
lamenten tätig waren oder sind und der Opposition
angehörten oder angehören, kennen das Problem:
mangelnde Information seitens der Verwaltung und
der Verweis auf die Gemeindeordnung, wonach nur
der Stadtrat oder der Gemeinderat als Ganzes solche
Informationen einfordern kann. Neu ist dieses Pro-
blem nicht. Wir GRÜNEN haben bereits in der 14. Le-
gislaturperiode und zuletzt 2010 entsprechende Ge-
setzentwürfe eingebracht, um die einzelne Stadträtin
oder den einzelnen Gemeinderat und die kommunale
Demokratie insgesamt zu stärken.
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Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen von der CSU,
haben das mit gewohnter Hartnäckigkeit regelmäßig
abgelehnt. Aber vielleicht lassen Sie sich heute eines
Besseren belehren. Bedenken Sie, nach der Kommu-
nalwahl am 16. März befinden sich auch viele Ihrer
Parteifreundinnen und -freunde vielleicht in der Oppo-
sition, und diese wären sicherlich dankbar, wenn Sie
zu einer anderen Auffassung kämen.

Unabhängig davon halten wir es eine gute Woche
nach den Kommunalwahlen für absolut angebracht,
über die Stärkung der kommunalen Demokratie im
Allgemeinen und speziell über die Auskunftsrechte
der Frauen und Männer, die nun in die Stadt- und Ge-
meinderäte, Kreistage und vor einem halben Jahr in
die Bezirkstage gewählt wurden, zu diskutieren.
Schließlich ist für uns die Forderung nach starken und
souveränen Kommunen nicht nur ein Lippenbekennt-
nis, das nach Verkünden der Wahlergebnisse bis zur
nächsten Wahl wieder in der Schublade verschwindet.
Kolleginnen und Kollegen, nur so kann eine gleichbe-
rechtigte Mandatsausübung gewährleistet werden.

Deswegen haben wir GRÜNEN auch dem Antrag der
SPD vergangene Woche im Innenausschuss zuge-
stimmt. Aber nicht einmal dieser Initiative, die der
Staatsregierung noch viel Zeit und auch viel Hand-
lungsspielraum gelassen hätte, wollte eine Mehrheit
der CSU-Kollegen im Ausschuss zustimmen. Deswe-
gen wollen wir GRÜNEN mit unserem Gesetzentwurf
jetzt erneut die Debatte in Gang bringen. Mit dieser
Initiative wollen wir die Demokratie vor Ort stärken
und die Kommunalverfassungen angleichen; denn ein
individuelles Auskunftsrecht besteht bislang nur auf
Landkreisebene. Warum dann nicht auch auf Gemein-
de- und auf Bezirksebene?

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Zudem wollen wir ein individuelles Akteneinsichts-
recht auf allen drei kommunalen Ebenen verankern.
Drittens wollen wir, dass die Mandatsträgerinnen und
Mandatsträger auf allen Ebenen neben den Tages-
ordnungen auch die sitzungsvorbereitenden Unterla-
gen bekommen. Solche Selbstverständlichkeiten gel-
ten – das erfahre ich immer wieder – für einige
Bürgermeister offensichtlich leider nicht.

Das Informationsrecht und die Kontrolle der Verwal-
tung gehören zu den Kernelementen des unmittelbar
demokratisch legitimierten Mandats. Da reicht es ein-
fach nicht, wenn der Gemeinderat oder der Bezirkstag
nur als Kollegialorgan die Überwachung der jeweili-
gen Verwaltung wahrnehmen kann. Das kann zwar
alles bislang schon auf kommunaler Ebene geregelt
werden, doch wäre es sinnvoll, diese Vorgaben auch
gesetzlich zu zementieren. Dann müssten bei stritti-

gen Fragen nicht ständig die Rechtsaufsichtsbehör-
den eingeschaltet werden.

Gerade Minderheiten bzw. kleine Gruppierungen sind
oftmals von Informationen ausgeschlossen und gera-
ten so in eine Zwickmühle. Einerseits sind sie zu einer
gewissenhaften Mandatsausübung und zur Abstim-
mung verpflichtet, andererseits haben sie keinen An-
spruch darauf, Informationen zu erhalten, wie es eine
gewissenhafte Vorbereitung eigentlich erfordern
würde. Wenn sie dann auf Auskunft bestehen, werden
sie regelmäßig durch Mehrheitsbeschlüsse einfach
überstimmt. Kolleginnen und Kollegen, ein individuel-
les Auskunftsrecht ist doch auch für uns im Landtag
zur Ausübung unseres Mandates so selbstverständ-
lich wie unbestritten, auch wenn man die Staatsregie-
rung immer wieder einmal daran erinnern muss.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Viele von Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, üben
selbst ein Kommunalmandat aus oder sind als Kom-
munalpolitiker in die Politik eingestiegen. Ich weiß
nicht, wie es Ihnen geht, aber aus meiner eigenen Er-
fahrung als Kommunalpolitiker gerade aufseiten der
Opposition kann ich ein Lied davon singen, dass das
Auskunftsrecht oftmals zu wünschen übriglässt und
oft vom Goodwill des einzelnen Bürgermeisters oder
der Bürgermeisterin abhängig ist.

Verbindliche Auskunftsrechte sind deshalb auf kom-
munaler Ebene ebenso sinnvoll und notwendig, auch
wenn es sich bei den jeweiligen Gremien im engeren
Sinne nicht um Parlamente, sondern um Verwaltungs-
organe handelt. Umso wichtiger ist es, dass bei die-
sen Selbstverwaltungskörperschaften vergleichbare
legislative Maßstäbe angesetzt werden. Selbstver-
ständlich begrüßen wir es, wenn im Laufe der Ver-
handlungen auch noch die kommunalen Spitzenver-
bände – das ist auch im Ausschuss angesprochen
worden – ihre Positionen einbringen. Allerdings muss
darauf hingewiesen werden: Es geht um die Stärkung
der Oppositionsrechte, die endlich auf eine solide
rechtliche Grundlage gestellt werden müssen. Demo-
kratie braucht Transparenz. Im Sinne der Informati-
onsfreiheit müsste ein umfassendes Auskunftsrecht
kommunaler Mandatsträger ohnehin Ausdruck unse-
res demokratischen Selbstverständnisses sein. Ich
bin gespannt, wie wir heute und im Anschluss im Aus-
schuss darüber diskutieren werden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Näch-
ster hat der Kollege Otto Lederer von der CSU das
Wort.
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Otto Lederer (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Gesetzentwurf,
der uns heute von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorge-
legt wurde, ist nicht ganz neu. Er wurde fast identisch
bereits 2010 schon einmal gestellt. Der Gesetzentwurf
sieht diverse Änderungen der Gemeinde-, Landkreis-
und Bezirksordnung vor. Dabei soll jedem Gremiums-
mitglied ein individuelles Auskunfts- und Aktenein-
sichtsrecht gewährt werden. Darüber hinaus sollen
den jeweiligen Tagesordnungen die notwendigen sit-
zungsvorbereitenden Unterlagen beigefügt werden.
Zuletzt wurde ein entsprechender Gesetzentwurf der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Plenarsit-
zung am 02.07.2013 abgelehnt. Auch ein ähnlich ge-
arteter Antrag der SPD-Fraktion scheiterte vergange-
ne Woche im zuständigen Ausschuss für Kommunale
Fragen, Innere Sicherheit und Sport.

Seitdem hat sich meines Erachtens die Sachlage
nicht verändert. Lieber Kollege Mistol, nicht nur nach
Auffassung der CSU, sondern auch nach Auffassung
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs ist die gülti-
ge Rechtslage ausreichend für die Gremiumsmitglie-
der, um sich für eine Entscheidung hinreichend kun-
dig machen zu können. Ich zitiere aus der
Begründung des Antrags der SPD auf Drucksache
17/791 folgenden Satz:

Die Notwendigkeit einer sorgfältigen Sitzungsvor-
bereitung erfordere nicht, dass die Gemeindever-
waltung jedem einzelnen Gemeinderatsmitglied
Akteneinsicht zu gewähren habe.

Ich stelle fest, dass die unabhängige Gerichtsbarkeit
dies so sieht. Auch andere Institutionen sehen das
ähnlich. Ich nenne hier den Bayerischen Gemeinde-
tag, der nicht parteipolitisch geprägt ist. Auch dieser
sieht keine zwingende Notwendigkeit, die derzeitige
Regelung zu ändern, zumal es jeder Gemeinde jeder-
zeit möglich ist, in der Geschäftsordnung entspre-
chende Regelungen dahin gehend zu treffen, dass
diese Auskunftsansprüche jeweils den Bedürfnissen
der einzelnen Kommune entsprechend zugeschnitten
werden können. Als langjähriger Bürgermeister ist mir
die kommunale Selbstverwaltung sehr wichtig. Vor
diesem Hintergrund bin ich der Meinung, dass wir den
Kommunen den größtmöglichen Gestaltungsspiel-
raum geben bzw. belassen sollten. Eine Einengung
der gegenwärtigen Rechtslage durch den Landtag
würde diesen Spielraum für die Kommunen beschnei-
den und damit eine flexible Regelung entsprechend
den unterschiedlichen Situationen vor Ort unterbin-
den.

Bezüglich eines individuellen Akteneinsichtsrechts,
wie es auch hier gefordert wird, haben sich neben
dem Bayerischen Gemeindetag auch der Verband der

Bayerischen Bezirke und der Landesbeauftragte für
den Datenschutz in der Vergangenheit ablehnend ge-
äußert. Als Gründe wurden mangelnde Praktikabilität
und datenschutzrechtliche Bedenken angeführt.

Datenschutzrechtliche Bedenken habe ich auch bei
der Forderung, den Gremiumsmitgliedern für wirklich
jeden Tagesordnungspunkt vorab Sitzungsunterlagen
zukommen zu lassen. In Ihrem Gesetzentwurf wird
nicht zwischen öffentlichen und nichtöffentlichen Sitz-
ungen unterschieden. Wenn ich das richtig verstehe,
würden Sie den Gremiumsmitgliedern also auch die
Unterlagen zu nichtöffentlichen Sitzungen zuschicken.
Hier geht es um Personalangelegenheiten, Grund-
stücksgeschäfte oder Stundungsanträge. Das sind
Unterlagen mit höchst sensiblen und oftmals persönli-
chen Daten.

Diese Sichtweise halte ich für sehr problematisch. Vor
diesem Hintergrund sehe ich der Diskussion im Aus-
schuss und insbesondere den Stellungnahmen der
kommunalen Spitzenverbände und des Datenschutz-
beauftragten mit Spannung entgegen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Näch-
ster hat Herr Kollege Dr. Paul Wengert von der SPD
das Wort.

Dr. Paul Wengert (SPD): Herr Präsident, sehr geehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Wir haben schon mehr-
fach gehört, dass das Anliegen dieses Gesetzent-
wurfs nicht neu ist. Leider sind die GRÜNEN schon
2001 und 2010 mit einem entsprechenden Gesetzent-
wurf gescheitert. Nicht besser ging es uns am
20. Februar dieses Jahres mit unserem Antrag, mit
dem wir erreichen wollten, dass der Landtag die
Staatsregierung auffordert, im Zuge der in dieser Le-
gislaturperiode ohnehin anstehenden Überarbeitung
kommunalrechtlicher Vorschriften auch eine Ände-
rung der Gemeinde- und Bezirksordnung vorzuneh-
men. Dabei haben wir uns, um es den Kolleginnen
und Kollegen der CSU leichter zu machen, dem An-
trag zuzustimmen, auf das Ziel beschränkt, dem ein-
zelnen Gemeinderatsmitglied und dem einzelnen Be-
zirkstagsmitglied das gleiche Auskunftsrecht wie dem
Kreisrat gegenüber dem Landratsamt nach Artikel 23
Absatz 2 Satz 2 der Landkreisordnung einzuräumen,
um endlich dem Anachronismus entgegenzutreten,
dass auf kommunaler Ebene unterschiedliche Aus-
kunfts- und Akteneinsichtsrechte der kommunalen
Mandatsträger bestehen. Was eigentlich selbstver-
ständlich ist, nämlich die Mandatsträger auf kommu-
naler Ebene hinsichtlich ihres Rechts auf Auskunft ge-
genüber dem Bürgermeister, dem Landrat oder dem
Bezirkstagspräsidenten gleich zu behandeln, wurde
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im Kommunalausschuss mit einer eher dürftigen, kei-
neswegs aber überzeugenden Argumentation abge-
lehnt.

Weil wir uns in dieser Frage mit den GRÜNEN einig
sind, bringen wir deren Gesetzentwurf, den wir heute
in Erster Lesung behandeln, viel Sympathie entgegen.
Das gilt grundsätzlich auch für die Forderung der
Überlassung von sitzungsvorbereitenden Unterlagen.
Angesichts der hohen Anforderungen, die die Recht-
sprechung an die Ausübung eines kommunalen Man-
dats inzwischen stellt, müsste es eigentlich eine
Selbstverständlichkeit sein, dass die Gemeinderats-
mitglieder, Stadtratsmitglieder und Bezirkstagsmitglie-
der angemessen aussagekräftige Sitzungsunterlagen
zur Vorbereitung bekommen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist leider so: Gesetze werden in der Regel für die-
jenigen gemacht, die sich an Selbstverständlichkeiten
nicht halten und Selbstverständliches nicht als sol-
ches betrachten. Leider ist es draußen im Land nicht
überall selbstverständlich, dass die Sitzungsunterla-
gen aussagekräftig und ausreichend sind. Viele Bera-
tungen in kommunalen Gremien scheitern bzw. kön-
nen nicht zu Ende gebracht werden, sondern müssen
unterbrochen werden. Dies liegt daran, dass sich
Ratsmitglieder aufgrund unzureichender Informatio-
nen, die nur mündlich oder auf Basis von Tischvorla-
gen erfolgen und wegen ihres Umfangs in der Sitzung
gar nicht alle angeschaut werden können, nicht in der
Lage sehen, eine Entscheidung zu treffen. Das könn-
te durch die Überlassung aussagekräftiger Sitzungs-
unterlagen vermieden werden.

In die Ausschussberatungen werden wir selbstver-
ständlich gerne auch die noch einzuholenden aktuel-
len Stellungnahmen der kommunalen Spitzenverbän-
de einbeziehen, und in den Beratungen werden wir
Gelegenheit zum Austausch von Argumenten haben.
Die Aussagen der kommunalen Spitzenverbände zu
den bisherigen Gesetzentwürfen waren übrigens nicht
sehr stichhaltig. Der Verband der Bezirke hat nur mit-
geteilt, die Einräumung eines individuellen Auskunfts-
rechts des Bezirkstagsmitglieds gegenüber der Be-
zirksverwaltung sei nicht zwingend erforderlich. Das
ist aber etwas ganz anderes als eine Ablehnung. Zu
den datenschutzrechtlichen Bedenken, die der Ge-
meindetag geäußert hat, will ich mich nicht ausführlich
äußern; denn hier wird schlicht und einfach den Ge-
meinderats- und Stadtratsmitgliedern unterstellt, dass
sie nicht ordentlich mit den ihnen obliegenden Ver-
schwiegenheitspflichten umgehen. Ich weiß nicht, wie
man hier zwischen Mitgliedern eines Stadtrats und
Mitgliedern eines Bezirkstags auf der einen und Mit-
gliedern der Kreistage auf der anderen Seite differen-

zieren will, die diese Auskunftsrechte selbstverständ-
lich haben. Lieber Herr Kollege Lederer, Sie können
es drehen und wenden, wie Sie wollen, draußen im
Land versteht kein Mensch, warum ein Gemeinderats-
oder Stadtratsmitglied oder ein Mitglied des Bezirks-
tags kein individuelles Auskunftsrecht gegenüber der
Verwaltung hat, aber ein Kreistagsmitglied schon. Da
fallen Ihnen wirklich keine guten Argumente ein. Ver-
stecken hinter dem Datenschutz hat mit Vertrauen ge-
genüber den Mandatsträgern im kommunalen Bereich
gar nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Ich freue mich auf die Beratung in den Ausschüssen
und hoffe, dass es uns vielleicht doch noch gelingt,
dass Sie nach 13 oder 14 Jahren endlich ein Einse-
hen haben und sich den besseren Argumenten, die
wir bisher vorgebracht haben, anschließen. Insofern
hoffe ich auf eine konstruktive Diskussion. Bürger-
meisterliche Erfahrung bringen wir alle miteinander
genügend mit ein. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. Als Nächste hat Frau Kollegin
Eva Gottstein von den FREIEN WÄHLERN das Wort.
Bitte schön, Frau Kollegin.

Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Natürlich
stimmt es, dass dieser Gesetzentwurf bereits in der
letzten Legislaturperiode eingereicht und abgelehnt
wurde. Das heißt aber nicht, dass er deswegen
schlecht wäre. Leider wurde in der vergangenen
Woche ein vergleichbarer Antrag der SPD im Innen-
ausschuss behandelt und abgelehnt. Ich denke, jetzt
ist ein guter Zeitpunkt, diesen Gesetzentwurf wieder
vorzulegen. Wir erleben gerade einen Neustart in den
Kommunen. Am kommenden Sonntag werden die
Kommunalwahlen endgültig hinter uns liegen. Wir
starten Anfang Mai in die neuen Gemeindegremien
mit neuen Geschäftsordnungen usw. Da ist es genau
richtig, hier diesen Gedanken aufzugreifen, weil die
bisherige Situation ein Manko darstellt.

Im Übrigen ist, wie man der Presse entnehmen kann,
die kommunale Landschaft vielfältiger und bunter ge-
worden. Das heißt, wir haben in den zukünftigen Ge-
meindegremien sehr wohl viele kleine Gruppierungen,
die oft keinen Fraktionsstatus haben und sich daher
oft sehr schwer tun werden, ihre Informationsrechte in
Anspruch zu nehmen. Wenn mein Vorredner sagt,
das wurde abgelehnt und die Sachlage hat sich nicht
geändert, muss ich sagen: Die Sachlage hat sich hier
im Haus oft nicht geändert, und dennoch wurden die
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Beschlüsse geändert. Das ist keine stichhaltige Be-
gründung.

Es geht um zwei wesentliche Dinge, nämlich das indi-
viduelle Auskunftsrecht und die individuelle Aktenein-
sicht. Natürlich funktioniert das in vielen Kommunen.
Aber es gilt ganz klar: Wo Menschen sind, menschelt
es. Da gibt es Sympathien und Antipathien, die bis in
diese Gremien hineinreichen. Wo Mehrheiten sind,
werden sie auch genutzt. Mehrheiten dürfen genutzt
werden. Sie werden in diesem Zusammenhang
manchmal auch missbraucht. Der Herr Vorredner
sagte, dafür macht man sich vor Ort eine Geschäfts-
ordnung. Da frage ich: Wie blauäugig ist man denn?
Ich habe - und das wünsche ich jedem hier, der das
anspricht - über 15 Jahre Stadtratsmandat mit einer
absoluten Mehrheit hinter mir, die nicht bei meiner
Fraktion lag. Eine Geschäftsordnung spiegelt doch als
Allererstes die Mehrheitsverhältnisse wider. Wenn je-
mand sagt, das sind immer vernünftige Geschäftsord-
nungen, dann muss ich dem aus eigener Erfahrung
widersprechen. Da bin ich bestimmt nicht allein. Es
gibt Mehrheiten, die sich auch in der Geschäftsord-
nung widerspiegeln. Dann werden Rechte eben doch
sehr eingeschränkt. Ich habe es öfter erlebt – nicht ich
persönlich, aber andere in diesem Gremium -, dass
das Auskunftsrecht ganz knallhart verweigert wurde.
Das kann doch nicht sein. Wir haben alle Mandate in
diesen Gremien, die wir korrekt ausüben können müs-
sen, wie der Bürger es gewollt hat.

Zu dem Hinweis auf die Vertraulichkeit sage ich:
Jeder Stadtrat und Gemeinderat hat einen Eid abzule-
gen und schwört dabei, dass er vertrauliche Dinge
vertraulich behandelt. Da ist es doch egal, ob ihm
eine Unterlage digital oder während oder vor der Sit-
zung zugestellt wird. Wenn er eine Angelegenheit
nicht vertraulich behandeln will, findet er Wege und
verstößt dann gegen seinen Eid. Das kann kein Argu-
ment sein. Die Schaffung klarer Regelungen darf nicht
den Mehrheitsverhältnissen vor Ort überlassen wer-
den, weil es nicht von Mehrheiten abhängen darf, ob
jemand sein Mandat korrekt ausüben kann.

Es geht natürlich auch um die Glaubwürdigkeit in der
Politik. Wir merken doch alle: Wenn Politik nicht trans-
parent ist, wird sie vom Bürger als nicht glaubwürdig
wahrgenommen. Der Bürger vertraut dieser Politik
dann nicht mehr. Dann ist es doch in unser aller Inte-
resse, die angestrebten Regelungen so zu schaffen.
Der Herr Kollege vorher hat es gesagt: Kann mir einer
erklären, was in diesem Zusammenhang der Unter-
schied zwischen einem Kreisrat und einem Stadtrat
ist? Dann seien Sie konsequent und schaffen Sie die-
ses Recht auch für die Kreisräte ab. Dann ergibt es
wieder Sinn. Aber so ist es völlig unlogisch. Ich bitte
Sie, das in den Beratungen noch einmal zu überle-

gen. Es ist in unserem Interesse als Politiker und im
Interesse der Demokratie, hier für klare Verhältnisse,
für klare Rechte für jeden Einzelnen zu sorgen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der
SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.
Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss
für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport
als federführendem Ausschuss zu überweisen. Be-
steht damit Einverständnis? – Es erhebt sich dagegen
kein Widerspruch. Dann ist es so beschlossen.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung die
Tagesordnungspunkte 1 d und 1 e auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und
weiterer Rechtsvorschriften
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2014)
(Drs. 17/875)
- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung
Zweites Gesetz zur Änderung des
Haushaltsgesetzes 2013/2014
(2. Nachtragshaushaltsgesetz 2014) (Drs. 17/876)
- Erste Lesung -

Das Wort hierzu hat zunächst der Herr Staatsminister
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat,
Herr Dr. Markus Söder. – Bitte schön, Herr Staatsmi-
nister, Sie haben das Wort!

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministeri-
um): Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ein Haushalt, ob Nachtrags- oder Doppel-
haushalt, ist nicht nur ein bloßes Zahlenwerk. Ein
Haushalt ist immer Ausdruck der Stärke und Leis-
tungsfähigkeit eines Landes. Deswegen reden wir
heute nicht nur über einzelne Zahlen, sondern über
das Spiegelbild einer starken oder schwächeren Ge-
meinschaft. Wir reden nicht über Zahlen, wir reden
über Bayern, und wir werden erleben, dass wir gut
über Bayern reden können, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

Die bayerische Haushaltspolitik wurde dieser Tage
zweifach bewertet. Die eine Bewertung wurde im
Rahmen von Pressekonferenzen von Frau Stamm
und Herrn Halbleib vorgenommen. Dort wurde vorge-
bracht, der bayerische Haushalt sei ein Armutszeug-
nis, er sei Trickserei, er sei unseriös, er sei im Grunde
genommen in seiner Zeit völlig falsch. - Daneben gab
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es eine weitere Bewertung des bayerischen Haus-
halts. Das Haushaltsrecht und die Haushaltsstruktur
wurden von einer international bedeutenden Rating-
agentur, nämlich Moody’s, auf Herz und Nieren ge-
prüft. Danach ergibt sich ein anderes Bild. Moody’s
macht eines deutlich: Bayern wird im internationalen
Kontext ausdrücklich dafür gelobt, dass wir ein klu-
ges, umsichtiges Haushaltsmanagement betreiben.
Wir werden für unsere Politik, keine Schulden zu ma-
chen, sondern Schulden sogar abzubauen, gelobt.
Wir werden ausdrücklich anerkennend dafür erwähnt,
dass wir es schaffen, sogar im laufenden Haushalt
Überschüsse zu erwirtschaften.

(Beifall bei der CSU)

Deswegen hat Moody’s in seiner Bewertung Bayerns
die international beste Note vergeben, nämlich "Triple
A". So sieht es aus: SPD und GRÜNE kritisieren, Fi-
nanzexperten loben, meine Damen und Herren. Wir
erfahren regionale Kritik, nationalen Respekt und wer-
den international sogar geachtet. Wenn ich wählen
kann, was für Bayern wichtiger ist, komme ich zu dem
Ergebnis, dass nicht das Lob der Opposition, sondern
die Anerkennung für Bayern und die Zukunft dieses
Landes durch Moody’s wichtig ist.

(Beifall bei der CSU)

Der Entwurf, der heute vorgelegt und dann im Haus-
haltsausschuss diskutiert wird, ist tatsächlich Aus-
druck einer modernen Finanzarchitektur. Wir erfüllen
auf der einen Seite unsere fiskalischen Haushaltsziele
und beleben auf der anderen Seite das Wachstums-
land Bayern und versorgen die bayerische Wirtschaft
und Gesellschaft mit Treibstoff, damit sie weiter aktiv
wachsen können; denn die Grundüberlegung hinter
unserem Haushalt lautet: Unsere Gesellschaft, unser
Land wächst - zum Glück. Andere Länder schrump-
fen; wir bauen auf. Das heißt: mehr Menschen, mehr
Wirtschaft, mehr Zukunft. Das zeigt sich auch in unse-
rem Haushalt. Er wächst symmetrisch mit der Stärke
des Landes. Im Übrigen wäre es geradezu absurd,
wenn der Haushalt an derselben Stelle schrumpfen
würde, obwohl Bayern wächst – mehr Menschen,
mehr Wirtschaft, mehr Leben, mehr Aktivität. Deswe-
gen ist dieser Nachtragshaushalt ein echtes Wachs-
tums- und Konjunkturbarometer, das national seines-
gleichen sucht, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall bei der CSU)

Das Volumen des bayerischen Haushalts wächst mit
dem Nachtrag auf insgesamt knapp 50 Milliarden
Euro. Entscheidend ist, dass es sich nicht um ein un-
kontrolliertes Wachstum handelt. Unsere Ausgaben
steigen letztendlich um 5,3 %, die Einnahmen steigen

jedoch mehr an, nämlich um 5,8 %. Alle Ausgaben,
die der Freistaat Bayern tätigen muss, werden also
mit selbst erwirtschaftetem Geld bestritten. Meine
Damen und Herren, in anderen Bundesländern muss
jedes Mal fremdes Geld verwendet werden. Das Geld,
das wir ausgeben, haben wir uns selbst verdient.

(Beifall bei der CSU)

Denn zu den Einnahmen gehören nicht nur Rekord-
steuereinnahmen, sondern auch Haushaltsüberschüs-
se, die wir durch kluges Bewirtschaften des Haushalts
in allen Ministerien, in allen Institutionen erreichen.
Sogar die BayernLB wird in diesem Jahr trotz der
Schwierigkeiten, die es im letzten Jahr mit Ungarn
gab, nach eigenen Aussagen ihren Beitrag leisten
können. Wir schaffen es also, notwendige Ausgaben
zu finanzieren, aber gleichzeitig Schuldentilgung auf
höchstem Niveau fortzusetzen und die Stabilisierung
und Stärkung der Reserven zu erreichen. Das Plus,
über das wir verfügen, geben wir nicht vollständig
aus. Dieses Plus an Steuermehreinnahmen und
Haushaltsüberschüssen wird nicht nur für notwendige
Ausgaben verwendet, sondern wir legen auch Geld
für schlechte Zeiten zurück. Unsere Rücklage wächst
insgesamt auf über drei Milliarden Euro, damit wir in
schlechten Zeiten stark genug sein können. Eines
muss ich Ihnen schon sagen: Ausgaben bezahlen,
Schulden tilgen, die Rücklage stärken, das sind keine
Bilanztricks, das ist fast schon Finanzpoesie, meine
sehr verehrten Damen und Herren. Das muss man
erst einmal schaffen.

(Beifall bei der CSU)

Machen wir nicht nur schöne Worte, sondern fragen
wir auch, ob wir unsere Worte belegen beziehungs-
weise hinterlegen können. Lassen Sie uns den Fak-
tencheck, der aus einer Sendung im deutschen Fern-
sehen bekannt ist, zu den wesentlichen Finanzzahlen
eines Haushalts machen; machen wir zum Beispiel
den Faktencheck zur Zinsquote: Die Zinsquote belegt,
wie stark bzw. schwach ein Land ist; denn je höher
die Zinsquote, desto mehr Schulden, desto weniger
Zukunftsfähigkeit. Wie sieht es aus? Für den Ver-
gleich ziehe ich keine Länder heran, deren Nennung
unfair wäre. Ich rede also nicht zum Beispiel von Bre-
men oder Berlin, sondern von strukturell vergleichba-
ren Ländern. Die Zinsquote liegt in Bayern bei 1,8, in
Baden-Württemberg bei 4,2, in Nordrhein-Westfalen
bei 5,9 %. Bayern ist besser, meine sehr verehrten
Damen und Herren; Bayern ist besser als die ande-
ren.

(Beifall bei der CSU)

Wie hoch ist die Pro-Kopf-Verschuldung? Wie sehr ist
der einzelne bayerische Bürger verschuldet? Die Pro-
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Kopf-Verschuldung liegt in Bayern bei 2.436 Euro, in
Baden-Württemberg bei 6.038 Euro und in Nordrhein-
Westfalen bei 11.685 Euro. Meine Damen und Her-
ren, Bayern ist an dieser Stelle besser als die ande-
ren.

(Beifall bei der CSU)

Ich nenne eine dritte Zahl, nämlich die Investitions-
quote. Ich nenne sie fast lieber die absolute Zukunfts-
quote, weil mit der Investitionsquote entschieden wird,
was wir ausgeben, um die Zukunftsfähigkeit des
Landes zu stärken. Hier erreichen wir mit nominell
über 6 Milliarden Euro und über 12,1 % eine beachtli-
che Zahl. Die Investitionsquote liegt in Baden-Würt-
temberg bei 9,8 % und in Nordrhein-Westfalen sogar
nur bei 9,2 %. Auch hier ist Bayern besser. Die Fak-
ten belegen: Im Haushalt gibt es kein vergleichbares
Land in Deutschland, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Eine letzte, wichtige Zahl ist die Personalquote. Diese
Zahl sinkt. Das ist in diesem Fall positiv. In den ande-
ren Länderhaushalten steigt die Personalquote an.
Bei uns dominiert die hohe Investitionsquote und die
Personalquote sinkt, obwohl wir maßvoll Balance hal-
ten müssen. Wir haben keine einzige Lehrerstelle ge-
strichen, meine Damen und Herren, und die Sicher-
heit in der Justiz und dem Hochwasserschutz
stabilisiert. Neue Aufgaben in neuen Ministerien, bei-
spielsweise im Gesundheitsministerium, werden maß-
voll hinterlegt. Ganz wichtig ist, dass die Finanzver-
waltung, die einen alten Kritikpunkt bildet, weiter
gestärkt wird, beispielsweise in der Steuerfahndung.
In meiner Amtszeit wurde die Steuerfahndung um bis
zu 15 % gestärkt. Kein Land hat in so kurzer Zeit so
viel zugelegt wie wir, und das finden wir richtig.

(Beifall bei der CSU)

Während andere Länder bei ihren Beamten sparen,
indem sie die Besoldungserhöhungsrunden nicht
übertragen, haben wir sie maßvoll, aber konsequent
übernommen. Mit dem bayerischen Pensionsfonds
sorgen wir vor, um für die zukünftigen Generationen
Sicherheit zu erreichen. Ich sage es ausdrücklich: Mit
dem Pensionsfonds sichern wir die Pensionen der
heutigen Beamten, mit der Besoldung stärken wir die
Leistungsfähigkeit unseres öffentlichen Dienstes.
Deswegen sage ich bewusst: Während in den ande-
ren Bundesländern auf Kosten von Beamten gespart
wird, respektieren wir die Leistung der Staatsdiener in
unserem Land, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall bei der CSU)

Auch zu den Ausgaben sage ich ein Wort. An den
Ausgaben, die jetzt im Haushalt evident werden, gibt
es von den Größen her fast nichts zu kritisieren. Ich
sage: fast. Die Steigerungen haben nämlich Ursa-
chen, die für uns auch in gesellschaftlicher Hinsicht
von großer Bedeutung sind. Einer der größten Posten
besteht zum Beispiel in den Hochwasserhilfen für die
Flutopfer. Wir haben uns in Bayern und in Deutsch-
land für diesen wichtigen Beitrag entschieden, um
Menschen zu helfen, die durch die Flut fast alles ver-
loren haben. Die Hochwasserhilfe beläuft sich auf
403 Millionen Euro.

Weiter nenne ich die Humandividende. Durch eine
menschliche Asyl- und Flüchtlingspolitik haben wir
Mehrausgaben von 178 Millionen Euro zu verzeich-
nen. Wir erklären uns dazu bereit, die Menschen nicht
nur aufzunehmen, sondern ihnen durch eine ange-
messene Betreuung auch tatsächlich eine Chance zu
geben. Ich nenne auch die Heimathilfe, "Heimatdivi-
dende", die beispielsweise durch die Steigerung des
kommunalen Finanzausgleichs ein neues Rekordni-
veau erreicht hat. Allein diese drei großen Bereiche
der Hochwasserhilfe, der Flüchtlingspolitik und der
Heimathilfe im Bereich des kommunalen Finanzausg-
leichs sind wichtige Investitionen für unser Land. Wer
hier kritisiert und spart, versündigt sich am gesell-
schaftlichen Konsens. Wir tun das nicht.

(Beifall bei der CSU)

Ich habe vorhin gesagt, es gebe fast nichts zu kritisie-
ren. Das stimmt. Es gibt fast nichts, aber ein Posten
tut Bayern unglaublich weh, ein Posten mit über
200 Millionen Euro Mehrausgaben, der wirklich im
Hinblick auf Gerechtigkeit für die Menschen in Bayern
ein Schlag ins Kontor ist.

(Volkmar Halbleib (SPD): Der CSU-Zuschlag!)

Was ist das? Wir müssen 200 Millionen Euro mehr
veranschlagen. Meine Damen und Herren, die neue
Rekordmarke liegt bei über 4 Milliarden Euro. Das ist
der bayerische Beitrag zum Länderfinanzausgleich.

(Volkmar Halbleib (SPD): Der Seehofer- und Stoi-
ber-Zuschlag! Ihr habt doch zugestimmt!)

Wir zahlen mehr als die Hälfte des Länderfinanzaus-
gleichs. Nach den derzeitigen Schätzungen wird diese
Zahl, wenn sich im Finanzplan nichts ändert, von jetzt
4,3 Milliarden Euro in nächster Zeit auf fast 5 Milliar-
den Euro anwachsen, nur weil die Bayern erfolgreich
sind und weil die anderen nicht erfolgreich sind.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Un-
gerechtigkeit muss beseitigt werden.

(Beifall bei der CSU)
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Übrigens wird sogar von den Ratingagenturen er-
wähnt, dass dies die einzige echte Schwierigkeit sei,
der man sich stellen müsse. Wir werden jedenfalls
nicht mehr taten- und willenlos zusehen und zahlen.
Wir klagen, wir wehren uns und wir verhandeln. Die-
ser Auftrag folgt aus diesem Nachtragshaushalt. Wir
klagen vor dem Bundesverfassungsgericht, das neu-
erdings sehr mutige und richtungweisende Entschei-
dungen fällt. Wir hoffen, dass dort Vorgaben für weite-
re Verhandlungen gemacht werden. Wir setzen uns in
der Bund-Länder-Arbeitsgruppe ein, die noch vor der
Sommerpause einberufen wird; denn dort besteht
eine echte Chance für eine grundlegende Reform der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Auf das Jahr 2019
gesehen kommen nämlich drei wichtige Eckpfeiler zu-
sammen, die miteinander in ein Gesamtkonzept ge-
bracht werden müssen: Der Länderfinanzausgleich
läuft aus. Der Soli läuft aus. Die Regionalförderung
muss neu geordnet werden. Wir werden uns in dieser
Arbeitsgruppe massiv einbringen und diese Dinge mit-
einander verbinden.

Klar ist: Der Länderfinanzausgleich muss vom Inhalt
und vom System her auf maximal eine Milliarde Euro
begrenzt werden. Der Soli sollte zur Entlastung der
Bürger halbiert und auch für den Aufbau West einge-
setzt werden. Wir müssen einen Ausgleich für einige
Länder finden, die sich heute trotz Länderfinanzaus-
gleich schwer tun. Ich bin fest davon überzeugt, dass
wir einen großen Erfolg haben werden, wenn wir
diese Dinge zusammenbringen. Unser Ziel ist ganz
einfach: Von dem Geld, das in Bayern erwirtschaftet
wird, muss mehr in Bayern bleiben, und weniger als
heute sollte nach Berlin oder Brüssel gehen.

(Beifall bei der CSU)

Zusammenfassend gesagt: Der bayerische Nach-
tragshaushalt ist ein klares Bekenntnis zu finanzpoliti-
scher Stabilität, ein Bekenntnis zu seriöser Haushalts-
führung, ein Bekenntnis zu kraftvoller Investition und
ein Bekenntnis und Statement für eine sensible Vor-
sorge in gesellschaftlich-finanziellen Fragen. Deshalb
glaube ich, lieber Kollege Winter – ich hätte jetzt bei-
nahe "alt" bzw. "neu" gesagt – und liebe Kolleginnen
und Kollegen des Haushaltsausschusses, bei denen
ich mich für die Beratungen in den kommenden Wo-
chen bedanke, dass die Bayern mit diesem Entwurf
ruhig schlafen können.

(Volkmar Halbleib (SPD): Gute Nacht!)

Dieser Entwurf zeigt: Die Bayern können sich darauf
verlassen, dass Staatsregierung und Landtag die
Steuergelder bestens verwenden, um dieses Land zu
entwickeln. Bayern hält Kurs. Wir haben vollen Wind
in unseren Segeln und können damit zu neuen, ande-

ren und noch besseren Ufern aufbrechen. Bayern
setzt heute wieder einmal ein Signal, das kein ande-
res Bundesland in Deutschland setzen kann. Helfen
Sie deshalb mit, dass Bayern gutgeredet, nicht immer
nur schlechtgeredet wird!

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich eröffne
die gemeinsame Aussprache. Hierzu wurde eine Re-
dezeit von 30 Minuten pro Fraktion vereinbart. Als
erster Redner hat Herr Kollege Halbleib von der SPD
das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, Herr Ministerpräsident, Herr Fi-
nanzminister! Herr Finanzminister, zu Ihrer heutigen
Rede zum Nachtragshaushalt 2014, zu dem von
Ihnen vorgelegten Entwurf, aber auch zu Ihrem ge-
samten Wirken als Finanzminister passt ein Satz von
Alfred Polgar sehr gut, der einmal gesagt hat: "Die
Grenzen zwischen Arroganz und Ignoranz sind flie-
ßend."

(Beifall bei der SPD)

Wer in einer solchen Weise über seine Arbeit redet
und die Arbeit anderer qualifiziert, redet arrogant. Vor
allem ist er ignorant gegenüber den Dingen, die nicht
mit seiner Jubelrhetorik übereinstimmen. Solche
Dinge – das werde ich Ihnen darlegen – gibt es leider
auch bei dieser Staatsregierung der CSU in Bayern.

(Beifall bei der SPD)

Herr Staatsminister, wir werden Ihnen nicht den Ge-
fallen tun, die positive wirtschaftliche Entwicklung in
diesem Freistaat Bayern und die damit verbundenen
positiven Folgen für die Einnahmesituation schlecht-
zureden. Im Gegenteil. Als stärkste Oppositionskraft
nehmen wir uns aber das Recht heraus, genau hinzu-
sehen. Wir nehmen den Auftrag der Wählerinnen und
Wähler und der Bürgerinnen und Bürger ernst, unsere
Kontrollaufgabe im Parlament zu erfüllen.

(Beifall bei der SPD)

Wir kratzen den rosaroten Lack ab, den Sie auf den
Haushaltsentwurf gesprüht haben. Wir schauen hinter
die an der einen oder anderen Stelle aufgehübschte
Fassade. Wir werden angesichts der hohen Rhetorik,
die Sie permanent pflegen, auf die finanziellen Tarn-
ungen, auf die Täuschungen und auch auf die Un-
wahrheiten hinweisen, die Sie uns und vor allem den
bayerischen Bürgerinnen und Bürgern immer wieder
zumuten.

(Beifall bei der SPD)
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Wir haben die Pflicht, die Versäumnisse aufzudecken,
die mit diesem Entwurf unter den bayerischen Tep-
pich gekehrt werden sollen. Wir haben die Aufgabe,
die wir gerne und freudig annehmen, Ihre überhöhte
Jubelrhetorik deutlich zu machen, weil Sie sich bei
vielen Entwicklungen in Bayern mit fremden Federn
schmücken. Vieles von dem, was Sie an Positivem zu
berichten haben und zur Grundlage dieses Entwurfs
machen können, ist nicht auf Ihrem Mist gewachsen,
wie der Bayer sagt, sondern das sind fremde Federn,
die von anderen Köpfen genommen wurden. Das wer-
den wir in den Haushaltsberatungen deutlich machen.

(Beifall bei der SPD)

Die gute Entwicklung der Steuereinnahmen hängt mit
der guten wirtschaftlichen Entwicklung zusammen.
Dass Sie und die CSU sich diese Entwicklung als Er-
folg zuschreiben, ist parteipolitisch verständlich. Das
nehmen wir selbstverständlich hin. Die Wahrheit lau-
tet jedoch: Das ist das Verdienst der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sowie der Unternehmer in Bay-
ern. Wir können gemeinsam stolz darauf sein, dass
einiges vorangebracht worden ist. Wir können als
SPD auch stolz darauf sein, dass wir einen großen
Anteil der Steuermehreinnahmen generieren konnten,
die der Finanzminister stolz in seinen Entwurf und in
die Jahresrechnung 2013 schreiben kann. Hier wäre
ein Dank des bayerischen Finanzministers von die-
sem Rednerpult aus angezeigt gewesen. Dahinter
steckt ziemlich viel sozialdemokratische Politik.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CSU)

- Ihr Lachen zeugt wieder von der Gratwanderung
zwischen Arroganz und Ignoranz. Sehen Sie sich
doch einfach einmal die Bekämpfung der Steuerhin-
terziehung an. Bayern hat 1,5 Milliarden Euro Steuer-
einnahmen im Zusammenhang mit den Selbstanzei-
gen erhalten, die nach dem Ankauf von Steuerdaten-
CDs erfolgt sind, 1,5 Milliarden Mehreinnahmen durch
die konsequente Bekämpfung der Steuerhinterzie-
hung in der Schweiz. Maßgeblich die sozialdemokrati-
sche Seite ist diese Steuerhinterziehung konsequent
angegangen. Was wollten Sie? Die CSU, die FDP
und Sie, Herr Dr. Söder, haben in der letzten Legisla-
turperiode im Landtag reihenweise unsere Anträge,
Steuerdaten-CDs anzukaufen und damit die Steuer-
hinterziehungsbekämpfung zu forcieren, abgelehnt.
Allein der SPD, ihren Länderfinanzministern und na-
mentlich dem nordrhein-westfälischen Finanzminister
ist es zu verdanken, dass der Ankauf von Steuerda-
ten-CDs erfolgte. Nur dadurch konnte diese massive
Welle von Selbstanzeigen ausgelöst werden. Wir
schätzen die Mehreinnahmen auf 1,5 Milliarden Euro.
Das ist eine seriöse Schätzung. Dieses Geld kann der
Finanzminister in seine Rücklage schreiben, auf die er

so stolz ist. Herr Finanzminister und liebe CSU, das
Geld nehmen Sie gerne ein. Wie wäre es einmal mit
einem dicken Dankeschön an die SPD, die dies zu
verantworten hat?

(Beifall bei der SPD)

Man kann sich doch einmal hierher stellen und sagen:
Selbstverständlich hat auch die erfolgreiche kommu-
nale Wirtschaftspolitik in den sozialdemokratisch re-
gierten Kraftzentren dieses Freistaats dazu beigetra-
gen. München hat sich unter fast ausschließlich
sozialdemokratischer Führung, zuletzt 20 Jahre lang
unter Oberbürgermeister Christian Ude, zu einem
Kraftzentrum entwickelt. Die positiven Zahlen bei den
Steuereinnahmen in Bayern wären ohne den über-
durchschnittlichen wirtschafts- und finanzpolitischen
Beitrag der Landeshauptstadt München auf ein Mittel-
maß zurückgefallen. Allein das Steueraufkommen des
Finanzamtbezirks München, also der Landeshaupt-
stadt und des Landkreises München, betrug 2011
36 Milliarden Euro. Das sind 42 % des gesamten bay-
erischen Steueraufkommens. Danke an Christian
Ude. Ich ermuntere alle Münchnerinnen und Münch-
ner, diese Erfolgsgeschichte mit Dieter Reiter als
künftigem Oberbürgermeister in der Landeshauptstadt
fortzusetzen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD – Zurufe von der
CSU: Oh! Oh!)

Die letzte Bemerkung hätte ich Ihnen nicht abverlangt,
Herr Finanzminister. Gleichwohl möchte ich ein Dan-
keschön für die kommunale Finanz- und Wirtschafts-
politik in München sagen.

Ohne die SPD hätte es viele finanzielle Verbesserun-
gen für die Länder und vor allem auch für den Frei-
staat nicht gegeben. In der Großen Koalition haben
wir Maßnahmen durchgesetzt, von denen die baye-
rische Wirtschaft bis heute profitiert, von denen der
bayerische Staatshaushalt profitiert und von denen
die bayerischen Kommunen profitieren. Von uns
wurde im Rahmen des Konjunkturpaketes II ein Inves-
titionsprogramm von zwei Milliarden Euro vorgeschla-
gen. Noch früher gab es das Investitionsprogramm
Zukunft Bildung und Betreuung, IZBB – Sie wissen es
vielleicht gar nicht mehr. Allein für den Freistaat Bay-
ern wurden vom Bund, von der damaligen Schröder-
Regierung, 600 Millionen zur Verfügung gestellt.
Wofür haben Sie sie verwendet? Für eine völlig über-
hastete Einführung des G 8. Die Mittelverwendung ist
eine andere Seite. Der Freistaat Bayern hat aber im
Rahmen dieser Initiative von der Bundesebene
600 Millionen bekommen. Wir haben im Vermittlungs-
verfahren bei der Grundsicherung im Alter und bei der
Erwerbsunfähigkeitsrente viele finanzielle Entlastun-
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gen erreicht. Im Zuge von zwei Vermittlungsverfahren,
die die SPD angestrengt hat, kamen zum Schluss
massive Entlastungen für die Länder heraus.

(Peter Winter (CSU): Nur mit Ihren Stimmen!)

Herr Ministerpräsident, es ist bekannt, dass Sie gerne
Ihren Anteil an diesen Entscheidungen herausstellen.
Das ist auch in Ordnung. Man kann auch sagen: Im
Interesse der Länder und auch im Interesse des Frei-
staates haben Sie die Gunst der Stunde genutzt und
uns jeweils tatkräftig unterstützt. Erlaubt sei an die-
sem Tag aber auch die Feststellung: Die Gunst der
Stunde hat die SPD mit Ihren Initiativen geschaffen.
Nichts anderes ist die Wahrheit.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser
Haushalt entzaubert auch die Hochglanzrhetorik, in
der sich der Finanzminister heute noch einmal ver-
sucht hat. Trotz günstiger Einnahmesituation schaffen
es die CSU, der Ministerpräsident und der Finanzmi-
nister nicht, die immer wieder selbst gesetzten finanz-
politischen Ziele zu erreichen. Wenn Ihnen gar nichts
anderes mehr hilft, ziehen Sie Vergleiche zu den an-
deren Bundesländern. Das haben wir hier auch erlebt.
Ich bin aber der festen Überzeugung, dass diese Ver-
gleiche Ihnen nichts helfen.

(Peter Winter (CSU): Aber es trägt zur Wahrheit
bei!)

- Herr Kollege Winter, wir kennen es doch aus unse-
rer Schulzeit: Wer sich immer als Klassenprimus auf-
führt, muss sich besondere Kritik gefallen lassen,
wenn er beim Schummeln erwischt wird. Das ist bei
dieser Staatsregierung der Fall.

(Beifall bei der SPD)

Eine allgemeine Lebenserfahrung lautet: Wer hohe
und höchste Maßstäbe setzt und sie immer wieder
anderen vorhält, muss sich selbst an diesen Maßstä-
ben messen lassen. Was denn sonst? - Das machen
wir jetzt.

Ihre Maßstäbe schauen so aus: Ich nenne nur das
Stichwort "ausgeglichener Haushalt". Das Haushalts-
defizit wird nach dem Nachtragshaushaltsentwurf
2014 in diesem Jahr trotz Steuermehreinnahmen in
Höhe von 460 Millionen Euro gegenüber dem Stamm-
haushalt größer statt kleiner. 767 Millionen haben Sie
im Finanzierungssaldo auf der Negativseite. 1,3 Milli-
arden Euro müssen Sie aus den Rücklagen entneh-
men, um den Haushalt finanzieren zu können.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Hört! Hört!)

Schon bei konjunkturellem Sonnenschein ist eine sol-
che Haushaltspolitik gefährlich. Was passiert bei
Schlechtwetter oder einem Sturmtief? Herr Minister-
präsident und Herr Finanzminister, manchmal kom-
men Sie mir so vor wie ein Familienvater, der die
Sparkonten seiner Kinder plündert, um im Lokal eine
Runde nach der anderen auszugeben. Das ist die
Haushaltspolitik, die Sie uns im Augenblick vorführen.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben nicht nur die Aufgabe, auf den Haushalts-
ausgleich und die Einhaltung des Verbots der Netto-
neuverschuldung zu achten, Sie haben vielmehr auch
die Aufgabe, den Haushalt zukunftssicher zu machen.
Dieses selbst gesetzte Ziel werden Sie mit diesem
Nachtragshaushalt nicht erreichen. Trotz aller von
Ihnen behaupteter Ausgeglichenheit, die es aber nicht
gibt – das kann ich Ihnen belegen –, und trotz aller
Behauptungen, keine neuen Schulden aufnehmen zu
wollen, nehmen Sie mit diesem Haushalt mehr ver-
steckte Schulden als je zuvor auf. Das sind doch die
Fakten. Sie türmen Schulden für die Zukunft auf.
Diese Schulden sind zwar aus dem Haushalt ausge-
bucht, aber sie sind real vorhanden. Sie sind bei den
Staatsstraßen, beim Gebäudeunterhalt und bei der
Pensionsvorsorge vorhanden. Sie bauen eine ver-
steckte Verschuldung auf, statt sie abzubauen, was
die Aufgabe dieses Nachtragshaushalts wäre.

(Beifall bei der SPD)

Schauen Sie sich neben den Staatsstraßen, für die
der Ministerpräsident und der Finanzminister regelmä-
ßig den Schlagloch-Oscar verdienen, den Bauunter-
halt an. Hören Sie sich an, was der Oberste Rech-
nungshof sagt und Ihnen ins Stammbuch schreibt.
Weil Sie nichts dagegen tun, laufen wir bei der Sub-
stanzerhaltung jedes Jahr ein Stück weiter in die ver-
steckte Verschuldung hinein. In diesem Haushalt sind
die Kürzungen gegenüber dem Haushalt 2011 ekla-
tant. Sie verschlimmern die Situation statt sie zu ver-
bessern. Die Pensionsvorsorge reduzieren Sie. Sie
haben sie zerschlagen. Sie haben nur noch eine Bon-
sai-Vorsorge - anders kann man sie nicht bezeichnen
- in Höhe von 100 Millionen Euro. Damit können die
Herausforderungen, die bei den Pensionen auf uns
zukommen, überhaupt nicht abgesichert werden.
Diese Vorsorge ist ein Feigenblatt. Die Pensionsvor-
sorge nach alter Rechtslage haben Sie vor 2010 sel-
ber zerschlagen. Wir haben immer davor gewarnt.
Nach alter Rechtslage müssten Sie 400 bis 500 Millio-
nen aus dem Haushalt in die Pensionsvorsorge ein-
stellen. Das machen Sie nicht. Deswegen versündi-
gen Sie sich an der Zukunftssicherung für den
Freistaat Bayern.
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(Beifall bei der SPD)

Jeder Drittklässler kann sich ausrechnen, dass die
100 Millionen nicht ausreichen werden, um die Pro-
bleme, die wir haben, zu lösen.

Auch das nächste Thema hängt mit der Pensionsvor-
sorge zusammen. Sie und zuvorderst der Ministerprä-
sident mit seinem großen Ziel "Bayern schuldenfrei
2030" kündigen den Schuldenabbau an. Hier muss
man immer zwei Punkte berücksichtigen: Zum einen
muss die Landesbank aufgrund der EU-Auflagen etwa
fünf Milliarden Euro zurückzahlen. Dass diese fünf
Milliarden Euro in die Schuldentilgung gesteckt wer-
den, ist doch eine pure Selbstverständlichkeit, liebe
Kolleginnen und Kollegen und Herr Finanzminister.
Sie von der CSU, die die Verantwortung für die Lan-
desbank hatten, haben im Haushaltsjahr 2009 dafür
gesorgt, dass die Nettoneuverschuldung des Frei-
staats Bayern um 10 Milliarden gestiegen ist. Deshalb
ist es eine Selbstverständlichkeit, dass Sie jetzt jeden
Cent, der von der Landesbank zurückkommt, in die
Schuldentilgung stecken, ohne irgendein Wort dazu
zu sagen. Das ist die Buße für Ihre Fehlsteuerung bei
der Landesbank.

(Beifall bei der SPD)

Darüber brauchen wir nicht zu philosophieren. Das ist
kein Erfolg, sondern das ist eine Selbstverständlich-
keit. Im Zuge der Vision "Bayern schuldenfrei 2030"
ist uns eine zweite Versprechung gemacht worden.
Uns und den bayerischen Bürgerinnen und Bürgern
ist von Ihrer Politik versprochen worden, dass das
Geld, das man durch die Reduzierung der Pensions-
vorsorge auf 100 Millionen Euro einspart, auch in die
Schuldentilgung fließt. Ihr Argument lautete: Wir neh-
men das Geld aus den Systemen heraus, tilgen damit
Schulden, reduzieren damit die Zinsen und haben
dann, wenn wir es brauchen, das Geld zur Verfügung.
Was machen Sie? Der Finanzplan Ihres Finanzminis-
ters zeigt, dass bis 2017 und in der Perspektive bis
2019 nur das in die Schuldentilgung gegeben wird,
was von der Landesbank pflichtgemäß zurückerstattet
wird. In dieser Finanzplanung fehlt die komplette
Rückzahlung von Schulden, die Sie deswegen leisten
könnten, weil Sie den Pensionsfonds und die Pensi-
onsrücklage zerschlagen haben. Das ist das Grund-
prinzip ihrer Haushaltspolitik. Sie täuschen vor, dass
die Pensionsvorsorge im Finanzplanungszeitraum bis
2017 im Umfang von drei Milliarden Euro reduziert
wird. Sie haben versprochen, dies in die Schuldentil-
gung zu stecken. Das Versprechen wird gebrochen.
Damit ist der Beweis erbracht, dass das Versprechen
des Finanzministers und des Ministerpräsidenten,
Bayern bis zum Jahre 2030 schuldenfrei zu machen,
nicht gehalten wird. Den ersten Beweis hätten Sie im

Rahmen des Nachtragshaushalts erbringen können.
Diesen Beweis sind Sie schuldig geblieben. Sie
haben sich gegen ihre eigenen Prinzipien versündigt.

(Beifall bei der SPD)

Generell ein Wort zur Landesbank: Ich glaube, was
wir an Abwiegelung und Relativierung zu berechtigten
parlamentarischen Fragen erlebt haben, rächt sich bei
diesem Haushaltsentwurf. Herr Finanzminister Söder
hat vor Weihnachten gesagt, alles sei bestens. Haus-
haltsrisiken aus der Landesbank gebe es nicht, wenn
überhaupt etwas, dann nur positive Rückzahlungen.
Ministerpräsident Seehofer hat kurz nach dem Jah-
reswechsel gesagt, dass unter Umständen im Bereich
der Bayerischen Landesbank noch für das Jahr 2014
konkrete Haushaltsrisiken bestünden. Mit dem Herrn
Finanzminister und dem Vorsitzenden der Bayeri-
schen Landesbank hatten wir denkwürdige Haushalt-
sausschusssitzungen. Außerdem hatten wir eine
denkwürdige Sitzung mit dem Herrn Ministerpräsiden-
ten und dem Herrn Finanzminister.

Klar ist heute nur eines: Von den Zahlen im Stamm-
haushalt 2014 zur Landesbank stimmt jetzt keine ein-
zige mehr. Für Zins- und Dividendeneinnahmen sind
215 Millionen Euro eingeplant gewesen – jetzt null.
Die sonstigen Einnahmen sollten 145 Millionen Euro
betragen – jetzt null. Der Betrag für Kapitalrückzah-
lungen war mit einer Null gekennzeichnet. Plötzlich
kommen Beträge rein, die addiert den ersten beiden
Beträgen entsprechen und alles ausgleichen. Ich
sage Ihnen eines: Gegenüber der bayerischen Öffent-
lichkeit wird etwas hingerechnet und hingetrickst, um
die Haushaltsprobleme und Haushaltsrisiken bei der
Landesbank zuzukleistern. Nicht mehr und nicht weni-
ger ist dieser Haushaltsentwurf.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt auch für das ABS-Portfolio. Die Garantie des
Freistaats Bayern müssen die Steuerzahler noch er-
füllen. Schätzungsweise müssen 1,6 Milliarden Euro
zusätzlich für das ABS-Portfolio in die Landesbank
gesteckt werden. Herr Finanzminister, Sie zitieren Ra-
tingagenturen. Die von Ihnen genannte Ratingagentur
hat diese ABS-Papiere mit hervorragenden Noten
qualifiziert. Zudem hat sie die Bayerische Landesbank
mit hervorragenden Noten qualifiziert. Jetzt sehen
Sie, was die Noten der Ratingagenturen bedeuten.
Zwar kann man sie zitieren, allerdings sollte man
immer vorsichtig sein, Herr Finanzminister.

(Beifall bei der SPD)

Beim ABS-Portfolio verhält es sich genauso. Zusätz-
lich zu den zehn Milliarden Euro, die wir bereits auf-
gewendet haben, ist im Stammhaushaltsentwurf die
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Zahlung einer Garantie in Höhe von 380 Millionen
Euro vorgesehen. Uns ist mitgeteilt worden, dass die
Verlustprognose bei circa 170 Millionen Euro liege. Im
Rahmen der Kabinettsklausur in St. Quirin vor Weih-
nachten hieß es, wir bräuchten nur 220 Millionen
Euro. Jetzt stehen 300 Millionen drin. Man fragt sich,
welche Zahl überhaupt stimmt und worauf wirklich
Verlass ist. Worauf wir und die Bürgerinnen und Bür-
ger uns verlassen können: Wir werden auch in die-
sem Haushaltsjahr 350 Millionen Euro Zinsen für Ihre
Fehler bei der Landesbank bezahlen und in diesem
Haushalt bereitstellen müssen.

(Beifall bei der SPD)

Es steht fest, dass wir weitere Milliardenrisiken haben.
Das sind die feststehenden Zahlen und Fakten zur
Landesbank. Was Sie vorlegen, ist ein geschönter
Haushaltsplan.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Ministerpräsi-
dent, Herr Finanzminister, uns treibt bei diesem Haus-
halt das Vorlagedatum um. Wir befinden uns kurz
nach der Landtagswahl. Sie haben gerade Ihre Regie-
rungserklärung abgegeben. Sie haben den Bürgerin-
nen und Bürgern den "Bayernplan" vorgelegt. Sie
haben, um es vorsichtig auszudrücken, eine gewisse
Zustimmung dafür bekommen. Wir müssen heute
feststellen, thematisieren und den bayerischen Bür-
gerinnen und Bürgern zurückmelden, dass Ihre An-
kündigungen, die Sie jetzt hätten unter Beweis stellen
können, in der Haushaltspolitik nicht umgesetzt wor-
den sind. Wir stellen fest, dass dort gar nichts drins-
teht.

Bei den Fußballern heißt es: Die Wahrheit liegt auf
dem Platz. Das, was der Trainer in der Pressekonfe-
renz ankündigt und der Stürmer im Interview erklärt,
sind nur Worte. Entscheidend ist die Leistung auf dem
Spielfeld. Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
Herr Ministerpräsident, Herr Finanzminister, in der Po-
litik liegt die Wahrheit im Haushaltsplan. Egal, was der
Trainer Seehofer ankündigt und der Stürmer Söder
erklärt, entscheidend ist, was im Haushaltsplan steht.
Zu den zentralen Forderungen und Versprechungen
von Ihnen, Herr Ministerpräsident, und der CSU steht
leider nichts drin. Das müssen wir feststellen. Das be-
dauern wir.

(Beifall bei der SPD)

Was ist mit der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se innerhalb Bayerns? Was ist mit der Strukturpolitik
und der Regionalpolitik? Was ist mit der Umsetzung
des Verfassungsziels der gleichwertigen Lebensver-
hältnisse, das wir gemeinsam mit Zustimmung der
Bürgerinnen und Bürger in die Verfassung geschrie-
ben haben? Herr Ministerpräsident, das thematisieren

Sie in jeder Rede. Wenn man in diesen Nachtrags-
haushalt schaut – Konsequenz? Leider Fehlanzeige.
Wo ist in diesem Haushaltsplan der Aufschlag zur
Landesentwicklung und zur regionalen Strukturpolitik?
Erstaunlich ist, dass bei der ersten Möglichkeit, die
Einhaltung dieses zentralen Versprechens unter Be-
weis zu stellen, nichts gemacht wird. Vielleicht ist das
Themenfeld aber auch zu groß und zu umfassend,
um es im Haushaltsplan abzubilden.

Sie haben von diesem Rednerpult aus noch etwas
versprochen. Herr Ministerpräsident, eines der weni-
gen konkreten Ziele in Ihrer Regierungserklärung
bleibt die Ankündigung, Bayern im öffentlichen Raum
barrierefrei zu machen, und zwar bis zum Jahre 2023.
Dieses Ziel ist sowohl zeitlich als auch finanziell äu-
ßerst ehrgeizig, wie wir wissen. Im Rahmen des
Nachtragshaushalts hätten Sie die Möglichkeit gehabt
zu sagen: Wir gehen da ran, wir belegen das, wir for-
cieren das, wir machen die Planungen, wir bringen
das Geld auf den Weg, wir initiieren Förderprogram-
me. Im Nachtragshaushalt ist für dieses Versprechen
kein einziger Cent zusätzlich vorgesehen. Die großen
Versprechungen sind im Haushalt nicht eingelöst wor-
den.

(Beifall bei der SPD)

Energiewende: Im Rahmen Ihrer Regierungserklärung
haben Sie gesagt, Energiesparen sei die beste Vor-
sorge, bei der Gebäudesanierung müsse der Staat
Vorbild sein, jeder Euro rentiere sich. Trotz dieser
vollmundigen Aussage findet sich im Nachtragshaus-
halt hierzu kein zusätzlicher Euro. Im Gegenteil, es er-
folgen sogar leichte Kürzungen beim Klimaschutz im
ländlichen Raum. Das wollte ich nur der Vollständig-
keit halber erwähnen.

Wir haben Ihre Aussage zum 10.000-Häuser-Pro-
gramm wahrgenommen. Das Programm stand im
"Bayernplan". Für private Häuser sollten Energiespei-
chertechnologien entwickelt werden. Im Haushaltsent-
wurf des Freistaats Bayern findet sich kein einziger
Cent, um dieser konkreten Forderung Folge zu leis-
ten. Dieser Umgang mit Regierungserklärungen und
Wahlversprechen gefällt uns nicht. Herr Ministerpräsi-
dent, ich verstehe nicht, warum ich diese Vorwürfe
überhaupt vorbringen muss. Eigentlich wäre ent-
schlossenes Handeln im Hinblick auf den Haushalts-
plan erforderlich gewesen. Die Wahrheit liegt im
Haushaltsplan. Die Wahrheit ist: Hier haben Sie nichts
gemacht.

(Beifall bei der SPD)

Ich könnte mit der Ankündigung des Herrn Verkehrs-
ministers zum Radwegeprogramm weitermachen;
40 Millionen sind vor dem Nachtragshaushalt genannt
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worden. Wenn man nachschaut, findet sich kein zu-
sätzlicher Cent. Versprechungen ohne Konsequenz
im Haushalt sind leere Versprechungen.

Als Verkünder taucht Herr Finanzminister Söder vor
allem kurz vor Wahlterminen besonders freudig auf.
Das habe ich persönlich im Umfeld von Würzburg er-
lebt. Vor den Landtagswahlen wurden 100 Millionen
Euro für die Festung Marienberg versprochen. Kurz
vor der Kommunalwahl wurde die gleiche Erklärung
abgegeben: 100 Millionen Euro für die Festung Mari-
enberg. Ich war ganz neugierig und freudig erregt. Ich
habe den Haushaltsplan durchgeblättert. Ich habe zu-
mindest im Ansatz einen Planungstitel erwartet für die
Verlagerung des Staatsarchivs Würzburg. Das wäre
nämlich erforderlich. Ich habe wirklich alles durchge-
mustert. Vielleicht können Sie oder einer Ihrer Beam-
ten mir helfen. Ich habe dazu im Haushaltsplanent-
wurf keine einzige Zeile, keine Mittel und keinen
Planungstitel gefunden.

(Markus Rinderspacher (SPD): Alles Luftnum-
mern!)

So gehen Sie mit der Haushaltspolitik um: viel erklä-
ren, nichts realisieren.

(Beifall bei der SPD – Helga Schmitt-Bussinger
(SPD): Wo ist der Scheck?)

Man muss dazu sagen: Der Ministerpräsident ist ähn-
lich. Er hat das Versprechen wiederholt. Er hat ge-
sagt: Übergeben Sie den Scheck. Oder: Sehen Sie
den Scheck als übergeben an. Vom Budgetrecht des
Landtags einmal abgesehen, ist das eine eigenartige
Formulierung. Herr Ministerpräsident, vielleicht kön-
nen wir uns darauf einigen, dass zu den Mitteln, die
für die längst notwendigen Sanierungen eingestellt
sind, über die Nachschubliste der Staatsregierung in
diesem Nachtragshaushalt zusätzlich zumindest noch
30 Millionen auftauchen. Dann reden wir von diesem
Rednerpult aus weiter. Machen wir es so? –

(Beifall bei der SPD)

Einen Punkt können Sie schon von hier aus korrigie-
ren. Das ist Ihr weiteres Wahlversprechen, Herr Minis-
terpräsident, dass die demografische Rendite an den
Schulen bleibt.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Ja!)

- Ich freue mich über die nochmalige Bestätigung.

(Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Wir haben es
gehört!)

Wir haben als Opposition natürlich schon vor den
Haushaltsberatungen Erfolg gehabt. Wir konnten ge-
meinsam mit den vielen Verbänden nach einem Auf-
schrei vieler Eltern und Schüler im Lande verhindern,
dass Sie, wie sie geplant hatten, im Jahr 2014
829 Lehrerstellen streichen. Sie werden wieder zu-
rückgeholt. Das ist im Entwurf dargelegt. Die 773 Stel-
len, die Sie im letzten Jahr auch aus der demografi-
schen Rendite gestrichen haben, werden aber nicht
zurückgeholt. Da ist der zeitliche Zusammenhang in-
teressant. Das Kultusministerium erklärt auf Nachfra-
ge: Diese 773 Stellen sind zum 01.08.2013 bereits
weggefallen. - Bitte merken Sie sich dieses Datum.

Wenige Tage zuvor, am 20. Juli 2013, hat die CSU
ihren "Bayernplan" veröffentlicht mit der Zusage: Wir
garantieren den bayerischen Schulen, dass auch bei
sinkenden Schülerzahlen die frei werdenden Lehrer-
stellen vollwertig im Bildungssystem belassen wer-
den. Wenn diese Aussage gilt, dann muss sie auch
für die Stellen gelten, die am 01.08.2013 weggefallen
sind. Darum werden wir kämpfen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie glaubhaft bleiben wollen, dann sorgen Sie
dafür, dass diese Lehrerstellen über die Nachschub-
liste der Staatsregierung wieder geschaffen werden.

Auch die Kürzungen können wir nicht akzeptieren. Es
kann doch nicht sein, dass der Bund mit großen An-
strengungen, auch mit Antrieb der SPD, aber im Rah-
men der Großen Koalition, 600 Millionen Euro für die
Städtebauförderung bereitstellt, der Freistaat Bayern
aber, wenn auch wegen der EU, die Städtebauförde-
rung um 6 Millionen Euro kürzt. Das kann doch nicht
sein. Das ist ein völlig falsches Signal an die bayeri-
schen Kommunen. Ich fordere Sie auf, diese Kürzung
rückgängig zu machen. Wir werden das auf jeden Fall
beantragen.

(Beifall bei der SPD)

Es kann auch nicht sein, dass die Feuerwehrförde-
rung der Kommunen für hehre Ziele, die Feuerwehr-
schulen und die Ehrung und Anerkennung von
Dienstgraden mit 40-jähriger Diensterfahrung, um
5 Millionen Euro gekürzt wird. Es ist kein vernünftiger
Weg, das eine gegen das andere auszuspielen.
Selbstverständlich muss die Feuerwehrförderung bei-
behalten werden. Auch dafür werden wir in diesen
Haushaltsberatungen kämpfen.

(Beifall bei der SPD)

Abschließend: Wir werden unsere Schwerpunkte
deutlich machen. Diese liegen bei Bildung, Hochschu-
le, Forschung, bei der Infrastruktur – das habe ich
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deutlich gemacht –, bei den Kommunen und auch im
Sozialen. Wir werden insbesondere bei den Kinder-
gärten und Kinderkrippen genauer hinschauen, damit
wir mehr Qualität und mehr Betreuungsqualität in den
Randzeiten und den Ferienzeiten erreichen. Wir wol-
len das einlösen, was Sie nur versprochen haben,
nämlich mehr Asylsozialarbeit. Es steht zwar eine
leichte Steigerung drin, aber sie reicht bei Weitem
nicht aus.

Das sind unsere Schwerpunkte neben einem konse-
quenten Vollzug der Steuerverwaltung. Es kann doch
nicht sein, dass nach wie vor 1.800 Stellen in der bay-
erischen Steuerverwaltung nicht besetzt werden. Wir
verschenken jedes Jahr zig Millionen Euro, circa
400 bis 500 Millionen Euro. Es ist schon ein Stück
weit politische Beihilfe zur Steuerhinterziehung, wenn
man nichts dagegen tut. Wir werden darauf drängen,
dass diese Lücke endlich geschlossen wird.

(Beifall bei der SPD)

Zum Länderfinanzausgleich: Herr Söder, Sie sollten
Ihre Strategie vielleicht doch einmal ändern. Wir sind
der Meinung, dass die Zahlungen Bayerns zu hoch
sind. Wir haben im Jahr 2010 als Erste im Bayeri-
schen Landtag einen solchen Änderungsantrag ge-
stellt.

(Widerspruch bei der CSU)

- Die Ersten waren wir. Wir haben ein Reformkonzept
gefordert. Da kam lange nichts. Sie müssen vom
Wahlkampfmodus auf eine Strategie zur Reform des
Länderfinanzausgleichs umstellen. Jetzt geht es
darum, Bündnispartner für eine gute Lösung für Bay-
ern zu finden, nämlich für die Begrenzung der Mittel
aus dem Länderfinanzausgleich, für andere Anreiz-
strukturen für Geber- und Nehmerländer und eine ver-
nünftige Regelung der Berlin-Kosten aus dem Bun-
deshaushalt. Es kann doch nicht sein, dass der
Finanzminister in Talkshows herumsitzt, was vielleicht
auch seiner Eitelkeit dient, aber bei den Finanzminis-
terkonferenzen regelmäßig nicht erscheint, wo solche
Themen diskutiert werden. Selbstverständlich erwar-
ten wir mehr Kommunikation.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, das ist der richtige Punkt an dieser Stelle.
Sie haben uns an der Seite, wenn Sie vernünftige
Vorschläge machen. Dann stehen wir hinter Ihnen.
Wir müssen aber neben den Dingen, die wir selbst-
verständlich gutheißen, das kritisieren, was Sie auch
in diesem Haushaltsentwurf in der Art und Weise tun.

Ich glaube, ich habe Kritikpunkte aufgezeigt, die nach-
denkenswert sind. –

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, ich hatte
schon viel Geduld mit Ihnen. Ihre Redezeit ist zu
Ende.

Volkmar Halbleib (SPD): Wir werden sie in den
Nachtragshaushaltsberatungen voll einbringen. - Ich
bedanke mich bei der Frau Präsidentin für die über-
aus reichliche Geduld, die ich zu schätzen weiß. -
Danke schön für die Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Für die CSU-Fraktion
hat jetzt Kollege Bachhuber das Wort. – Bitte schön,
Herr Kollege.

Martin Bachhuber (CSU): Frau Präsidentin, Herr Mi-
nisterpräsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Kol-
lege Halbleib hat gerade zum wiederholten Mal in die-
sem Hause den Untergang des Abendlandes und der
bayerischen Finanzpolitik besungen.

(Inge Aures (SPD): So ein Quatsch! – Volkmar
Halbleib (SPD): Wer hat das aufgeschrieben? –
Weitere Zurufe von der SPD)

Fakt ist: Das Alpenland - -

(Heiterkeit)

Das Abendland hat seine Probleme. Deutschland
geht es gut. Bayern geht es besser, und damit dem
Alpenland,

(Beifall bei der CSU – Inge Aures (SPD): Bei uns
in Oberfranken nicht!)

und den Kommunen geht es noch besser.

(Inge Aures (SPD): Da lache ich mich tot! Sie
sollten sich schämen!)

Kollege Halbleib hat den kommunalen Finanzaus-
gleich gar nicht erwähnt, weil er so gut ist. Staatsre-
gierung und CSU-Fraktion dürfen sich ohne Übertrei-
bung als Anwälte der Kommunen bezeichnen. Wir
wissen, dass starke, leistungsfähige Kommunen – –

(Markus Rinderspacher (SPD): Welche Stichwahl
wollen Sie jetzt eigentlich gewinnen? – Unruhe –
Glocke der Präsidentin)

Ich verstehe die Aufregung überhaupt nicht. Tut die
Wahrheit so weh?

(Unruhe bei der SPD)
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Wir wissen, dass starke, leistungsfähige Kommunen
Garanten für eine lebenswerte Heimat unserer Bürger
sind.

(Inge Aures (SPD): Das stimmt!)

Deswegen leben die zufriedensten Bürgerinnen und
Bürger in Bayern.

(Inge Aures (SPD): Und was ist mit Franken?
Was ist mit uns?)

Deswegen werden wir auch in Zukunft unseren Bezir-
ken, Landkreisen, Gemeinden und Städten mit unse-
rem Finanzausgleich eine verlässliche, sichere und
sehr gute Finanzausstattung geben. Das belegt dieser
kommunale Finanzausgleich, der Ihnen fast kein Wort
wert war.

(Volkmar Halbleib (SPD): Keine Zeit mehr ge-
habt! Wir würden das gerne nachholen! Geben
Sie mir fünf Minuten! – Dr. Paul Wengert (SPD):
Wir reden über den Nachtragshaushalt! – Hubert
Aiwanger (FREIE WÄHLER): Die falsche Wahl-
kampfrede!)

Der Finanzausgleich bedeutet Rekordniveau. Alle an-
deren Städte und Gemeinden außerhalb Bayerns
schauen neidvoll auf die Kommunen Bayerns. Über
acht Milliarden Euro umfasst dieser Finanzausgleich.
Nürnbergs OB Ulrich Maly

(Markus Rinderspacher (SPD): Sehr guter Mann!)

hat am 05.12. gesagt: "Das ist ein Finanzausgleich,
bei dem der Freistaat Bayern beweist, dass er kom-
munalfreundlich ist."

(Zuruf von der CSU: Hört! Hört!)

Die geplanten Verbesserungen im Allgemeinen: An-
stieg der Schlüsselzuweisungen um 85 Millionen
Euro, Krankenhausfinanzierung, Fortführung auf ganz
hohem Niveau mit 500 Millionen Euro, Erhöhung kom-
munaler Hochbau: 17 Millionen Euro, Erhöhung In-
vestitionspauschale: 50 Millionen Euro, Zuweisung an
die Bezirke: plus 5 Millionen Euro, und Erhöhung
beim Straßenbau und Straßenunterhalt plus 23 Millio-
nen Euro. Die reinen Leistungen steigen im Finanz-
ausgleich 2014 gegenüber 2013 um 2,6 % auf
7,52 Milliarden Euro. Die Schlüsselzuweisungen
wachsen dank der allgemeinen Verbundentwicklung
gegenüber 2013 um 2,9 % auf fast 3 Milliarden Euro.

Besonders hervorheben möchte ich, dass dieser kom-
munale Finanzausgleich in den letzten Jahren zu-
gunsten strukturschwacher sowie vom Bevölkerungs-
rückgang betroffener Kommunen und kleiner

Gemeinden gestärkt wurde. Das, lieber Kollege Halb-
leib, ist die Unterstützung für den ländlichen Raum.
Hier liegt die Wahrheit, wie Sie gesagt haben, auf
dem Platz.

(Volkmar Halbleib (SPD): Denken Sie an Ober-
franken und an die Oberpfalz!)

Auch bei den Schlüsselzuweisungen wurde die Ver-
längerung des Demografiefaktors von fünf auf zehn
Jahre und die Anhebung der untersten Hauptansatz-
stufe bei den Gemeindeschlüsselzuweisungen von
108 auf 112 % vollzogen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das ist ein Oberbayern-
Blick!)

Das ist bayernweit.

(Volkmar Halbleib (SPD): Fahren Sie nach Ober-
franken und in die Oberpfalz!)

Weitere strukturelle Veränderungen kann und wird es
erst geben, wenn das Gutachten, das gemeinsam mit
den kommunalen Spitzenverbänden vergeben wurde,
vorliegt. Dabei haben wir besonders die Gesichts-
punkte der Sozial- und Jugendarbeit berücksichtigt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, besonders
begrüßt wurde von den kleineren Gemeinden, dass
die Mittel für die Investitionspauschale von 2011 bis
2014 von 173 Millionen Euro auf 365 Millionen Euro
bzw. um 110 % angehoben wurden.

(Beifall bei der CSU)

Gleichzeitig steigt der Mindestbetrag gerade für klei-
nere Gemeinden – die gibt es auch in Unterfranken –
von 26.000 Euro auf nunmehr 105.000 Euro. Auch die
Einführung eines vorausschauenden Demografiezu-
schlages auf die Investitionspauschale für die Kom-
munen mit einer erheblich negativen Bevölkerungs-
prognose hat sich bewährt, Herr Kollege Halbleib.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das löst die Probleme
nicht, Herr Kollege!)

Zuhören! - Weiter sieht der neue Finanzausgleich fol-
gende Verbesserung der Investitionsfähigkeit für
Kommunen vor: In begründeten Fällen sind Förder-
sätze bis zu 90 % pro Investitionsmaßnahme im kom-
munalen Hochbau und im Straßenbau möglich. Auch
die Anhebungen der Pauschalen für den Straßenun-
terhalt von 2013 um 15,9 % und 2014 nochmals um
10 % wurden von den kommunalen Spitzenverbänden
ausdrücklich begrüßt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müssen
feststellen und können mit ruhigem Gewissen be-
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haupten, dass der Freistaat Bayern der Anwalt der
Kommunen beim Bund ist. Bundesweit können die
Kommunen mit einer Entlastung von neun Milliarden
Euro bei Aufgaben mit dynamisch wachsenden Kos-
ten rechnen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Dank der Initiative der
SPD, sollten Sie dazusagen!)

- Lassen Sie sich Zeit, ich komme auf die SPD noch
zurück.

Bereits Gesetz ist die Übernahme der Grundsiche-
rung durch den Bund. Das entspricht bundesweit
einer Entlastung um vier Milliarden Euro jährlich.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das ist das Ergebnis
unserer Vermittlungsarbeit!)

- Lassen Sie sich doch Zeit. - Die bayerischen Kom-
munen werden dadurch ab 2014 in Höhe von rund
550 Millionen Euro entlastet. Aufgrund des Einsatzes
unseres Ministerpräsidenten wurde der ordnungspoli-
tische Irrsinn von Rot-Grün, die Grundsicherung den
Kommunen aufzubürden, berichtigt. Damit werden die
Kommunen bundesweit um jährlich vier Milliarden
Euro entlastet, die bayerischen Kommunen um jähr-
lich 550 Millionen Euro. Danke, Herr Ministerpräsi-
dent!

(Beifall bei der CSU)

Auf Initiative unseres Ministerpräsidenten wurde bei
der Zustimmung zum Fiskalpakt ein Bundesteilhabe-
gesetz im Bereich der Eingliederungshilfe von Men-
schen mit Behinderung gefordert. Noch vor Inkrafttre-
ten dieses Bundesteilhabegesetzes beträgt die
Entlastung eine Milliarde Euro für die Kommunen
Deutschlands, davon bis zu 150 Millionen für die bay-
erischen Kommunen. Nach Inkrafttreten werden es
bundesweit fünf Milliarden Euro sein und rund
750 Millionen Euro für die bayerischen Kommunen,
und das auf Antrag Bayerns. Noch einmal: Herzlichen
Dank, Herr Ministerpräsident!

(Beifall bei der CSU)

Ich wiederhole: Die Finanzlage der bayerischen Kom-
munen ist trotz aller Unkenrufe gut. Die Bertelsmann-
Stiftung hat festgestellt: Die Finanzlage der bayeri-
schen Kommunen ist so gut wie in kaum einem
anderen Bundesland. Das zeigen auch die wichtigen
Kennzahlen im Vergleich zum Staatshaushalt. Es
bleibt unbestritten festzuhalten: Die Finanzsituation
der bayerischen Kommunen hat sich in den letzten
zehn Jahren in allen wichtigen Bereichen besser ent-
wickelt als die des Freistaats Bayern. In den letzten
zehn Jahren haben die Kommunen ein Plus von 68 %

bei den Steuereinnahmen, der Freistaat Bayern vor
dem Länderfinanzausgleich 40 %, nach dem Länderfi-
nanzausgleich 35 %. Auch die Steuerschätzungen
prognostizieren für 2013 und 2014 den Kommunen
ein Plus von 4,9 %, den Ländern ein Plus von 3,4 %,
2014 den Kommunen ein Plus von 3,7 %, den Län-
dern ein Plus von 3,1 %.

Ganz wichtig ist, was der Finanzminister gesagt hat,
nämlich dass die Investitionsquote, das Zukunftskapi-
tal der Kommunen, 2012 mit 21,9 % deutlich über der
Investitionsquote des Freistaates Bayern mit 11,1 %
lag und weit höher war als die Investitionsquote aller
anderen Bundesländer. Auch das ist ein Ausdruck der
Leistungsfähigkeit unserer Kommunen.

Die Pro-Kopf-Verschuldung unserer Kommunen ist
mit 1.187 Euro je Einwohner die niedrigste. In Nord-
rhein-Westfalen haben die Kommunen eine Pro-Kopf-
Verschuldung von 2.920 Euro pro Einwohner.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie
mich abschließend zum kommunalen Finanzausgleich
sagen: Mit diesem Nachtragshaushalt, Herr Finanzmi-
nister, schaffen Sie Chancen. Wir machen keine
Schulden, sondern wir bauen Schulden ab, und wir
schaffen dadurch Generationengerechtigkeit. Mit die-
sem kommunalen Finanzausgleich, bei dem nahezu
fast jeder vierte Euro aus dem Haushalt des Freistaa-
tes Bayern an die Kommunen geht, bleibt der Frei-
staat Bayern der verlässliche Partner seiner Bezirke,
Landkreise und Gemeinden. Es bleibt festzustellen –
da beißt die Maus, lieber Kollege Halbleib, keinen
Faden ab –:

(Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER):
Welche Maus?)

Bayern ist das kommunalfreundlichste Land in
Deutschland.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. Jetzt hat
Herr Kollege Pohl das Wort für die Fraktion der FREI-
EN WÄHLER. Bitte schön.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, Herr Ministerpräsi-
dent, Herr Kollege Bachhuber! Nach Singen ist mir
heute leider nicht zumute, aber eine Bemerkung zu
Ihrem nachgezogenen oder noch laufenden Wahl-
kampf möchte ich machen. Herr Kollege Halbleib, Sie
sind beide noch im Wahlkampfmodus.

(Volkmar Halbleib (SPD): Immer!)
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Wenn ich auch noch im Wahlkampfmodus wäre,
würde ich sagen: Dass es den Kommunen besser
geht als Bayern, liegt daran, dass wir in den Kommu-
nen doppelt so stark sind wie im Bayerischen Landtag
und ein Viertel der Landräte und ein Drittel der Bür-
germeister stellen. Das nur als Randnotiz. - Meine
Damen und Herren, die allgemeine Lage der Staatsfi-
nanzen in Bayern ist grundsätzlich positiv.

(Ministerpräsident Seehofer klopft Beifall)

– Danke, Herr Ministerpräsident. Sie ist positiv auch
aufgrund von Rekord-Steuereinnahmen. Diese Re-
kord-Steuereinnahmen fallen nicht vom Himmel, wie
man im deutschen und vor allem im europäischen
Vergleich sieht. Ich denke, es ist angebracht, am An-
fang einer Haushaltsrede Lob zu verteilen an die
Menschen in Bayern, an die Wirtschaft, an die Tarif-
partner, aber auch an die Bundes- und Landespolitik,
die in den letzten Jahren in der Wirtschaftspolitik
durchaus einiges richtig gemacht hat. Das sollte man
der Fairness halber auch einmal sagen.

Gute Einnahmen, meine Damen und Herren, sind Vo-
raussetzung für ein funktionierendes Staatswesen.
Damit die Einnahmensituation aber gleich bleibt, müs-
sen wir auch eine kluge und vorausschauende Steu-
erpolitik betreiben, und hier mahne ich etwas an. Herr
Ministerpräsident, ich höre seit Jahren, dass Sie und
Ihre Partei den Mittelstandsbauch und die kalte Pro-
gression abbauen wollen. Aber es geschieht nichts.
Jetzt sind Sie schon die zweite Legislaturperiode am
Ruder, und da brauchen Sie nicht mit dem Finger auf
andere zu zeigen. In der letzten Legislaturperiode
haben Sie zusammen mit der Steuersenkungspartei
regiert, und auch da ist nichts passiert. So motiviert
man diejenigen nicht, die dafür sorgen, dass wir jetzt
relativ entspannte Haushaltsberatungen führen kön-
nen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die Schuldentilgung ist eines Ihrer großen Themen –
jetzt verlassen Sie den Saal – und des Herrn Finanz-
ministers. Ich höre: Bayern schuldenfrei bis 2030. Ich
sage Ihnen aber noch zum Abschied:

(Zuruf von der CSU: Er kommt schon wieder!)

Das ist in meinen Augen ein Taschenspielertrick;
denn jeder hier in diesem Raum ist in der Lage, Bay-
ern schuldenfrei zu machen, und zwar in den nächs-
ten Monaten und nicht erst bis 2030. Das geht ganz
einfach, indem Sie das Staatsvermögen, Schulen, öf-
fentliche Gebäude etc. verkaufen und dann zurück-
mieten oder zurückleasen. Dann sind Sie schulden-
frei, haben aber keinen Euro mehr in der Kasse.
Deswegen müssen wir von der Kameralistik wegge-

hen und zu einem doppischen Haushalt auch auf Lan-
desebene kommen. Was wir bei den Kommunen ein-
fordern, sollten wir, mit gutem Beispiel vorangehend,
auch im Freistaat Bayern machen.

Ich nenne Ihnen zwei, drei Punkte, deren Betrachtung
sich dann sofort ändern würde. Zum Ersten müssten
wir nicht darum betteln, dass die Ausgaben für die
Staatsstraßen erhöht werden; denn dann würden wir
nicht mehr auf Kosten der Substanz sparen und taten-
los zusehen, wie der Zustand der Staatsstraßen
immer schlechter wird, weil es unmittelbar mit einer
Verringerung unseres Vermögens einhergehen
würde, wenn wir nicht nur auf die Schulden, sondern
auch auf die Vermögensseite achten würden. Der
Wertverzehr bei maroden Staatsstraßen würde dann
unmittelbar haushaltswirksam werden.

Auch ein Verkauf der Bayerischen Landesbank wäre
keine Verringerung unseres Vermögens, der eine Ein-
nahme gegenüberstünde. Sie wollen das, wir wollen
es nicht. Nicht zuletzt würden wir auch keine Diskussi-
onen über den Pensionsfonds führen, der zulasten
der Beamtinnen und Beamten nicht aufgefüllt wird.

Der Doppelhaushalt ist ein Doppelhaushalt in zweifa-
chem Sinn. Zum einen betrifft er den eigentlichen
Staatshaushalt; er betrifft aber auch unsere Städte
und Gemeinden. Über das FAG ist er nämlich Grund-
lage für die kommunalen Haushalte, die jetzt landauf,
landab aufgestellt und verabschiedet werden. Wir, die
FREIEN WÄHLER, sind von unserem Selbstverständ-
nis her der politische Arm der Kommunen im Bayeri-
schen Landtag und schauen deswegen natürlich in
besonderem Maße darauf, dass die kommunale
Ebene gestärkt wird. Warum ist das so? Das Leben
findet in den Städten und Gemeinden statt. Dort wer-
den bundes- und landespolitische Konzepte und Ge-
setze umgesetzt oder eben auch nicht. Deswegen
müssen wir unseren Kommunen die Möglichkeit
geben, dies optimal zu tun.

Deswegen halten wir auch an unserem Ziel fest, die
FAG-Mittel auf 15 % zu erhöhen. Seit wir im Bayeri-
schen Landtag sind, geht es, wenn auch im Schne-
ckentempo, nach oben. Man hangelt sich in Zehntel-
prozent-Schritten in Richtung 13 %. Wir sind der
Auffassung, 15 % ist die angemessene Beteiligung
der Kommunen an den Staatsmitteln.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Auch die Mittel für die Schülerbeförderung und nicht
zuletzt für die Krankenhausfinanzierung müssen stei-
gen. Da hätte ich dem Herrn Ministerpräsidenten doch
gern noch etwas mit auf den Weg zu seinem heutigen
Wahlkampfauftritt in Marktoberdorf gegeben; denn die
Misere der dortigen Klinik ist ganz maßgeblich da-
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durch verursacht, dass die Krankenhausfinanzierung
in den Kinderschuhen stecken bleibt und viel zu
mager ausfällt. Da hätte er einmal vor Ort ganz klar
sehen können, was eine in diesem Punkt verfehlte
Landespolitik vor Ort anrichtet.

(Klaus Holetschek (CSU): Ausgemachter Un-
sinn!)

Wir müssen die strukturschwachen und demografisch
oder sonst wie benachteiligten Kommunen unter Ab-
schmelzung einer überproportionalen Einwohnervere-
delung berücksichtigen. Da geht es um Gerechtigkeit
unter den Kommunen. Die Metropolen werden in un-
serem System zu stark berücksichtigt. Hier müssen
wir für einen gerechteren Ausgleich sorgen. - Wir
haben gemeinsam mit Ihnen für die Schuldenbremse
in der Bayerischen Verfassung gestimmt. Das bedeu-
tet aber auch, dass wir unseren Kommunen die finan-
ziellen Mittel an die Hand geben müssen, damit sie
die Schuldenbremse auch umsetzen können. Eine
Schuldenbremse zulasten der Kommunen kann nicht
sein. "Den Letzten beißen die Hunde" geht mit den
FREIEN WÄHLERN nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die momentane Lage ist, wie gesagt, nicht schlecht,
weil die Steuereinnahmen sprudeln. Aber es wird
auch wieder schlechtere Zeiten geben, und wir ma-
chen Politik nicht für die nächsten Monate, sondern
für die nächsten Jahre, wenn nicht gar Jahrzehnte.
Deswegen brauchen wir die von uns geforderten
15 % FAG-Mittel und strukturelle Verbesserungen.
Damit können wir den Kommunen ein auskömmliches
Leben gewährleisten.

Wir wollen Akzente setzen und werden eine ganze
Reihe von Änderungs- und Ergänzungsanträgen zum
Nachtragshaushalt vorlegen. Wir setzen klare Akzen-
te. Liebe Kolleginnen und Kollegen von den anderen
Fraktionen, haben Sie dafür Verständnis, dass wir
Ihren Änderungsanträgen möglicherweise nicht zu-
stimmen werden – nicht, weil sie falsch sind, sondern
weil man jeden Euro nur einmal ausgeben kann und
wir gewisse Akzente setzen wollen. Wir haben uns
ganz gezielt für Bereiche entschieden, die wir beson-
ders stärken wollen.

Unsere Schwerpunkte liegen im Bereich Kommunen,
im Bereich Bildung, im Bereich Regionalität, im Be-
reich Innere Sicherheit und Justiz und im Bereich des
menschlichen Zusammenlebens. Diese Bereiche wol-
len wir hervorheben. Sie werden es anhand unserer
Anträge konkret vor Augen haben.

Regionalität ist für uns keine Luftblase und kein blo-
ßes Heimatministerium. Das Heimatministerium mit

dem Standort in Nürnberg, Herr Staatsminister, um-
fasst übrigens die Stärkung des ländlichen Raumes.
Ich glaube, die Quittung dafür haben Sie bei den
Kommunalwahlen erhalten.

Ein weiterer Punkt sind die barrierefreien Bahnhöfe.
Auch dazu muss ich beim Thema Regionalität eine
sehr kritische Anmerkung machen. Sie investieren im
Wesentlichen in die S-Bahnhöfe der Zentren und nicht
in die der Fläche. Das ist ein Beispiel dafür, dass im
Bereich Regionalität noch eine ganze Menge zu tun
ist. Meine Damen und Herren, wir werden uns der He-
rausforderung stellen, die Frage zu beantworten, wie
die von uns vorgeschlagenen Mehrausgaben finan-
ziert werden sollen; denn die Schuldenbremse gilt für
alle Fraktionen dieses Hauses.

Ich beginne mit den Einnahmen. Wir müssen dafür
sorgen, dass unsere Steuereinnahmen langfristig auf
dem gegenwärtig hohen Niveau bleiben oder sogar
noch weiter steigen. Voraussetzung dafür ist, dass wir
ein starker Partner der bayerischen Wirtschaft blei-
ben. Es bedarf aber auch der Versorgungssicherheit
im Bereich der Energie. Über unsinnige Kohlestromt-
rassen brauchen wir nicht zu diskutieren. Die Staats-
regierung verunsichert die Menschen in Bayern und
stimmt im Bund zu. Als Sie jedoch merkten, dass der
Widerstand zu groß wird, mussten Sie kleinlaut zuge-
stehen: Wir werden das wohl nicht machen. - Ich be-
tone: Wir brauchen Versorgungssicherheit auf der
Grundlage eines vernünftigen Energiekonzeptes ohne
Atomkraft und ohne Kohlestrom.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Herr Staatsminister hat darauf hingewiesen, dass
immer mehr Menschen nach Bayern kommen. Es ist
schön, dass dem so ist; aber es ist nicht gottgegeben,
dass es so bleibt. Wir brauchen neben einer guten,
vernünftigen Familienpolitik eine durchdachte Zuwan-
derungspolitik; denn allein mit den Geburten in unse-
ren Familien werden wir es nicht schaffen, die Ein-
wohnerzahl zu halten. Ich weiß jedenfalls nicht, ob
unser Freistaat tatsächlich jedes Jahr ohne Weiteres
weiter wächst. Gerade in Osteuropa wächst die Wirt-
schaft und steigen die Einnahmen, auch die Löhne
und Gehälter. Es kann sein, dass hier gegenläufige
Entwicklungen eintreten. Darauf müssen wir uns ein-
stellen, darauf müssen wir vorbereitet sein.

Ein Teil dieser Vorbereitung besteht in einer guten
Regionalpolitik. Wir müssen die Regionen stärken und
dürfen nicht den Ballungsraum München, der sich
immer mehr überhitzt, weiter befeuern, etwa durch
eine dritte Startbahn oder ähnliche Infrastrukturein-
richtungen. Wir müssen in die Fläche gehen, zum Bei-
spiel mit Behörden, Hochschuleinrichtungen und bes-
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serer Verkehrsinfrastruktur. Insofern werden die
Bundespolitiker im Jahr 2015 in den Beratungen über
den neuen Bundesverkehrswegeplan eine wichtige
Aufgabe zu schultern haben. - Herr Kollege Halbleib,
es hat mich ein wenig befremdet, dass Sie gesagt
haben, ohne die Steuereinnahmen Münchens wäre
Bayern nur Mittelmaß.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das habe ich nicht ge-
sagt!)

Ich sage: Mit einer vernünftigen Regionalpolitik hätte
Bayern wahrscheinlich noch mehr Steuereinnahmen.
Wir stehen zu unseren Regionen und nicht nur zur
Landeshauptstadt, die zufällig vom Oberbürgermeis-
ter einer bestimmten Partei regiert wird.

(Volkmar Halbleib (SPD): Genau hinhören, Herr
Kollege!)

Zu den Ausgaben: Jawohl, wir werden im nächsten
Doppelhaushalt andere Akzente setzen und auch Ein-
sparungsvorschläge unterbreiten. Aktuell beraten wir
über einen Nachtragshaushalt, das heißt, unsere Ge-
schäftsgrundlage ist der Doppelhaushalt 2013/2014,
an dem man nicht ohne Weiteres herumschnipseln
kann.

Herr Staatsminister, auch wir fordern eine strukturelle
Verbesserung bei den Ausgaben im Rahmen des
Länderfinanzausgleichs. Aber wenn ich Sie dazu
reden höre, komme ich mir so vor wie im alten Rom:
Ceterum censeo Carthaginem esse delendam. –
Jedes Jahr auf’s Neue! Aber wir haben immer noch
diesen Länderfinanzausgleich. Wir stimmten Ihnen zu,
als es darum ging, ob Klage erhoben werden soll, und
gaben Ihnen alle Möglichkeiten. Es gab von uns die
Aufforderung: Verhandeln Sie! Drohen Sie! Machen
Sie Druck! Egal wie – bekommen Sie es hin, dass die-
ser vom früheren Ministerpräsidenten Stoiber so fatal
ausgehandelte Länderfinanzausgleich, mit dem uns in
der Tat jedes Jahr kräftig in die Taschen gegriffen
wird, durch eine richtige, seriöse, gerechte Regelung
ersetzt wird. Warten Sie bitte nicht bis zum Jahr 2019.
Wenn eine Neuregelung erst danach greifen soll, kön-
nen wir uns hier Klagen und Debatten ersparen. Dann
wäre es ehrlicher, wenn wir sagten: Wir schämen uns,
dass wir so schlecht verhandelt haben, und versu-
chen, es im Jahr 2019 besser zu machen. – Ich hoffe
nicht, dass es so weit kommt, sondern setze darauf,
dass Sie vorher eine vernünftige Lösung hinbekom-
men, die uns finanzielle Spielräume schafft.

Risiko BayernLB: Kollege Halbleib hat es schon ange-
sprochen. Mit der BayernLB sind nach wie vor Haus-
haltsrisiken verbunden. Ich glaube insoweit mehr dem
Ministerpräsidenten als Ihnen, sehr geehrter Herr
Staatsminister. Sie behaupten, alles sei in Butter, es

gebe kein Problem. Ministerpräsident Seehofer war
vorsichtiger. Und siehe da: Es wurde ein Quartalsver-
lust von einer halben Milliarde Euro verzeichnet. Wir
haben Risiken bei der MKB. Die HGAA will nicht zah-
len; hoffentlich kann sie noch zahlen, falls sie zur Zah-
lung verurteilt wird. Angesichts all dieser Risiken
möchte ich zwar nicht von einer tickenden Zeitbombe
sprechen, aber Wachsamkeit ist angebracht. Ich hoffe
nicht, dass die BayernLB uns ein weiteres Mal den
Haushalt verhagelt.

Eines noch: Sie wollen die Bank veräußern; das wol-
len wir nicht. Wenn die Bank aber veräußert wird,
müssen wir mit offenen Karten spielen. Wir haben
nicht nur 10 Milliarden Euro Stützungshilfe im Jahr
2008 geleistet; die Bank war im Jahr 2007 noch 8 Mil-
liarden Euro wert. Das heißt also, bei einem Verkauf
müssen Sie, um ohne Verlust herauszukommen, –
das sage ich hier in aller Deutlichkeit – 18 Milliarden
Euro abzüglich der zwischenzeitlich getilgten Kredite
erzielen. Ansonsten bliebe es bei der Einschätzung:
Die BayernLB ist ein Milliardengrab.

Nächster Punkt: Investitionen. Mit der Entscheidung
über den Haushalt treffen wir auch eine Entscheidung
über Investitionen in die Zukunft. Diese sind notwen-
dig, damit wir auch künftig sagen können: Jawohl, es
geht uns Bayern besser als allen anderen Menschen
in Deutschland. Kollege Halbleib, das können wir
durchaus selbstbewusst sagen. Ich habe auch kein
Problem damit, zuzugestehen, dass alle Fraktionen
im Bayerischen Landtag ihren Anteil daran haben.

(Beifall des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

Anteil haben aber auch die Menschen draußen, die
Unternehmen, die Gewerkschaften – alle, die an die-
sem Bayern mitarbeiten. Dazu können wir gemeinsam
selbstbewusst stehen. Es bedarf keines Halbsatzes
nach dem Motto, das sei Geschichtsklitterung.

Wir müssen auf Risiken aufmerksam machen, können
aber grundsätzlich feststellen: Dieser Wagen fährt
momentan gut und in die richtige Richtung. Wir müs-
sen aber aufpassen, dass er nicht irgendwann ent-
gleist. Um das zu verhindern, müssen wir die richtigen
Akzente für Investitionen in die Zukunft setzen. Was
heißt das?

Erstens, Investitionen in die Jugend: Der Bildungsbe-
reich ist weiter zu stärken; dazu gehört auch die früh-
kindliche Bildung. Wir brauchen besser ausgestattete
Hochschulen und mehr Lehrer statt Stellenstreichun-
gen. Das stellen sich die FREIEN WÄHLER unter In-
vestitionen in die Jugend vor.
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Zweitens, Investitionen in unser Land: Bayern ist
mehr als München und Oberbayern. Alle Landesteile
haben herausragendes Potenzial, das wir noch bes-
ser heben müssen. Insoweit gibt es noch Reserven.

Drittens, Investitionen in das Engagement vor Ort:
Stärkere Kommunen, bessere Wertschätzung des Eh-
renamts, passgenaue Lösungen für die Menschen vor
Ort, Stärkung von Netzwerken – das ist die Politik der
FREIEN WÄHLER.

Viertens, Investitionen in die innere Sicherheit: Wir
müssen schauen, dass wir die Wunden, die das Spar-
diktat Stoibers bei der Polizei geschlagen hat, heilen
und damit einen entscheidenden Standortvorteil Bay-
erns sichern, der im Bereich der inneren Sicherheit,
aber auch der Justiz besteht.

Fünftens, Investitionen in Menschlichkeit: Ich spreche
von den Senioren und davon, dass man für sie noch
bessere Angebote schaffen muss. Ein wichtiges
Thema in diesem Zusammenhang ist die Herstellung
von Barrierefreiheit. Frau Staatsministerin, Sie haben
gesagt, Barrierefreiheit solle bis 2023 flächendeckend
hergestellt werden. Wir unterstützen dieses Anliegen.
Um es zu verwirklichen, müssen wir aber gemeinsam
dafür sorgen, dass die notwendigen finanziellen Mittel
bereitgestellt werden. Wir müssen uns also trauen,
hier einen Schwerpunkt zu setzen. Wenn es darum
geht, haben Sie die FREIEN WÄHLER auf Ihrer Seite.
Meine Damen und Herren, in Bayern läuft manches
richtig, aber es kann, es muss noch besser laufen.
Das muss unser Anspruch sein. Daran müssen wir
gemeinsam arbeiten. Daher müssen wir gemeinsam
für noch bessere Lösungen kämpfen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und des Ab-
geordneten Volkmar Halbleib (SPD))

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. Sie haben sogar noch ein Glas Wasser vom Kol-
legen Halbleib gereicht bekommen. Bitte, wenn Sie es
jetzt noch mitnehmen wollen. - Jetzt hat Claudia
Stamm für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
das Wort. Bitte schön.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kolle-
gen! Das Wasser nehme ich dann gleich in Anspruch.
Vielen Dank, sehr geehrter Herr Kollege.

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

Wahrheit und Transparenz sollten die Grundpfeiler
jeder Haushaltspolitik sein, und sie sind die Leitlinien
grüner Haushaltspolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In Bayern wachsen die Berge der versteckten Ver-
schuldung. Wir wollen das anders machen. Wir sor-
gen vor – für die Beamten mit dem Versorgungfonds,
für die Straßen mit Unterhalt statt mit Neubau und
ehrlichen Ansätzen im Bauunterhalt. Haushaltspolitik
muss klare Prioritäten setzen und zu deren Gunsten
umschichten und auch mal etwas streichen.

(Beifall des Abgeordneten Thomas Gehring
(GRÜNE))

Unser Haushalt, ein grüner Haushalt, ist nachhaltig
und gerecht. Das heißt, wir setzen zum Beispiel auf
die Bildung – und das auch zulasten des Landeserzie-
hungsgeldes. Das schichten wir um. Ehrlichkeit, klare
Prioritäten setzen zu deren Gunsten, eben umschich-
ten – das ist unser Haushalt.

Bei Ihnen herrscht dagegen Fehlanzeige. Bei Ihnen,
sehr geehrte Staatsregierung, verkommt auch die
Haushaltspolitik immer mehr zur Show, und es gibt
eine Showeinlage nach der anderen. Nehmen wir die
Regierungserklärung von Ministerpräsident Seehofer -
jetzt ist er nicht mehr da - vom November. Ich glaube,
wir hatten die Debatte verschoben, weil er gerne
dabei sein wollte. Aber gut. Damals hieß es in der Re-
gierungserklärung des Ministerpräsidenten ganz groß:
"Inklusion". Die große Offensive zur Inklusion ist hier
in diesem Hohen Haus angekündigt und versprochen
worden. In diesem Nachtragshaushalt ist kein Cent
davon zu finden. Gleichzeitig aber schlummern
373 Millionen Euro Haushaltsreste, die unter anderem
für den Ausbau barrierefreier Bahnhöfe vorgesehen
sind. Machen Sie endlich etwas mit diesem Geld! Das
würde uns und die behinderten Menschen in Bayern
schon um einiges weiterbringen. Bitte schön, machen
Sie etwas damit!

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abgeordneten
Volkmar Halbleib (SPD))

Weiterhin hieß es in der Regierungserklärung, es
gebe einen Personalstopp und ab jetzt herrsche Aus-
gabendisziplin. Reine Makulatur! Mit diesem Nach-
tragshaushalt ist von der Staatsregierung das pure
Gegenteil vorgelegt worden. Zum Vergleich: In ande-
ren Westbundesländern steigt der Haushalt im Schnitt
in fünf Jahren um 14 %. Bei uns in Bayern sind es mit
diesem Nachtragshaushalt 31 Prozentpunkte.

Angesichts dieser Zahlen fragt man sich: Was sind
Seehofers Regierungserklärungen dann eigentlich
noch wert? Wir sind es ja gewohnt, dass Aussagen
des Ministerpräsidenten sich sehr schnell ändern.
Aber hier spreche ich von einer Regierungserklärung
des Ministerpräsidenten, also von der Rede, in der er
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uns seine Ziele für diese neue Legislaturperiode er-
klärt hat. Es war die erste Regierungserklärung, die er
nach der Landtagswahl in diesem Hohen Haus gege-
ben hat. Aber solide Haushaltspolitik - Fehlanzeige!

Dass das Metier Markus Söders hauptsächlich die In-
szenierung ist, ist offensichtlich. Die Homepage des
Finanzministeriums hat sich zu einer Söder-Bilderga-
lerie gewandelt: Söder mit einem Riesenschlüssel
hier, Söder mit einem Bauhelm da. Wenn er damit nur
sein Geltungsbedürfnis ausleben würde – okay. Aber
wenn das dann solche Formen annimmt wie kurz vor
der Wahl, und zwar egal ob Landes- oder Kommunal-
wahl, dann tritt der Finanzminister hier das Recht des
Hohen Hauses, nämlich unser Budgetrecht, mit
Füßen.

Um es klar und deutlich zu sagen: Auch ich will, dass
die Festung Marienberg in Würzburg renoviert wird
und dieses einmalige, wirklich sehr wichtige Denkmal
nicht verkommt. Aber wenn einmal vor der Landtags-
wahl, dann noch einmal kurz vor der Kommunalwahl
verkündet wird - und jetzt hat der Ministerpräsident
das noch einmal verkündet -, dass die Festung mit
100 Millionen Euro renoviert wird, frage ich mich: Sind
das jetzt 100 oder 300 Millionen Euro, nachdem es
dreimal verkündet wurde?

(Zuruf von der CSU)

- Das habe ich leider nicht verstanden, aber das
macht auch nichts. – Das Haushaltsrecht ist nun ein-
mal das Königsrecht dieses Parlaments, und dieses
Verkünden von Geldern hat nichts mit seriöser Haus-
haltspolitik zu tun.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist nicht Ihr Privatgeld, Herr Dr. Söder. Wir, das
Parlament, müssen es bewilligen, wenn irgendwo das
Geld der Steuerzahler ausgegeben werden soll.

Das gleiche Spiel gab es in Nürnberg. Abgesehen von
allen vollzogenen Taten, darunter auch die unsinnige
Verlagerung von Teilen der Lottoverwaltung, und
damit abgesehen von dem Versuch, für Nürnberg und
die örtlichen Kandidaten, also auch für sich selbst, zu
punkten, gab es ganz kurz vor der Kommunalwahl
noch einmal eines oben drauf: 10 Millionen Euro für
das Jugendstil-Schwimmbad in Nürnberg. Die gibt es,
wenn der Oberbürgermeister Brehm heißt und von
der CSU ist – und eventuell sogar dann, wenn Dr.
Maly bleibt, aber bei Maly nur, wenn er auch schön
artig ist. So stand es zumindest in der dpa-Meldung. -
Herr Dr. Söder, was ist das für ein Politikverständnis?
Geld zu versprechen, das Ihnen nicht gehört?

(Zuruf des Staatsministers Dr. Markus Söder –
Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Das ist natürlich das Leichteste: Jetzt hat die dpa das
wieder falsch gemeldet. Aber es kam keine Berichti-
gung.

Geld zu versprechen, das Ihnen nicht gehört, über
das Sie nach einfachsten Politikregeln, nämlich die
der Gewaltenteilung, gar nicht verfügen dürfen, und
das dann auch noch vier Tage vor der Kommunalwahl
mit dem örtlichen CSU-Kandidaten auf einer Presse-
konferenz zu vermischen - die Quittung dafür haben
Sie vor Ort bekommen.

Die einzige Priorität, die Sie setzen, liegt in Ihrer
Selbstdarstellung. Das wird besonders deutlich, wenn
man sich anschaut, wie viele Jahre der Neubau des
Finanzamtes München von der Staatsregierung ver-
schleppt wurde. Mit allen möglichen Tricks wurde hier
gearbeitet: Die Anmietung in München sei billiger,
hieß es da zum Beispiel. Dass ich nicht lache! Einen
Tipp gebe ich Ihnen da: Lassen wir die Bewertungs-
stelle des Finanzamtes München in München und ver-
setzen Sie sie nicht nach Höchstädt an der Donau!
Das ist zum einen sicherlich billiger – die 18 Millionen
Euro, die der Neubau dort kosten soll, kann man sich
sparen -, und zum anderen – da bin ich mir sicher -
hätten Ihnen die Beamtinnen und Beamten der Be-
wertungsstelle gleich etwas über die Preise und den
Markt in München sagen können. Da hätte man nicht
erst zwei Wirtschaftlichkeitsberechnungen gebraucht,
die Ihnen sagen, dass das Anmieten in München auf
Dauer nicht billiger ist.

Doch statt eigene Immobilien zu nutzen, mietet man
jetzt auch in anderen Städten an. Die neue prestige-
trächtige Außenstelle des neu geschaffenen Heimat-
ministeriums in Nürnberg wurde dagegen in ein paar
Wochen ohne Genehmigung des Haushaltsausschus-
ses realisiert. Da geht‘s auf einmal ganz schnell.

Offensichtlich fehlt der Staatsregierung einfach der
politische Wille, die Finanzverwaltung von unten zu
stärken, statt lediglich oben zu repräsentieren. Und
das ist nicht nur ein finanzielles, sondern auch ein in-
haltliches Armutszeugnis. Ein Blick in den Nachtrags-
haushalt zeigt uns, wie viel dieser Part der Söder-
Show den Steuerzahler mal wieder kostet:
3 Millionen Euro Reisekosten, Sicherheitsumrüstung
usw., und die Miete für das Gebäude ist noch nicht
einmal dabei. Die kommt noch oben drauf mit dann
80.000 Euro pro Monat.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Hört, hört!)

Als ich letztens einem CSU-Mitglied davon erzählt
habe, wie viel die Filiale des Heimatministeriums in
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Nürnberg allein an Miete kostet, hat er mich ganz
ernsthaft und ganz erstaunt gefragt, ob so eine Ent-
scheidung nicht vorher in den Haushaltsausschuss
müsse. Ich finde, diese Frage ist mehr als berechtigt.
Laut Gesetz muss zwar ein Ankauf erst ab 2 Millio-
nen Euro vom Ausschuss genehmigt werden; es ist
aber absehbar, wann diese Anmietung 2 Millionen Eu-
ro kosten wird.

Apropos Finanzverwaltung von unten stärken: Einen
vergleichbaren Druck wie bei den Lehrerstellen kön-
nen die Beamtinnen und Beamten der Steuerverwal-
tung natürlich nicht aufbauen, selbst in Zeiten von
Hoeneß nicht; denn mit ihrem Beruf verbindet man
vordergründig erst einmal nicht so etwas Positives wie
weniger Freistunden in der Schule, kleinere Klassen,
letztlich die Hoffnung, dass unsere Kinder weniger
Druck in der und durch die Schule verspüren. Aber
mehr Menschen in der Steuerverwaltung bringen uns
mehr Geld. So schlicht ist das. Auf geht’s, liebe CSU!
Zumindest das Versprechen sollen Sie einhalten –
mehr fordern wir für diesen Nachtragshaushalt nicht -,
dass die Stellen, die durch den Wegfall der Kfz-Bear-
beitung frei werden, der Steuerverwaltung zugute-
kommen. Bayern will doch immer spitze sein und in
allem den ersten Platz einnehmen. Bitte schön, tun
Sie es und stimmen Sie unseren Anträgen zu. Diese
sind realistisch, kosten nichts, sondern bringen Geld.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ganz nebenbei – wir haben da noch ein erfreuliches
Nebenprodukt: Mehr Prüfung, mehr Fahndungen be-
deuten größere Steuergerechtigkeit. Das ist Ihnen
wohl ganz aus dem Blick gerutscht: Man spart bei der
Steuerverwaltung bewusst Personal. Das geschieht
wohl mit Absicht. Anders kann ich das nicht sagen.
Schon meine Vorvorgängerin Emma Kellner hat das
immer und immer wieder angesprochen: Bayern hat
viel zu wenige Kräfte in der Steuerverwaltung. Nicht
nur meine Parteikollegin Emma Kellner hat das ange-
mahnt, sondern auch der Bayerische Oberste Rech-
nungshof. Dieses unrühmliche Thema, nämlich der
abgeschlagene letzte Platz, den Bayern in der Steuer-
verwaltung einnimmt, ist immer wieder ein eigenes
Kapitel wert. 20 % Fehlbestand in der Steuerverwal-
tung. Tun Sie etwas dagegen, und schaffen Sie Stel-
len in der Steuerverwaltung!

Denn was soll der Bürger oder die Bürgerin sagen,
deren Steuern als Arbeitnehmer einfach abgezogen
werden, und zwar Monat für Monat? Ein Kleinbetrieb
hingegen kann in Bayern damit rechnen, dass er nur
alle 47 Jahre geprüft wird. Das sind die neuesten Zah-
len. Die Werte haben sich nochmals verschlechtert,
und zwar von vorher alle 41 Jahre auf nunmehr alle
47 Jahre. Die Unterbesetzung in der Steuerverwal-

tung sei Absicht, damit locke man Betriebe und reiche
Menschen nach Bayern. Dieses Zitat wird immer wie-
der dem früheren Finanzminister Professor Faltlhau-
ser zugeschrieben. Ich weiß, dass das nicht stimmt,
aber ein CSU-Politiker ohne Amt in der Staatsregie-
rung hat das gesagt. Wir wollen aber Steuergerechtig-
keit. Was für den Arbeitnehmer gilt, muss für den Be-
trieb gelten. Wir wollen vor allem solide Einnahmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir brauchen diese Einnahmen. Wir brauchen die
Einnahmen für unsere Kinder, für eine gute Schule
und für eine gute Infrastruktur, die die Menschen in
Bayern, egal wo, endlich mit einem schnelleren Netz
versorgt. Wir brauchen die Einnahmen für mehr Kli-
maschutz, und wir brauchen diese Einnahmen, um
die vollmundigen Ankündigungen in Sachen Inklusion,
also Gleichberechtigung von Menschen mit Behinde-
rung, endlich auch mit Geld zu unterfüttern.

Durch die Mangelbesetzung in der Steuerverwaltung
gehen uns jährlich dreistellige Millionenbeträge verlo-
ren. Wir wollen das nicht. Apropos: Wir können heil-
froh sein, dass in Berlin niemand wirklich auf den bay-
erischen Finanzminister hört; denn wenn er sich mit
seinen Ideen durchgesetzt hätte, wäre uns das richtig
heftig an die Einnahmen gegangen. Abschaffung der
Erbschaftsteuer – das wollte Herr Söder. Schauen wir
uns den Nachtragshaushalt an. In diesem Nachtrags-
haushalt für das Jahr 2014 gab es 150 Millionen Euro
mehr an Erbschaftsteuer. Das sind 10 % mehr in die-
sem Bereich. Stellen wir uns einmal vor, dass es
diese 150 Millionen Euro nicht gegeben hätte, dann
würde sich der Finanzierungssaldo, also die Lücke
zwischen den Einnahmen und den Ausgaben, um
weitere 150 Millionen Euro auf 900 Millionen Euro er-
höhen.

Anders ausgedrückt: Die Steuern sprudeln, die Ein-
nahmen steigen nochmals, und die angeblich so fi-
nanzkompetente CSU kommt mit dem Geld nicht aus.
Eine seriöse und nachhaltige Haushaltspolitik geht
anders. Nachhaltige Haushaltspolitik braucht vor
allem zwei Dinge: genügend Vorsorge und solide Ein-
nahmen. Da können wir gemeinsam wirklich froh sein,
dass sich Finanzminister Söder in Berlin auch sonst
nicht weiter durchgesetzt hat. Es gibt also, anders als
vor der Wahl angekündigt, keine Regionalisierung der
Einkommensteuer, die Bayern senken will und senken
würde. Wenn sich Herr Dr. Söder durchgesetzt hätte,
dann wären Ende 2015 trotz der sprudelnden Steuer-
einnahmen die Rücklagen vollends aufgebraucht. Ap-
ropos Rücklagen: Es ist schon ein besonders interes-
santes Wording, um es mal nett auszudrücken, dass
man davon spricht, dass die Rücklagen aufgestockt
wurden, wenn sie im Jahr 2012, bevor dieser Doppel-
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haushalt angefangen hat, 4 Milliarden Euro betragen
haben, während sie jetzt laut den Aussagen des Fi-
nanzministers nur noch bei 3 Milliarden Euro liegen.
Gleichzeitig spricht er immer von einer Aufstockung.
Wenn ich in einer Mathestunde wäre, würde ich fra-
gen, was tatsächlich mehr oder weniger ist. Herr
Dr. Söder scheint es in diesem Fall nicht ganz klar zu
sein. Er spricht von einer Aufstockung der Rücklagen,
obwohl sie tatsächlich von 4 Milliarden Euro auf 3 Mil-
liarden Euro schrumpfen. Vielleicht sollten beide Doc-
tores in der Staatsregierung – Herr Dr. Söder und
Herr Dr. Spaenle – mal in die Mathestunde gehen.
3 Milliarden Euro sind weniger als 4 Milliarden – ganz
einfach und schlicht festgestellt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Dr. Spaenle weiß nicht, wie das mit den Lehrer-
stellen war und genau ist. Auch da halte ich ganz klar
und schlicht fest: Stellen mit einem kw-Vermerk, also
mit dem Vermerk, dass sie zu einem bestimmten
Datum wegfallen, sind keine neuen Stellen, sondern
Stellen, die nicht wegfallen, wenn der kw-Vermerk ge-
strichen wird, wie es zum Glück jetzt für diesen Nach-
tragshaushalt passiert. Lassen Sie uns nochmal klar
und deutlich feststellen: Dass diese Stellen wegfallen,
stand schon im Doppelhaushalt. Das haben Sie – ich
spreche diejenigen an, die noch da sind – von der
CSU im Herbst 2012 hier beschlossen. Mein Kollege
Thomas Gehring und ich haben schon damals dage-
gen gearbeitet und darauf hingewiesen, dass Sie sich
damit nicht an den Koalitionsvertrag mit der FDP hal-
ten. Im Jahr 2013 waren Wahlen. Da rechnete man
wohl schon nicht mehr mit der FDP.

Stichwort Wahlen: Wenn jetzt keine Kommunalwahlen
gewesen wären, dann wäre der Doppelhaushalt auch
in diesem Punkt durchgezogen worden und man hätte
den kw-Vermerk eben nicht gestrichen, sprich die
Lehrerstellen wären eingezogen worden. Also können
wir Eltern nur froh sein, dass es nach den Wahlen
gleich nochmal Wahlen gab und der Druck entspre-
chend aufgebaut werden konnte.

Ich habe schon ein paarmal, auch in den Debatten
vorher, angesprochen, das Königsrecht des Parla-
ments ist das Haushaltsrecht, das Budgetrecht. Dass
der Haushalt aber das Königsrecht des Parlaments
ist, hat diese Staatsregierung noch nicht ansatzweise
erkannt. Ehrlich gesagt: Es gehören aber immer zwei
dazu, also auch diejenigen, denen das Recht genom-
men wird, sprich das Parlament. In diesem Fall ist das
mehrheitlich die CSU-Fraktion. Wenn ein Finanzmi-
nister draußen herumrennt und hier 10 Millionen ver-
spricht und dort 100 Millionen verspricht, um billig
Wahlkampf zu betreiben, aber niemand von der Mehr-

heitsfraktion ihm Einhalt gebietet, dann lässt man sich
das Königsrecht nehmen.

Zum Königsrecht: Es gibt einen Posten im Einzel-
plan 13, also einen Teil des Budgets, das der Finanz-
minister verwaltet. Da steht auch in diesem Nach-
tragshaushalt wieder ein sogenanntes Spielgeld drin,
mit dem die CSU-Fraktion besondere Maßnahmen
fördern oder bezahlen kann. Ich bin sehr gespannt,
was Sie diesmal damit machen. Im Doppelhaushalt
haben Sie die unsägliche Kürzung der Behindertenhil-
fe etwas abgemildert, sprich: für das Jahr 2013 zu-
rückgenommen, aber für das Jahr 2014 nicht. Man
sollte sich das einmal vor Augen halten: Ein Haushalt
beträgt knapp 47 Milliarden Euro. Beim ersten Entwurf
des geltenden Haushalts war das so. Inzwischen sind
wir bei 50 Milliarden. Was macht die Staatsregierung
– damals die Sozialministerin Haderthauer? Sie kürzt
ausgerechnet bei der Behindertenhilfe. Und obwohl in
der letzten Minute vonseiten der Staatsregierung noch
einmal ganz viel Geld per Nachschublisten in den
Haushalt gestellt worden ist, reicht es immer noch
nicht. Die Kürzung der Behindertenhilfe ist immer
noch nicht zurückgenommen worden, sondern das
musste die Regierungsfraktion mit dem sogenannten
Spielgeld machen. Das ist ein Armutszeugnis, und es
ist wirklich unglaublich, dass es nicht möglich ist, mit
einem Volumen von 14 Milliarden Euro eine Kürzung
von 2 Milliarden Euro bei der Behindertenhilfe zurück-
zunehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

30 Millionen Euro Spielgeld versus ein Volumen von
fast 50 Milliarden Euro. Anders ausgedrückt, liebe
CSU-Fraktion: Sie geben sich mit 30 Millionen zufrie-
den, obwohl es Ihr Königsrecht erlauben würde, ob-
wohl es Ihr Gestaltungsspielraum wäre, über fast
50 Milliarden Euro zu verfügen. Machen Sie von die-
sem Recht Gebrauch, und machen Sie mit uns den
Haushalt endlich nachhaltiger und auch etwas gene-
rationengerechter! Lassen Sie die Spielchen der Mi-
nister nicht zu, bei denen es offenkundig und vor-
nehmlich darum geht, wer Seehofer beerben kann
und wird. Keine Profilierung, keine Show mit Steuer-
geldern zulasten des Haushaltes! Wir als Haushälter-
innen und Haushälter, wir als Parlament sind dazu
aufgerufen, sparsam mit den Ressourcen umzuge-
hen, die wir aus den Steuergeldern haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Show und nochmals Show – es ist heute auch schon
vom Herrn Kollegen Pohl angesprochen worden. Wie
sieht es denn mit der Schuldentilgung aus? - Bis zum
Jahr 2030 ist Bayern schuldenfrei, ist einst vom Herrn
Ministerpräsidenten als Slogan ausgegeben worden.

Plenarprotokoll 17/13 v. 26.03.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 659



Es ist immer noch ein dünner, ein ganz dünner Slo-
gan, ohne Unterfütterung, ohne Tilgungsplan. Alles
Fehlanzeige.

Schuldenfrei, die Tilgung von 20 Milliarden Euro bis
zum Jahr 2030 – war da noch etwas? - Ach, die
Schulden von der Landesbank hat man tatsächlich
vergessen, wenn man von der Schuldenfreiheit redet.
Wie kann das eigentlich passieren, wenn der Herr Mi-
nisterpräsident – Herr Kollege Halbleib hat es auch
schon angesprochen – wieder vor neuen Risiken
warnt, die durch die Landesbank entstehen könnten?
- Statt der geplanten Rückzahlung an die Staatskasse
muss eventuell wieder Geld für die Landesbank aus
dem Haushalt fließen. Mit dem Nachtragshaushalt
kommt auf jeden Fall nicht wie geplant das Geld, und
das im zweiten Jahr nach dem Beschluss der EU-
Kommission.

Schuldenfrei bis 2030 will man sein, und was macht
man? - Dieses Jahr werden 500 Millionen Euro an
Schulden getilgt, doch gleichzeitig nimmt man über
750 Millionen Euro aus der Rücklage, um die Lücke
zwischen den Einnahmen und Ausgaben zu schlie-
ßen. Wie bitte? – Also nochmal: Auf der einen Seite
lasse ich mich feiern und mache daraus eine Show,
dass ich 500 Millionen Euro an Schulden tilge, auf der
anderen Seite nehme ich 750 Millionen Euro aus der
Rücklage, um die Lücke zwischen den Einnahmen
und den Ausgaben zu schließen. Solide und nachhal-
tige Haushaltspolitik sieht anders aus. Unser aller Ziel
muss es sein, dass Ausgaben und Einnahmen de-
ckungsgleich sind, gerade in diesen wirtschaftlich flo-
rierenden Zeiten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mit diesem Haushalt wird zum ersten Mal der neue
Zuschnitt der Ministerien abgebildet. Dabei gibt es ei-
niges sehr Bedenkliches zu entdecken. Bei der Haus-
haltsaufstellung wird innerhalb der Staatsregierung
lange zwischen den Ministerien verhandelt. Der Fi-
nanzminister sollte dabei kontrollieren, als Wächter
des Geldes fungieren und die Rolle des Kassenwarts
haben, der das Geld zusammenhält und für eine spar-
same Haushaltsführung sorgt. Doch was passiert
hier? Der Heimatminister Söder will vom Finanzminis-
ter Söder Geld, und zwar recht viel. Es geht immerhin
um die wichtige Aufgabe, endlich für gleichwertige
Verhältnisse in Bayern zu sorgen, endlich den Breit-
bandausbau voranzutreiben. Auch wir wollen den
Breitbandausbau vorantreiben und haben ihn schon
lange gefordert. Es geht nicht, dass der Heimatminis-
ter mit dem Finanzminister verhandelt und dass sich,
wenn sich die beiden geeinigt haben, der Bezirkschef
Söder freut.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeord-
neten Volkmar Halbleib (SPD))

Die neue Ressortverteilung der Staatsregierung unter-
läuft das Prinzip, dass der Finanzminister der Wächter
des Geldes ist. Neben der Schlösserverwaltung und
der Vermessungsverwaltung, die ohnehin schon dem
Finanzministerium zugeordnet sind, kommen jetzt
noch die Landesentwicklung mit dem Breitbandaus-
bau und die regionale Wirtschaftsförderung dazu. An-
reize zur sparsamen Haushaltsführung sind damit ob-
solet.

Wie sieht es eigentlich mit den unvorhergesehenen
Ausgaben im Haushaltsvollzug aus? - Auch diese
kann sich der Herr Heimatminister Söder vom Herrn
Finanzminister Söder genehmigen lassen. Diese be-
denkliche Entwicklung sollte durch eine verstärkte
Kontrolle durch das Parlament ausgeglichen werden.
Dabei setze ich auf das Prinzip Hoffnung. Ich hoffe,
dass der Haushaltsausschuss seine Aufgabe ernst
nimmt und im Ausschuss nicht zu viel von Vertrauen
spricht, sondern seine Kontrollaufgabe ernst nimmt.
Wenn man die einzelnen Haushalte der Ministerien
durchforstet, findet man weiteres recht Fragwürdiges.
Das Wirtschaftsministerium ist ja inzwischen, wie in
den Medien viel beschrieben wurde, kein Superminis-
terium mehr, sondern es wurde im Gegenteil ausgeh-
öhlt. Wichtige Aufgaben wurden ihm genommen: Die
Infrastruktur mit der Zuständigkeit für Straßen wurde
ins Innenministerium verlagert, die Landesentwicklung
und die regionale Wirtschaftsförderung wurden in das
Finanzministerium verlagert.

Doch was passiert im Wirtschaftsministerium? - Es
leistet sich jetzt, nachdem wichtige Bereiche anderen
zugeordnet wurden, zwei Amtschefs. Offiziell heißt
einer Amtschef, der andere darf sich nur Ministerialdi-
rektor nennen. Doch worauf es ankommt, ist die Be-
soldung, und beide werden nach B 9 bezahlt. Der
eine hat sieben Abteilungen unter sich, der andere
nur drei. Von den drei Abteilungen befasst sich eine
mit Energiepolitik, die andere mit erneuerbaren Ener-
gien. Erneuerbare Energien haben offensichtlich
nichts mit Energiepolitik zu tun. Was soll das? Das ist
Geldverschwendung. Da könnten Sie sparen. Tun Sie
es auch endlich!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Steuern sprudeln, die Einnahmeseite sieht gut
aus, das Volumen des Haushalts wächst und wächst.
Aber der Haushalt ist weder nachhaltig, da nichts für
die Vorsorge, nicht genug für den Gebäudeunterhalt
und vor allem nicht genug für die wichtigen Felder wie
Klimaschutz getan wird, noch ist der Haushalt ge-
recht; ich nenne die Stichworte Behindertenhilfe und
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Investitionen für alte Menschen. Auch hier sieht der
Nachtragshaushalt nichts vor.

Herr Finanzminister, noch ein Wort zum Länderfinanz-
ausgleich. Das klang heute schon wieder recht an-
ders. Hier standen Sie, haben gesagt, wir klagen und
sind stolz darauf. In der Zeitung war die Rede davon,
dass wir alle zusammen daran arbeiten sollen, dass
sich der Länderfinanzausgleich ändert. Sehr gerne!
Wir haben hier jedes Mal betont: Auch wir wollen,
dass der Länderfinanzausgleich geändert wird. Man
kann sich vielleicht darüber streiten, wer das hier zu-
erst gefordert hat, die SPD oder die GRÜNEN mit
einem Gutachten. Aber das lasse ich jetzt. Wir alle
können an einem Strang ziehen. Aber dann müssen
Sie erstens die Klage zurückziehen, weil man so nicht
mit anderen Bundesländern verhandelt. Man verhan-
delt auf Augenhöhe. Wenn Sie zweitens Ideen und
Forderungen haben, dann bitte schön auf dem Boden
des Grundgesetzes. Eine Maximalforderung von einer
Zahlung, die Sie immer wieder hier einbringen, ist kei-
neswegs mit dem Grundgesetz vereinbar. Wir haben
heute von Ihnen gehört, die Ratingagentur Moody’s ist
uns wichtig. Da kann ich nur sagen: Uns sind die
Menschen und die Bürger wichtig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kollegen und Kolleginnen, ich habe eine Bitte
für die anstehenden Beratungen im Ausschuss: Ver-
schonen Sie mich und andere Ausschusskollegen,
denen an realen Zahlen gelegen ist, mit Ihrer Mär
vom ausgeglichenen Haushalt. Mit einem Finanzie-
rungssaldo, der in Zeiten sprudelnder Steuern sogar
noch zunimmt, ist kein Haushalt ausgeglichen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Lassen Sie uns im Ausschuss ordentliche und realisti-
sche Arbeit machen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Die
nächste Wortmeldung für die CSU-Fraktion: Herr Kol-
lege Peter Winter. Bitte schön, Herr Kollege.

Peter Winter (CSU): Liebe Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Bayern steht in Deutsch-
land für solide und wegweisende Finanzpolitik, auch
wenn die Opposition das vehement bestreitet, manch-
mal sogar mit obskuren Zahlenwerken – das ist eben
so. Wir verdanken das vor allem unseren Steuerzah-
lern hier in Bayern. Deshalb möchte ich den Steuer-
zahlern in Bayern dafür danken, dass das so ist.

(Beifall bei der CSU, der SPD und den FREIEN
WÄHLERN)

Wir waren im Jahr 2006 Vorreiter mit unserem Haus-
halt ohne neue Schulden. Wir waren im Jahr 2012 –
ich weiß, dass Sie das nicht gerne hören – Vorreiter
mit unserem Einstieg in den vollständigen Schulden-
abbau. Unser Verschuldungsverbot in der Bayeri-
schen Haushaltsordnung war im Übrigen das Vorbild
für die Schuldenbremse im Grundgesetz.

(Volkmar Halbleib (SPD): Zwischenzeitlich haben
Sie 10 Milliarden Euro neue Schulden aufgenom-
men!)

Im September 2013 haben die bayerischen Bürgerin-
nen und Bürger der Verankerung der Schuldenbrem-
se in der Bayerischen Verfassung mit großer Mehrheit
zugestimmt. 88,6 %, das sind über 4,7 Millionen Bür-
gerinnen und Bürger sagen Ja zum Haushalt ohne
neue Schulden. Das zeigt, dass unser Weg das Ver-
trauen und den Zuspruch der bayerischen Bevölke-
rung genießt. Wenn wir aus den Rücklagen, die der-
zeit bei 3 Milliarden Euro liegen, z. B. für den
Hochwasserschutz etwas entnehmen – es handelt
sich dabei um Anträge, die auch im Haushaltsaus-
schuss behandelt wurden -, dann haben wir das dort
vorausschauend vorher angespart. Wenn ich einen
Betrag von meinem Sparbuch nehme, verschulde ich
mich nicht, sondern ich investiere in die Zukunft.

(Beifall bei der CSU)

In Bayern stimmen auch die gesamtwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen. Eindrucksvoll belegen die aktu-
ellen Wirtschaftsdaten das erfolgreiche Zusammen-
wirken von Politik und Wirtschaft und von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern. Beim mittelfristigen
Wirtschaftswachstum von 2008 bis 2012 ist Bayern
bundesweiter Spitzenreiter. Das kommt nicht von al-
lein. In Bayern ist das Bruttoinlandsprodukt trotz der
weltweiten Einbrüche in den Jahren 2008 und 2009
um 6 % gestiegen.

Die guten Wirtschaftsdaten spiegeln sich auch in den
aktuellen Arbeitsmarktzahlen wider. Der bayerische
Arbeitsmarkt ist in Bestform. Bayern hatte im Jahres-
durchschnitt 2013 mit 3,8 % die niedrigste Arbeitslo-
senquote unter allen Bundesländern. Auch bei der Er-
werbstätigenquote stand Bayern mit 76,2 % mit
Abstand an der Spitze aller Bundesländer. In vielen
Landesteilen herrscht Vollbeschäftigung. Bayern ist
nicht nur Gründerland Nummer eins, sondern auch
bei den Innovationen spitze. Die Patentanmeldungen
sind zwischen 2008 und 2012 um 6 % gestiegen. Die
bayerische Wirtschaft ist stark, und die bayerischen
Finanzen sind solide. Aktive Wirtschaftspolitik und so-
lide Finanzpolitik sind die Grundlage unserer erfolgrei-
chen Politik für die Menschen in Bayern.
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Unser politisches Handeln folgt nicht kurzfristigen Re-
zepten, sondern einem langfristigen Plan. Von Abra-
ham Lincoln stammt der Satz. "Wer im Leben kein
Ziel hat, verläuft sich." Wir haben das langfristige Ziel,
unseren Staatshaushalt von seiner Schuldenlast zu
befreien, und wir haben einen Fahrplan dorthin. Wir
wollen und werden bis zum Jahr 2030 als erstes Land
in Deutschland unsere Schulden vollständig abbauen.
Wir wollen unsere Kinder und Enkel von der heutigen
Schuldenlast befreien. Wir werden in diesem Jahr wie
geplant weitere 540 Millionen Euro von unseren
Schulden zurückzahlen. Insgesamt liegen die Schul-
den seit 2012 bereits um 2,54 Milliarden Euro niedri-
ger. Allein dadurch werden Bayern bis 2030 insge-
samt rund 1,3 Milliarden Euro an Schuldzinsen
erspart. Langfristige Schuldentilgung statt kurzfristige
Ausgabenstrohfeuer! - Zu Ausgabenstrohfeuern füh-
len sich oft in erster Linie die Kolleginnen und Kolle-
gen der Opposition berufen. Es fällt sehr leicht, mehr
Geld für das politische Schaufenster oder, um mit den
Worten von Frau Stamm zu sprechen, für eine Show
zu fordern,

(Volkmar Halbleib (SPD): Für das Schaufenster
ist der Finanzminister zuständig, nicht wir!)

wenn man sich keine Gedanken über die Finanzie-
rung macht beziehungsweise machen muss.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Dr. Paul Wengert (SPD))

- Ich sage es Ihnen noch. – Lieber Herr Kollege Halb-
leib, Sie zünden Nebelkerzen und werfen der Staats-
regierung den Aufbau einer versteckten Verschuldung
vor. Offenbar fällt Ihnen leider nichts Besseres ein. Zu
der Wahrheit, die Sie angesprochen haben - -

(Volkmar Halbleib (SPD): Der Oberste Rech-
nungshof sagt das Gleiche!)

- Wissen Sie, wenn Sie von Ankäufen von CDs spre-
chen und wer weiß welche Geschichten darum stri-
cken, erwidere ich Ihnen: Bayern hat den Ankauf von
CDs mit 1,7 Millionen Euro unterstützt. Wenn Sie von
der Steuerkraft Münchens sprechen, übersehen Sie
ungewollt oder gewollt, dass zum Beispiel das Finanz-
amt München-Zentral 10,57 Milliarden Euro an Versi-
cherungssteuer für die gesamte Bundesrepublik ein-
nimmt. Auch das sollte man um der Wahrheit willen
hinzufügen.

Ich will Ihnen noch etwas sagen. Wir haben nicht nur
für die Festung Marienberg, sondern auch für das
Schloss Aschaffenburg Baufreigaben für die Baumaß-
nahmen auf den Weg gebracht. Wir werden diese
auch umsetzen. Das muss doch letztlich auch in Ihrer
aller Sinn sein.

(Volkmar Halbleib (SPD): Ja, so schnell wie mög-
lich!)

Ich habe noch ein Problem, Herr Kollege Halbleib. In
einer Pressekonferenz antworten Sie als verantwortli-
cher Finanzpolitiker der SPD auf die Frage, dass es
nicht Ihre Aufgabe sei, Deckungsvorschläge zu ma-
chen. Das ist schwach. Das muss ich Ihnen so sagen.

(Widerspruch bei der SPD – Volkmar Halbleib
(SPD): Ich habe immer Deckungsvorschläge ge-
macht!)

Wir werden uns im Haushaltsausschuss darüber un-
terhalten, wo Sie meinen, dass bei der Feuerwehr ge-
kürzt wurde. Ich sehe das jedenfalls nicht. Ich sehe,
dass die Feuerschutzsteuer zurückgeht. Wo Sie mei-
nen, dass Kürzungen gemacht wurden, das müssen
Sie uns noch sagen. Darauf werden wir zurückkom-
men.

(Volkmar Halbleib (SPD): Fünf Millionen Euro
sind gekürzt worden!)

Ich sage Ihnen noch eines: Wenn wir all Ihren Anträ-
gen zugestimmt hätten, die Sie im Laufe der Jahre im
Haushaltsausschuss gestellt haben, hätte Bayern
nicht nur eine versteckte Verschuldung. So belaufen
sich alleine die Mehrforderungen der SPD zum Haus-
halt seit dem Beginn der Aufzeichnungen hierüber im
Jahr 1979 auf rund 33,5 Milliarden Euro zusätzlich,
ohne Zinsen und Zinseszinsen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Blöder geht es nicht
mehr!)

- Ich weiß ja, dass das wehtut, aber das müssen Sie
sich anhören. Das ist die Wahrheit. Dazu gibt es den
Gegenpart in Nordrhein-Westfalen. Daran erkennen
wir, wie es in Bayern aussehen würde, wenn Sie hier
etwas zu sagen hätten.

(Beifall bei der CSU – Lachen des Abgeordneten
Volkmar Halbleib (SPD))

Damit habe ich mich nur auf die SPD-Anträge zu den
Haushaltsberatungen bezogen. Gestern haben wir im
Haushaltsausschuss über einen Antrag von Ihnen be-
raten. Aufgrund dessen schätze ich, Sie wollen für die
Kommunen rund 1,2 Milliarden Euro aufwenden.

(Volkmar Halbleib (SPD): Gut investiertes Geld!)

Woher nehmen Sie dieses Geld denn? Ich verstehe
nicht, dass Sie ein Drama um den Haushalt machen
und ihn schlechtreden, aber ungehemmt Geld fordern,
ohne zu sagen, woher das Geld kommen soll. Sie
nennen Ihren Antrag: "Kommunen stärken! Bayern
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stärken! Zukunft sichern!" Sie aber würden mit der Fi-
nanzpolitik, die Sie an den Tag legen, nach meiner
Auffassung den Freistaat schwächen. Zur angeblich
nachhaltigen Finanzpolitik der SPD muss ich feststell-
en: Per Saldo hätte Bayern eine um über 30 Milliar-
den höhere Verschuldung, wenn wir allen Anträgen
der SPD zugestimmt hätten. Dann wäre unser Staats-
haushalt jetzt mit Zinsausgaben von jährlich rund
einer Milliarde Euro zusätzlich belastet. Diese SPD-
Milliarde haben wir Bayern erspart. Das ist nachhalti-
ge und generationengerechte Finanzpolitik, lieber
Herr Kollege Halbleib, und nicht das Schwadronieren
von einer nicht messbaren versteckten Verschuldung.

Die GRÜNEN und die FREIEN WÄHLER stehen
Ihnen wirklich in nichts nach. Alleine die Anträge der
GRÜNEN zum Doppelhaushalt 2013/2014 hätten zu
Mehrausgaben für Bayern in Höhe von insgesamt
900 Millionen Euro geführt. Die FREIEN WÄHLER
hätten uns allein in zwei Haushaltsjahren sogar insge-
samt über 2,5 Milliarden Euro mehr gekostet, hätten
wir deren Anträgen nachgegeben. Es scheint so, als
wollte der Rest der Opposition die SPD noch auf der
Mehrausgabenautobahn überholen. Beruhigend für
die bayerischen Bürgerinnen und Bürger aber ist,
dass wir dafür sorgen, dass Sie mit Ihren schlicht
nicht finanzierbaren Mehrforderungen jedenfalls hier
im Bayerischen Landtag Geisterfahrer bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Wir dagegen fahren in die richtige Richtung zur Schul-
denfreiheit Bayerns ab dem Jahr 2031. Damit erspa-
ren wir dem Freistaat Bayern fast eine Milliarde Euro
an Zinsausgaben, und zwar Jahr für Jahr. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, das ist dann die CSU-Milliarde.
Ich frage Sie: Welche Milliarde werden unsere Kinder
und Enkelkinder letztlich für besser und gerechter hal-
ten?

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): 10 Milliarden,
Herr Kollege!)

Sich ständig überbietende Ausgabenwünsche können
und werden wir nicht erfüllen. Wir werden und müs-
sen weiter die richtigen Prioritäten für nachhaltiges
Wachstum und langfristige Konsolidierung setzen.
Ohne solide Finanzen wird jeder Staat über kurz oder
lang finanzpolitischen Schiffbruch erleiden. Durch den
konsequenten Schuldenabbau können wir unsere fi-
nanzpolitische Ausnahmestellung in Deutschland
noch ausbauen. Wir haben in Bayern schon jetzt die
niedrigste Pro-Kopf-Verschuldung, wie Herr Staatsmi-
nister Dr. Söder dargelegt hat.

Mit dem Schuldenabbau können wir unseren Gestal-
tungsvorsprung weiter ausbauen. So verschaffen wir
uns einen dauerhaften Wettbewerbsvorteil. In der

Regel gilt: Je niedriger die Zinslastquote, desto höher
die Investitionsquote. So hat der Freistaat Bayern mit
1,8 % im Vergleich mit den Flächenländern West mit
großem Abstand die niedrigste Zinslastquote, mit
12,1 % aber gleichzeitig die höchste Investitionsquo-
te. Ich weiß, dass Sie das nicht gern hören, aber zum
Vergleich dazu nenne ich das grün-rot regierte
Baden-Württemberg. Dort liegt die Zinslastquote bei
4,2 % und die Investitionsquote bei 9,8 %. Hätten wir
dieselbe Zinslastquote wie Baden-Württemberg,
müssten wir jedes Jahr über eine Milliarde Euro mehr
für Schuldzinsen ausgeben. Bayern hat bereits jetzt
einen sehr hohen Investitionsvorsprung. Damit stär-
ken wir die Wirtschaft und schaffen die Grundlage für
neue Arbeitsplätze.

Herr Kollege Halbleib und Frau Kollegin Stamm sehen
die jährlichen Zuführungen an den Pensionsfonds in
Höhe von 100 Millionen Euro als unzureichend an.
Dabei übersehen sie aber, dass wir mit dem Schul-
denabbau bis 2030 und dem Pensionsfonds ein Ge-
samtkonzept vorlegen. Der bayerische Pensionsfonds
hatte Ende 2013 schon einen Stand von rund
1,86 Milliarden Euro. Wir sparen uns Jahr für Jahr
eine Milliarde Schuldzinsen bei Schuldenfreiheit ab
dem Jahr 2031. Dies hilft uns zusätzlich bei der Fi-
nanzierung der Pensionszahlungen, über die wir uns
im Grunde einig sind. In diesem Zusammenhang stellt
sich allerdings die Frage, was nachhaltiger und gene-
rationengerechter ist: der Aufbau eines Pensions-
fonds, der nach Entnahme des Kapitals erschöpft ist,
oder ein schuldenfreies Bayern, das Jahr für Jahr
rund eine Milliarde Euro mehr ausgeben kann. Wollen
Sie einen Eimer Wasser, der nur einmal geleert wer-
den kann, oder einen Brunnen, aus dem man schöp-
fen kann?

(Volkmar Halbleib (SPD): Ein ewiger Quell!)

Herr Kollege Bachhuber hat klar und deutlich darge-
legt, dass wir unsere Schulden auch nicht auf Kosten
der Kommunen abbauen. Wir stärken unsere Kommu-
nen als zentrales Bindeglied zwischen Staat und Ge-
sellschaft mit dem höchsten kommunalen Finanzaus-
gleich aller Zeiten. Wir stellen unseren Kommunen
über 8 Milliarden Euro im kommunalen Finanzaus-
gleich zur Verfügung. Durch diese erneuten Verbes-
serungen haben unsere Kommunen mehr Freiheit,
auf die strukturellen und demografischen Herausfor-
derungen zu reagieren.

Das bereinigte Ausgabenvolumen des Nachtrags-
haushalts 2014 steigt im Regierungsentwurf von bis-
her 48,45 Milliarden Euro auf 49,62 Milliarden Euro
an. Dies ist eine Steigerung gegenüber dem Vor-
jahr 2013 von 2,8 % auf 5,3 %. Auch im Jahr 2014 er-
reichen wir einen Haushalt ohne neue Schulden, im
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allgemeinen Haushalt sogar zum neunten Mal in
Folge. Im Rahmen des Jahresabschlusses 2013 stär-
ken wir darüber hinaus die Haushaltssicherungsrüc-
klage. Damit sichern wir insbesondere die weitere
Schuldentilgung im Doppelhaushalt 2015/2016 ab.
Erst der Schuldenabbau macht unseren Haushalt ge-
nerationengerecht.

Der zweite Nachtragshaushalt 2014 ist aber vor allem
ein Haushalt der Notwendigkeiten. Rund zwei Drittel
der gesamten Zuwächse gehen auf drei Positionen
zurück: Die Veranschlagung der Hochwasserhilfen,
ein gemeinsames Anliegen des Hohen Hauses, die
Mehrausgaben im Länderfinanzausgleich, die am
meisten wehtun, und die Mehrausgaben für das Asyl
von rund 180 Millionen Euro. Damit stehen über
780 Millionen Euro Ausgabensteigerung im Zeichen
der Solidarität.

Traditionell wird im Nachtragshaushalt der Stellenplan
nicht allgemein geöffnet. Der zweite Nachtrag be-
schränkt sich daher auf weitere Stellenverbesserun-
gen in Schwerpunktbereichen, in denen besonderer
Handlungsbedarf besteht. So sollen der Hochwasser-
schutz, die Justiz und die Finanzverwaltung gestärkt
werden. Vielleicht sollte man sich einmal zu Gemüte
führen, dass aktuell 2.000 Anwärter in Ausbildung ste-
hen. Dies sollte einmal anerkannt und zur Kenntnis
genommen werden.

Daneben wollen wir in Bayern auch die Bildung weiter
verbessern. Die Bildung hat in unserer Landespolitik
einen besonderen Stellenwert. Nach einer am
13. März 2014 veröffentlichten Statistik des Statisti-
schen Bundesamtes gibt Bayern mehr für Schüler aus
als die meisten anderen Länder der Bundesrepublik.
Bayern ist in der Statistik zusammen mit Hessen das
Land mit den höchsten Bildungsausgaben für Schüler
unter den westlichen Flächenländern. Wir geben mehr
als jeden dritten Euro unseres Haushalts für den Bil-
dungsbereich aus. Für 2014 sind allein 17,2 Milliarden
Euro für die Bildung vorgesehen. In den Schulen
haben wir jetzt ein weiteres bildungspolitisches Ausru-
fezeichen gesetzt: Wir haben die Garantie abgege-
ben, dass alle Lehrerstellen trotz der auch in Bayern
sinkenden Schülerzahlen in dieser Legislaturperiode
im Schulbereich bestehen bleiben. Damit werden un-
sere Investitionen je Schüler weiter steigen.

Ein weiterer wichtiger Punkt unseres Regierungsent-
wurfs zum zweiten Nachtragshaushalt 2014 ist die
Ausfinanzierung der Tarif- und Besoldungsrunde im
Jahr 2014. Bayerns hervorragende Verwaltung lebt
von der Qualität ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Wir sind für eine faire Bezahlung der bayerischen Be-
amtinnen und Beamten. Der Tarifabschluss für den
öffentlichen Dienst der Länder wurde in Bayern zeit-

 und inhaltsgleich auf den Beamtenbereich übertra-
gen. Damit trat letztes Jahr rückwirkend zum 1. Janu-
ar 2013 eine Erhöhung der Entgelte um 2,65 % ein,
und in diesem Jahr eine weitere Erhöhung um 2,95 %
ab dem 1. Januar 2014. Im Regierungsentwurf des
zweiten Nachtragshaushalts 2014 wird diese Erhö-
hung ausfinanziert und ebenfalls abgesichert.

Die richtige Schwerpunktsetzung der Regierungsfrak-
tion zeigt sich auch im Regierungsentwurf zum zwei-
ten Nachtragshaushalt 2014. Zahlreiche Punkte, die
die CSU beim Doppelhaushalt 2013/2014 eingebracht
hatte, wurden von der Staatsregierung in den Entwurf
zum zweiten Nachtragshaushalt 2014 übernommen.
Dies betrifft insbesondere die Sportförderung, die Un-
terstützung der Jugendarbeit, die Realisierung des
elektronischen Rechtsverkehrs und die Familienpfle-
ge.

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, werfen
Sie bitte einen Blick auf die Uhr. Sie haben bereits die
Überziehungszeit des Herrn Kollegen Halbleib er-
reicht.

Peter Winter (CSU): Okay. Ich kündige an, dass wir
als CSU-Fraktion besonderes Augenmerk auf die In-
frastruktur, die digitale Bildung und die Unterstützung
der Energiewende richten werden. Wir werden unsere
Feuerwehr und unsere Polizei verstärken. Das habe
ich bereits in der letzten Sitzung gesagt. Wir werden
im Sinne unserer Bürgerinnen und Bürger dafür sor-
gen, dass die Finanzen in Bayern geordnet bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Winter,
Sie dürfen am Rednerpult verbleiben. Wir haben zwei
Zwischenbemerkungen, die erste von Frau Kollegin
Claudia Stamm und die zweite von Herrn Kollegen
Halbleib. Bitte, Frau Kollegin Stamm.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kolle-
ge Winter, ganz kurz: Es ist ganz normal, dass Flä-
chenländer ein Drittel ihres Geldes für die Bildung
ausgeben. Bayern tut hier nichts Besonderes. Es ist
im Schnitt dessen, was Flächenländer tun. Wir sind
froh, dass es so ist.

Sie haben außerdem davon gesprochen, dass Bayern
seine Beamtinnen und Beamten hervorragend versor-
ge. Wenn man aber davon ausgeht, dass im
Jahr 2030 7 Milliarden Euro Pensionsleistungen flie-
ßen müssen, um die Beamtinnen und Beamten zu
versorgen, weiß man, dass das kein laufender Haus-
halt leisten kann. Wir haben bereits jetzt einen Finan-
zierungssaldo von 1,3 Milliarden Euro in dem soge-
nannten Versorgungsfonds bzw. Pensionsfonds.
Wenn Sie dem gefolgt wären, was Sie mal beschlos-
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sen haben, - - Ihr Pensionsfonds hat aber nur zwei
Jahre gehalten. Dann möchte ich – deswegen hatte
ich mich eigentlich gemeldet – die 900 Millionen Euro
Mehrausgaben für den Doppelhaushalt ansprechen.
Das ist noch so eine Mär. Kollege Georg Schmid hat
sie in der letzten Legislaturperiode schon immer wie-
der verbreitet. Auch wenn ich geredet habe, hat er da-
zwischen gequatscht und gerufen, dass unsere Anträ-
ge so viel kosten würden.

(Zurufe von der CSU)

- Entschuldigung, wenn man redet und jemand von
dort ruft, kann man auch "dazwischen gequatscht"
sagen.

(Peter Winter (CSU): Machen Sie das nicht?)

Auf jeden Fall ist das nicht wahr. Sie haben vielleicht
unsere Streichungs-, Umschichtungs- und Kürzung-
santräge nicht berücksichtigt. Wir können uns gerne
noch einmal zusammensetzen. Dann zeige ich Ihnen,
dass es keine 900 Millionen Euro waren. Die Beträge
lagen im zweistelligen Bereich. Das können wir gerne
machen.

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, bitte.

Peter Winter (CSU): Dass Sie alles kleinreden, ob-
wohl Sie unsere Aussagen anerkennen, ist Ihr Pro-
blem. Ich sage Ihnen: Laut Statistik liegen Hessen
und Bayern bei den Ausgaben pro Schüler an der
Spitze der Bundesländer. Das finde ich gut so. Darin
sind wir uns letztendlich auch einig.

Frau Kollegin Stamm, wenn ich nicht immer wieder
die Sirene aus der GRÜNEN-Fraktion gehört hätte,
würde ich das "Quatschen" so stehenlassen. Sie soll-
ten aber einmal in den Spiegel schauen. Dann sehen
Sie, was bei Ihnen abgeht. Das wollte ich schon noch
einmal festgehalten haben.

(Beifall bei der CSU)

Ich bleibe dabei, dass Sie hin und wieder Anträge
stellen und dabei auch Deckungsvorschläge machen.
Im Großen und Ganzen liefern Sie sich aber in der
Opposition einen Wettbewerb darin, wer das meiste
Geld ausgibt, ohne dass Sie dafür Sorge tragen, wie
der Ausgleich erfolgt.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt Herr Kollege
Halbleib zur Zwischenbemerkung.

Volkmar Halbleib (SPD): Nach der halb unterfränki-
schen Zwischenbemerkung eine ganz unterfränki-
sche. Ein paar Punkte sollten Sie bitte schon zur

Kenntnis nehmen. Zunächst einmal beruhigt es mich,
dass Sie bei der dramatischen Schilderung des haus-
haltspolitischen Vorgehens der SPD-Landtagsfraktion
in diesem Hause bis auf das Jahr 1979 zurückgehen
müssen. Das ist 35 Jahre her. Damals war ich fünf-
zehn Jahre alt.

(Peter Winter (CSU): Jedes Jahr eine Milliarde!)

Wenn Sie so viel Zeit brauchen, um sich mit unserer
Haushaltspolitik insbesondere der letzten Jahre zu
befassen, kann es so dramatisch nicht sein. Wir
haben immer Deckungsvorschläge gemacht. Das wis-
sen Sie auch. Das ist auch dokumentiert. Das können
wir uns schenken. Wer 1979 erwähnt, zeigt, dass es
nicht so dramatisch sein kann.

Der zweite Punkt: Sie können uns vorwerfen, was Sie
wollen. Die versteckte Verschuldung thematisiert der
Oberste Rechnungshof mit beinharter Prägnanz. Er
sagt, 350 Millionen Euro würden pro Jahr zu wenig für
den Gebäudeunterhalt ausgegeben. Der Sanierungs-
stau bei den Staatsstraßen macht im Augenblick
700 Millionen Euro aus. Das sind keine Feststellun-
gen der bösen SPD, der bösen GRÜNEN oder der
bösen FREIEN WÄHLER, sondern es sind Feststel-
lungen des Bayerischen Obersten Rechnungshofs.
Auch das sollten Sie zumindest zur Kenntnis nehmen.

Der dritte Punkt: Sie können immer über Verschul-
dung reden, aber Sie sollten immer dazusagen, dass
diesem Haushalt in den letzten Jahren 10 Milliarden
Euro neue Schulden hinzugefügt worden sind. Den
Pensionsfonds kann man unterschiedlich sehen – das
räume ich finanzpolitisch sogar ein -, aber der Haupt-
vorwurf dabei lautet, dass die Mittel, die durch die
drastische Reduzierung frei geworden sind, nicht für
die Schuldentilgung verwendet werden. Wer die Fi-
nanzplanung des Finanzministers anschaut, erkennt
dies. Genau dieses Szenario haben wir erkannt. Die
Mittel bleiben dann frei verfügbar. Die Kontrolle, ob
sie tatsächlich in die Schuldentilgung fließen, ist nicht
mehr möglich. Das war unser Vorwurf.

Zu den Begründungen für Änderungsanträge: Ich will
nicht auf die 350 Millionen Euro eingehen, die Sie
immer an Zinsen für die Landesbank ausweisen müs-
sen. Das wäre ein wunderbarer Betrag, mit dem man
viel finanzieren könnte. Ich denke nur an die ord-
nungsgemäße Ausstattung der Finanzämter. Das
würde mehr Geld bringen. Da brauchen Sie sich um
die Refinanzierungsvorschläge der SPD-Landtags-
fraktion keine Sorgen zu machen. - Ich habe die
Geste der Präsidentin verstanden. Über das Weitere
werden wir uns im Haushaltsausschuss austauschen.
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Präsidentin Barbara Stamm: Ich habe Ihnen schon
wieder mehr Zeit gegeben. Herr Kollege Winter, bitte.

Peter Winter (CSU): Wir werden natürlich in aller
Freundschaft über diese Themen sprechen, weil wir
uns im Haushaltsausschuss immer ganz gut austau-
schen. Bei der Rückschau auf das Jahr 1979 war
aber nun einmal zu sehen, dass Sie jedes Jahr fast
eine Milliarde mehr gefordert haben. Das hat die Dis-
kussion schon spannend gemacht. Das erinnert mich
auch ein bisschen an Nordrhein-Westfalen. Die ma-
chen das regelmäßig. Und dahin gibt es Verbindun-
gen.

Beim Bauunterhalt müssen Sie auf die Betrachtungen
des ORH eingehen. Wir sehen es anders. Wir inves-
tieren jedes Jahr rund 200 Millionen Euro in die Bau-
substanz. Wir machen energetische Sanierungen, wir
achten auch bei den Neubauten darauf, dass alles
funktioniert. Wir haben auf Initiative der Fraktion
immer in die Staatsstraßen investiert. Gerade in den
letzten Jahren – dafür bin ich der Obersten Baubehör-
de und dem Innenministerium sehr dankbar – sind wir
einen riesigen Schritt vorangekommen. Wir werden
daran weiter arbeiten und alles daran setzen, dass
diese Maßnahmen abfinanziert werden. Ich möchte
noch einmal sagen: Andere Länder wären glücklich,
wenn sie so arbeiten könnten wie wir. Eine Investiti-
onsquote von 12,1 % kommt zum einen den Bürgerin-
nen und Bürgern, zum anderen aber auch der heim-
ischen Wirtschaft zugute. Ansonsten freue ich mich
auf die Beratungen im Haushaltsausschuss.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Ganz meinerseits!)

Präsidentin Barbara Stamm: Es geht weiter in der
Debatte. Für die FREIEN WÄHLER hat der Kollege
Muthmann jetzt das Wort.

Alexander Muthmann (FREIE WÄHLER): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Herr Staatsminister hat eingangs eine Be-
wertung des Gesamthaushalts und der vorgelegten
Zahlen abgegeben und davon gesprochen, dass wir
ruhig schlafen könnten. Auch der Begriff der Finanz-
poesie ist gefallen. Ein bisschen verträumt war die
Rede insgesamt, wie ich fand. Natürlich muss über
das Zahlenwerk und die Gesamtkomposition des
Haushalts gesprochen werden. Zum anderen muss
aber auch geklärt werden, welche Schwerpunkte und
Inhalte der Politik mit diesem Haushalt zum Ausdruck
gebracht werden. Ergänzend zu dem, was Kollege
Pohl gesagt hat, will ich nur noch auf zwei Aspekte
eingehen, nämlich auf die Bildungspolitik und auf die
Regional- und Wirtschaftspolitik.

Zunächst will ich aber eine Vorbemerkung machen.
Ihren Einstieg in Ihre neue Verantwortung als Heimat-
minister aus der schon bestehenden Verantwortung
als Finanzministers heraus haben wir mit zwei Erwar-
tungen verbunden. Erstens hatten wir erwartet, dass
bei der Frage, wo das Heimatministerium unterge-
bracht werden soll, eine sparsame Lösung gesucht
wird. Zweitens haben wir eine Lösung erwartet, mit
der die Themen Heimat, ländlicher Raum und gleich-
wertige Lebensbedingungen berücksichtigt werden.
Beide Erwartungen wären mit einem Ministerium in
Wunsiedel, in Waldmünchen, in Regen oder in Grafe-
nau sehr viel besser erfüllt worden. Dort hätte man
nicht 80.000 Euro Miete im Monat, sondern vielleicht
nur 8.000 Euro zu zahlen gehabt. Der ländliche Raum
hätte darüber hinaus ein ermutigendes und kraftvolles
Zeichen erhalten. Beides ist nicht geschehen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zum 1. Januar 2014 ist bekanntermaßen eine ganze
Reihe von Verfassungsänderungen in Kraft getreten.
Dazu gehören die Themen gleichwertige Lebensbe-
dingungen und Chancengleichheit in ganz Bayern in
besonderer Weise. Wir haben schon erwartet, dass
diese Themen bei einem ersten Nachsteuern im
Haushalt in besonderer Weise berücksichtigt werden.
Nichts davon haben wir heute zu hören bekommen.
Ich kündige an, dass wir bei den weiteren Beratungen
deutlich machen werden, dass uns das, was zu den
Themen Strukturpolitik, Wirtschaftsförderung, Behör-
denverlagerung und natürlich Infrastruktur im Großen
und Ganzen gesagt wird, nicht genug ist. Kollege
Halbleib hat die versteckten Schulden in der Infra-
struktur angesprochen. Die Versäumnisse hierbei wol-
len wir insgesamt aufholen. Auch das Ziel der gleich-
wertigen Lebensbedingungen wollen wir in
besonderer Weise berücksichtigen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die Versorgung mit Breitband ist in finanzieller Hin-
sicht im Großen und Ganzen auskömmlich gestaltet.
Bis dato waren dafür 500 Millionen Euro in den Haus-
halt eingestellt. Zur Auszahlung ist aber gerade ein-
mal eine Million gekommen. Das macht deutlich, dass
hier zu wenig Kraft und zu wenig Effizienz dahinter-
stecken. Sie haben sich auf den Weg gemacht, die
Versorgung ein Stück weit zu verbessern. Wir warten
auf Entscheidungen aus Brüssel und werden sehen,
was im Laufe dieses Jahres wirksam wird. Zuletzt
sind nicht allein die Zahlen im Haushalt entscheidend.
Entscheidend ist an dieser Stelle – das hat Helmut
Kohl gesagt –, was hinten herauskommt. Was kommt
bei den Menschen an?
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Gleiches gilt für die Bildungspolitik. Wie wirksam sind
wir dort? Es reicht nicht aus, wenn ein Drittel des
Haushalts für Bildung zur Verfügung steht. Wir müs-
sen – das hätte ich an dieser Stelle erwartet – konkre-
te Ziele für die Zukunft formulieren: Wie sieht es mit
den Planungen zur Ganztagsbetreuung aus? Werden
die Schulen im ländlichen Raum erhalten und weiter-
entwickelt? Wie entwickeln sich die Klassengrößen?
Diese Fragen sollten jenseits von G 8 und G 9 gestellt
werden. Darüber wird im Laufe des Jahres eine Ent-
scheidung fallen. Die organisatorischen Fragen ga-
rantieren nicht die Qualität in der Bildungsarbeit. Die
Lehrerinnen und Lehrer sollten, egal in welcher Schu-
le sie arbeiten, ausreichend Zeit für qualitätvolle Ar-
beit haben. Deshalb muss die Bildungspolitik stärker
in Personalpolitik münden, als das bislang der Fall
war.

Das von Herrn Kollegen Pohl Gesagte kann ich nur
ergänzen. Wir nehmen mit unseren Anträgen auf das
Zahlenwerk Bezug und sorgen dafür, dass das
Thema gleichwertige Lebensbedingungen in ganz
Bayern ab dem 1. Januar 2014 nicht nur Verfassungs-
poesie bleibt. Stattdessen soll das Ziel der gleichwer-
tigen Lebensbedingungen in konkrete Umsetzungs-
schritte münden. Gleiches gilt für eine weitere
Verbesserung der Bildungsarbeit. Ich mag nicht be-
streiten, dass wir im Vergleich zu anderen Bundeslän-
dern ordentlich unterwegs sind. Der Feind des Guten
ist jedoch das Bessere. Dem müssen wir uns stellen.
Das gilt für das allgemeine Zahlenwerk im Haushalt,
aber auch für die Bildungsarbeit und die gleichwerti-
gen Lebensbedingungen in Bayern. Das werden wir
im Rahmen unserer ergänzenden Anträge zum Nach-
tragshaushalt unter Beweis stellen. Ich bitte, diese zu
unterstützen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Mir liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Jetzt bitte ich Herrn Staatsminister Dr. Sö-
der um eine Zusammenfassung.

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministeri-
um): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich
habe noch einige Anmerkungen. Ich habe genau zu-
gehört. - Lieber Herr Halbleib, Sie haben andere mit
den Worten "arrogant und ignorant" angegriffen,
bevor eine Sachdebatte stattgefunden hat. Ich muss
Ihnen ganz ehrlich sagen: Das war keine schlechte
Rede, sondern ein peinlicher Einstieg, den Sie an die-
ser Stelle geliefert haben.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Das war der beste Beleg für meine Aussage!)

Letztes Jahr hat Herr Ude gesagt, der Finanzminister
der Zukunft, der Mann, den die Franken und Bayern
als den besten Finanzpolitiker kennen würden, sei
unser Freund Halbleib. Das hat nicht stattgefunden.
Meine Damen und Herren, die Wähler haben richtig
entschieden. Das kann ich an der Stelle noch einmal
sagen.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Danke für die Würdigung!)

Ihre Ausführung, die SPD habe die Welt gerettet, war
etwas überzogen. Sie danken allen in Bayern. Nur die
Mehrheit in diesem Haus und die Bayerische Staats-
regierung werden bewusst ausgelassen, als ob sie
gar nichts mit dem Erfolg zu tun hätten. Anscheinend
haben wir gar nichts mit Bayern zu tun.

(Beifall bei der CSU)

Ich weiß nicht, ob Sie das viel besser gemacht hätten.
Wir haben es gut gemacht. Das belegen die Zahlen.

(Beifall bei der CSU – Inge Aures (SPD): Eigen-
lob stinkt!)

Ich habe genau zugehört. Sie haben gesagt, die Ver-
gleichsländer zählten überhaupt nicht. Ich finde es in
Ordnung, wenn man kritisiert. Die Wucht und die Dy-
namik einer Kritik ergibt sich jedoch auch aus der Re-
lation zu anderen.

Sie reden von den Zuständen in Bayern. Ich nenne
nur das Thema Straßen- und Gebäudesanierung.
Meine Damen und Herren, Nordrhein-Westfalen fällt
fast zusammen, weil nichts mehr investiert werden
kann. In Bayern wird kräftig investiert. Das ist ein ries-
iger Unterschied. Bayern geht es gut und besser als
den Ländern, in denen Sie als SPD Verantwortung
tragen. Das sollten Sie akzeptieren.

(Beifall bei der CSU)

Frau Stamm und Herr Halbleib, ich habe mich bei den
Koalitionsverhandlungen in Berlin bei einem Punkt
doch durchgesetzt. In meiner Arbeitsgruppe war es
die Hauptaufgabe, zu verhindern, dass die Deut-
schen, auch die Bayern mit einer Fülle von Steuerer-
höhungen überzogen werden. Zu Beginn der Ver-
handlungen sollte es bis zu 30 direkte oder indirekte
Steuererhöhungen geben. Ich muss Ihnen eines
sagen: In Zeiten von Rekordd-Steuereinnahmen ist es
indiskutabel, immer wieder neue Steuererhöhungen
zu fordern. Ein Staat muss endlich lernen, mit dem
Geld, das er hat, auszukommen. Die Politik sollte
nicht immer wieder Steuererhöhungen fordern.

(Beifall bei der CSU)
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Herr Halbleib, Ihr Argument, wir plünderten die Spar-
konten der Kinder, ist der Hammer, wenn ich das
sagen darf.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das habe ich nicht ge-
sagt!)

- Genauso haben Sie es gesagt: Das sei, als würde
man die Sparkonten der Kinder plündern. Man kann
viel Kritik äußern. Dafür habe ich Verständnis. Meine
Damen und Herren, wir plündern aber nicht etwa die
Sparkonten der Kinder, sondern füllen die Konten
Bayerns auf. Das ist doch die Realität. Wir schwächen
Bayern nicht, sondern stärken Bayern. Darum geht
diese Kritik grundlegend ins Leere.

(Beifall bei der CSU)

Zu vielen Einzelpunkten hat Herr Kollege Winter in
hervorragender Weise das Richtige im Detail ange-
merkt. Er hat beispielsweise auch das Thema Marien-
berg klargestellt.

Zur Landesbank: Weder ich noch jemand anders hat
gesagt, dass das Thema Landesbank keine Heraus-
forderung bleibe. Im Gegenteil, die Altlasten, die wir
haben, sind eine Herausforderung. Der Punkt ist fol-
gender: Wir lamentieren nicht nur über Risiken. Wir
stehen nicht wie das Kaninchen vor der Schlange,
sondern versuchen eine Strategie zu entwickeln, an-
statt zu klagen und zu weinen. Ich und die überragen-
de Mehrheit der Staatsregierung haben diese Dinge
nicht verursacht. Wir haben mit den Altlasten nichts
zu tun.

(Volkmar Halbleib (SPD): Es waren immer die an-
deren!)

Im Interesse der Bayern – die Landesbank ist die
Bank der Bayern – soll alles dafür getan werden,
damit es besser wird. Bis auf den heutigen Tag habe
ich von Ihnen kaum einen Vorschlag gehört, was ge-
macht werden soll. Machen Sie gute Vorschläge. Wir
brauchen Strategien. Wir haben Strategien und kön-
nen erfolgreich sein.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie hören nicht zu! Sie
informieren das Parlament nicht!)

Risiken bleiben. Man braucht jedoch eine Strategie.
Dafür setzen wir uns ein.

(Beifall bei der CSU)

Herr Pohl, Sie erinnern an das Ende von Karthago.
Herr Pohl hat eben zum Länderfinanzausgleich ge-
sagt, er erinnere ihn an einen lateinischen Satz über

Karthago. Dazu sage ich: Wenn es so käme, wäre es
gut.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Vor 2019!)

- Es muss vor dem Jahr 2019 enden. Enden wird es
auf jeden Fall. Die Frage ist, was wir erreichen. Neu
ist das Zusammenlaufen der Endpunkte verschiede-
ner Finanzierungsstränge, der Regionalisierungsmit-
tel, des Solidaritätszuschlags und des Länderfinanz-
ausgleichs. Neben der grundsätzlichen,
verfassungsrechtlich fundierten Kritik zweier Bundes-
länder und der gefühlten Verärgerung in Baden-Würt-
temberg, das sich nicht auszusprechen traut, was die
Bevölkerung denkt und wünscht, gibt es noch ein poli-
tisches Interesse, mehrere Dinge zusammenzubrin-
gen, sodass sich die Chance nicht nur verfassungs-
rechtlich, sondern politisch fundamental erhöht hat, zu
einer Lösung zu kommen. Das halte ich für eine kluge
Strategie. Neben dem rechtlichen Vorgehen und der
rechtlichen Argumentation erfolgt eine begleitende po-
litische Lösung. Das hat man von uns gefordert. Das
haben wir gemacht. Jetzt ist es Ihnen auch wieder
nicht recht. Ich glaube, der Weg, den wir an dieser
Stelle gehen, ist gut.

(Beifall bei der CSU – Bernhard Pohl (FREIE
WÄHLER): Wenn Sie das zu Ende führen, dann
passt das!)

Frau Stamm, mir fällt immer wieder etwas auf. Man
kann über alles reden, aber Sie greifen, egal zu wel-
chem Thema, mit großer Wucht in Franken an. Ihnen
ist es nie recht. Sie sind irgendwie für, aber auch ir-
gendwie gegen die Festung Marienberg. Dasselbe gilt
für das Heimatministerium. Immer wenn es um Fran-
ken geht, sind Sie dagegen. Geht es um das Finanz-
amt München, kann es Ihnen gar nicht schnell genug
gehen, dass 200 Millionen Euro verbaut werden.
Seien Sie doch etwas objektiver. Sie sollten überall
entweder dafür oder dagegen sein. Ich weiß nicht, ob
der einseitige Angriff auf Franken mit der Wahl in Ans-
bach zusammenhängt. Bitte seien Sie an dieser Stelle
fair und ehrlich.

(Beifall bei der CSU)

Ich weiß nicht, ob das noch hält: Sie wiederholen,
seitdem ich dieses Amt innehabe – das haben Sie
auch schon vorher getan -, wir seien beim Thema Be-
amte und Finanzbeamte nicht stark genug aufgestellt.
Ich finde, Sie hatten noch vor einiger Zeit viel bessere
Argumente. Es stimmt, wir hatten einigen Aufholbe-
darf. Seit Beginn der letzten Legislaturperiode haben
wir – und das setzen wir fort – fast 1.500 Stellen
nachgelegt:

(Volkmar Halbleib (SPD): Stimmt doch gar nicht!)
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Steuerfahnder, Betriebsprüfer, innere Dienste im Fi-
nanzbereich. Der Bayerische Beamtenbund hat übri-
gens letztes Jahr – Sie erinnern sich, Sie waren
dabei, es hat Ihnen, glaube ich, nicht sehr gefallen,
aber es war eine schöne Veranstaltung – die Staats-
regierung für ihr Engagement sogar ausdrücklich ge-
lobt. Sogar die Finanzgewerkschaft, die zu Recht kri-
tisch ist, hat die Staatsregierung und die Mehrheit des
Landtags für die richtigen Schritte gelobt. Wenn der
Beamtenbund und die Finanzgewerkschaft anerken-
nen, dass wir uns deutlich verbessert haben, sollten
Sie nicht mehr die Argumente aus der Vergangenheit
bringen. Leben wir nicht im gestern, sondern machen
wir die Augen auf für die Zukunft, meine Damen und
Herren!

(Beifall bei der CSU)

Wir geben uns sehr große Mühe, das nicht irgendwie
oder halbwegs über die Bühne zu bringen, sondern
der Ministerpräsident, die Öffentlichkeit und der Land-
tag verlangen von uns erstklassige Arbeit. Diesen An-
spruch hat Bayern.

(Volkmar Halbleib (SPD): Anspruch und Wirklich-
keit!)

Wir haben in Bayern Weltunternehmen und stehen
mit unserer Tradition und Leistungsfähigkeit in vielen
nationalen und internationalen Rankings an erster
Stelle. Wenn Sie sich die "Focus"-Umfrage ange-
schaut haben, dann konnten Sie erkennen, dass bei
allen Fragen bayerische Kommunen und Regionen
mit an vorderster Stelle rangieren. Selbst unsere
strukturschwächeren Regionen sind im nationalen
Verbund erste Liga. Wir geben uns sehr große Mühe,
dieses Niveau zu halten. Das ist im Wettbewerb gar
nicht so einfach.

Wir setzen die Schuldentilgung fort. Kollege Winter
hat das angesprochen. Wir haben 2,54 Milliarden
Euro getilgt, 11 % der allgemeinen Haushaltsschul-
den. Kein anderes Land hat das getan. Die Zinsquote
geht nach unten, meine Damen und Herren, die Pro-
Kopf-Verschuldung wird besser. Alle Daten sprechen
dafür, dass wir den Haushalt souverän und seriös füh-
ren. Wir können rechnen, meine Damen und Herren.
Nehmen Sie uns das bitte ab: Unser Ziel ist, Bayern
zu entschulden, zu stärken und finanzpolitisch stark
zu halten.

Ob man die Ratingagenturen mag oder nicht, sie ent-
scheiden am Ende darüber, wie viele Zinsen man
zahlt. Bei einem schlechten Rating werden Altschul-
den teurer. Insofern müssen wir alles dafür tun, um
Bayern zu stärken und stabil zu halten. Der Landtag
kann jetzt darüber entscheiden, ob wir diesen Weg

fortsetzen. Wir empfehlen das und bedanken uns für
eine seröse Beratung.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. - Kolleginnen und Kollegen, gemäß
§ 148 der Geschäftsordnung sind die Gesetzentwürfe
dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen
als federführendem Ausschuss zu überweisen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten
Thomas Kreuzer, Gudrun Brendel-Fischer, Karl
Freller u. a. und Fraktion (CSU),
Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, Hans-
Ulrich Pfaffmann u. a. und Fraktion (SPD),
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten
Glauber u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER),
Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas
Gehring u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
zur Änderung des Bayerischen
Abgeordnetengesetzes (Drs. 17/789)
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u. a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
(Drs. 17/881)

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Volkmar Halbleib, Inge Aures u. a.
und Fraktion (SPD)
(Drs. 17/882)

und

Bestellung
der Mitglieder der Kommission nach Art. 23 des
Bayerischen Abgeordnetengesetzes (s. a. Anlage
1)

Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurde hier-
zu eine Redezeit von fünf Minuten pro Fraktion ver-
einbart. Ich darf als erstem Redner für die CSU-Frak-
tion Herrn Kollegen Zellmeier das Wort erteilen. –
Bitte schön, Herr Kollege.

Josef Zellmeier (CSU): Frau Präsidentin, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Was lange währt, wird endlich
gut. Wir beschließen heute das Abgeordnetengesetz.
Wir haben gemeinsam neue Regelungen geschaffen.
An dieser Stelle möchte ich gleich vorweg allen Kolle-
ginnen und Kollegen, auch aus den anderen Fraktio-
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nen, für die konstruktive Zusammenarbeit danken. Wir
wollten Regelungen finden, die uns als Abgeordnete
schützen und auch in der Öffentlichkeit die nötige
Transparenz herstellen.

Wir haben die Rechtsstellung des Abgeordneten in
den Gesetzentwurf aufgenommen. Wir haben die In-
dexregelung für die Diätenerhöhung bestätigt. Das ist
eine zukunftsweisende Entscheidung, die im Landtag
schon vor vielen Jahren getroffen wurde. Der Bund
übernimmt sie jetzt. Wir entgehen damit dem Ver-
dacht, dass wir uns selbst die Diäten nach Gutdünken
erhöhen. Dafür werden klare Werte des Statistischen
Landesamtes genommen. Das ist eine sinnvolle und
gute Regelung, die uns der Notwendigkeit enthebt,
das Thema jedes Jahr zu diskutieren.

Wir haben auch weitere Ausschlusstatbestände bei
der Mitarbeiterbeschäftigung aufgenommen. Wenn es
sich um Mitarbeiter handelt, die bei einer Kapitalge-
sellschaft beschäftigt sind, an der der Abgeordnete
wesentlich beteiligt ist, oder im Unternehmen des Ab-
geordneten, oder wenn Gestellungsverträge mit Par-
teigeschäftsstellen bestehen: All das ist nun ausge-
schlossen. Ich glaube, wir haben damit alle
wesentlichen Punkte abgearbeitet, die uns auch in der
leidigen Diskussion des Vorjahres aufgegeben wur-
den.

Die Diätenkommission wurde in Abgeordnetenrechts-
kommission umbenannt und neu besetzt. Das ist eine
gute Sache. Wir haben die nötige Beratung durch
kompetente Fachleute. Darauf haben wir uns mit den
anderen Fraktionen geeinigt.

Ein wichtiger Punkt war auch die klare Definition des-
sen, was der Oberste Rechnungshof prüfen darf. Für
uns war ganz entscheidend, dass die ordnungsgemä-
ße Verwendung der Mittel geprüft werden darf, nicht
aber die Erforderlichkeit. Wir pochen auf die Freiheit
des Mandats. Die Entscheidung, welche Schwerpunk-
te ein Abgeordneter setzt, ob nun inhaltlich oder regi-
onal, wie er die Mittel in sinnvoller Weise verwendet,
wie er seiner Kreativität freien Lauf lässt, muss der
Abgeordnete selber treffen. Sie kann ihm von keinem
Rechnungshof abgenommen werden.

Manche werden fragen, auch Vertreter der Medien,
ob damit Missbrauch endgültig ausgeschlossen ist.
Wir wissen alle, dass der Mensch immer Schlupflö-
cher findet. Missbrauch wird man nie komplett aus-
schließen können. Wir haben jetzt klare und strenge
Regelungen, die weniger Anreiz für Fehlanwendung
bieten. Wir haben mehr Sicherheit für die Kolleginnen
und Kollegen, die damit klarer wissen, was sie dürfen
und was nicht. Und wir haben die nötige Transparenz
für die Öffentlichkeit geschaffen.

Auf dieses Werk können wir stolz sein. Noch einmal
sage ich allen Beteiligten Danke und bitte um Zustim-
mung. Wir werden dem Änderungsantrag der SPD auf
Drucksache 17/882 zustimmen. Den Änderungsan-
trag der GRÜNEN auf Drucksache 17/881 werden wir
ablehnen.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. Ich darf nun den Kollegen Halbleib ans Redner-
pult bitten.

Volkmar Halbleib (SPD): Frau Präsidentin, geschätz-
te Kolleginnen und Kollegen! Kollege Zellmeier hat
das Wesentliche zusammengefasst. Wir sind am
Schlusspunkt einer intensiven Debatte, die natürlich
schon länger dauert als die Beratung dieses Geset-
zes. Es bringt im Wesentlichen auch die Verhaltens-
richtlinien des Bayerischen Landtags in Gesetzes-
form, die zum Ende der letzten Legislaturperiode
beschlossen wurden. Wir wollen das Versprechen
einlösen, alles Wesentliche, was über die Rechtsver-
hältnisse der Abgeordneten zu sagen ist, ins Gesetz
zu schreiben. Ich glaube, das ist ein guter Zug für
Transparenz und Rechenschaft. Es ist wichtig, dass
wir das machen, ohne die Regeln zu ändern; das ent-
spricht den strengen Verhaltensregeln, die wir uns ge-
meinsam gegeben haben.

Damit ist auch das Anliegen verbunden, künftig Inte-
ressenkollisionen zu vermeiden und Missbrauch aus-
zuschließen, Transparenz und Klarheit zu schaffen
und Rechenschaft abzulegen. Es ist gut, dass wir das
in Gesetzesform gießen.

Wir sagen als Fußnote, dass wir sowohl bei den Ver-
haltensregeln als auch beim Gesetz noch Diskussi-
onsbedarf sehen. Das betrifft den Bereich der geld-
werten Zuwendungen und der Spenden. Wir haben
das intensiv diskutiert. Wir sollten das, was wir ge-
meinsam auf den Weg bringen können, jetzt auf den
Weg bringen. Die Debatte ist nie ganz zu Ende, son-
dern wir müssen immer justieren, was geregelt und
angepasst werden muss. Dieses Versprechen haben
wir gegeben.

Der zweite Punkt ist die Regelung der Diäten. Sie
setzt eine gute Praxis fort, die wir in den Vorperioden
begonnen haben. Der Deutsche Bundestag wird sich
im Prinzip an dieser Regelung orientieren, aus gutem
Grund. Wir legen klar und transparent dar, nach wel-
chen Kriterien Diätenerhöhungen und -anpassungen
erfolgen. Jeder kann im Gesetzesblatt nachschauen,
wie das geschieht. Auch das ist ein Fortschritt gegen-
über vielen anderen Landesregelungen.
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Schließlich und endlich sind wir für die Diätenkommis-
sion in der neuen Ausgestaltung dankbar. Ich glaube,
es hat Sinn, über eine Anhörung zu Gesetzen, die wir
zur Rechtsstellung der Abgeordneten beschließen, hi-
naus Gutachtensaufträge des Landtags, des Präsidi-
ums im Einvernehmen mit dem Ältestenrat, zu geben.
Ich glaube, es geht uns allen darum, Fortschritte zu
erzielen.

Wir haben in der Fraktion auch den Vorschlag von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN intensiv diskutiert, der
zunächst einmal einiges für sich hat, nämlich zu
sagen, die Kommission kann in Zukunft von sich aus
eigene Änderungsvorschläge vorlegen. Es klingt gut,
hat aber einen Haken. Der Haken ist: Das geht zulas-
ten der Kommissionsmitglieder, weil wir damit ein
Stück weit Verantwortung abschieben. Wir sollten un-
sere Verantwortung schon ernst nehmen. Ich möchte
in Zukunft nicht Diskussionen erleben, wenn ein
Thema noch einmal aufkommt und korrekturbedürftig
ist, in denen wir dann im Landtag sagen: Wieso denn,
wir haben doch die Kommission ermächtigt, uns je-
derzeit Vorschläge zu unterbreiten; weil das nicht pas-
siert ist, sind wir davon ausgegangen, dass alles in
Ordnung ist.

Ich glaube also, auch zur Entlastung der Kommissi-
onsmitglieder ist es gut, dass wir Gutachtensaufträge
geben. Im Übrigen besteht jederzeit die Möglichkeit,
sich zu Rechtsverhältnissen von Abgeordneten zu äu-
ßern. Es gibt wissenschaftliches Schrifttum, man kann
Vorschläge unterbreiten, man kann Schreiben an die
Fraktionen richten. Die Möglichkeiten sind gegeben.
Insgesamt haben wir gemeinschaftlich eine gute Lö-
sung gefunden.

Ich möchte mich bei allen bedanken, die daran mitge-
wirkt haben, bei der Frau Präsidentin, aber auch beim
Landtagsamt und natürlich bei den Kolleginnen und
Kollegen der Fraktionen. Wir haben durchaus gute
Gespräche geführt. Wir werden dem Gesetzentwurf
selbstverständlich zustimmen und die Mitglieder der
neuen Kommission entsprechend dem Vorschlag be-
nennen.

(Allgemeiner Beifall)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. Ich bitte jetzt den Kollegen Streibl ans Redner-
pult.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr verehrte
Frau Präsidentin, werter Herr Ministerpräsident, Kolle-
ginnen und Kollegen! Abgeordnete sind keine Engel.
Abgeordnete sind auch keine Heroen, sondern ganz
normale Menschen aus dem Volk mit all ihren Stärken
und Fehlern, die gewählt worden sind. Da wir um un-
sere Fehlerhaftigkeit wissen und Fehler passiert sind,

die wir alle bedauern, geben wir uns ein Abgeordne-
tengesetz, das nach unserer Überzeugung das
schärfste und strengste in der ganzen Bundesrepublik
Deutschland ist, da wir uns diese Maßstäbe selber
geben. Das Ganze ist kein Selbstzweck, damit wir uns
hier kasteien, sondern wir wollen unterstreichen, dass
wir in der Politik auch über die Fraktionsgrenzen hin-
weg ein gewisses Ethos leben wollen und dass uns
das die Demokratie wert ist; denn letztlich lebt die De-
mokratie von Vertrauen, vom Vertrauen des Volkes in
seine gewählten Vertreter. Wenn dieses Vertrauen
schwindet, dann schwindet auch die Demokratie. Das
dürfen wir nicht zulassen.

Deswegen müssen wir uns selbst immer wieder kon-
trollieren, uns immer wieder an der eigenen Nase fas-
sen und uns fragen, ob es noch richtig läuft und wir
noch das Vertrauen haben. Deswegen dürfen wir an
uns selbst strengere Maßstäbe anlegen als an die an-
deren; denn wir haben die Verantwortung. Wenn das
Vertrauen schwindet, dann haben wir auch die Ver-
antwortung verspielt. Deswegen haben wir uns in gro-
ßer Übereinstimmung strenge Regeln gegeben, um
das Vertrauen letztlich wiederherzustellen und uns
selbst vor einem Verlust des Vertrauens und einem
Verlust des Anstandes zu schützen.

Aber Vertrauen in der Politik lebt nicht nur von stren-
gen Regeln, sondern auch von Glaubwürdigkeit.
Glaubwürdigkeit erhält man nicht dadurch, indem man
hin- und herspringt, sondern wenn man zu seiner Mei-
nung und zu seiner Überzeugung steht. Das ist auch
etwas ganz Wichtiges. Das müssen wir als Politiker
vorleben. Wir dürfen nicht immer nur nach vermeintli-
chen Mehrheiten schielen, sondern wir müssen nach
dem schauen, was wir selber für richtig halten. Das
stärkt auch das Vertrauen in die Politik.

Daher sind wir in diesem Haus mittlerweile hoch sen-
sibel dafür geworden, wie wir mit uns und unseren
Möglichkeiten umgehen. Ich möchte an der Stelle
davor warnen, übersensibel zu werden und in den
Wettstreit der Gutmenschen einzutreten und zu
schauen, wer noch ein bisschen moralischer, wer in
ethischer Hinsicht noch ein bisschen besser als der
andere sein kann. So ein Wettlauf wäre schlecht.
Letztlich kann das keiner mehr einhalten. Wir müssen
vernünftige Regeln treffen. Ich glaube, die haben wir
gefunden, wenn sie auch in manchen Punkten sehr
scharf sind. Das Ganze muss noch lebbar sein, und
das dürfte auch noch lebbar sein.

In dem Sinne möchte ich allen in den Fraktionen dan-
ken, die konstruktiv daran mitgearbeitet haben, letzt-
lich nicht nur für uns, sondern für die Demokratie
schlechthin etwas zu schaffen. Auch an die Frau Prä-
sidentin geht ein Dankeschön, die hier kräftig mitge-
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wirkt hat. Sie ist im letzten Jahr im Landtag gut voran-
gegangen und hat mit uns schwere Zeiten
durchgestanden.

Ich möchte auch dem Landtagsamt danken, das die
manchmal nicht so einfachen Herausforderungen und
Wünsche in der Umsetzung standhaft mitgetragen hat
und das Ganze auf einen guten Weg gebracht hat. In
dem Sinne danke ich und hoffe, dass wir nicht an ein
Ende gekommen sind - denn weiterentwickeln kann
man sich immer -, sondern dass wir jetzt einen
Schlussstrich unter eine Affäre gezogen haben und
letztlich alle etwas schlauer geworden sind.

(Allgemeiner Beifall - Zuruf von den FREIEN
WÄHLERN: Bravo!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. Ich bitte jetzt den Kollegen Gehring ans Red-
nerpult.

Thomas Gehring (GRÜNE): (Vom Redner nicht auto-
risiert) Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Mit diesem Abgeordnetengesetz haben wir zum
Teil neue, zum Teil strengere Regeln geschaffen. Wir
haben klarere Regeln geschaffen, und wir sorgen
dafür, dass mehr Transparenz herrscht, deshalb die
Fassung dieser Regeln in ein Gesetz. Ein Gesetz
kann jedermann nachlesen. Es wird öffentlich disku-
tiert, und das ist wichtig. Über die Fragen der Abge-
ordnetentätigkeit muss man öffentlich reden können.
Nur so wird Vertrauen bei den Menschen erzielt.

Wir haben in der letzten Legislatur schon beschlos-
sen, dass die Mitarbeiterverwaltung jetzt vom Land-
tagsamt übernommen wird. Ich danke den Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern, die diese Aufgabe
übernommen haben. Die Aufgabe ist vielleicht größer,
als manche gedacht haben. Da gibt es sicher einige
Umstellungsarbeiten. Es ist aber wichtig, dass das ge-
macht wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern ist weithin eingeschränkt worden. Es ist in Zu-
kunft nicht mehr möglich, dass ein Mitarbeiter einen
Vertrag mit einem Abgeordneten hat und gleichzeitig
einen Vertrag mit einer Kapital- oder Personengesell-
schaft oder einem Unternehmen, an der oder dem der
Abgeordnete beteiligt ist. Es ist zum Beispiel nicht
mehr möglich, dass ein Mitarbeiter im Abgeordneten-
büro und auch noch in der Kanzlei oder im Unterneh-
men des Abgeordneten tätig ist.

Es ist auch nicht mehr möglich, dass Personalgestel-
lungsverträge mit Parteigeschäftsstellen gemacht
werden, dass also eine Partei im Auftrag eines Abge-

ordneten dessen Tätigkeit erledigt, sondern auf der
Mitarbeiterebene herrscht eine sorgfältige, klare Tren-
nung zwischen Amt und Partei. Das entspricht dem
neuen ersten Absatz des Abgeordnetengesetzes, wo-
nach Abgeordnete eben Vertreter des ganzen Volkes
und nicht einer Partei sind.

Es hat Sinn, dass die Bezüge am Lebenshaltungsin-
dex orientiert werden. Das erspart uns vielleicht man-
che Debatte über Diäten. Der Bundestag übernimmt
diese Regelung. Es hat Sinn, den Blick von außen in
zwei Punkten zu ermöglichen, nämlich vom Obersten
Rechnungshof und durch die Abgeordnetenrechts-
kommission, die sich zu allen Fragen des Abgeordne-
tendaseins äußern können soll. Wir haben beantragt,
dass diese Kommission auch aus sich selbst heraus
tätig werden kann. Kollege Halbleib, unser Antrag
sieht ja vor, dass die Kommission auch auf Aufforde-
rung des Präsidiums tätig wird. Das Tätigwerden auf
eigene Initiative wäre etwas Zusätzliches gewesen.
Wir hätten der Kommission durchaus zugetraut, sou-
verän mit diesem Recht umzugehen, wie auch wir als
Landtag souverän das entgegennehmen, was uns die
Abgeordnetenrechtskommission auf eigenes Anraten
sagen wird.

Wir werden dem Antrag der SPD zustimmen und dem
Gesetz insgesamt. Wir haben lange vorher darüber
geredet und um einzelne Formulierungen gerungen.
Wir haben jetzt einen wichtigen ersten Schritt getan.
Wir werden uns mit dem Abgeordnetengesetz immer
wieder beschäftigen müssen. Es gibt noch einige Re-
gelungsgegenstände, die durchaus auch in ein Abge-
ordnetengesetz aufgenommen werden könnten.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, weitere
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die
Aussprache geschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Der Abstimmung
liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 17/789, die
Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/881 und
17/882 sowie die Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses für Verfassung, Recht und Par-
lamentsfragen auf Drucksache 17/1049 zugrunde.

Vorweg lasse ich über den vom federführenden Aus-
schuss zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungs-
antrag der Abgeordneten Bause, Hartmann, Gehring
und anderer und Fraktion (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) auf Drucksache 17/881 abstimmen.
Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um sein
Handzeichen. – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegen-
stimmen? – CSU, SPD und FREIE WÄHLER. –

672 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/13 v. 26.03.2014

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000341.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000342.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000341.html


Stimmenthaltungen? – Ich sehe keine. Damit ist der
Änderungsantrag abgelehnt.

Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Aus-
schuss zur Annahme, allerdings mit der Maßgabe von
Änderungen. Ich verweise insoweit auf die Drucksa-
che 17/1049. In Absprache mit allen Fraktionen soll
außerdem noch eine Änderung in § 1 in der neuen
Nummer 7 Buchstabe b vorgenommen werden. Da-
nach soll der neue Absatz 3 des Artikels 8 folgende
Fassung erhalten:

(3) Nicht erstattungsfähig sind Verträge mit Kapi-
tal- oder Personengesellschaften, wenn Gesell-
schafter, Organe, Geschäftsführer oder sonstige
Vertreter oder im konkreten Fall tätige Beschäf-
tigte der Gesellschaft dem Personenkreis des
Abs. 2 angehören.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des federfüh-
renden Ausschusses mit dieser Änderung zustimmen
will, den bitte ich nun um sein Handzeichen. – CSU,
SPD, FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine Gegen-
stimmen. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine
Stimmenthaltung. Damit ist dem Gesetzentwurf in der
vorgeschlagenen Fassung zugestimmt.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde,
führen wir nun gemäß § 56 der Geschäftsordnung so-
fort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor,
sie in der einfachen Form durchzuführen. – Wider-
spruch erhebt sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf in
der Fassung des federführenden Ausschusses mit der
von mir vorgetragenen Änderung seine Zustimmung
geben will, den bitte ich, sich nun vom Platz zu erhe-
ben. – Ich darf nun bitten, Gegenstimmen anzuzei-
gen. – Keine Gegenstimmen. Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Das ist auch nicht der Fall. Das Gesetz ist
damit angenommen. Es trägt den Titel: "Gesetz zur
Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben
beschlossenen Fassung hat der Änderungsantrag der
Abgeordneten Rinderspacher, Halbleib, Aures und
anderer und Fraktion (SPD) auf Drucksache 17/882
seine Erledigung gefunden. Das Hohe Haus nimmt
davon Kenntnis.

Nach dem geänderten Artikel 23 des Bayerischen Ab-
geordnetengesetzes ist eine aus neun unabhängigen
Mitgliedern bestehende Kommission zu bilden, die
von der Präsidentin bei beabsichtigten Änderungen
von Leistungen nach dem Bayerischen Abgeordne-
tengesetz zu hören ist. Ferner berät sie den Landtag
nach Aufforderung durch die Präsidentin aufgrund
eines Beschlusses des Präsidiums im Einvernehmen
mit dem Ältestenrat in Angelegenheiten des parla-

mentarischen Mandats bezüglich der Rechtsstellung
der Mitglieder des Bayerischen Landtags.

Die Mitglieder der Kommission, die weder dem Land-
tag noch einer anderen gesetzgebenden Körperschaft
angehören dürfen, werden vom Landtag auf Vor-
schlag des Ältestenrates berufen. Im Einzelnen ver-
weise ich auf die vorliegende Übersicht, der die vom
Ältestenrat zur Berufung vorgeschlagenen Persönlich-
keiten entnommen werden können.

(Siehe Anlage 1)

Gibt es dazu Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall.
Im Ältestenrat wurde vereinbart, hierüber im Rahmen
einer Gesamtabstimmung zu beschließen. Wer der
Berufung der vorgeschlagenen Persönlichkeiten ein-
verstanden ist, den bitte ich um sein Handzeichen. –
CSU, SPD, FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine Ge-
genstimmen. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine
Stimmenthaltungen. Damit ist auch diesen Vorschlä-
gen zugestimmt worden. Herzlichen Dank.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich rufe
Tagesordnungspunkt 3 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Zuständigkeitsgesetzes und
des Bayerischen Rechtssammlungsgesetzes
(Drs. 17/405)
- Zweite Lesung -

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Wir kommen
deshalb sofort zur Abstimmung. Der Abstimmung lie-
gen der Gesetzentwurf auf Drucksache 17/405 und
die Beschlussempfehlung mit Bericht des federführen-
den Ausschusses für Verfassung, Recht und Parla-
mentsfragen auf Drucksache 17/1046 zugrunde. Der
federführende Ausschuss empfiehlt die unveränderte
Annahme. Wer dem Gesetzentwurf zustimmen will,
den bitte ich nun um sein Handzeichen. – CSU, SPD
und FREIE WÄHLER. Gibt es Gegenstimmen? –
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Keine Stimmenthaltungen. Damit ist es so
beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde,
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort
auch die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor,
sie in einfacher Form durchzuführen. – Widerspruch
erhebt sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu
erheben. – Ich stelle die Zustimmung von CSU, SPD
und FREIEN WÄHLERN fest. Ich darf nun bitten, die
Gegenstimmen anzuzeigen. – BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.
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(Zuruf: Und Herr König!)

– Herr König, stimmen Sie mit?

(Alexander König (CSU): Ja!)

Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthal-
tung. Damit ist das Gesetz so angenommen. Es hat
den Titel: "Gesetz zur Änderung des Zuständigkeits-
gesetzes und des Bayerischen Rechtssammlungsge-
setzes".

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 4 auf:

Besetzung des Bayerischen
Verfassungsgerichtshofs
Neu- und Wiederwahl von zwei berufsrichterlichen
Mitgliedern

Der Ministerpräsident hat mitgeteilt, dass die Amtszeit
des berufsrichterlichen Mitglieds des Bayerischen
Verfassungsgerichtshofs Michael Lorbacher, Vorsit-
zender Richter am Oberlandesgericht München, mit
Ablauf des 15. Februar 2014 endete. Der Präsident
des Verfassungsgerichtshofs schlägt Herrn Lorbacher
zur Wiederwahl als berufsrichterliches Mitglied des
Verfassungsgerichtshofs vor.

Außerdem hat der Ministerpräsident mitgeteilt, dass
der Vorsitzende Richter am Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshof Andreas Polloczek mit Ablauf des
31. Mai 2014 in den Ruhestand tritt. Damit scheidet er
auch aus dem Verfassungsgerichtshof aus. Der Präsi-
dent des Verfassungsgerichtshofs schlägt als Nach-
folger Herrn Dr. Klaus Borgmann, Richter am Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshof, zur Neuwahl vor.

Die Vorgeschlagenen sind bereit, im Fall der Wahl
das Amt anzunehmen, und haben entsprechende Er-
klärungen gemäß Artikel 6 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes abgegeben. Die Richter-Wahl-Kommis-
sion hat am 19. März 2014 den Vorschlägen des
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofs zugestimmt
und beschlossen, der Vollversammlung zu empfehlen,
diese Wahlvorschläge anzunehmen.

Wir kommen damit zu den Wahlen, die im Einverneh-
men aller Fraktionen in einem Wahlgang durchgeführt
werden. Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, auf Ihren
Plätzen finden Sie zwei Stimmzettel in verschiedenen
Farben vor, auf denen die vorgeschlagenen Kandida-
ten aufgeführt sind. Für den Wahlgang ist außerdem
die in Ihrer Stimmkartentasche enthaltene gelbe Na-
menskarte mit abzugeben. Urnen für die Namenskar-
ten und für die Stimmzettel befinden sich auf beiden
Seiten des Sitzungssaales im Bereich der Eingangs-
türen sowie auf dem Stenografentisch. Ich bitte, so-
wohl die Namenskarte als auch die Stimmzettel nicht

selbst in die Urnen einzuwerfen, sondern sie den hier-
für bereitstehenden Schriftführern und Mitarbeitern
des Landtagsamtes auszuhändigen. Nur so kann der
ordnungsgemäße Ablauf des Wahlvorgangs sicherge-
stellt werden.

Wir beginnen mit dem Wahlgang. Für die Wahlen ste-
hen fünf Minuten zur Verfügung.

(Geheime Wahl von 16.59 bis 17.04 Uhr)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Der Wahlgang ist
beendet. Die Wahlergebnisse werden außerhalb des
Plenarsaals ermittelt und später bekannt gegeben.

Wir fahren inzwischen in der Tagesordnung fort.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 a auf:

Bestellung
von Mitgliedern für den Landesdenkmalrat

Der Herr Staatsminister für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst hat mit Schreiben vom 27. Feb-
ruar 2014 mitgeteilt, dass die Freisinger Bischofskon-
ferenz beschlossen hat, als Vertreter der Katholischen
Kirche im Landesdenkmalrat Herrn Dipl.-Ing. Hans-
Jürgen Dennemarck und Herrn Prälat Luitgar Göller
vorzuschlagen. Außerdem hat Herr Staatsminister
Dr. Spaenle mitgeteilt, dass der Bayerische Bezirks-
tag Herrn Bezirkstagspräsidenten Josef Mederer als
Mitglied des Landesdenkmalrates benannt hat. Er hat
gebeten, den zur Bestellung der Mitglieder notwendi-
gen Beschluss des Landtages herbeizuführen.

Eine Aussprache hierzu findet nicht statt. Wir kommen
deshalb gleich zur Abstimmung. Im Ältestenrat wurde
vereinbart, dass wir hierüber gemeinsam abstimmen.
Wer den vorgenannten Vorschlägen seine Zustim-
mung erteilen will, den bitte ich um sein Handzeichen.

(Unruhe bei der CSU)

- Bei aller Freundschaft: Entweder Sie machen jetzt
mit oder nicht.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, den FREIEN
WÄHLERN und den GRÜNEN)

Ich rufe die Abstimmung auf. Wer seine Zustimmung
erteilen will, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. –
Die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄH-
LER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Die
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine Gegen-
stimme. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthal-
tung. Damit ist der Vorschlag so angenommen und
beschlossen worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 b auf:
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Bestätigung
der von den vorschlagsberechtigten Vereinen und
Verbänden benannten Mitglieder für den
Landessportbeirat (s. a. Anlage 2)

Mit Schreiben vom 11. März 2014 hat der Staatsmi-
nister des Innern, für Bau und Verkehr dem Landtag
die von den vorschlagsberechtigten Vereinen und
Verbänden nach Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes
über den Bayerischen Landessportbeirat benannten
Mitglieder für den Landessportbeirat mitgeteilt. Im Ein-
zelnen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Zusam-
menstellung.

(Siehe Anlage 2)

Herr Staatsminister Herrmann hat gebeten, die hierfür
gesetzlich vorgesehene Bestätigung der vorgeschla-
genen Mitglieder durch den Landtag herbeizuführen.
Eine Aussprache hierzu findet nicht statt. Im Ältesten-
rat wurde vereinbart, über die Vorschläge gemeinsam
abzustimmen. Ich lasse deshalb so abstimmen. Wer
mit der Entsendung der von den vorschlagsberechtig-
ten Vereinen und Verbänden benannten Mitglieder in
den Landessportbeirat entsprechend der aufliegenden
Liste einverstanden ist, den bitte ich um sein Handzei-
chen. – Die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREI-
EN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzei-
gen. – Keine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? –
Keine Stimmenthaltung. Der Landtag bestätigt damit
gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes über den
Bayerischen Landessportbeirat die benannten Per-
sönlichkeiten als Mitglieder des Landessportbeirats.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Abstimmung
über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der
Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden
(s. Anlage 3)

Ausgenommen von der Abstimmung ist die Listen-
nummer 10, die einzeln beraten werden soll. Hinsicht-
lich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den
einzelnen Voten der Fraktionen zu den übrigen Anträ-
gen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 3)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhal-
tens bzw. mit dem jeweiligen Abstimmungsverhalten
seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste
einverstanden ist, den bitte ich jetzt um sein Handzei-
chen. – Die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREI-
EN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine Ge-
genstimme. Stimmenthaltungen? – Auch keine

Stimmenthaltung. Damit übernimmt der Landtag nun
diese Voten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten
Dringlichkeitsanträge

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger u. a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)
Weg zu einem neunjährigen Gymnasium jetzt
öffnen! (Drs. 17/1094)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u. a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Gymnasialkonvent einberufen!
Ziel: Breiter Konsens über Reform des
Gymnasiums (Drs. 17/1099)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas
Kreuzer, Kerstin Schreyer-Stäblein, Gudrun
Brendel-Fischer u. a. und Fraktion (CSU)
Gymnasium in Bayern (Drs. 17/1107)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Martin Güll, Kathi Petersen u. a.
und Fraktion (SPD)
Murks am Gymnasium endlich beenden und mehr
Bildungszeit ermöglichen (Drs. 17/1108)

Vorweg möchte ich Sie darauf hinweisen, dass die
Fraktionen von CSU, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN zu ihren Anträgen jeweils namentliche
Abstimmung beantragt haben. Damit läuft nämlich
schon die Frist. - Ich eröffne die gemeinsame Aus-
sprache. Erster Redner ist Herr Kollege Felbinger.

Günther Felbinger (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ei-
gentlich wollte ich einen Wecker mit an das Pult neh-
men, um die CSU-Fraktion, deren nachgezogenen
Antrag ich heute zur Kenntnis bekommen habe, auf-
zuwecken. Ich kann nur sagen: Hallo, liebe Kollegin-
nen und Kollegen der CSU, aufwachen! Wenn ich
Ihren heute Nachmittag nachgezogenen Antrag lese,
dann muss ich mich schon wundern. Die Alarmglo-
cken läuten überall in Bayern hinsichtlich der künfti-
gen Ausrichtung des bayerischen Gymnasiums.
Meine Heimatzeitung, die "Main-Post", titelte heute:
"Lehrer wollen modernes G 9". Der Philologenverband
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hat heute ein neues Konzept für die Rückkehr zum
G 9 vorgestellt. Aber in dem Antrag der CSU-Fraktion
lese ich: "Das Gymnasium in Bayern in seiner jetzigen
Struktur hat sich im Grundsatz bewährt." Angesichts
dessen muss ich sagen: Gute Nacht, liebe CSU!

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Weiterschla-
fen!)

- Genau, weiterschlafen. – An anderer Stelle Ihres An-
trags schreiben Sie von "Ruhe" im Bildungssystem
und davon, dass permanente Bildungsreformen nur
"Unruhe" hineinbrächten. Meine Damen und Herren
von der CSU, wer hat denn diese Unruhe in das Gym-
nasium gebracht? Das waren doch Sie mit Ihrer G-8-
Hauruck-Aktion!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ein geflügeltes Wort lautet: Wer zu spät kommt, den
bestraft das Leben. Sie von der CSU samt Ihrem Kul-
tusminister Spaenle, der in diesem Gerangel um die
künftige Ausrichtung des bayerischen Gymnasiums
wirklich eine armselige Vorstellung abliefert und mit
seinem Nichtstun die Handlungsunfähigkeit des Kul-
tusministeriums unterstreicht, sind schon wieder zu
spät dran. Wir FREIE WÄHLER haben mit unserem
Volksbegehren wie schon bei den Studiengebühren
den Stein ins Rollen gebracht. Diesen tonnenschwe-
ren Stein können auch Sie von der CSU nie mehr auf-
halten. Das sage ich, so wahr ich hier stehe.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb ist unser heutiger Dringlichkeitsantrag auch
so unmissverständlich wie klar formuliert: "Weg zu
einem neunjährigen Gymnasium jetzt öffnen!" Denn
die Zeit läuft gegen Sie von der CSU. Bayern steht
nämlich mittlerweile, was das Gymnasium anbetrifft,
bundesweit sehr isoliert da. Niedersachsen hat kürz-
lich beschlossen, dass das neunjährige Gymnasium
zum Schuljahr 2015/16 wieder der Regelfall sein wird.
Auch unsere westdeutschen Nachbarländer Hessen
und Baden-Württemberg haben den Zug der Zeit
längst erkannt und bieten mit großer Nachfrage das
von uns favorisierte Modell der Wahlfreiheit zwischen
G 8 und G 9 an. Deshalb frage ich Sie: Worauf warten
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU?
Bayern kann sich diesem Trend nicht weiter verwei-
gern.

Insofern freut es uns FREIE WÄHLER, dass das
heute vom Philologenverband vorgestellte Konzept
alle Eckpunkte des FREIE-WÄHLER-Konzeptes ent-
hält: mehr Zeit für den Erwerb von Wissen, Kompe-
tenzen und echter Hochschulreife, für Persönlichkeits-
entwicklung und Freiräume für mehr individuelle
Förderung, für mehr ästhetische Bildung, für mehr au-

ßerschulische Lernerfahrung, und das alles – Zitat
Max Schmidt – "bei gleichzeitiger Beibehaltung der
Option G 8 und G 9". Wir danken dem Philologenver-
band herzlich dafür, dass er unser Konzept so gut fin-
det und es lediglich in einem kleinen Punkt verändert,
nämlich dem, die Wahlfreiheit vom G 9 ausgehend zu
denken. Neun Jahre sollen also der Regelfall sein,
und besonders leistungsfähigen Schülern soll das G 8
durch Überspringen einer Jahrgangsstufe ermöglicht
werden.

Ich bin gespannt, wie lange Sie von der CSU-Fraktion
noch gegen Ihren Ministerpräsidenten bellen wie
heute Morgen Ihr Fraktionsvorsitzender Kreuzer.
Auch wir von den FREIEN WÄHLERN wollen einen
breiten Konsens aller Beteiligten. Auch wir FREIEN
WÄHLER wollen keine Hauruck-Rückkehr zum G 9;
wir wollen aber eine schnellstmögliche Entscheidung,
damit sich am bayerischen Gymnasium etwas ändert.
Deshalb kann ich nur an Sie appellieren: Stimmen Sie
unserem Antrag zu, denn sonst stimmt Sie die baye-
rische Bevölkerung ein zweites Mal nieder!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Vorsitzende des Deutschen Philologenverbandes,
Heinz-Peter Meidinger, hat heute Früh bei dieser
Pressekonferenz des Philologenverbandes gesagt –
ich zitiere -: "Das G 8 ist das Musterbeispiel für eine
verfehlte Reform." Die Beteiligten wurden nicht einbe-
zogen. - Beweisen Sie also Ihre Handlungsfähigkeit
und ändern Sie das; nehmen Sie den Spielball auf,
den alle anderen Fraktionen in diesem Landtag Ihnen
anbieten, und zeigen Sie Gesprächsbereitschaft zu
einer inhaltlichen Verbesserung; spielen Sie den Ball
endlich ins Tor und öffnen Sie die Pforte zum G 9!
Sonst könnte es sein, dass Ihr Ministerpräsident Sie
wieder einmal links überholt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Ich bitte nun den Kollegen Gehring ans Rednerpult.

Thomas Gehring (GRÜNE): Verehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der damalige Mi-
nisterpräsident Stoiber hat 2003 bei der Einführung
des G 8 gesagt: "Das deutsche Bildungssystem raubt
den Jugendlichen im europäischen Vergleich wertvol-
le Zeit." Wenn man an seine Rede mit den zehn Minu-
ten vom Hauptbahnhof denkt, zweifelt man am Zeitge-
fühl des damaligen Ministerpräsidenten. Zehn Jahre
danach muss man aber auch sagen, wie viel Zeit, wie
viel Energie diese G-8-Reform Lehrerinnen und Leh-
rern, Eltern, Schülerinnen und Schülern gekostet hat.
Zehn Jahre nach dieser Reform beschäftigen wir uns
in der Politik immer noch damit und stellen fest, dass
sie schiefgegangen ist, dass die damit verbundenen
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Ziele nicht erreicht wurden und das Gymnasium eben
nicht zur Ruhe gekommen ist.

Jetzt haben wir ein Zeitfenster für eine Neuaufstellung
des Gymnasiums in Bayern, für eine neue Reform
des Gymnasiums. Wir müssen dieses Zeitfenster nut-
zen und dürfen nicht wieder die Fehler machen, die
damals von Stoiber und seinen Leuten gemacht wor-
den sind. Es war damals eine einsame Entscheidung
des Ministerpräsidenten bei einem sprachlosen und
konzeptionslosen Kultusministerium, eine übereilte
Einführung ohne Konzept. Die pädagogischen Folgen
sind nicht bedacht worden, und es gab keine Einbe-
ziehung der Akteure, die das umsetzen sollten, keine
Einbeziehung der Schulpraktikerinnen und Schulprak-
tiker. Außerdem gab es nicht genügend finanzielle
Mittel und ständig Nachbesserungen. Das heißt, die
Schülerinnen und Schüler waren die Versuchskanin-
chen, und die Lehrerinnen und Lehrer waren die Pilo-
ten in einem Flugzeug ohne Kompass, ohne Landkar-
te bei unklarer Bestimmung des Zielflughafens.

Diesen Fehler dürfen wir nicht mehr machen. Deswe-
gen geht es jetzt darum, das Gymnasium neu aufzu-
stellen. Wir wollen einen breiten Konsens über eine
Reform des Gymnasiums erzielen und beantragen,
dass die Staatsregierung einen Gymnasialkonvent
einberuft, an dem Schülerinnen und Schüler, Lehre-
rinnen und Lehrer sowie Eltern teilnehmen, außerdem
alle Lehrerverbände, die sich zum Gymnasium äu-
ßern, also der Philologenverband, der BLLV, der
heute eine Tagung dazu durchführt, die GEW, und
alle Elternverbände. Dabei sollten auch die Expertisen
der Hochschulen zur Lernforschung herangezogen
werden. Das Ziel dieses Gymnasialkonvents muss ein
breiter Konsens über die Zukunft des Gymnasiums
sein. Dabei geht es nicht nur um die Dauer, sondern
auch darum, wie das Gymnasium im 21. Jahrhundert
aussehen muss, wie wir das Gymnasium auch päda-
gogisch reformieren und weiterbringen müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Problembereiche sind benannt. Sie betreffen die
Mittelstufe. Dabei geht es gar nicht um die Stofffülle,
sondern um die falsche Darstellung des Stoffes. Ein in
14 Fächer aufgeteilter Lehrstoff, der keinen Zusam-
menhang herstellt, ist nichts für Jugendliche, die in
dieser Zeit nach dem Sinn fragen. Hier werden viele
Ressourcen, wird viel Energie der jungen Leute ver-
geudet. Es wird viel Druck erzeugt, der nicht notwen-
dig wäre.

Wir müssen aber auch sehen, dass das Gymnasium
kein Solitär im Bildungssystem ist. Es muss bezüglich
der anderen Schularten anschlussfähig sein, zum Bei-
spiel nach der zehnten Klasse. Jede Veränderung am

Gymnasium hat auch Auswirkungen auf die anderen
Schularten. Deswegen brauchen wir diesen großen
Konsens.

Spätestens seit der Landtagswahl haben wir eine
breite Diskussion über das G 8. Wir haben im Landtag
mehrmals darüber diskutiert. Die Verbände diskutie-
ren und legen Konzepte vor. Jetzt warten alle ab, was
kommt. Ein bisschen sind wir wieder in einer ähnli-
chen Situation wie damals bei Stoiber. Das Kultusmi-
nisterium ist ohne sichtbares Interesse an einer Dis-
kussion und an einer Veränderung und Verbesserung
des Gymnasiums. Der Kultusminister wiederholt in
seinen Pressemitteilungen Worthülsen. Immer die
gleichen Pressemitteilungen, immer die gleiche Bot-
schaft: Alles ist super, wir brauchen keine Verände-
rung. Die CSU-Fraktion ist sprachlos und konzepti-
onslos, und der Ministerpräsident wartet ab, was an
Vorschlägen kommt, und hat gesagt: Schauen wir
mal, und dann werden wir irgendetwas nehmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Stoiber hat gezeigt,
wie man eine Gymnasialreform nicht machen soll. Wir
dürfen diese Fehler nicht wiederholen. Wenn sich ab
morgen drei ältere Männer zusammensetzen – der
Ministerpräsident, der Kultusminister und der Vorsit-
zende eines Lehrerverbandes -, dann kann auch
dabei nicht die Reform des Gymnasiums herauskom-
men. Koalition mit dem Bürger heißt, alle einzubezie-
hen und sich mit allen auseinanderzusetzen. Nun
kommt die Stunde der Wahrheit für die Bayerische
Staatsregierung und die CSU-Fraktion. Ein "Weiter
so" wird es nicht geben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Kollege Felbinger hat aus dem Antrag der CSU
zitiert, der besagt: Alles super, machen wir schon; wir
ändern ein bisschen, aber alles bleibt so. Der Philolo-
genverband hat heute einen Vorschlag für ein G 9
vorgelegt. Wenn man ihn übernehmen will, muss man
springen. Dann gilt es, das G 8 zu verlassen und zum
G 9 zu wechseln. Sie müssen sich positionieren, ob
Sie das wollen. Geschwurbel hilft da nicht. Der Vor-
schlag des Philologenverbandes muss diskutiert wer-
den. Er ist ein Vorschlag neben anderen, über den
diskutiert werden muss. Er hat die Probleme in der
Mittelstufe erkannt. Ich habe Zweifel, ob die Mittelstu-
fe wirklich der richtige Zeitpunkt ist, um Schülerinnen
und Schüler entscheiden zu lassen, ob sie acht oder
neun Jahre für das Abitur brauchen. Das ist ein wichti-
ger Diskussionsvorschlag. Interessant ist es, wenn
das G 9 die Regelform ist und das G 8 die Ausnahme
sein wird. Der BLLV hat ebenso wie die grüne Land-
tagsfraktion Vorschläge gemacht. Deswegen gilt es,
sich zusammenzusetzen und das Zeitfenster zu nut-

Plenarprotokoll 17/13 v. 26.03.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 677



zen, um ein neues Gymnasium auf den Weg zu brin-
gen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich kann daher nur an Sie appellieren, unserem An-
trag zuzustimmen.

Gern wird vom Schulfrieden geredet. Über den Schul-
frieden lernen wir aus anderen Bundesländern. In
Bayern haben wir noch keine Erfahrungen. Schulfrie-
den heißt: Jeder bewegt sich, also auch die CSU-
Fraktion und die Staatsregierung. Schulfrieden heißt:
Man einigt sich in einem breiten Konsens. Wir könn-
ten das am Beispiel des Gymnasiums durchexerzie-
ren und schauen, wie das funktioniert. Dazu ist vor
allem Bewegung seitens der Staatsregierung und des
Ministerpräsidenten notwendig. Notwendig ist auch,
dass Sie unserem Antrag zustimmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich bitte Frau
Kollegin Schreyer-Stäblein von der CSU an das Red-
nerpult.

Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Sehr geehrtes
Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Geh-
ring hatte die Sorge, dass sich drei Männer zusam-
mensetzen. Sie können nun einer Frau zuhören. Viel-
leicht kann ich Sie überzeugen.

Uns liegen heute mehrere Anträge vor. Wir haben
schon mehrere Male über das Thema debattiert. Viele
Argumente sind ausgetauscht. Die FREIEN WÄHLER
haben heute wieder einen ähnlich klingenden Antrag
eingebracht. Die Argumente werden nicht besser,
wenn wir sie x-mal wiederholen, und sie werden nicht
überzeugender. Insofern werde ich nur auf einen Teil
eingehen.

In dem Antrag wird gefordert, dass wir dem Konzept
der Philologen zustimmen, das uns noch nicht einmal
vorliegt. Ich muss ganz klar sagen: Sie müssen uns
die Chance geben, das Konzept in Ruhe zu prüfen.
Dann können wir miteinander überlegen, was wir tun.
Spannend ist Ihre Begründung, in der Sie sagen, wir
seien bundesweit in einer Entwicklung in Richtung
G 9. Sie können gerne nachsehen: Die Regelform in
Deutschland ist nach wie vor ein G 8. Einige Länder,
bewegen sich in Richtung G 9. In vier Bundesländern
gibt es eine Wahlfreiheit zwischen G 8 und G 9. Im
Übrigen: In keinem einzigen der ostdeutschen Länder
haben wir eine Bewegung in Richtung G 9. Manche
sind in Bewegung, aber es handelt sich nicht um eine
Mehrheit.

Wir haben die Fragestellung, das G 8 und das G 9 pa-
rallel anzubieten, schon öfter diskutiert. Wir wollen
gerne individuell fördern. Wir wollen aber nicht, dass
das parallel geführt wird, weil wir die Fähigkeiten des
einzelnen Schülers entwickeln wollen. Jeder soll seine
Biografie schreiben können und nicht einheitlich fest-
gelegt werden.

Die FREIEN WÄHLER behaupten immer, die Partei
zu sein, die sich um den ländlichen Raum kümmert.
Das tun Sie genau an der Stelle aber nicht. Sie wollen
eine Ausbreitung in die Fläche. Das bedeutet aber,
dass wir das Angebot an kleinen Standorten nicht pa-
rallel machen können.

(Zuruf des Abgeordneten Günther Felbinger
(FREIE WÄHLER))

- Ich weiß nicht, was Sie zu schreien haben. Es wird
sich schon irgendwie klären. Sie können sich solange
mit Ihrem Kollegen unterhalten.

Man muss es realistisch sehen: Im ländlichen Raum
kann man das Angebot nicht parallel machen. Schüler
haben an ihrer Schule entweder das entsprechende
Angebot oder sie haben weite Wege. Das kann nicht
unser Ziel sein.

(Beifall bei der CSU)

Die SPD schreibt in ihrem Antrag vom "Murks am
Gymnasium". Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn Sie
wie wir viele Schulen besuchen, dann werden Sie
feststellen, dass das Gymnasium in seiner achtjähri-
gen Form in weiten Teilen sehr gut funktioniert. Sie
können das an zwei Zahlen festmachen. Zum einen
steigt der Anteil der Schüler, die sich für das Gymna-
sium entscheiden, zuletzt von 33 auf 40 %. So
schlecht kann unser Gymnasium also nicht sein,
wenn wir einen solchen Anstieg haben. Zum anderen
sinkt die Zahl der Wiederholer. Das spricht offensicht-
lich auch dafür, dass das Gymnasium nicht ganz so
schlecht sein kann, wie Sie es beschreiben.

(Beifall bei der CSU)

Ich finde es spannend, dass Sie, nachdem Sie mehr-
fach die überstürzte Einführung des G 8 kritisiert
haben, genauso überstürzt die Wiedereinführung
eines G 9 fordern. Das würde genauso viel Unruhe im
System verursachen. Wir würden den Schülern nicht
gerecht werden. Deswegen wollen wir individuell för-
dern und keine Hauruck-Aktion.

Sie haben vorhin einen Unterschied zwischen der
Fraktion und dem Ministerpräsidenten ausgemacht.
Ich kenne diesen Unterschied nicht und darf Ausfüh-
rungen von ihm öfter hören. Ich weiß nicht, welchen
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Gesprächen oder Zeitungsartikeln Sie das entneh-
men. Wir alle haben gesagt: Wir sind offen für Diskus-
sionen, greifen Vorschläge gerne auf und werden mit
jedem ins Gespräch kommen. Insofern sind wir mit
dem Antrag der GRÜNEN gar nicht so weit auseinan-
der. Sie fordern zu Recht, mit allen Beteiligten zu
reden. Darüber, ob das ein Gymnasialkonvent sein
muss oder ob man einfach Gespräche führt und mitei-
nander diskutiert, kann man unterschiedlicher Auffas-
sung sein. Die Begründung Ihres Antrags hindert uns
daran, Ihrem Antrag zuzustimmen: Sie legen sich be-
reits vorab fest und sind nicht ergebnisoffen. Sie sig-
nalisieren in Ihrer Begründung deutlich, dass Sie in
Richtung eines G 9 wollen.

(Zuruf von den GRÜNEN: Die Begründung ist
nicht Teil des Antrags!)

- Das ist richtig. Die Begründung wird aber auch gele-
sen. Sie können die Begründung lesen und wissen
dann, dass eine Tendenz vorgegeben ist.

Ich sage es Ihnen noch einmal: Man kann unter-
schiedlicher Auffassung darüber sein, ob man dafür
einen Konvent braucht. Ihre Richtung ist der Konvent
und nicht das Gespräch. Ich behaupte: Wir können
miteinander gut im Gespräch sein und die Dinge aus-
gleichen.

Sie schreiben, dass Kinder glücklich sein müssen und
Zeit brauchen. Ich glaube, wir alle sind dieser Auffas-
sung. Das heißt aber im Umkehrschluss, dass wir uns
das an allen Schularten anschauen müssen. Ich bin
mir nicht sicher, ob mit der Einschränkung der Vielfalt
und den langen Schulwegen der Schuss nicht nach
hinten losgeht.

Wir werben in unserem Antrag dafür, die individuelle
Lernzeit weiter auszubauen, stärker individuell zu för-
dern und mehr Flexibilisierungsmöglichkeiten durch
Ganztagsschulen zu schaffen. Wir werden die Anträ-
ge der FREIEN WÄHLER und der SPD ablehnen.
Den Antrag der GRÜNEN müssen wir aufgrund der
Vorfestlegung ebenso ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich bitte dann
die Frau Kollegin Dr. Strohmayr ans Rednerpult.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist
sehr schön mitzuerleben, dass sich immer mehr Men-
schen unserem langjährigen Wunsch nach Entschleu-
nigung des Gymnasiums in Bayern anschließen.
Wenn Sie sich erinnern: Bereits im Mai 2012 – liebe
Kolleginnen und Kollegen von den FREIEN WÄH-
LERN, das war vor Ihrem Volksbegehren – hat Chris-

tian Ude, angetrieben von der Frage, wie das baye-
rische Gymnasium entschleunigt und wie der Druck
von den Schülern genommen werden kann, erneut
die Diskussion zur Reform des Gymnasiums in Bay-
ern aufgenommen. Seitdem gibt es wieder intensive
Diskussionen über ein G 8 oder G 9. Es freut uns au-
ßerordentlich, dass diese Diskussion jetzt Fahrt auf-
genommen hat. Heute hat der Bayerische Philologen-
verband – das ist schon mehrfach erwähnt worden –
sein Konzept vorgestellt. Er hat sich klar für ein G 9
ausgesprochen. Gymnasialbildung braucht Zeit, so
der Vorsitzende. Nach dem Konzept der Philologen
soll die Mehrheit G 9 machen, Frau Schreyer-Stäb-
lein, und nur Einzelne sollen eine Klasse übersprin-
gen können, wie das im Übrigen schon jetzt möglich
ist. Nach zehn Jahren G 8 ist damit endlich klar, dass
eine Reform dringend notwendig ist. Wir müssen
Schülerinnen und Schülern und im Übrigen auch den
Lehrern endlich wieder mehr Zeit zum Lernen und
zum Lehren geben. Viele Kinder sind viel zu ge-
stresst. Psychische Erkrankungen haben in den letz-
ten Jahren zugenommen. Zu viele Kinder müssen
wiederholen, zu viele bekommen schlechte Bewertun-
gen. Ein Mittelfeld, wie es früher beim G 9 existierte,
gibt es beim G 8 nicht mehr. Es gibt noch die ganz
Guten und die, die zu kämpfen haben. Das Mittelfeld
gibt es nicht mehr.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Frau Kol-
legin Dr. Strohmayr, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Frau Brendel-Fischer?

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Nein, jetzt nicht. Spä-
ter.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Gut, dann am
Schluss.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Die überstürzte Ein-
führung des G 8 war ein Riesenfehler, Herr Spaenle,
und es ist ein noch größerer Fehler, mit diesem Wis-
sen weiter am G 8 festzuhalten. Wie gesagt: Viele
Schüler leiden unter dem Druck, gerade in der Mittel-
stufe, wenn sie in der Pubertät sind und andere Dinge
im Kopf haben. Sie kommen dann mit dem Druck
nicht mehr zurecht.

Wir hatten gestern ein Mädchenparlament. Alle Schü-
lerinnen haben sich für das G 9 ausgesprochen,
sogar die guten. Schülerinnen und Schüler müssen zu
viel in zu kurzer Zeit lernen. Sie haben keine Zeit
mehr zum vertieften Lernen. Es gibt keine Nachhaltig-
keit. Sie haben keine Zeit für Hobbys und Vereine und
vieles mehr. Herr Spaenle, Sie sind jetzt am Zug. Dre-
hen Sie doch endlich um! Machen Sie es Ihrem Minis-
terpräsidenten nach. Der Herr Ministerpräsident hat in
solchen Dingen Erfahrung.
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(Unruhe bei und Zurufe von der CSU)

Ich kann Ihnen nur sagen, dass wir das einzige Bun-
desland sind, das den Schülern keine Möglichkeit
gibt, das Gymnasium in neun Jahren zu absolvieren.
Es ist nämlich nicht richtig, Frau Schreyer-Stäblein,
wie Sie gesagt haben, dass es hier noch eine breite
Front gibt, die diesen bayerischen Weg gehen will.
Wir brauchen jetzt ein pädagogisches Konzept für das
Gymnasium, das Schülern und Lehrern mehr Zeit
gibt, das neue Lernformen und pädagogische Ansätze
einbezieht, das Inklusion lebt sowie Ganztagsschule
in vernünftiger Form ermöglicht und das Schülerinnen
und Schüler individuell besser fördert.

Deswegen meinen auch wir: Wir brauchen Gespräche
mit allen Betroffenen, mit Schülern, Lehrern, Verbän-
den, Eltern und Experten. Natürlich müssen auch die
Fraktionen eingebunden sein. Nur so kann dauerhaft
ein Schulfrieden gelingen. Sehr geehrter Herr Minis-
ter, raffen Sie sich endlich auf! Wir stehen gern für
den Diskurs zur Verfügung. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass es so gelingen kann, das Gymnasium
zukunftsfähig zu machen.

Ich möchte noch ein paar Worte zu den anderen An-
trägen sagen. Den Antrag der FREIEN WÄHLER leh-
nen wir ab. Er ist aus unserer Sicht einfach nicht klar
genug. Was wollt ihr denn? Wollt ihr G 8, wollt ihr G 9,
wollt ihr ein Wahlrecht? Das wird aus meiner Sicht
nicht klar. Im Gesetz müssen wir uns entscheiden.
Wir müssen klar sagen, ob wir acht oder neun Jahre
wollen. Dazu brauchen wir eine Aussage, und die
sehen wir hier nicht. Deswegen lehnen wir diesen An-
trag ab.

Den Antrag der GRÜNEN werden wir unterstützen. Er
geht in die gleiche Richtung wie unserer. Den Antrag
der CSU lehnen wir ab, weil er im Grunde nichtssa-
gend ist. Darin werden systemimmanente Verbesse-
rungen gefordert, was auch immer das sein soll. Ich
glaube, das ist nicht der richtige Weg. Wir müssen
grundsätzlich überlegen, wie es mit dem Gymnasium
weitergehen soll. Das geht uns einfach nicht weit
genug.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Bitte bleiben Sie am Rednerpult, Frau Dr. Strohmayr.
Es folgt die Zwischenbemerkung von Frau Brendel-Fi-
scher.

Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Frau Dr. Strohmayr,
Sie haben schon in der letzten Legislaturperiode
immer wieder angesprochen, dass unsere Lehrpläne
so voll sind und die Kinder deswegen so viel lernen
müssen. Könnten Sie sich vorstellen, die Lernzeit in

acht Jahren zu erhöhen? Da gibt es doch sicher krea-
tive Möglichkeiten. In Ihrem Antrag steht dieses Swit-
chen auf neun Jahre nicht dezidiert. Können Sie sich
vorstellen, in acht Jahren mehr Lernzeit zu haben,
indem Sie Lerninhalte, die man nicht braucht, heraus-
nehmen?

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ich glaube, am Lehr-
plan ist in den letzten Jahren genug herumgedoktert
worden. Sie selbst sprechen immer von Ruhe im Sys-
tem. Wir sollten hier einmal Ruhe einkehren lassen
und nicht noch weiter herumexperimentieren. Wir soll-
ten stattdessen wirklich einmal an der Zeit drehen.
Natürlich gibt es Möglichkeiten – das möchte ich nicht
bestreiten -, das G 8 zu verbessern. Aber das wissen
Sie, glaube ich, selber am besten. Wir waren erst vor
Kurzem gemeinsam auf dem Ganztagsschulkongress.
Wir haben sogar darüber gesprochen. Sie wissen
auch und haben es mir selber erzählt - deshalb finde
ich Ihre Frage auch nicht gerechtfertigt -, dass die
Ganztagsschule in Bayern, gerade am Gymnasium,
noch nicht angenommen wird. Ich weiß nicht, worauf
Sie hinauswollen. Wir brauchen einen Weg für ein
Gymnasium, bei dem wir, natürlich bedarfsgerecht,
Ganztagsangebote machen, falls Sie darauf hinaus-
wollen, bei dem wir Schülerinnen und Schülern aber
auch die Möglichkeit geben, im G 9 das Abitur zu ma-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Vielen Dank. –
Jetzt kommt Herr Professor Piazolo bitte ans Redner-
pult.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr
geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich habe mich zu Wort gemeldet,
weil man das eine oder andere so einfach nicht glau-
ben kann. Seit zwei Tagen wird das Konzept des Phi-
lologenverbandes in der gesamten Medien- und Pres-
selandschaft diskutiert. Nur Ihnen, Frau Schreyer-
Stäblein, scheint es nicht vorzuliegen. Sie kennen es
nicht!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD
und den GRÜNEN – Kerstin Schreyer-Stäblein
(CSU): Wir haben nächste Woche einen Termin
und werden es dann entscheiden!)

Sie wissen nicht, was darin steht. Sie haben es noch
nie gehört. Das ist doch unglaublich.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD
und den GRÜNEN)

Sie sind vor einigen Monaten vom Wähler beauftragt
worden, hier zu regieren – nicht Sie persönlich, aber
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die CSU –, und Sie kümmern sich nicht darum, was in
diesem Land in der Bildungspolitik an Konzepten auf
dem Tisch liegt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der SPD
– Unruhe bei der CSU)

Ich war heute auf der Pressekonferenz.

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Sie haben
wohl das Plenum geschwänzt!)

- Nein, ich habe das Plenum nicht geschwänzt, Herr
Waschler, sondern ich war sogar als erster Redner im
Plenum. Wenn Sie da gewesen wären, wüssten Sie
das.

(Beifall und Heiterkeit bei den FREIEN WÄH-
LERN, der SPD und den GRÜNEN – Thomas
Kreuzer (CSU): Ihre Rede war zu unauffällig,
Herr Kollege!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Professor,
gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Nach-
her gerne. – Nein, ich glaube, bei meiner Rede war
Herr Waschler nicht da. Das liegt also nicht an der
Rede, sondern es liegt an seiner Person. Wenn er
nicht da ist, kann er sie auch nicht mitbekommen.

Es geht doch um Folgendes: Wenn man in einem
Land Bildungspolitik mitgestaltet und ein nicht unbe-
deutender Philologenverband – das wissen Sie, wahr-
scheinlich sind Sie selber Mitglied, Herr Waschler -
ein Konzept vorlegt, dann ist es doch eine Pflicht der
CSU-Fraktion, dieses Konzept zur Kenntnis zu neh-
men und zu kennen. Und das soll nicht erst Tage da-
nach geschehen, sondern heute ist das Konzept auf
dem Markt, und seit vorgestern wird es besprochen.
Ich jedenfalls glaube, dass das dazugehört. Der Pres-
sesprecher des Kultusministeriums hat es schon seit
Stunden. Dann sollte es Ihnen auch zugänglich sein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zurufe der
Abgeordneten Jürgen W. Heike (CSU) und Pro-
fessor Dr. Gerhard Waschler (CSU))

Angeblich kennen Sie unser Konzept auch nicht. Es
liegt schon seit Monaten vor, aber Sie kennen es
nicht. Insofern bitte ich darum, dass wir, wenn wir
über Konzepte reden, diese anschauen und uns darü-
ber austauschen.

Der nächste Punkt ist auch eine Bitte. Es ist nicht zu
bestreiten, dass es wirklich einen vielstimmigen Chor
gibt, gerade auch in Ihrer Fraktion und in Ihrer Regie-
rung. Das sieht man alleine heute, wenn man sich die

Meldung durchliest – gut, das ist nur aus zweiter
Hand, das gebe ich zu. Der Herr Ministerpräsident
sagt, die Regierung soll jetzt das Heft in die Hand
nehmen. Da frage ich mich: Wer ist denn an der Re-
gierung? Er hat es in der Hand. Er müsste das Heft in
der Hand haben.

(Beifall und Lachen bei den FREIEN WÄHLERN,
der SPD und den GRÜNEN)

Er sollte nicht sagen, die Regierung soll das Heft jetzt
in die Hand nehmen. Er müsste es in der Hand
haben. Sie, Herr Spaenle, scheinen das Konzept im
Gegensatz zu Ihrer Fraktionskollegin zu kennen.

(Margarete Bause (GRÜNE): Aber die Regierung
kann es nicht!)

Sie sagen, es gibt gute Anknüpfungspunkte im Kon-
zept. Zitiere ich das richtig? Sie haben heute gesagt,
es gibt gute Anknüpfungspunkte im Konzept des Phi-
lologenverbandes. Das heißt, Sie kennen das Kon-
zept.

(Lachen bei den FREIEN WÄHLERN und den
GRÜNEN)

Sie kennen die Grundsätze, und Sie kennen das Kon-
zept. Machen Sie sich einfach einmal bei Herrn
Spaenle kundig, was dieses Konzept enthält.

(Lachen bei den FREIEN WÄHLERN und den
GRÜNEN)

Das Nächste: Herr Kreuzer sagt, wir werden so
schnell nichts ändern. Herr Ministerpräsident Seeho-
fer sagt, wir nehmen das Heft in die Hand. Das be-
deutet für mich, wir wollen auch etwas ändern. Der
Fraktionsvorsitzende sagt, wir werden so schnell
nichts ändern. Wir debattieren das nicht erst seit drei
Tagen, sondern seit Wochen und Monaten. Ich wüss-
te ganz gerne, wo die CSU-Fraktion und wo die Re-
gierung steht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD
und den GRÜNEN – Zuruf der Abgeordneten
Kathrin Sonnenholzner (SPD))

Ich habe eine Bitte, die ich nicht im Interesse der
Fraktion der FREIEN WÄHLER, der SPD oder der
GRÜNEN, sondern im Interesse der Schüler und El-
tern in diesem Land ausspreche: Machen Sie endlich
deutlich, wo Sie stehen, und stellen Sie in den nächs-
ten Wochen klar, wie das Gymnasium aussehen soll
und wie Sie es in den nächsten Tagen und Monaten
und insbesondere bis zum nächsten Schuljahr entwi-
ckeln wollen! Das ist meine Bitte. Tun Sie den Schü-
lern diesen Gefallen! Sie haben lange genug unter
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dem G 8 gelitten. Ändern Sie etwas, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD
und den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Einen Moment
bitte, es folgt eine Zwischenbemerkung. Bitte schön.

Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Herr Piazolo, Sie
haben gerade deutlich darauf hingewiesen, dass die
Philologen ihr Konzept heute Morgen vorgestellt
haben. Nach meiner Kenntnis soll es morgen Abend
dem Ministerpräsidenten und dem Minister und
nächste Woche der Fraktion vorgestellt werden.
Daher können Sie davon ausgehen, dass wir darüber
mit Sicherheit gründlich diskutieren. Sie können aber
nicht erwarten, dass wir heute einen Bericht bekom-
men und daraufhin auf die Schnelle verkünden: Jetzt
machen wir alles anders; denn das ist genau das, was
Sie angegriffen haben.

(Isabell Zacharias (SPD): Dann legt doch einen
eigenen Vorschlag vor!)

Sie haben gesagt, wir sollen nicht im Hauruck-Verfah-
ren vorgehen. Wie passt das zusammen? Über das
G 8 sagen Sie, es wurde zu schnell eingeführt. Jetzt
wollen wir das Konzept in Ruhe ansehen, und das ist
Ihnen auch nicht recht. Wie passt das zusammen?

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Das er-
kläre ich Ihnen. Erstens ist die eine oder andere Be-
merkung zugespitzt; das gebe ich zu, das gehört sich
aber in einer solchen Plenardebatte durchaus. Zwei-
tens teile ich Ihnen mit, was ich erwarte. Ich erwarte
von der CSU-Fraktion, aber auch von der Regierung,
dass sie nicht auf ein Konzept des Philologenverban-
des wartet, sondern selber weiß, was sie will. Das er-
warte ich von der CSU-Fraktion. Das ist verantwor-
tungsvolle Bildungspolitik.

(Anhaltender Beifall bei den FREIEN WÄHLERN,
der SPD und den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Ich bitte nun Herrn Minister Dr. Spaenle ans Redner-
pult.

Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle (Kultusministeri-
um): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Hohes Haus,
sehr geehrter Herr Kollege Piazolo! Das aus meiner
Sicht nachrangigste und pädagogisch unkreativste
Konzept machen Sie derzeit zum Gegenstand einer
Volksgesetzgebung. Das möchte ich schon einmal
betonen.

Das bayerische Gymnasium ist eine leistungsstarke
Schule. Seit der Einführung seiner achtjährigen Form
vor genau zehn Jahren hat der Zuspruch zum bayeri-
schen Gymnasium von etwa 34 % auf jetzt 40 % der
Schülerinnen und Schüler eines Jahrgangs zugenom-
men. Das Gymnasium ist also die am häufigsten ge-
wählte Schulart unter den weiterführenden Schulen
bei uns in Bayern. So viel sage ich zu Qualität und
Akzeptanz des bayerischen Gymnasiums.

Bayern ist das erste Land, das es jungen Menschen
im Schulwesen ermöglicht, die individuelle Lernzeit in
Anspruch zu nehmen, die sie für ihre persönliche Ent-
wicklung benötigen. Diesen Weg gehen wir mit der
flexiblen Grundschule und mit den Möglichkeiten, die
wir auf dem Weg zum mittleren Abschluss etwa an
der Mittelschule mit dem 9+2-Modell bieten. Wir bie-
ten jedem jungen Menschen, der in Bayern einen mitt-
leren Abschluss erworben hat, die Möglichkeit, sich
weiterzubilden und die berufliche Oberschulen oder
die Oberstufe des bayerischen Gymnasiums zu besu-
chen. Wir können den jungen Menschen, die auf die-
sem Weg zusätzliche Zeit und Entwicklungsmöglich-
keiten brauchen, in jeder Schulart flächendeckend ein
zusätzliches Jahr anbieten.

Mit Beginn dieses Schuljahres können wir auch in der
Schulart, die im Landesdurchschnitt von 40 %, also
von den meisten Familien in unserem Land, als wei-
terführende Schule gewählt wird, ein solches Grund-
konzept anbieten. Hierbei erkenne ich zum Beispiel
einen thematischen Anknüpfungspunkt an die Überle-
gungen des Philologenverbandes. Die Frage der An-
forderungen stellt sich hier in besonderer Weise. Die
jungen Menschen in Bayern können darüber entschei-
den, ob sie das Gymnasium mit dem Flexibilisierungs-
jahr in neun Jahren oder in acht Jahren absolvieren. –
Frau Kollegin Strohmayr, ich sage dies als Antwort
auf die Frage, ob man in Bayern acht oder neun Jahre
am Gymnasium verbringen kann: Genau das tut man
in Bayern. Deswegen ist aus unserer Sicht die Frage,
ob neun oder acht Jahre für alle gelten soll, pädago-
gisch überholt.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sie wollen es also
gar nicht mehr festlegen?)

Konkret geht es um die Frage, ob das bayerische
Gymnasium in der Form, wie es qualitätvoll entwickelt
ist, mit einer Konzeption, die einen auf acht Jahre an-
gelegten Stundenplan und Lehrplan vorsieht, den An-
sprüchen des 21. Jahrhunderts gerecht wird. Der
Hauptanspruch, den das Gymnasium heute zu erfül-
len hat, liegt genau in dieser Zahl von 40 % begrün-
det. Übrigens ist diese Herausforderung nicht nur in
Bayern zu bewältigen, sondern in ganz Deutschland.
So viele junge Menschen eines Jahrgangs wie noch
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nie zuvor besuchen das Gymnasium. Sie haben das
Ziel, die allgemeine Hochschulreife zu erwerben. Da-
durch gibt es am Gymnasium eine so große Bega-
bungsverteilung unter den Schülern wie noch nie.
Dann eben gibt es Gott sei Dank an den bayerischen
Gymnasien einen so hohen Anteil wie noch nie von
Schülern aus Familien, in denen sonst niemand Gym-
nasialerfahrung oder akademische Erfahrung aufwei-
sen kann. Außerdem gibt es an den bayerischen
Gymnasien einen hohen Anteil junger Menschen aus
Familien mit Zuwanderungshintergrund; Gott sei Dank
nimmt deren Zahl zu. Genau darauf müssen wir Ant-
wort geben. Das tun wir mit unseren Angeboten.

Im vergangenen Herbst habe ich als Teilnehmer an
der Landesversammlung des Philologenverbandes
auf die dortigen Entscheidungen reagiert. Ich habe
betont, dass wir eine Antwort auf den Befund brau-
chen, dass die Schülerschaft am bayerischen Gymna-
sium so heterogen ist wie noch nie. Wir antworten da-
rauf mit einem völlig neuen Förderkonzept, das
übrigens die bayerische gymnasiale Schulfamilie ent-
wickelt und beschlossen hat. Die Bayerische Staats-
regierung und die sie damals tragende Koalition
haben mehrere hundert zusätzliche Lehrerplanstellen
bereitgestellt. Die Bayerische Staatsregierung hat
dafür gesorgt, dass flächendeckend eine völlig neue
Förderkonzeption in der Mittelstufe verfolgt werden
kann. Bei der Versammlung des Philologenverbandes
habe ich gesagt, dass wir bereit sind, diesen Weg im
Dialog mit dem Philologenverband zu beschreiten.
Wir sind bereit, über Gedanken zu sprechen, die von
dieser Analyse zur qualitätvollen Weiterentwicklung
des bayerischen Gymnasiums ausgehen.

Genau das hat der bayerische Ministerpräsident auf-
gegriffen und unterstrichen. Die Bayerische Staatsre-
gierung und die CSU-Fraktion haben heute bekräftigt,
dass wir ausgehend von dieser Analyse und diesem
Modell, das wir in Bayern anbieten können, die Über-
legungen des Philologenverbandes zum Anlass neh-
men, um mit der gesamten gymnasialen Schulfamilie
und darüber hinaus selbstverständlich mit allen weite-
ren interessierten bildungspolitischen Kräften über die
Weiterentwicklung des Gymnasiums zu sprechen. Ich
meine, dass wir ein bayerisches Gymnasium haben,
das darauf reagiert, wie unterschiedlich Kinder sich
entwickeln. Der Herr Fraktionsvorsitzende hat unter-
strichen, dass wir das mit der nötigen Sorgfalt und
Ruhe tun und hat zu Recht darauf hingewiesen, dass
man eine solche Debatte nach dem Prinzip zu führen
hat, dass Qualität vor Geschwindigkeit geht, ohne
dabei die notwendige zeitliche Dimension aus den
Augen zu verlieren. Genau diese Antwort geben wir
heute. Wir erfüllen diesen angebotenen Dialog mit
Leben. Das hat die Staatsregierung gestern noch ein-
mal bekräftigt. Das werden wir zeitnah tun, um die

Entwicklung des bayerischen Gymnasiums mit diesen
Herausforderungen, denen zu begegnen ist, ruhig und
sachlich voranzubringen.

Ich kann das Zerrbild, das Sie vom bayerischen Gym-
nasium in vielen Teilen heute hier zeichnen, nicht be-
stätigen. Wir sehen, dass diese neue Förderkonzepti-
on an allen bayerischen Gymnasien in der Mittelstufe
in vollem Umfang umgesetzt ist. Wir wissen, dass
zum Teil sogar Angebote zur Unterstützung der Be-
gabtenförderung in einer solchen Förderkultur vorhan-
den sind. An einem großen Teil der bayerischen Gym-
nasien wird von der Möglichkeit Gebrauch gemacht,
ein zusätzliches Jahr in Anspruch zu nehmen. Inso-
fern ist heute ein guter Tag für die gymnasiale Familie
in Bayern.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Entschuldigung,
Herr Minister, bleiben Sie bitte am Rednerpult. Es
folgt eine Zwischenbemerkung von Herrn Kollegen
Felbinger.

Günther Felbinger (FREIE WÄHLER): Herr Staats-
minister, Sie haben Ihr Förderkonzept für das baye-
rische Gymnasium noch einmal erläutert und ein Lob-
lied darauf gesungen. Können Sie uns definitiv sagen,
ob Sie künftig das G 8 oder das G 9 möchten?

Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle (Kultusministeri-
um): Ihr Volksbegehren weist einen wirklich strukturel-
len Retro-Entwurf auf. Sie denken systemisch. Wir
sind in Bayern längst darüber hinweg. Im Mittelpunkt
muss das Kind stehen. Das kann ich Ihnen am Kon-
zept der flexiblen Grundschule erklären.

(Beifall bei der CSU)

Sie denken einfach noch so wie im 19. oder im
20. Jahrhundert. An einer flexiblen Grundschule
durchlaufen bis 1 % der Kinder die ersten zwei Jahr-
gangsstufen in einer jahrgangskombinierten Klasse in
einem Schuljahr, weil die Kinder diesen Entwicklungs-
gang gehen können. Rund 95 % der Kinder, die an
einer solchen flexiblen Grundschule beschult werden,
durchlaufen die ersten zwei Jahrgangsstufen in einer
jahrgangskombinierten Klasse in zwei Schuljahren,
weil das ihrer Entwicklung entspricht. Knapp 4 % der
Kinder an flexiblen Grundschulen durchlaufen die ers-
ten zwei Jahrgangsstufen in einer jahrgangskombi-
nierten Klasse in drei Schuljahren, weil dies ihrer Ent-
wicklung entspricht. Das ist die Realität an Bayerns
Schulen. Genau das ist die Philosophie, mit der wir
das bayerische Gymnasium weiterentwickeln. Sie
haben demgegenüber einen Retro-Entwurf, mit dem
Schulen gezwungen werden sollen, acht- und neun-
jährige Züge zusammen an einem Standort zu führen.
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(Zuruf des Abgeordneten Günther Felbinger
(FREIE WÄHLER))

- Zwischen Höflichkeit und Brüllen sollte Intelligenz
liegen. Das kann man feststellen. – Sie müssen die
Frage beantworten, wie Sie mit einem solchen Retro-
Modell an Standorten, die nicht in Ballungszentren lie-
gen, Angebote mit parallel geführten Zügen bei niedri-
gen Schülerzahlen aufrechterhalten wollen. Sie sind
die Totengräber der kleinen Landgymnasien. Dies
müssen Sie der Bevölkerung erklären, nicht wir.

(Beifall bei der CSU)

Wenn ich mich mit Herrn Kollegen Piazolo austau-
sche, kann ich an seinen Überlegungen erkennen,
dass auch Sie Antworten auf die unterschiedliche Ent-
wicklung der Schülerschaft an den Gymnasien geben
wollen. Hier besteht ein Anknüpfungspunkt, wo wir
gemeinsam weiterdenken können, weil wir diese Ana-
lyse teilen. Ich könnte mich jetzt wiederholen, verwei-
se aber auf das Protokoll. 61 % der Kinder im Land-
kreis München treten auf das Gymnasium über. In der
Kernstadt München sind es 52 %. Damit haben wir
einen sehr hohen Anteil an Schülerinnen und Schü-
lern am Gymnasium, Gott sei Dank auch aus Eltern-
häusern, die keine gymnasiale oder akademische
Vorbildung aufweisen. Gott sei Dank haben auch die
jungen Menschen mit Migrationshintergrund an dieser
Zahl einen hohen Anteil, der noch steigerungsfähig
ist. Auf diese Entwicklungen brauchen wir Antworten.
Deshalb kann es nicht nur um die formale Frage G 8
oder G 9 bzw. Schuhschachtel 8 oder Schuhschach-
tel 9 gehen. Wir müssen den jungen Menschen die
Möglichkeit geben, auf ihre Entwicklung eine Antwort
durch das bayerische Gymnasium zu bekommen. Das
ist mit der Konzeption, die in Bayern Wirklichkeit ist,
ein Stück weit der Fall.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Darf ich Sie an
die Redezeit erinnern?

Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle (Kultusministeri-
um): Okay. Wir können diese Diskussion gerne ver-
schieben. Dies ist jedenfalls die Philosophie, mit der
wir herangehen. Wir wollen die politische Aussage,
eine Dialogplattform zu schaffen, mit Leben erfüllen.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Staatsmi-
nister, einen Moment. Für die nächste Zwischenbe-
merkung erteile ich Herrn Kollegen Gehring das Wort.

Thomas Gehring (GRÜNE): Herr Kultusminister, ich
teile Ihre Analyse, dass sich das Gymnasium des
21. Jahrhunderts verändert. Wir haben höhere Über-
trittsquoten und eine veränderte Schülerschaft, wobei
ich sagen muss: Eine Übertrittsquote in Bayern von
40 % ist im bundesweiten Vergleich niedrig. Bayern

hat eine Entwicklung nachgeholt und wird weiter auf-
holen müssen. Die Anforderungen an ein neues Gym-
nasium stehen vor uns.

Sie sprechen in Bezug auf den Vorschlag der FREIEN
WÄHLER gern von einem Retro-Modell. Sie kennen
unsere Position dazu. Sie haben jedoch auch ein
Retro-Modell. Sie stellen zwar die richtigen Fragen,
aber Ihre Antwort lautet immer, dass alles in der
Struktur des jetzigen G 8 bleiben müsse. Alles soll
systemimmanent beim G 8 bleiben.

Die Philologen, ein Teil Ihrer gymnasialen Schulfami-
lie, waren noch im August auf Ihrer Linie. Sie haben
diese Linie verlassen. Andere haben sie auch verlas-
sen. Sie haben erkannt, was in Bayern bei den Ver-
bänden, bei den Eltern, bei den Lehrerinnen und Leh-
rern und in der Schülerschaft los ist. Wir haben eine
Trendumkehr. Das Bild hat sich gewandelt. Sie kön-
nen deshalb nicht sagen: Wir machen einen Dialog,
aber es bleibt alles so, wie wir es uns im Kultusminis-
terium ausgedacht haben. Sie müssen jetzt entweder
springen oder nicht. Meine Sorge ist, dass der Minis-
terpräsident irgendwann springt, und dann springen
Sie hinterher. Dann wird es aber wieder kein Konzept
geben, und es wird wieder keine gute Reform des
Gymnasiums auf den Weg gebracht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle (Kultusministeri-
um): Bildung ist ein organischer Prozess, die Bil-
dungspolitik auch. Auch wenn Sie springen, wir wer-
den in Ruhe vorangehen. Es ist schön, wenn Sie
wissen, was wir im Kultusministerium entwickeln wer-
den. Ich beschreibe die gymnasiale Wirklichkeit in
Bayern sehr differenziert. Ich glaube, dass ich sehr
deutlich gemacht habe, wo inhaltliche und qualitative
Entwicklungen vorangetrieben werden können. Nach
der gemeinsamen Analyse und der Ankündigung des
Modells des Philologenverbandes, das ich gestern der
"dpa" entnommen habe, dessen Ansatz ich aber logi-
scherweise noch nicht intensiv prüfen konnte, ist die
Strategie, dass eine differenzierte Lernzeit in unter-
schiedlicher Form ermöglicht werden soll. Dieser An-
satz, der mit meinem Namen verbunden ist, soll die
Grundlage der Weiterentwicklung sein. Darüber wer-
den wir gemeinsam sprechen.

Bei der Weiterentwicklung des Lehrplans sollte bei
unterschiedlichen Lernzeiten nicht vom Stoffumfang
des alten neunjährigen Gymnasiums ausgegangen
werden, sondern im Wesentlichen von dem Stoffum-
fang des achtjährigen Gymnasiums. Wenn Sie von
einem Stoffumfang von neun Jahren ausgehen, also
von deutlich mehr, müssten wir darüber diskutieren.
Das habe ich bis jetzt bei Ihnen so nicht wahrgenom-
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men. Ich verstehe die individuelle Lernzeit so, dass
von einem stofflichen Umfang von acht Jahren auszu-
gehen ist und dafür neun Jahre Lernzeit zur Verfü-
gung gestellt werden.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Davon hat doch
kein Mensch gesprochen!)

Wenn Sie von einem Stoffumfang von neun Jahren
ausgehen, wäre das ein ganz neuer Ansatz. Wir wer-
den diesen Weg gegebenenfalls so nicht mitgehen.
Ich bin aber, wie Sie wissen, immer gern bereit, das
Gymnasium im Dialog mit Ihnen fortzuentwickeln.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Mir wurde noch
der Wunsch von Frau Kollegin Kohnen nach einer
weiteren Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte, Frau
Kollegin.

Natascha Kohnen (SPD): Herr Minister Spaenle, ich
möchte Sie fragen, ob Sie der Ansicht sind, dass das
G 8 damals organisch eingeführt wurde. Haben Sie
da wirklich viele Menschen gefragt, insbesondere
Menschen, die davon betroffen sind, wie Schüler, El-
tern und Lehrer? Ich finde, dass Sie im Moment sehr
wortreich, sehr fantasievoll, fast prosaisch und lyrisch
um das G 8 herumreden. Wir hätten gern eine Ant-
wort auf die Frage, wann sich die Situation ändert, in
der die Schüler stecken. Wir können hier so viele Pro-
zentzahlen aufsagen, wie wir wollen: Die Schüler lei-
den unter Leistungsdruck und erbringen derzeit die
schlechtesten Abiturleistungen. Ich selbst und viele
der Kollegen haben Kinder im G 8.

Reden Sie doch einmal Tacheles, statt uns immer
etwas von "organisch" und Ähnlichem zu erzählen.
Was wollen Sie denn machen? Wann kommt das
G 9? Wann wollen Sie diesen Weg gehen? Welches
Konzept haben Sie? Sie eiern hier herum, dass es un-
erträglich ist.

(Beifall bei der SPD)

Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle (Kultusministeri-
um): Ich fühle mich durch die Qualität Ihrer prosai-
schen Lyrik sehr berührt. – Das Ergebnis der bayeri-
schen Abiturienten sieht so aus, dass wir im
bundesweiten Ranking hinter Thüringen auf Platz 2
stehen. Das ist das Ergebnis des bayerischen Gym-
nasiums.

(Beifall bei der CSU)

Bayern ist das einzige Land, das im Moment den
Schülern im Gymnasium eine unterschiedliche Lern-
zeit gemäß ihrer Entwicklung ermöglicht. Bayern gibt
als eines von wenigen Ländern eine Antwort auf diese

Entwicklung, und zwar mit einem Konzept, das vom
Schüler ausgeht.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Aber kein Mensch
nimmt das an! Kein Schüler macht das Flexijahr!)

Wir gehen nicht von der Struktur aus. Von dieser
Überlegung ausgehend verstehe ich den Anstoß des
Philologenverbandes. Wir werden uns intensiv mit
den anderen Gruppen der Schulfamilie des bayeri-
schen Gymnasiums austauschen. Wir wollen den An-
satz umsetzen, dass die jungen Menschen am Gym-
nasium die Lernzeit in Anspruch nehmen können, die
sie benötigen, um das Ziel des bayerischen Abiturs
gut zu erreichen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir
kommen nun zur Abstimmung. Dazu werden die An-
träge wieder getrennt.

Zunächst lasse ich in einfacher Form über den Dring-
lichkeitsantrag auf der Drucksache 17/1094 abstim-
men. Das ist der Antrag der Fraktion der FREIEN
WÄHLER. Wer diesem Antrag seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
ist die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gibt es Ge-
genstimmen? – Das sind die Fraktionen der CSU und
der SPD. Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltung
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN ist der Antrag
abgelehnt. Nun komme ich zu den namentlichen Ab-
stimmungen. Ich bitte kurz um Aufmerksamkeit. Zu-
erst wird der Antrag auf Drucksache 17/1099 der
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN aufge-
rufen. Für die erste Abstimmung stehen fünf Minuten
zur Verfügung, für die weiteren Abstimmungen dann
nur mehr drei Minuten. Der Abstimmungsvorgang ist
eröffnet.

(Namentliche Abstimmung von 18.00 bis
18.05 Uhr)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Kolleginnen und
Kollegen, die fünf Minuten sind um. Ich schließe die
Abstimmung und bitte kurz um Ihre Aufmerksamkeit.
Ich werde die nächsten beiden Abstimmungen auf je-
weils drei Minuten verkürzen.

Wir kommen zur nächsten namentlichen Abstimmung
über den Antrag der CSU-Fraktion auf Drucksache
17/1107. Die Urnen stehen bereit. Sie haben drei Mi-
nuten für die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 18.05 bis
18.08 Uhr)
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Ich schließe den Abstimmungsvorgang. Die Abstim-
mung ist beendet. Das Abstimmungsergebnis wird
außerhalb des Plenarsaals ermittelt und später be-
kannt gegeben. Zwischenzeitlich fahren wir mit der
nächsten Abstimmung fort. Ich lasse über den Antrag
der SPD-Fraktion auf Drucksache 17/1108 abstim-
men. Die Urnen stehen wieder bereit. Auch für diesen
Abstimmungsvorgang stehen drei Minuten zur Verfü-
gung.

(Unruhe)

Ich habe die Abstimmung noch nicht eröffnet. – Ich er-
öffne jetzt die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 18.09 bis
18.12 Uhr)

Die drei Minuten sind um. Ich schließe die Abstim-
mung. Auch dieses Abstimmungsergebnis wird außer-
halb des Plenarsaals ermittelt und später bekannt ge-
geben.

Ich gebe nun die Ergebnisse der Richterwahl bekannt
- das ist der Tagesordnungspunkt 4. Zunächst zum
Wahlvorschlag Michael Lorbacher: An der Wahl
haben 150 Abgeordnete teilgenommen. Kein Stimm-
zettel war ungültig. Auf Herrn Michael Lorbacher ent-
fielen 125 Stimmen. Mit Nein stimmten zwei Abgeord-
nete. Der Stimme enthielten sich 23 Abgeordnete.

Ich komme zum Wahlvorschlag Dr. Klaus Borgmann.
An der Wahl haben 150 Abgeordnete teilgenommen.
Kein Stimmzettel war ungültig. Auf Herrn Dr. Klaus
Borgmann entfielen 126 Stimmen. Mit Nein stimmten
zwei Abgeordnete. Der Stimme enthielten sich 22 Ab-
geordnete.

Ich stelle fest, dass der Bayerische Landtag Herrn Mi-
chael Lorbacher und Herrn Dr. Klaus Borgmann zu
berufsrichterlichen Mitgliedern des Bayerischen Ver-
fassungsgerichtshofs wiedergewählt bzw. gewählt
hat. Der Tagesordnungspunkt 4 ist damit erledigt.

Ich rufe die Listennummer 10 der nicht einzeln zu
beratenden Anträge auf:

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause,
Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u. a. (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)
Ehe für alle: Einführung des Rechts auf
Eheschließung für Personen gleichen
Geschlechts (Drs. 17/261)

Die Fraktionen haben sich einvernehmlich darauf ver-
ständigt, dass die Aussprache zu diesem Tagesord-
nungspunkt auf die nächste Sitzung verschoben wird.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Bergrecht ändern - Fracking verbieten
(Drs. 17/1095)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas
Kreuzer, Karl Freller, Dr. Otto Hünnerkopf u. a.
und Fraktion (CSU)
Keine unkonventionelle Erschließung von
Gasvorkommen mittels Fracking (Drs. 17/1109)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Klaus Adelt, Harry Scheuenstuhl
u. a. und Fraktion (SPD)
Handeln nicht reden - Bayerns Trinkwasser vor
Fracking schützen (Drs. 17/1110)

Ich weise vorweg darauf hin, dass die Fraktionen der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN zu
ihrem Antrag jeweils namentliche Abstimmung bean-
tragt haben.

Ich eröffne nun die gemeinsame Aussprache. Der
erste Redner ist Herr Kollege Hartmann. Bitte schön.

Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht au-
torisiert) Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau Ministerin
Aigner, gestern konnte man Sie im Fernsehen zum
Thema Fracking bewundern. Sie können den Satz,
dass Sie gegen Fracking sind, so oft wiederholen, wie
Sie wollen. Sie sollten auch danach handeln, wenn
Sie dagegen sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Glaubwürdigkeit entsteht nicht durch Wiederholung,
sondern durch Handeln. Das möchte ich an ein paar
Punkten deutlich machen. Der Presse konnte man
hinreichend entnehmen, dass das Bergamt in Nord-
bayern am 31. Januar 2014 eine Erkundungslizenz an
einen britischen Bergbau-Riesen und Fracking-Spe-
zialisten vergeben hat. Das Erkundungsgebiet ist
etwas größer als ein Viertel der Oberpfalz. Wir reden
von 2.600 Quadratkilometern. Das ist ungefähr die
Fläche 1,3 Millionen Fußballfeldern. Das ist eine Rie-
senfläche in der Oberpfalz. Sie ist zur Voruntersu-
chung freigegeben worden.

In den Medien haben Sie gesagt, dies sei keine Vor-
bereitung zum Fracking, es handle sich um eine Er-
kundungslizenz für dieses Gebiet. Das ist vollkommen
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richtig. Die Erkundungslizenz ist für drei Jahre ausge-
geben worden. Die Lizenz wurde jedoch heimlich, still
und leise vergeben. Heute schreiben Sie in einer
Pressemitteilung, dass dies ein transparentes Verfah-
ren sei.

Ich bitte Sie, zum Vergleich das Bundesland Hessen
heranzuziehen. Damals wurde Hessen von Schwarz-
Gelb regiert. Die GRÜNEN waren nicht an der Regie-
rung beteiligt, und es hat trotzdem funktioniert. Das ist
erstaunlich. In Hessen gab es einen Antrag, der mit
einer Erkundungslizenz vergleichbar war. Das Gebiet
war ebenfalls relativ groß. Die Erkundungslizenz
wurde im Februar 2012 beantragt. Was haben die
Verantwortlichen dort gemacht? Sie haben in der be-
troffenen Region zwei große Informationsveranstal-
tungen durchgeführt, bevor sie irgendwelche Geneh-
migungen erteilt haben. Sie haben nicht nur dem
Regierungspräsidenten Bescheid gegeben, sondern
die Bevölkerung informiert. Das war der erste Schritt.
Hierzu ist in Bayern nichts festzustellen. Das Berg-
recht, das in Hessen gültig ist, gilt auch für Bayern. Im
nächsten Schritt – das war eine schwarz-gelbe Regie-
rung – hat sich das Umweltministerium eingeschaltet.
Staatsminister Marcel Huber hat deutlich gesagt, er
sei gegen Fracking. Wir erwarten von Ihnen ein ent-
sprechendes Vorgehen gegen Fracking.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir fordern mit unserem Antrag, den Einsatz von um-
welttoxischen Chemikalien – im Volksmund Fracking
– zu verbieten. Damals hat Ihre Kollegin in Hessen
ein Gutachten in Auftrag gegeben. Im Rahmen des
Gutachtens sollte ermittelt werden, ob es eine Mög-
lichkeit gibt, die Erkundungslizenz nicht zu vergeben.
Es wurde abgewogen, wie viele Wasserschutzgebiete
betroffen sind. Die Risiken für die Allgemeinheit sind
abgewogen worden. Gleichzeitig wurde darüber dis-
kutiert, ob man eine Lizenz für etwas erteilen möchte,
wenn der nächste Schritt gar nicht genehmigt werden
soll. Diese Punkte sind gegeneinander abgewogen
worden. Im Juli 2013 ist der Firma BNK die Lizenz für
die Aufsuchung verweigert worden. In Hessen hat das
funktioniert. Selbstverständlich ist der Betreiber vor
Gericht gezogen und hat dagegen geklagt. Das ist
sein gutes Recht. Wenn sich Ihr politischer Wille
gegen Fracking in Bayern richtet, hätten Sie es Hes-
sen gleichtun können. Sie hätten es auf eine Klage
ankommen lassen können. Auf diese Weise hätten
Sie klipp und klar gezeigt, dass Sie in Bayern kein
Fracking haben wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In der gesamten Energiedebatte spielt das Thema
Fracking schon länger eine Rolle. Das ist nicht neu

auf der Tagesordnung. Nach dieser Lizenzvergabe ist
es in Bayern wieder aktuell. Für uns GRÜNE ist klar:
Das ist die falsche Technik zur Sicherung unserer
Energieversorgung. Fracking ist eine Technik, die
keine Antwort auf die Herausforderungen gibt, vor
denen wir stehen. Diese Technik bringt uns nur weite-
re Probleme.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben es Ihnen mit unserem Antrag wirklich ein-
fach gemacht. Wenn man Ihren Aussagen in den Me-
dien Glauben schenken darf - Ihren Aussagen würde
ich gerne glauben –, müssten Sie diesem Antrag zu-
stimmen. Sie werden in unserem Antrag keinen Satz
finden, der dagegen spricht.

Wir berufen uns auf eine Gesetzesinitiative aus
Schleswig-Holstein, die im April 2013 eingereicht wor-
den ist. Das Bergrecht ist ein Bundesgesetz. Mit dem
Antrag soll ein einziger Punkt geändert werden. Es
ging darum, die wassergefährdenden Substanzen, die
durch Fracking entstehen, zu verbieten. Es ging um
keine anderen Bereiche im Bergrecht. Das Bergrecht
stammt eigentlich aus dem letzten Jahrhundert und
wird den heutigen Bedürfnissen bei Weitem nicht
mehr gerecht. Das will man grundlegend ändern. Das
ist vollkommen richtig. Das wird länger dauern. Aber
der erste Schritt ist ein Verbot von Fracking, wenn
wassergefährdende Substanzen eingesetzt werden.
Das hat Schleswig-Holstein im Bundesrat einge-
bracht. Bayern kann sich daran ohne Weiteres beteili-
gen, wenn man das wirklich ernst meint. Ich erwarte
von Ihnen, dass Sie diesem Antrag heute zustimmen,
sonst kann man Ihren Aussagen definitiv keinen Glau-
ben schenken.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Die CSU-Fraktion hat einen Dringlichkeitsantrag
nachgezogen. Diesen Antrag haben Sie windelweich-
gespült, um irgendetwas zum Thema zu haben, ohne
sich wirklich festzulegen. Sie berufen sich auf die Ko-
alitionsvereinbarung. Ich sage das, falls ein Kollege
einmal nachlesen möchte, was darin steht. Sie möch-
ten eine Umweltverträglichkeitsprüfung, wenn Fra-
cking ansteht. Wenn wir davon reden, dass eine gifti-
ge Substanz eingesetzt wird, dann ist die
Umweltverträglichkeitsprüfung das Mindeste, was
durchgeführt werden muss. Sie wissen doch genauso
gut wie ich, dass auf Grundlage der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung kein Vorhaben gestoppt werden
kann. Nennen Sie mir ein einziges Vorhaben, bei dem
das der Fall gewesen ist! Sie werden keines finden.
Da wird etwas angepasst, da wird ein bestimmter Be-
reich herausgenommen. Sie werden ein Vorhaben
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damit nicht verhindern können. Sie werden es nur
dann verhindern – das zeigen uns die anderen Bun-
desländer –, wenn man etwas im Bergrecht verändert,
einem Bundesrecht. Das fordern wir. In Ihrer Koaliti-
onsvereinbarung steht das so nicht, dass Sie das ins
Bergrecht schreiben möchten. Wir erwarten das. Des-
halb haben wir unseren Dringlichkeitsantrag gestellt.

Der SPD-Antrag geht in die gleiche Richtung. Dem
werden wir natürlich zustimmen. Dem CSU-Antrag
können wir nicht zustimmen, er spült die Sache weich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Herr Kollege Hartmann. Der nächste Redner ist Dr.
Hünnerkopf.

Dr. Otto Hünnerkopf (CSU): Frau Präsidentin, Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Aufregungen der letzten
Tage über das Thema Fracking reichen bis in diese
Debatte. Sie sind wieder einmal ein Beispiel dafür,
wie man seitens der GRÜNEN die Bevölkerung be-
wusst mit Vermutungen und Unwahrheiten verunsi-
chert.

(Beifall bei der CSU und Zurufe: Bravo!)

Der Fantasie wird freier Lauf gelassen.

(Widerspruch der Abgeordneten Margarete
Bause (GRÜNE))

Man agiert nach dem Motto: Immer bleibt irgendetwas
hängen.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause
(GRÜNE))

Ich finde das alles andere als verantwortungsbewusst.
Ich persönlich finde das verwerflich.

Meine Damen und Herren, was ist wirklich gesche-
hen? Ein Energieunternehmen hat eine Lizenz erhal-
ten, um im Raum Weiden Erkundungen in Bezug auf
das Vorhandensein von kohlenstoffhaltigen Energie-
trägern, also von Gas und eventuell Erdöl, durchzu-
führen. Die Betonung liegt hier auf "Erkundung". Das
heißt, die geologischen Verhältnisse und die Struktur
des Untergrunds sollen untersucht werden. Das ent-
spricht, sehr geehrter Herr Kollege Hartmann, einer
ganz normalen, klassischen Kohlenwasserstofferkun-
dung, wie sie in Bayern seit Mitte des letzten Jahrhun-
derts zigmal veranlasst wurde. Früher hätte man sich
über ein solches Vorgehen gefreut. Warum? Weil es
ein positives Zeichen für heimische Rohstoffe gewe-
sen wäre, für die heimische Wirtschaft sehr interes-

sant. Damals hat man das noch anders gesehen.
Jetzt hört man "Fracking" und sieht gleich rot.

Die Erteilung von Erlaubnissen für eine großräumige
Rohstofferkundung beschränkt sich alleine auf die Er-
mittlung geophysikalischer Kennwerte, zum Beispiel
über Seismik. Bohrungen sind hierbei nicht erlaubt.
Für die Durchführung von Bohrungen bedürfte es
einer separaten gewerblichen Erlaubnis. Diese wurde
jedoch nicht erteilt.

Neben klassischen Verfahren zur Öl- und Gasgewin-
nung gibt es inzwischen ein unkonventionelles Ver-
fahren zur Gewinnung von Erdgas mittels Fracking
unter Verwendung von wassergefährlichen und che-
mischen Substanzen. Dieses Verfahren wird vorwie-
gend von den USA eingesetzt.

Meine Damen und Herren, die CSU ist sich mit der
Bayerischen Staatsregierung darin einig: Der Einsatz
von wassergefährdenden giftigen Stoffen zur unkon-
ventionellen Gasförderung durch Fracking muss in
Bayern und in Deutschland verboten bleiben, und
dafür stehen wir auch im Wort.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Dann stimmen Sie
unserem Antrag zu!)

Es ist verboten. Unser Umweltminister Dr. Marcel
Huber hat hierzu ganz klar erklärt: Solange Risiken
durch den Einsatz chemischer Substanzen beim Fra-
cking nicht abschätzbar und negative Folgen für
Mensch und Natur nicht ausgeschlossen sind, darf
diese Technik nicht zur Anwendung kommen. Das ist
unser Credo, seitdem dieses Thema diskutiert wird.
Die Bürgerinnen und Bürger sollen wissen: Wir än-
dern nichts an dieser Haltung, wenn bedenkliche che-
mische Substanzen eingesetzt werden. Das steht
auch in unserem Dringlichkeitsantrag, Herr Hartmann.
Das ist auch im Koalitionsvertrag der Regierungsfrak-
tionen im Bund klar dargelegt. Auch aus diesem
Grund ist Fracking unter Einsatz wassergefährdender
Substanzen nicht genehmigungsfähig. Dafür werden
auch keine gewerblichen Erlaubnisse erteilt.

Dem Energieunternehmen, das die Erkundungslizenz
erhalten hat, sind diese Zusammenhänge bekannt.
Gegenstand der Untersuchungen sind ausschließlich
konventionelle Kohlenwasserstoffe. Das hat das Un-
ternehmen im Schreiben vom 19.03.2014 gegenüber
dem Wirtschaftsministerium nochmals bestätigt.

Meine Damen und Herren, zur Forderung der GRÜ-
NEN und der SPD, das Bergrecht zu ändern, lässt
sich anführen, dass Fracking schon jetzt aufgrund des
öffentlichen Interesses - Wasserwirtschaft - gemäß
§ 48 des Bundesberggesetzes nicht genehmigungsfä-
hig ist. Es besteht somit auch kein Erfordernis, das
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Bergrecht in der von Ihnen dargestellten Form zu än-
dern. Die Beschlusslage zum Fracking im Koalitions-
vertrag – das habe ich gesagt – ist die vorgesehene
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes sowie die
geplante Verordnung über die Umweltverträglichkeits-
prüfung bergbaulicher Vorhaben, wie in der Begrün-
dung unseres Antrages dargestellt.

Wir werden den Anträgen der GRÜNEN und der SPD
nicht zustimmen können. Unser Dringlichkeitsantrag
ist konsequent. Die Haltung hat sich nicht geändert.
Ich bitte alle, die das Ganze mit Vernunft und sine ira
et studio angehen, unserem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Dr. Hün-
nerkopf, bleiben Sie bitte noch am Redepult. Kollegin
Karl hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Annette Karl (SPD): Herr Kollege Dr. Hünnerkopf,
Sie werfen den GRÜNEN vor, in der Oberpfalz, in der
Region Weiden, Ängste zu schüren. Ich meine, umge-
kehrt wird ein Schuh daraus: Erst durch die mangeln-
de Transparenz und die nicht vorhandene Bereit-
schaft, ordentlich Auskunft zu geben, werden die
Ängste geschürt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir haben ein analoges Verfahren auch bei den
Stromtrassen. Ängste entstehen, wenn Bürger nicht
ausreichend informiert werden

(Jürgen W. Heike (CSU): Oder falsch informiert
werden!)

und wenn keine Klarheit darüber herrscht, wohin es
gehen soll.

Natürlich geht es nur um eine Erkundungslizenz. Er-
kundungen werden aber nicht "just for fun" gemacht.
Dafür gibt man nicht 900.000 Euro aus, sondern man
tut das, weil man hofft, dass man hinterher bohren
kann. Die Firma hat eindeutig gesagt, dass sie auf
eine veränderte Gesetzgebung in Richtung Fracking
hofft.

Ängste sind also da, und es liegt an Ihnen, Ihrer Frak-
tion und der Staatsregierung, diese Ängste endgültig
auszuräumen. Das können Sie tun, indem Sie unse-
ren Anträgen zustimmen. Deshalb bitte ich Sie noch
einmal eindringlich: Sorgen Sie für Klarheit und besei-
tigen Sie Ängste in unserer Region!

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Dr. Hün-
nerkopf, bitte.

Dr. Otto Hünnerkopf (CSU): Sehr geehrte Kollegin,
ich habe es dargestellt. Dieses Erkundungsverfahren
ist nicht neu, ist nicht erstmalig, sondern ist gängige
Praxis. Das ist auch der Grund, warum die Genehmi-
gung nicht versagt worden ist. Es ist jedem freige-
stellt, zu erkunden. Das heißt aber nicht, dass
zwangsläufig daraus eine Genehmigung abzuleiten
ist, dieses Frackingverfahren einsetzen zu können.
Das wurde ganz klar mitgeteilt. Das ist Inhalt dieser
Genehmigung gewesen. Das jetzt so aufzublasen und
es so darzustellen, dass damit automatisch die Ge-
nehmigung zum Fracking verbunden wäre, halte ich
für unverantwortlich.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Wir haben eine
weitere Zwischenbemerkung des Kollegen Hartmann.

Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht au-
torisiert) Herr Kollege Hünnerkopf, Sie kennen sicher
auch die Aussagen von Unternehmen, die Fracking in
einem nächsten Schritt definitiv nicht ausschließen.
Es ist klar, die drei Jahre dienen jetzt der Erkundung.
Das ist vollkommen richtig. Dieser Konzern ist aber
massiv im Fracking tätig.

Es gibt einen Atlas über Rohstoffe in Bayern, den das
Wirtschaftsministerium herausgibt. Man hat diese Flä-
che für die klassische Erdölförderung schon heraus-
gestrichen, weil es dort überhaupt keinen Sinn hat.
Wenn man in dieser Fläche noch einmal nach Erdöl
oder Erdgas sucht, dann ist davon auszugehen – da
muss ich meiner Vorrednerin zustimmen, die Firma
zählt eins und eins zusammen –, dass es letztlich auf
Fracking hinausläuft; denn anders ist der Rohstoff
dort nicht zu fördern.

Noch ein weiterer Punkt. Es erstaunt mich wirklich,
wie Sie das gerade dargelegt haben. Können Sie mir
erklären, wie Sie Fracking außerhalb eines Wasser-
schutzgebietes, in dem Trinkwasser gefördert wird,
rechtlich verbieten möchten? Können Sie mir das er-
klären? Beim Wasserschutzgebiet bin ich bei Ihnen.
Da wird man irgendwie einen Weg finden. Aber wie
geht das außerhalb eines Wasserschutzgebietes? Ich
glaube, 4 bis 5 % der Landesfläche Bayerns sind
Wasserschutzgebiete, der Rest nicht. Ich möchte wis-
sen, wie Sie Fracking dort mit der jetzt geltenden Ge-
setzeslage ausschließen möchten.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Dr. Hün-
nerkopf, bitte.

Dr. Otto Hünnerkopf (CSU): Ich habe Ihnen schon
gesagt, dass wir ganz klar die Auffassung vertreten,
dass Fracking von der Staatsregierung nicht zugelas-
sen wird. Das eine ist der Wasserschutz, das andere
sind die Wasserschutzgebiete. Aber Trinkwasser-
schutz bezieht sich nicht nur auf Trinkwasserschutz-
gebiete, sondern ist grundsätzlich zu sehen und auch
über die derzeit festgelegten Grenzen hinaus. Inso-
fern habe ich nach wie vor die Möglichkeit und den
Hebel, das zu untersagen.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Dr. Hün-
nerkopf, sind Sie fertig?

Dr. Otto Hünnerkopf (CSU): Ich habe das gesagt,
was ich zu sagen hatte.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Mir liegt keine
weitere Zwischenbemerkung vor. Dann sind Sie in
Ehren entlassen. Die nächste Wortmeldung kommt
von Herrn Scheuenstuhl von der SPD. Bitte schön.

Harry Scheuenstuhl (SPD): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Als Brunnenvergiftung be-
zeichnet man die absichtliche Verunreinigung des le-
bensnotwendigen Grund- und Trinkwassers mit ge-
sundheitsgefährdenden Schad- und Giftstoffen aller
Art. Dies galt schon in der Antike, als trinkbares Was-
ser in Städten und Dörfern meist nur durch Brunnen
zugänglich war, als schweres, die Allgemeinheit be-
treffendes Verbrechen. Es fand in unsere moderne
Gesetzgebung und in das moderne Strafrecht als Ge-
wässerverunreinigung Einzug. Wer Wasser verunrei-
nigt hat, erhielt in der Antike drakonische Strafen: Ver-
brennen, Rädern, Ertränken, Abhäuten bei
lebendigem Leib. Wir wollen natürlich alle nicht, dass
es uns so ergeht. Deswegen versuchen wir, den bes-
ten Weg zu finden.

In der am 22. November 2013 veröffentlichten soge-
nannten Gelsenkirchener Erklärung fordern über
700 Unternehmen, vor allem aus dem Bereich Trink-
wasserversorgung und Mineralwassergewinnung,
eine strikte Regulierung. Wir wollen dieses Anliegen
aufgreifen und Fracking in Bayern nicht zulassen und
fordern die Staatsregierung auf, zum Schutz des
Trinkwassers Hydraulic Fracturing – es gibt auch
noch andere Methoden, die so bezeichnet werden –
unter Einsatz umweltschädlicher Substanzen im Frei-
staat rechtssicher auszuschließen und die Gesetzes-
initiative zur Änderung des Bergrechts im Bundesrat
zu unterstützen. Ferner fordern wir eine Umweltvert-
räglichkeitsprüfung ab dem ersten Tag, das heißt, sie
nicht erst dann durchzuführen, wenn man richtig för-

dert, sondern wir wollen von vornherein wissen, dass
diese Maßnahmen nicht schädlich sind.

Wir haben es gerade gehört: Die Bevölkerung zweifelt
an dieser Feststellung der Staatsregierung, nachdem
eine Erkundungsbohrung in Weiden genehmigt
wurde. Es wurde eine Erkundungslizenz erteilt. Dann
liest man in der Presse, dass das Unternehmen stolz
verkündet, konventionelle und unkonventionelle Me-
thoden einsetzen zu wollen. Das steht in Widerspruch
zueinander.

Ich frage die Staatsregierung, ob es denn bei dieser
Erkundungsgenehmigung ausgeschlossen ist, dass
umwelttoxische Zusätze zum Einsatz kommen, also
nicht erst dann, wenn es soweit ist, sondern jetzt, weil
– wir haben es gerade gehört, ich fasse das zusam-
men – das Grundwasser gefährdet sein könnte, wie
Herr Kollege Hünnerkopf vorhin erwähnt hat. Es geht
hier nicht nur um Trinkwassereinzugsgebiete, sondern
auch um das Grundwasser. Bis jetzt haben wir in die-
ser Richtung noch keine einzige Aussage gehört.
Auch in einem Fernsehbericht ging es immer wieder
um die entscheidende Frage, ob es auch schon bei
der Erkundungsbohrung ausgeschlossen ist oder
nicht. Die Menschen wollen Bescheid wissen. Wir
müssen Flagge zeigen.

Zum Antrag der CSU werden wir uns enthalten, weil
er das Problem nicht konkret erfasst. Dem Antrag der
GRÜNEN werden wir zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Herr Scheuenstuhl. Als Nächster hat sich der Kollege
Thorsten Glauber von den FREIEN WÄHLERN zu
Wort gemeldet.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, Frau Ministerin,
Herr Umweltminister, lieber Kollege Hünnerkopf!
Wenn Sie davon sprechen, dass eigentlich alles gere-
gelt ist und wir keine Sorge haben müssen, dann
schauen Sie nach Amerika. Dort hat man mit Fracking
begonnen in dem guten Glauben, dass es keine Was-
sergefährdung geben kann. Diese Wassergefährdung
können wir in Amerika aber heute erleben. Letztend-
lich gibt es dort heute ganze Regionen, die anders
versorgt werden müssen, zum Beispiel durch Fernlei-
tungen, durch Trinkwasserfahrzeuge, weil Fracking im
Nachgang Trinkwasser und Grundwasser verunreinigt
hat.

(Zuruf von der CSU)

Passen Sie auf, was der entscheidende Punkt ist: Die
Amerikaner haben mit den Kanadiern ein Freihandels-
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abkommen geschlossen. Zurzeit verhandelt auch Eu-
ropa mit den USA über ein Freihandelsabkommen.
Die Kanadier versuchen jetzt, das Fracking über Ge-
richte zu erstreiten.

Sie haben nicht den Mumm, eine Rechtslage zu
schaffen, die Fracking unter Zusatz von chemischen
Stoffen verbietet. Ich verstehe nicht, warum Sie sich
überhaupt in diese Risikozone hineinbegeben. Wir
überlegen, wie wir verhindern können, dass Trinkwas-
ser privatisiert wird. Diese Anstrengung können wir
uns sparen, wenn wir unser höchstes Gut, unser
Trinkwasser, nicht schützen. Ich will mich nicht darauf
verlassen, dass Sie sagen: Fracking darf nicht was-
sergefährdend eingesetzt werden.

(Jürgen W. Heike (CSU): Angstmacherei!)

Nehmen Sie doch ganz einfach diese Regelung ins
Bergrecht auf: Fracking mit Chemikalien ist verboten.
Dann brauchen wir uns keine Gedanken mehr zu ma-
chen und müssen später nicht auf Freihandelsabkom-
men schielen, wenn wir vielleicht keinen Einfluss
mehr haben. Haben Sie den Mut, stimmen Sie im
Bundesrat einer Regelung des Bergrechts zu! Dann
glauben die bayerischen Bürger, dass wir wirklich
unser höchstes Gut, unser Trinkwasser, entsprechend
schützen wollen. Wir sollten nicht drumherumreden.
Wir haben die Möglichkeit und sollten uns lieber zwei-
mal absichern; denn unser Grundwasser ist zu wert-
voll, als dass man haarspalterisch diskutiert, wie Sie
es machen.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Herr Kollege Glauber. Als Nächste hat sich Frau
Staatsministerin Aigner zu Wort gemeldet. Bitte
schön.

Staatsministerin Ilse Aigner (Wirtschaftsministeri-
um): Sehr verehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Lieber Herr Hartmann, auch durch
mehrfache Wiederholungen kommt es nicht der Wahr-
heit näher, was Sie behaupten.

(Beifall bei der CSU)

Das muss ich ganz eindeutig sagen. Ich muss mich,
ehrlich gesagt, schon wundern. Drei bis vier ähnliche,
vergleichbare Erlaubnisse sind im letzten Jahr erteilt
worden. Darüber hat es keine Aufregung gegeben.
Hat das vielleicht doch etwas mit den Kommunalwah-
len am Sonntag zu tun? Ich weiß es nicht und finde
das etwas seltsam.

Noch einmal, Herr Scheuenstuhl: Es geht nicht um
Bohrungen. Auch wenn Sie das jetzt wieder behaup-
ten, ist es schlicht und ergreifend nicht richtig. Es geht
definitiv nicht um Bohrungen, und deswegen kann

auch gar nichts ins Grundwasser gelangen. Das müs-
sen Sie einfach zur Kenntnis nehmen. Es geht auch
nicht um unkonventionelle Erkundungen.

Dazu kann ich sogar eine Bestätigung des Unterneh-
mens vorlesen. Das steht erstens in der Lizenz, und
zweitens heißt es: Wir bestätigen hiermit, dass das
geplante Arbeitsprogramm der am 21.01.2014 erteil-
ten Erlaubnis Weiden sich ausschließlich auf die Er-
schließung von konventionellen Kohlenwasserstoff-
stätten bezieht.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Ministerin,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Hart-
mann?

Staatsministerin Ilse Aigner (Wirtschaftsministeri-
um): Ja.

Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht au-
torisiert) Ich möchte Sie bitten, auch die anderen er-
teilten Lizenzen zu benennen. Welche Gebiete in
Bayern sind betroffen? Sie haben gerade von drei
weiteren Vergaben wie in der Oberpfalz gesprochen.
Das könnten Sie vielleicht noch nachtragen.

Staatsministerin Ilse Aigner (Wirtschaftsministeri-
um): Ich habe gerade nachgefragt; der betreffende
Mitarbeiter ist da. Wir liefern es Ihnen schriftlich nach.
Anders geht es nicht, glaube ich. Der Mitarbeiter
macht es umgehend. Wir können es Ihnen also nach-
liefern. Aber es ist ähnlich.

Das ist die eine Frage. Es geht um konventionelle Er-
kundungen und eben nicht um Fracking. Was Sie
sagen, ist nicht richtig, auch wenn Sie es noch so oft
behaupten.

Als Zweites konkret zum Bergrecht und zum Wasser-
recht, noch einmal: Selbst unter geltendem Bergrecht
ist es nicht genehmigungsfähig, weil es im Wasser-
recht ausgeschlossen ist. Das muss man einfach zur
Kenntnis nehmen. Selbst dann müssten Sie ein Ge-
nehmigungsverfahren durchführen. Aber es ist ausge-
schlossen. Ich kann etwas doppelt und dreifach absi-
chern. Ich habe aber den Verdacht, dass versucht
wird, mit dem, was momentan gemacht wird, die Men-
schen zu verunsichern. Wir wollen kein Fracking und
werden es verhindern. Das ist die geltende Lage, und
so wird es unter dieser Staatsregierung auch in Zu-
kunft sein.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Ministerin,
bleiben Sie bitte noch am Rednerpult. Zu einer Zwi-
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schenbemerkung hat sich der Kollege Mistol gemel-
det. Bitte schön.

Jürgen Mistol (GRÜNE): (Vom Redner nicht autori-
siert) Frau Staatsministerin, Sie haben gesagt, es
geht nicht um Fracking. Wie beurteilen Sie dann eine
Meldung des Bayerischen Rundfunks, dem das Unter-
nehmen Rose Petroleum seine Vorbereitung auf mög-
liches Fracking in der Oberpfalz und in Oberfranken
bestätigt hat? Für den Fall, dass es eine Genehmi-
gung gebe, wolle man gerüstet sein, so das Unterneh-
men.

Staatsministerin Ilse Aigner (Wirtschaftsministeri-
um): Ich habe das nicht gehört. Außerdem lese ich
Ihnen noch einmal die schriftliche Bestätigung des
Unternehmens vor: Wir bestätigen hiermit, dass das
geplante Arbeitsprogramm der am 21.01.2014 vom
Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft … erteil-
ten Erlaubnis Weiden sich ausschließlich auf die Er-
schließung von konventionellen Kohlenwasserstoff-
stätten bezieht. Das liegt schriftlich vor, und das zählt.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke, Frau Mi-
nisterin. Damit sind die Zwischenbemerkungen abge-
handelt.

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aus-
sprache ist damit geschlossen. Wir kommen zur Ab-
stimmung. Dazu werden die Anträge getrennt.

Zunächst lasse ich in einfacher Form über den Antrag
der CSU-Fraktion abstimmen. Wer dem Dringlich-
keitsantrag auf Drucksache 17/1109 seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das ist die CSU-Fraktion. Gibt es Gegenstimmen? –
Das sind die GRÜNEN und die FREIEN WÄHLER.
Stimmenthaltungen bitte! – Das ist die SPD-Fraktion.
Vielen Dank. Damit ist der Dringlichkeitsantrag ange-
nommen.

Nun kommen wir zu den beiden beantragten nament-
lichen Abstimmungen, und zwar zunächst über den
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf
Drucksache 17/1095. Die Urnen stehen bereit. Für
den Abstimmungsvorgang sind fünf Minuten vorgese-
hen. Ich eröffne die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 18.44 bis
18.50 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung. Das Abstimmungser-
gebnis wird außerhalb des Plenarsaals ermittelt und
später bekannt gegeben.

Wir fahren zwischenzeitlich mit der nächsten nament-
lichen Abstimmung fort. Ich lasse nun über den An-
trag der SPD-Fraktion auf Drucksache 17/1110 betref-

fend "Handeln nicht reden – Bayerns Trinkwasser vor
Fracking schützen" abstimmen. Die Urnen stehen
wieder bereit. Für diesen Abstimmungsvorgang sind
drei Minuten vorgesehen. Ich eröffne die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 18.51 bis
18.54 Uhr)

Die Abstimmung ist beendet. Das Ergebnis wird wie
immer außerhalb des Plenarsaals ermittelt und später
bekanntgegeben.

Bevor wir mit den Dringlichkeitsanträgen fortfahren,
gebe ich die Ergebnisse der zuvor durchgeführten na-
mentlichen Abstimmungen bekannt,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

zunächst zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten
Bause, Hartmann, Gehring und anderer und Fraktion
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Gymnasial-
konvent einberufen! Ziel: Breiter Konsens über Re-
form des Gymnasiums", Drucksache 17/1099: Mit Ja
haben 50 gestimmt, mit Nein haben 100 gestimmt.
Stimmenthaltungen: Keine. Damit ist der Dringlich-
keitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Nachgezogener Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Kreuzer, Schreyer-Stäblein, Brendel-Fischer und
anderer und Fraktion (CSU) betreffend "Gymnasium
in Bayern", Drucksache 17/1107: Mit Ja haben 79 ge-
stimmt, mit Nein haben 65 gestimmt, keine Stimment-
haltungen. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag ange-
nommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Nachgezogener Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Rinderspacher, Güll, Petersen und anderer und
Fraktion (SPD) betreffend "Murks am Gymnasium
endlich beenden und mehr Bildungszeit ermöglichen",
Drucksache 17/1108: Mit Ja haben 64 gestimmt, mit
Nein haben 81 gestimmt. Stimmenthaltungen: eine.
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas
Kreuzer, Karl Freller, Erwin Huber u. a. und
Fraktion (CSU)
Zielgerichtete Entlastungen im Rahmen der
Evaluierung des Rundfunkbeitrags (Drs. 17/1096)

und
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Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
Nachbesserung des neuen
Rundfunkbeitragssystems - Bayerische
Vorschläge jetzt erarbeiten (Drs. 17/1111)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Martina Fehlner, Inge Aures u. a.
und Fraktion (SPD)
Evaluierung des Rundfunkbeitrags (Drs. 17/1112)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erste Red-
nerin ist Frau Kollegin Scharf.

Ulrike Scharf (CSU): Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Das neue Rundfunkbeitragssystem ist am
1. Januar 2013 in Kraft getreten. Wie Sie alle wissen,
wurden früher die Gebühren entsprechend der Zahl
der im Haushalt vorhandenen Empfangsgeräte erho-
ben. Während das vor Jahren ziemlich einfach war –
es gab im Haushalt in der Regel einen Fernseher
oder ein Radiogerät –, so ist der Empfang von Radio
und Fernsehen heute mit einer Vielzahl von techni-
schen Geräten möglich. Das neue Modell des geräte-
unabhängigen Beitrags gleicht die Nachteile des bis-
herigen Systems aus. Es wurde von den
Ministerpräsidenten beschlossen und in allen 16 Lan-
desparlamenten über alle Parteigrenzen hinweg ratifi-
ziert, so auch im Bayerischen Landtag.

Die Belastung der mittelständischen Wirtschaft war in
den Verhandlungen immer ein zentrales Thema. Un-
sere Haltung war und ist es immer noch, dass auch
Unternehmen ihren Teil zur Rundfunkfinanzierung
beitragen müssen, da auch sie von einem qualitativ
hochwertigen öffentlich-rechtlichen Rundfunk profitie-
ren. Dabei darf es aber keinesfalls zu einer ungerech-
ten oder unangemessenen Mehrbelastung kommen.

Die CSU-Fraktion hat sich daher mit großem Nach-
druck für Verbesserungen im Sinne der Wirtschaft
eingesetzt und war dabei auch erfolgreich. So wurde
schließlich auf der Ministerpräsidentenkonferenz
Ende Oktober 2010 die Entlastung des Mittelstandes
bei der Staffelung des Rundfunkbeitrages nach der
Beschäftigtenzahl erreicht. Die Beitragsstaffel wurde
zugunsten kleiner Unternehmen mit bis zu 19 Be-
schäftigten – diese bilden die überwiegende Mehrheit
der Unternehmen – wesentlich verbessert. Diese
mussten zuvor zwei Beiträge entrichten, jetzt ist es
nur noch ein Beitrag. Zudem zählen Auszubildende
nicht zu den Beschäftigten, für die gemäß der Bei-
tragsstaffel ein Rundfunkbeitrag fällig wird. Somit
haben wir insgesamt bereits eine spürbare Entlastung

des Mittelstandes erreicht, die aber noch nicht aus-
reicht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie jeder
Staatsvertrag war auch der Rundfunkstaatsvertrag ein
Kompromiss; denn er konnte nur im Konsens aller
16 Länder beschlossen werden. Nicht jede Landesre-
gierung denkt so wirtschaftsfreundlich wie die Baye-
rische Staatsregierung. Es war ein hart erkämpfter
Kompromiss, der zunächst keinen weiteren Spielraum
für eine noch wirtschaftsfreundlichere Lösung bot.
Uns ist es daher ein großes Anliegen, die Regelungen
des Staatsvertrages zeitnah zu überprüfen und gege-
benenfalls nachzusteuern.

Auf unser Betreiben hin wurde in einer Protokollerklä-
rung festgelegt, dass die Auswirkungen der Neurege-
lung evaluiert werden müssen. Insbesondere geht es
um die Entwicklung der Erträge aus dem Rundfunk-
beitrag sowie um die jeweiligen Anteile der privaten
Haushalte, der Privatwirtschaft und der öffentlichen
Hand am Gesamtertrag. Dabei soll auch die Beitrags-
pflicht, insbesondere für Kraftfahrzeuge, nochmals
überprüft werden. Das haben wir auch in einer vom
Landtag beschlossenen Entschließung zum Staats-
vertrag unterstrichen.

Meine Damen und Herren, die Kommission zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten - KEF
- prognostiziert für den Zeitraum 2013 bis 2016 Mehr-
einnahmen in Höhe von 1,15 Milliarden Euro; das ist
weit mehr als das, was die Rundfunkanstalten über-
haupt ausgeben dürfen. Einer aktuellen Studie im Auf-
trag der Unternehmen Rossmann und Sixt zufolge
würden sich diese Mehreinnahmen sogar auf 3 Milliar-
den Euro belaufen. Die Hälfte der Mehreinnahmen
von 1,15 Milliarden Euro, über 500 Millionen Euro,
käme aus dem Bereich der Wirtschaft. Die Wirtschaft
wird also durch diese Neugestaltung des Beitragssys-
tems immer noch unverhältnismäßig stark belastet.

Neben der von der Ministerpräsidentenkonferenz am
13. März beschlossenen Beitragssenkung gilt es nun
dringend, diese enorme zusätzliche Belastung der
Wirtschaft zu korrigieren. Vor allem betrifft der neue
Rundfunkbeitrag mittelständische Unternehmen mit
zahlreichen Filialen und einer Vielzahl von Betriebs-
fahrzeugen. Wir brauchen hier ganz klar den Unter-
nehmensansatz statt des Betriebsstättenansatzes.
Der Betriebsstättenansatz führt zu einer Ungleichbe-
handlung von Unternehmen mit gleicher Mitarbeiter-
zahl. Die Mitarbeiterzahl des gesamten Unterneh-
mens muss unabhängig von der Zahl der
Betriebsstätten zur Berechnung herangezogen wer-
den. Des Weiteren muss ein geräteunabhängiger An-
satz, wie er mit dem neuen System beschlossen
wurde, konsequent eingehalten werden. Das heißt:
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Die Belastung von Fahrzeugen mit einem Drittelbei-
trag, wie das jetzt festgelegt ist, ist eine Abkehr vom
geräteunabhängigen Ansatz und führt zu einer bran-
chenspezifischen Benachteiligung. Unternehmen soll-
ten sich einheitlich und ausschließlich aufgrund ihrer
Größe an der Finanzierung beteiligen.

Ich möchte Ihnen dazu ein einziges Beispiel geben.
Eine größere Bäckerei in Bayern mit 278 Beschäftig-
ten, 16 Fahrzeugen und 23 kleineren Filialen hat bis-
her einen Rundfunkbeitrag von 967 Euro pro Jahr be-
zahlt. Jetzt muss sie für alle Filialen und für alle
Fahrzeuge insgesamt über 6.600 Euro bezahlen. Das
entspricht einer Steigerung von 580 %.

Es ist wichtig und entscheidend, meine sehr geehrten
Damen und Herren, neben einer generellen Senkung
des Rundfunkbeitrags das angekündigte Ziel einer
punktuellen Entlastung nicht aus den Augen zu verlie-
ren, und zwar genau dort, wo es durch das neue Mo-
dell zu Mehrbelastungen kommt, in erster Linie beim
Mittelstand.

Unser Antrag zielt auch darauf ab, die Beitragsrege-
lung für Menschen mit Behinderungen, für gemeinnüt-
zige Einrichtungen, für Vereine, Stiftungen, Schulen,
Feuerwehr, Polizei, Bundeswehr, Zivil- und Katastro-
phenschutz nochmals zu überprüfen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte um
Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Kollegin
Gote hat eine Zwischenbemerkung angemeldet. Bitte
schön.

Ulrike Gote (GRÜNE): Frau Kollegin Scharf, ich bin
sehr darüber verwundert, wie Sie hier präzise Zahlen
vorgetragen haben, die wir alle noch nicht kennen.
Die Evaluation läuft ja erst, wie Sie wissen, und es
gibt bisher nur Schätzungen über die Mehreinnah-
men. Ich kenne diese Zahlen natürlich auch, und zwar
kenne ich sie sehr einseitig zum einen von den Klage-
führern, die im Moment vor dem Verfassungsgericht
klagen, und zum anderen aus Unternehmensverlaut-
barungen und von Pressemitteilungen der IHK. Ich bin
etwas verwundert, dass Sie diese Zahlen einseitig
und völlig ungeprüft zur Grundlage einer Initiative hier
im Parlament machen. Können Sie mir erklären,
warum Sie sich so einseitig auf diese Argumentation
stützen, obwohl noch gar keine Fakten auf dem Tisch
liegen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ulrike Scharf (CSU): Frau Gote, das war absolut
nicht einseitig. Wenn Sie sich die Zahlen anschauen
und wenn Sie sich mit mittelständischen Unterneh-
men unterhalten, stellen Sie fest, dass es belegbare
Zahlen gibt, aus denen hervorgeht, was die Unterneh-
men bisher und was sie im Jahr 2013 bezahlt haben.
Außerdem habe ich gesagt, was uns bei der Überprü-
fung der Beitragsregelung noch wichtig ist. Ich muss
das nicht wiederholen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Frau Kollegin Scharf. Als nächste Wortmeldung
haben wir die des Herrn Kollegen Professor Piazolo.
Bitte schön.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr
geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Frau Kollegin Scharf, Sie haben dan-
kenswerterweise geschildert, wie sich die Lage ent-
sprechend dem Staatsvertrag entwickelt hat, und Sie
haben Zahlen von der KEF genannt, die wohl auch
bekannt sind. Es geht um 1,15 Milliarden Euro bis
zum Jahr 2016. Man spricht sogar von bis zu 3 Milliar-
den Euro mehr.

Ich möchte in diesem Zusammenhang daran erinnern,
dass am Anfang der Debatte immer als klare Voraus-
setzung stand, dass Mehreinnahmen, wenn es sie
geben sollte, an die Beitragszahler zurückfließen, je-
denfalls nicht im System der Rundfunkanstalten blei-
ben. Das war immer Konsens. An dieses Versprechen
möchte ich erinnern. Aufgrund dieses Versprechens
gab es jetzt auch die Debatte darüber, wie viel und
wann zurückzuzahlen ist.

Nun sehen wir ein Problem, und deshalb haben wir
auch einen Dringlichkeitsantrag gestellt. Wir können
Ihre Begeisterung über den Beschluss der Minister-
präsidentenkonferenz nicht ganz teilen. Mehreinnah-
men von 1,15 Milliarden Euro würden auf den einzel-
nen Bürger heruntergerechnet ungefähr 1,40 Euro pro
Monat ergeben, die man einsparen bzw. zurückgeben
könnte. Die KEF hatte 73 Cent vorgeschlagen. Ich
glaube, dass Frau Staatsministerin Haderthauer die-
sen Vorschlag auch unterstützt und gesagt hat, man
würde gern 73 Cent an die Bevölkerung zurückgeben.
Deshalb wundere ich mich jetzt, dass die Landtags-
fraktion 48 Cent begrüßt. Da gibt es irgendwo einen
Dissens. Jedenfalls konnte man sich nicht durchset-
zen. Man muss doch irgendwo einen Kompromiss fin-
den.

(Zuruf des Abgeordneten Erwin Huber (CSU))

- Nein, ich hätte gedacht, dass Sie Ihre Ministerin un-
terstützen und sagen, dass Sie es nicht ganz so toll
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finden, dass statt 73 Cent nur 48 Cent herauskom-
men. Dass Sie die 48 Cent begrüßen, mag verschie-
dene Gründe haben. Ich möchte mich da auch nicht in
Überlegungen verlieren, wie es zwischen CSU-Frak-
tion und Regierung ausschaut, sondern ich sage ganz
deutlich: Mir sind 48 Cent zu wenig, mir sind 73 Cent
zu wenig, wir fordern die Rückgabe von einem Euro,
um das Versprechen möglichst schnell einzulösen.
Das ist das Erste.

Das Zweite ist – das wurde auch völlig zu Recht an-
gesprochen – die Unterstützung der mittelständischen
und kleineren Unternehmen. Auch fordern wir eine
Entlastung, und zwar möglichst schnell. Sie haben
jetzt auch einen Dringlichkeitsantrag gestellt. Der Sinn
eines Dringlichkeitsantrages besteht für mich darin,
dass man schnell reagiert. Insofern würde ich darum
bitten, doch aufs Tempo zu drücken, insbesondere
wenn ich den Beschluss zum Entschließungsantrag
der Fraktionen von CSU und FDP vom 17. Mai 2011
anschaue. Darin wurde in der Nummer 4 formuliert:
Wir erwarten, dass die Beitragspflicht in diesem Be-
reich langfristig entfällt. Jetzt fordern Sie nur noch
einen Prüfauftrag, also weniger als im Jahr 2011. Wir
fordern mehr. Wir fordern nämlich, gleich zu reagie-
ren, denn man kennt jetzt schon die Zahlen.

Der nächste Punkt – er ist mir mit am wichtigsten –
betrifft die sozialen Härtefälle, die auch Sie angespro-
chen haben. Es sind auch ein paar Kollegen aus dem
Hochschulausschuss dabei. Wir haben in jeder Sit-
zung des Hochschulausschusses bis zu zehn Petitio-
nen, die sich genau darum drehen. Häufig beschäftigt
sich der Kollege Dorow dankenswerterweise genau
mit diesen Petitionen und bringt sie immer exakt auf
den Punkt.

Ich glaube, wir sind uns auch einig darin, dass es hier
eine ganze Reihe von Problemfällen gibt, auf die wir
sehr schnell reagieren sollten. Ich will nur eine Kons-
tellation erwähnen, und zwar eine dieser vielen Peti-
tionen. Es geht um ältere Menschen, deren Rente
sich häufig um den Hartz-IV-Satz bewegt, die aber
ganz bewusst nicht Hartz IV beantragen, und zwar
einfach deshalb, weil sie das nicht öffentlich tun
möchten, weil sie vielleicht über ein Häuschen oder
über ein wenig Geld auf dem Konto verfügen. Trotz-
dem geht es ihnen finanziell schlecht. Genau diesen
Menschen wollen wir helfen. Deshalb haben wir in un-
seren Antrag geschrieben, dass wir Lösungen finden
sollten. Wenn es um die festgesetzte Armutsgefähr-
dungsgrenze geht, sollten die Menschen, die weniger
verdienen, nicht den vollen Beitrag zahlen müssen.

Wir sind hierzu natürlich gesprächsbereit. Wir sind be-
reit, über Lösungen nachzudenken. Ich glaube auch,
dass man hier in diesem Haus dieses Problem über

alle Fraktionen hinweg erkannt hat. Nur – das ist
meine Bitte -, lassen Sie uns nicht erst bis 2015 oder
2016 warten, sondern lassen Sie uns jetzt möglichst
schnell überlegen, welche Lösungen wir finden kön-
nen. - Sie können eine Zwischenbemerkung machen,
weil ich mit meinem Beitrag zu Ende bin.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Kollege Piazolo. Es war eine Zwischenbemer-
kung angemeldet. Herr Huber, bitte schön.

Erwin Huber (CSU): Herr Kollege, Sie wissen nicht,
wie widersprüchlich Sie sind. Sie fordern auf der
einen Seite schlankweg, den Beitrag um einen Euro
zu senken. Dafür gibt es übrigens weder von der KEF
noch von irgendjemandem eine Begründung. Dane-
ben sagen Sie aber noch, dass man eine weitere Er-
mäßigung für viele Härtefälle brauche. Beides geht
nicht. Das ist typisch für die FREIEN WÄHLER: Sie
wollen für alle alles gut machen, statt realistisch Poli-
tik zu machen.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von den FREIEN
WÄHLERN: Ah! – Zuruf von der SPD: Das ist das
Problem!)

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Herr
Huber, lassen Sie uns einmal zusammen rechnen.

(Zuruf von den GRÜNEN)

- Ihre Kollegin, Frau Scharf - nicht sie persönlich, son-
dern die KEF - geht von 1,15 Milliarden Euro bis zum
Jahr 2016 aus. Das sind nicht 73 Cent, sondern über
1,30 Euro pro Beitragszahler, wenn ich das richtig
rechne. Es stehen sogar nicht bewiesene Zahlen im
Raum, wonach es im Grunde 3 Milliarden Euro sind.
Die KEF-Zahlen sind eben nicht 73 Cent, sondern mit
1,30 bis 1,40 Euro ungefähr das Doppelte. Wenn man
jetzt gleich einen Euro zurückzahlt, bleiben, wenn
man von 1,30 bis 1,40 Euro ausgeht, noch 30,
40 Cent übrig. Um diesen Betrag geht es. Wir haben
also pro Monat und Beitragszahler noch etwas in die-
sem Topf. Das können wir danach gerne nochmals
besprechen und diskutieren.

(Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

Es geht also um die Summe, die noch übrig bleibt.
Die Rundfunkanstalten sind sich darin einig, dass sie
da noch eine Rücklage haben. Sie wollen sie behal-
ten, um für diese Härtefälle zu sorgen. Wir sagen: Wir
brauchen eine nicht ganz so große Rücklage, wie sie
die Rundfunkanstalten vorsehen. Es geht hier also
insgesamt schon um eine Summe, aber im Prinzip um
die Frage: Zahlen wir gleich mehr zurück oder zahlen
wir erst später? Ich sage so viel zur Erklärung. Über
die einzelnen Zahlen besteht Diskussionsbereitschaft.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Professor Piazolo. Als nächste Rednerin
hat sich Frau Kollegin Fehlner gemeldet. Bitte schön.

(Zuruf von der SPD: Jungfernrede!)

Martina Fehlner (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin
Scharf, grundsätzlich können wir als SPD-Fraktion
Ihrem Antrag durchaus zustimmen. Auch wir sind der
Meinung, dass hier eine weitere zielgerichtete Entlas-
tung der Beitragszahler erfolgen sollte. Unangemes-
sene Mehrbelastungen müssen in jedem Fall vermie-
den werden. Die genannten Gruppen und
Einrichtungen wie Behindertenorganisationen, die
Feuerwehr, die Kitas und die Polizei sollten beson-
ders berücksichtigt werden. Dafür müssen wir ge-
meinsam nach Lösungen suchen. Hier besteht sicher-
lich Nachbesserungsbedarf.

Im Übrigen darf ich daran erinnern, dass beim Rund-
funkbeitrag politischer Konsens besteht. Es geht ei-
nerseits um Beitragsgerechtigkeit, andererseits aber
auch darum, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk
seiner besonderen Stellung und Verantwortung ge-
recht wird, dass er seine Aufgaben wahrnehmen kann
und zukunftsfähig bleibt. Der öffentlich-rechtliche
Rundfunk ist eine wertvolle Einrichtung, die natürlich
alle finanzieren müssen. Die Herausforderung wird
sein, die Beiträge zu senken und gleichzeitig die Re-
duzierung der Werbeeinschaltungen zu fordern und
dabei die Balance zu finden.

(Beifall bei der SPD)

Das müssen wir im Auge behalten. Keinesfalls darf
die Programmqualität leiden. Der Evaluierungspro-
zess wird Ende des Jahres abgeschlossen sein. Wir
fordern die Staatsregierung daher auf, darauf hinzu-
wirken, dass der Evaluierungsprozess mit Blick auf
mögliche Nachsteuerungen bei den Beitragsregelun-
gen transparent gestaltet wird und die Landesparla-
mente und die Öffentlichkeit frühzeitig und umfänglich
informiert werden. Deshalb bitten wir um Unterstüt-
zung unseres Dringlichkeitsantrags.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön.
Nächste Wortmeldung: Frau Kollegin Gote. Bitte
schön, Sie haben das Wort.

Ulrike Gote (GRÜNE): Herr Präsident, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Natürlich bekommen auch
wir von den IHKs und einzelnen Wirtschaftsvertretern
entsprechende Briefe. Auch wir lesen die Zeitung und

haben jetzt die Berichterstattung über die Klage Ross-
manns und des Passauer Juristen gelesen. Wir ken-
nen die Argumentation. Aber man kann nicht gleich
loslaufen und sich einseitig in die Bresche werfen,
ohne dass man die genaue Datengrundlage kennt
und überlegt hat, ob man das tatsächlich will.

Die Debatte, die wir heute führen, haben wir im Kern
bereits im Ausschuss und mindestens dreimal im Ple-
num geführt. Der Herr Kollege Piazolo hat es eben
angedeutet: Letztendlich lagen wir bei den Positionen
gar nicht so weit auseinander; denn wir haben alle ge-
sagt: Der Rundfunkbeitrag muss zügig und gründlich
evaluiert werden. Möglichst bald muss feststehen, ob
und wie viel Mehreinnahmen es geben wird. Wir wol-
len alle genau wissen, wo eventuell Schieflagen und
soziale Härten entstehen. Das ist in diesem Haus
Konsens. Genau das passiert gerade, und es funktio-
niert auch. Warum sonst läge bereits jetzt, bevor die
Evaluierung zu Ende geführt ist, allein auf der Grund-
lage der Schätzungen der KEF die Ankündigung vor,
dass dieser Beitrag gesenkt wird? Würde es nicht so
funktionieren, wie wir das immer gemeinsam diskutiert
haben, warum wäre das dann erfolgt? Denn es war
vereinbart, genau so vorzugehen. Das läuft jetzt.

Wir haben in der letzten Legislaturperiode im Hoch-
schulausschuss zahlreiche Petitionen mit diesem In-
halt behandelt. Jetzt wird es ähnlich sein. Auch in die-
sen Petitionen ging es um soziale Härten und um
Behinderte. Es gab auch Petitionen zu unmäßigen
Härten bei Unternehmen. Alle diese Petitionen haben
wir der Staatsregierung längst als Material überwie-
sen. Der Arbeitsauftrag ist also längst erteilt, bei der
nächsten Überarbeitung bzw. beim nächsten Aushan-
deln des Staatsvertrages genau darauf zu achten.

Ich möchte Sie auch nochmals daran erinnern, dass
wir GRÜNE schon im Jahr 2010 beim Rundfunkbei-
trag auf verschiedene Fehlentwicklungen hingewiesen
haben, etwa auf das große Thema "Datenschutz", der
bis heute nicht geklärt ist. Wir haben darauf hingewie-
sen, dass mit der Haushaltsgebühr für Betriebswagen
ein Systembruch begangen wird. Wer hat das mit den
Ländern ausgehandelt? Das waren doch Sie und Ihre
Ministerpräsidenten. Es waren die Konservativen, die
daran festgehalten haben. Unsere Ländervertreter
haben damals schon gesagt, es mache keinen Sinn,
hier wieder auf einzelne Fahrzeuge zu gehen, wenn
wir ansonsten Betriebsstätten haben. Da brauchen
Sie jetzt nicht zu jammern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Man kann das in Ruhe anschauen und diesen Punkt
wahrscheinlich korrigieren.
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Ich finde den jetzt gefassten Beschluss über 48 Cent
erst mal ganz vernünftig; denn er zeigt zum ersten
Mal in der Geschichte der Rundfunkgebühren, dass
wir es mit der Senkung von Gebühren ernst meinen.
Diese Senkung ist bereits angekündigt. Deshalb finde
ich diesen Beschluss richtig. Er ist ein gutes Signal.
Es ist aber auch richtig, sich einen Spielraum für wei-
tere Entwicklungen zu bewahren, bis belastbare Zah-
len vorliegen und wir über alle Daten Klarheit haben.
Man soll das Fell des Bären nicht zerteilen, bevor er
erlegt ist. Aber genau das tun Sie heute hier, die
einen mehr, die anderen weniger, die FREIEN WÄH-
LER noch mehr als die CSU. Sie alle tun aber genau
das. Wir sollten hier nicht vorschnell in die falsche
Richtung laufen.

Für mich ist klar: Wenn wir die Evaluierung angehen –
die Daten werden Ende des Jahres vorliegen -, müs-
sen wir verschiedene Dinge diskutieren, bei denen
Korrekturbedarf besteht. Im Vordergrund steht für uns
auch die Service- und Qualitätsverbesserung des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks. Auch darüber müssen
wir diskutieren. Dieses Thema kommt bei Ihnen gar
nicht vor.

Gerne würden wir auch darüber diskutieren, dass die
Sieben-Tage-Regelung für das Online-Angebot in den
Mediatheken endlich wegfällt. Dies wurde übrigens
bereits von vielen Experten, auch von der Enquete-
Kommission im Bundestag längst empfohlen. Auch
das wird Geld kosten. Wir sollten uns hier also einen
Spielraum und eine Verhandlungsmasse erhalten. Wir
wollen, dass bei den Öffentlich-Rechtlichen online
mehr passiert, weil die Bürger und Bürgerinnen das
schon einmal bezahlt haben. Sie sollen auch dauer-
haft den Nutzen davon haben. Auch darüber müssen
wir reden. Wir müssen über faire Vergütung für die
Kreativen und die Urheber dieser Leistungen reden.
Wir wollen wie die SPD die Werbefreiheit noch einmal
diskutieren. Wir wollen Barrierefreiheit sicherstellen.
Wir GRÜNE halten auch weiterhin daran fest, dass
wir einen öffentlich-rechtlichen Jugendkanal brau-
chen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Das alles wird Geld kosten. Wir werden mit allen, die
hier Nachbesserungsbedarf sehen, in die Verhandlun-
gen gehen, auch mit der Wirtschaft. Aber wir laufen
nicht vorweg und machen schon jetzt Versprechun-
gen. Ich möchte Sie an die Äußerungen Ihrer Ministe-
rin erinnern. Ich weiß doch gar nicht: Heute sind Sie
die Ministerin, Frau Haderthauer, und nicht die Frau
Aigner? Die Frau Staatskanzleiministerin Christine
Haderthauer hat sich in diesem Zusammenhang nicht
so geäußert, wie der Herr Kollege Piazolo gesagt hat,
sondern ich habe gelesen, Sie hätten sich sinngemäß

so geäußert: Forderungen nach Beitragssenkungen
sollten so lange zurückgestellt werden, bis belastbare
Zahlen vorliegen. Es sei - und jetzt zitiere ich Sie - un-
seriös, jetzt einen Wettbewerb um eine Senkung des
Rundfunkbeitrages aufzumachen. Erst Ende des Jah-
res 2014 sei mit einer aussagefähigen Datengrundla-
ge zu rechnen. - Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Frau Haderthauer hält das, was Sie heute hier auffüh-
ren, für unseriös. Ich halte es auch für unseriös. Des-
halb lehnen wir diese Anträge ab.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Kollegin Gote. Die Frau Staatsministerin Hader-
thauer,

(Staatsminister Spaenle geht am Rednerpult vor-
bei)

nicht der Herr Spaenle, hat jetzt Gelegenheit, sich für
die Staatsregierung zu äußern.

Staatsministerin Christine Haderthauer (Staats-
kanzlei): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen!
Frau Gote, ich glaube, so schwer ist es nicht, die Zu-
ständigkeiten auseinanderzuhalten. Sie sind auch
schon eine Zeit lang auf dem Gebiet unterwegs. Sie
werden sich hoffentlich noch daran gewöhnen. Das
Rundfunkrecht ist in der Staatskanzlei und bleibt dort.
Natürlich bekommt man immer billigen und schnellen
Applaus, wenn man hier alte Zitate vorliest. Sie wis-
sen ganz genau, dass die endgültige Entscheidung
noch nicht getroffen wurde, weil noch keine endgülti-
gen Daten vorliegen. Die Ministerpräsidentenkonfe-
renz hat die Absenkung als einen ersten Schritt be-
zeichnet. Damit ist genau das gemacht worden, was
ich in diesem Zitat zum Ausdruck gebracht habe: Man
trifft eine endgültige Entscheidung erst dann, wenn
die Daten vorliegen. Das wird Ende dieses Jahres
sein, so dass frühestens Anfang des nächsten Jahres
eine Entscheidung über die Frage getroffen werden
kann, ob weitere Spielräume da sind oder nicht. Das
ist eine politische Entscheidung.

Ich glaube, es war sehr gut, schrittweise vorzugehen;
denn - das ist auch hier deutlich geworden und ist
auch die Forderung nach der schnellen Evaluation -
dahinter steht das Interesse, den Beitragszahlerinnen
und Beitragszahlern möglicherweise zu viel abver-
langte Beiträge schnellstmöglich zurückzuerstatten.
Dieses Geld soll nicht bei den Rundfunkanstalten ver-
bleiben. Dabei soll schrittweise vorgegangen werden,
wenn absehbar ist, dass ein großer Spielraum vor-
handen ist. Ich denke, das ist sachgerecht und nichts
anderes habe ich zum Ausdruck gebracht.
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Ich möchte auch noch auf das eingehen, was Herr
Kollege Piazolo gesagt hat. Man hätte auch die 73
Cent nehmen können. Auch damit wäre noch Spiel-
raum gewesen. Aber es ist aus meiner Sicht gerade
vor dem Hintergrund der Anknüpfungen, die die Minis-
terpräsidentenkonferenz hier vorgenommen hat, rich-
tig, in einem ersten Schritt 48 Cent Entlastung zu be-
schließen und gleichzeitig deutlich zu machen, dass
man genügend Raum schaffen wollte, um eine grund-
sätzliche strukturelle Prüfung des Beitragsmodells
vorzunehmen. Man wollte keinen Jojo-Effekt auslö-
sen. Ich denke, dass die Ministerpräsidentenkonfe-
renz insgesamt ein gutes Ergebnis erbracht hat,
indem sie jetzt 48 Cent Entlastung beschließt und
alles Weitere bis zum Ende der Evaluation verschiebt,
wenn man die Daten hat. Insofern erinnere ich noch
einmal daran – es ist schon gesagt worden –, dass
vereinbart war - und das ist auch richtig so -, die Eva-
luation nach der völligen Umstellung des Rundfunk-
beitrags auf das System der Haushalts- und Betriebs-
stättenabgabe auch damit zu verbinden, das, was
möglicherweise zu viel ist, nicht in den Rundfunkan-
stalten zu belassen. Das ist durch eine Selbstver-
pflichtungserklärung der Intendanten gewährleistet.
Ich sage das vor dem Hintergrund, dass von einem
der Vorredner Zweifel angemeldet wurden, ob das tat-
sächlich so ist. Ich denke, das ist richtig so; denn es
ist immer noch die Hausaufgabe der Sendeanstalten,
dass sie ihre Aufwände bei der Kommission zur Er-
mittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten,
der KEF, anmelden. Dieses System halte ich für rich-
tig und gut.

Es ist unseriös, jetzt eine höhere Senkung als 48 bzw.
73 Cent zu fordern, nämlich diesen einen Euro, wie
das die FREIEN WÄHLER tun. Das heißt auch, dass
man letztlich den Einschätzungen der KEF nicht fol-
gen will. Genauso ist es unseriös, jetzt zu sagen, wir
müssen dies oder das für weitere Fragen einbehalten.
Frau Kollegin Gote, es ist die Hausaufgabe der Sen-
der, ihren Bedarf anzumelden. Dazu gehört natürlich
auch – ich nehme nur ein Beispiel aus dem, was Sie
genannt haben - die angemessene Entlohnung der
Kreativen. Das ist Aufgabe der Sender, sich hier or-
dentlich aufzustellen und diesen Finanzbedarf bei der
KEF anzumelden.

Ich möchte noch einmal auf das Petitum eingehen,
die Beträge auch vor allem im Hinblick auf die Wirt-
schaft zu überprüfen. Das ist die Grundlage des CSU-
Antrags. Ich denke, da wird es um zwei Fragen
gehen, zum einen um eine grundsätzliche Klärung, ob
sich der Anteil der Privaten und Nicht-Privaten durch
die neue Abgabe deutlich verschoben hat. Bisher
haben wir keine Anhaltspunkte dafür. Die zweite
Frage ist: Wie verhält es sich innerhalb der Nicht-Pri-
vaten? Gibt es dort Verschiebungen? Nicht-Private

sage ich deshalb, weil das ja nicht nur die Wirtschaft
ist, sondern auch alle anderen, Verbände, bestimmte
Gemeinschaften, die gemeinnützigen Einrichtungen,
Vereine usw. Wir müssen uns zusätzlich auch um die
kümmern, die keine so starke Lobby wie die Wirt-
schaft haben, also um soziale Härtefälle, obwohl
Hartz-IV-Bezieher schon jetzt vom Beitrag befreit
sind. Es gibt dennoch Fälle, die man sich vorstellen
kann und die man genauer anschauen muss. Deswe-
gen ist es gut, dass die Ministerpräsidentenkonferenz
dafür Spielraum gelassen hat.

Zum Schluss möchte ich darauf hinweisen, dass wir
uns bei der Diskussion nicht alleine um die Frage
"Haben wir Luft bei der Rundfunkgebühr?" kümmern
müssen. Dahinter steckt die Frage, welchen Finanzie-
rungsbedarf die Öffentlich-Rechtlichen haben. Auf der
einen Seite ist sicher richtig, dass sie gut aufgestellt
sein müssen, um ihrem Auftrag nachzukommen. Auf
der anderen Seite meine ich, dass es unser Auftrag
als Politiker auch im Interesse der Beitragszahler ist,
immer wieder zu fordern, dass eine zeitgemäße struk-
turelle Ausrichtung der Öffentlich-Rechtlichen erfolgt.
Ich glaube, der BR geht hier mit seinen aktuellen
Strukturreformen, die der Konvergenz der Medien,
also der Ausrichtung hin zur Trimedialität geschuldet
sind, sehr gut voran. Das ist kein einfacher Prozess,
aber er wird vom BR sehr mutig und sehr konsequent
betrieben. Daran können sich andere durchaus ein
Beispiel nehmen. Eines ist klar: es ist wichtig, die Auf-
gaben zu erfüllen. Die Tatsache, dass wir eine allge-
meine Haushaltsabgabe haben, heißt aber auch, dass
wir darauf achten müssen, auch sonst richtig damit
umzugehen. Das heißt, dass wir auch die nötigen
Strukturreformen, die durch die Konvergenz und das
zeitgemäße Aufstellen angezeigt sind, einfordern. Das
muss immer damit einhergehen; denn es kann nicht
ein reines Bestellsystem seitens der Sender sein,
sondern der Prozess in der KEF – und dafür haben
wir die KEF mit ihren Sachverständigen – ist ein zwei-
seitiger.

Ich glaube aber, auch diesbezüglich haben wir im
Haus eine große Übereinstimmung. Insofern stellt der
CSU-Antrag richtig heraus, worum wir uns jetzt küm-
mern werden. Dazu besteht genügend Luft, weil jetzt
nur um 48 Cent ermäßigt wurde, und es ist auch noch
etwas Zeit, weil die Meldedaten abgeglichen werden
müssen. Deswegen ist es wichtig, dass man diesen
Spielraum hat bestehen lassen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Staatsministerin. Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.
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Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die An-
träge wieder getrennt. Wer dem Dringlichkeitsantrag
der CSU-Fraktion auf Drucksache 17/1096 seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – CSU und SPD. Gegenstimmen? – FREIE
WÄHLER und GRÜNE. Gibt es Enthaltungen? –
Keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenom-
men.

Wer dem Dringlichkeitsantrag der Fraktion der FREI-
EN WÄHLER auf Drucksache 17/1111 seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
FREIE WÄHLER und SPD. Gegenstimmen? – BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und die CSU. Damit ist dieser
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion auf
Drucksache 17/1112 zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. – Die SPD hat sich ganz stramm
und schnell gemeldet, nicht wahr, Frau Zacharias?
Außerdem die CSU-Fraktion. Gegenstimmen? –
FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag angenommen.
So weit zu diesem Tagesordnungspunkt.

Ich gebe die Ergebnisse der durchgeführten namentli-
chen Abstimmungen bekannt. Zur Abstimmung stand
zunächst der Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten
Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol
und anderer und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) betreffend "Bergrecht ändern – Fracking verbie-
ten", Drucksache 17/1095. Mit Ja haben 63, mit Nein
haben 77 Abgeordnete gestimmt. Es gab keine
Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsantrag
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 7)

Ich komme zum Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten
Markus Rinderspacher, Klaus Adelt, Harry Scheuen-
stuhl und anderer und Fraktion (SPD) betreffend
"Handeln nicht reden – Bayerns Trinkwasser vor Fra-
cking schützen", Drucksache 17/1110. Mit Ja haben
63, mit Nein haben 76 Abgeordnete gestimmt. Es gab
keine Stimmenthaltungen. Damit ist auch dieser
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 8)

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Ruth Waldmann, Angelika Weikert
u. a. und Fraktion (SPD)
UN-Behindertenrechtskonvention ernst nehmen -
Förderung der Erwerbstätigkeit von Menschen mit
Behinderung (Drs. 17/1097)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas
Kreuzer, Kerstin Schreyer-Stäblein, Joachim
Unterländer u. a. und Fraktion (CSU)
Bayerischen Aktionsplan zur UN-
Behindertenrechtskonvention zügig umsetzen!
(Drs. 17/1113)

Vorweg weise ich darauf hin, dass die SPD-Fraktion
namentliche Abstimmung zu ihrem Antrag auf Druck-
sache 17/1097 beantragt hat. - Ich eröffne die ge-
meinsame Aussprache. Erste Rednerin ist Frau Kolle-
gin Waldmann. Bitte schön.

Ruth Waldmann (SPD): Sehr geehrtes Präsidium,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die UN-Be-
hindertenrechtskonvention ist genau vor fünf Jahren
am 26. März in Deutschland in Kraft getreten und
damit geltendes Recht. Sie alle wissen, dass es darin
um die Teilhabe von Menschen mit Behinderung an
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens geht.
Wir alle wissen auch, dass das wichtigste Element die
Teilhabe und Integration am Arbeitsmarkt ist. Ich
meine einen festen Arbeitsplatz, um es deutlich zu
sagen.

Aus Studien und Untersuchungen wissen wir auch,
dass es zwischen Arbeitslosigkeit und Behinderung
einen direkten Zusammenhang gibt. Laut den verfüg-
baren veröffentlichten absoluten Zahlen, die wir von
der Bundesagentur und aus dem bayerischen Sozial-
ministerium bekommen haben, hat die Zahl der ar-
beitslosen schwerbehinderten Menschen in Bayern
zwischen 2008 und 2013 von 19.157 auf 23.005 Per-
sonen zugenommen. Das entspricht einem Anstieg
von rund 20 %. In ganz Deutschland hat die Zahl der
arbeitslosen Schwerbehinderten im selben Zeitraum
um 7 % zugenommen. Der Anstieg liegt also in Bay-
ern ganz erheblich über dem Durchschnitt in Deutsch-
land. Die Arbeitslosigkeit liegt in Bayern bei Behinder-
ten dreimal höher als bei Menschen ohne
Behinderung.

Wir begrüßen, dass es den Aktionsplan gibt und wir
ihn irgendwann einmal beschlossen haben. Das geht
nicht gerade sehr weit; denn wenn Sie einen Blick auf
diesen Aktionsplan werfen, sehen Sie, dass er eine
reine Beschreibung des Ist-Zustands und bereits er-
griffener Maßnahmen darstellt. Es reicht nicht aus, zu
sagen: Wir begrüßen, dass wir irgendwann beschlos-
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sen haben, dass jemand einen Plan ausarbeiten soll.
Das wissen Sie im Grunde selbst. Wir müssten längst
einen Schritt weiter gehen; die Zeit drängt.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte ausdrücklich davor warnen, eine Art geisti-
gen Anrufbeantworter einzurichten und zu sagen: Wir
warten einfach auf das Bundesleistungs- und -teilha-
begesetz und weiter geschieht bis dahin erst einmal
nichts. Die Zeit ist schon weit fortgeschritten. Bei uns
gilt die UN-Behindertenrechtskonvention jetzt schon
fünf Jahre, und in diesem Bereich hapert es ganz er-
heblich. Deswegen schlagen wir ein kleines Bündel
an Sofortmaßnahmen vor, die man jetzt gleich ergrei-
fen könnte. Wir schlagen vor, die Ausgleichsabgabe
für mittlere und größere Unternehmen zu erhöhen, die
selber keine Menschen mit Behinderung oder weniger
als die vorgeschriebene Mindestquote beschäftigen.
Wir wollen diese Wirkung verstärken, weil noch zu
viele lieber bezahlen, als das aus ihrer Sicht vorhan-
dene Risiko einzugehen, jemanden mit Handicap ein-
zustellen. Wir fordern außerdem die Förderung von
Arbeitgebern, die diese Chance tatsächlich bieten. Sie
sollen einen dauerhaften finanziellen Ausgleich be-
kommen können, wenn die Leistung nicht so produk-
tiv ausfällt, wie es sonst der Fall wäre.

Wir brauchen außerdem geschultes, speziell qualifi-
ziertes Personal in den Jobcentern, und zwar gerade
für Hartz-IV-Bezieher unter den Menschen mit schwe-
ren Behinderungen; denn sie können bei der Vermitt-
lung wirklich zuverlässig helfen. Das ist ein ganz spe-
zielles Klientel. Das ist bislang bei den Hartz-IV-
Beziehern so nicht vorgesehen.

Wir brauchen außerdem die Förderung des Über-
gangs von der Werkstatt für Menschen mit Behinde-
rung auf den ersten Arbeitsmarkt und die Förderung
der beruflichen Ausbildung und Qualifizierung in den
anerkannten Ausbildungsberufen. Menschen mit Be-
hinderung haben ein Recht darauf, ihren Lebensun-
terhalt selbst verdienen zu können. Sie sollen ihre Ar-
beit in einem offenen und integrativen Arbeitsmarkt
frei wählen können. Das ist bislang noch nicht der
Fall.

Die Arbeitslosigkeit liegt in Bayern bei Behinderten,
wie soeben erwähnt, dreimal höher als bei Nichtbe-
hinderten. Das ist wirklich ein sehr trauriges und deut-
liches Signal dafür, dass die Behindertenrechtskon-
vention bei Weitem nicht ausreichend umgesetzt wird.
Dazu können wir nicht einfach sagen: Weiter so, die-
ser Fall wird schon irgendwann eintreten.

Die Ausgleichsabgabe ist wichtig; wir fordern sie
auch. Sie mag ein wichtiger Anreiz sein, sich darauf
einzulassen, Menschen mit Handicap eine Chance zu

geben. Doch mindestens genauso wichtig ist es für
viele Betriebe, dass sie dauerhaft unterstützt werden,
wenn ein Mitarbeiter Assistenz benötigt, etwa wenn er
gehörlos ist oder psychische Probleme hat. Für viele
Arbeitgeber ist es umständlich und auch abschre-
ckend, sich auf den Papierkram und den organisatori-
schen Aufwand einzulassen. Auch dabei könnte man
helfen. Auch könnten ihnen Sorgen genommen wer-
den, wenn sie nach der Einstellung weiterhin einen
festen Ansprechpartner, zum Beispiel bei den Integra-
tionsfachdiensten, haben könnten.

Wir brauchen also nicht mehr nur ein Umdenken, son-
dern auch ganz konkrete Maßnahmen; denn die Be-
hinderten haben wie alle anderen ein Recht darauf,
ihr Geld selbst zu verdienen. Das ist kein Gnadenakt,
sondern eine gesellschaftliche Verpflichtung und
Selbstverständlichkeit.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie begrüßen, dass es den Aktionsplan gibt,
dann begrüßen Sie eine Beschreibung des Ist-Zu-
stands. Der Ist-Zustand aber bedeutet, dass wir dring-
end handeln müssen. Die Zahlen sind klar und auch
Ihnen bekannt; wir brauchen hier nicht auf die x-te
Kommission zu warten, sondern wir müssen anfan-
gen, uns an die Umsetzung zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Frau Kollegin Waldmann. Die nächste Rednerin ist
Frau Schreyer-Stäblein von der CSU. Bitte schön.

Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Sehr geehrtes
Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind
uns in diesem Hause alle darin einig, dass wir die
Chancengleichheit für Menschen mit Behinderung
verbessern müssen. Wir müssen auch nicht lange
drum herumreden, dass die Teilhabe am Arbeitsmarkt
dafür ganz entscheidend ist. Liebe Frau Waldmann,
aus diesem Grund hat der Landtag in der letzten Le-
gislaturperiode beschlossen, den bayerischen Akti-
onsplan zur Umsetzung der Behindertenrechtskon-
vention fraktionsübergreifend zu erarbeiten. Darin
steht alles. Sie sind also ein bisschen zu spät dran.

Die Idee war, dieses Thema nicht in eine politische
Debatte hineinzuziehen und dass sich die Fraktionen
gemeinsam auf den Weg begeben sollten. Der Maß-
nahmenkatalog, den Sie fordern, ist in diesem Akti-
onsplan enthalten. Er ist relativ dick. Ich habe es mir
gestern noch einmal angesehen: Darin steht nahezu
alles, was Sie fordern. Insofern ist Ihr Dringlichkeits-
antrag merkwürdig, weil er suggeriert, dass nichts ge-
schehen wäre. Das ist nicht die Wahrheit. Ich gebe
Ihnen aber recht, dass hier Dynamik hineingehört.
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Deswegen fordern wir, wie Sie unserem Dringlich-
keitsantrag entnehmen können, dass die Staatsregie-
rung diesen Maßnahmenkatalog sehr zügig umsetzt.
Das ist der richtige Weg.

Sie sprechen zu Recht an, dass mit diesem Aktions-
plan Weichen gestellt werden müssen, um die Situa-
tion zu verbessern. Zum einen muss es darum gehen,
dass Menschen, die eine Behinderung haben, leichter
in den ersten Arbeitsmarkt hineinkommen können.
Zum andern haben Sie die Ausgleichsabgabe ange-
sprochen, die bereits im Jahr 2012 erhöht wurde. Die
Grundannahme, dass Betriebe mit einer solchen Ab-
gabe eher bereit sind, Menschen mit Behinderung
einzustellen, hat sich nach den Zahlen bewahrheitet.
Sie wissen, dass die allgemeine Arbeitslosenquote
von 2012 bis 2013 um 6 % gestiegen ist, die Quote
bei Menschen mit Behinderungen nur um 1,3 %. Gott
sei Dank ist das so. Jeder Arbeitslose ist natürlich
einer zu viel. Das ist in beiden Bereichen so. Wir kön-
nen aber sagen, dass die Maßnahmen greifen.

Für mich persönlich greifen die Maßnahmen immer zu
wenig, weil ich möchte, dass jeder Mensch, der eine
Behinderung hat, in den Arbeitsmarkt integriert wird.
Reell muss man aber sehen: Die Maßnahmen greifen.
Wir sind auf dem richtigen Weg.

Mindestens genauso wichtig ist mir, dass Menschen
mit Behinderung eine angemessene Beratung bekom-
men. Man muss sehen, was der Einzelne braucht und
wie sein Weg aussehen kann. Sie wissen, dass wir an
den Arbeitsagenturen Integrationsfachdienste haben,
die versuchen, Menschen mit Behinderung auf behin-
dertengerechte Arbeitsplätze, aber auch in den ersten
Arbeitsmarkt zu vermitteln. Dort findet eine Zusam-
menarbeit mit Arbeitgebern, mit Betriebsräten und mit
den Schwerbehindertenvertretern statt. Dies ist auch
der richtige Weg. Aus meiner Sicht müssen wir an
zwei Stellen pushen: Wir müssen einen leichteren
Übergang auf den ersten Arbeitsmarkt ermöglichen.
Außerdem müssen wir für Menschen, die in dem Pro-
zess nicht zurechtkommen und wieder zurückfallen,
ein gesetzliches Rückkehrrecht, zum Beispiel in eine
Werkstatt, schaffen.

Des Weiteren muss ein zweites, neues Modell gestar-
tet werden, um den Übergang zu erleichtern. Ich bitte
Sie allerdings, zu berücksichtigen, was bereits alles
geschieht. Zum Beispiel werden über die "Initiative In-
klusion", die Ihnen sicher bekannt ist, 8,25 Millionen
Euro speziell für Ausbildungsplätze für Jugendliche
und ältere behinderte Menschen eingesetzt. Sie ken-
nen sicher auch das Sonderprogramm "Chancen
schaffen II", das in die gleiche Richtung zielt.

In dem Aktionsprogramm sind alle Punkte enthalten,
die Sie fordern. Jetzt geht es darum, diese Punkte
zügig umzusetzen. Dazu dient unser Dringlichkeitsan-
trag. Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Frau Schreyer-Stäblein. Die nächste Rednerin ist
Frau Gabi Schmidt von den FREIEN WÄHLERN.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): (Von der Rednerin
nicht autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sie fordern mit
Ihrem Dringlichkeitsantrag Maßnahmenpakete zur
Senkung der Zahl von arbeitslosen Menschen mit Be-
hinderung. Ich glaube nicht, dass es ernst zu nehmen
ist, wenn über Nacht ein Dringlichkeitsantrag zu die-
sem Thema eingebracht wird. Ich glaube auch nicht,
dass das zielführend ist. Wir müssen an diesem
Thema zielführend und im Detail arbeiten. Die Erhö-
hung von Ausgleichsabgaben hat in den letzten Jah-
ren nicht mehr Arbeitsplätze gebracht.

Leider finde ich in Ihrem Dringlichkeitsantrag keine
Differenzierung zwischen den einzelnen Behinderun-
gen. Meinen Sie körperliche Behinderungen, geistige
Behinderungen und psychische Behinderungen oder
Behinderungen durch Verunfallung? In diesen Fällen
greifen die Berufsgenossenschaften den Betroffenen
unter die Arme. Ich weiß, dass der erste Arbeitsmarkt
zu vielen Menschen verschlossen ist. Ich möchte
mich aber vehement dagegen wehren, dass eine
Werkstatt kein erster Arbeitsplatz sein darf. Für Men-
schen mit Mehrfachbehinderungen ist das die berufli-
che Erfüllung und der erste Arbeitsmarkt.

Wir waren kürzlich auf der Werkstätten-Messe. Alle
haben gesagt, dass dort tolle Produkte für die Zuliefe-
rung an die Wirtschaft produziert werden. Das ist für
Menschen mit Behinderungen der erste Arbeitsmarkt.
Niemand hat das Recht, ihnen dies abzusprechen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich nehme das der SPD aber nicht übel. Sie haben
jetzt in Berlin die Chance, die Vorgaben der Bundes-
agentur für Arbeit wieder zu ändern. Unter Frau von
der Leyen wurden die Vorgaben heruntergefahren.
Sie stehen jetzt in der Verantwortung, diese Vorgaben
wieder hochzuschrauben. Ich traue Ihnen auch zu,
dass Sie das schaffen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der
SPD)

In der letzten Legislaturperiode war Bayern Vorreiter
bei integrativen Projekten für Menschen mit Sinnes-
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Behinderungen. Sehen Sie sich einmal das Berufsbil-
dungswerk - BBW - in Johanneskirchen an. Dort
konnten Sprach- und Hörbehinderte aus der Ausbil-
dung heraus auf den ersten Arbeitsmarkt geholt wer-
den. Mit der Berufsausbildungsbeihilfe – BAB - in
Nürnberg werden seit 30 Jahren lernbehinderte und
seelisch behinderte Jugendliche in Betrieben ausge-
bildet. Sie konnten auf ihrer Stelle bleiben und waren
damit auf dem ersten Arbeitsmarkt. Solche Projekte
wurden in der letzten Legislaturperiode im Bundestag
wieder infrage gestellt und zu Pilotprojekten. Wo war
denn da der Schutz der bayerischen CSU? Sie hätte
sagen müssen: Hier sind wir gut, wir wollen das
schützen und weiter ausbauen. Dies wäre der erste
Schritt gewesen, behinderte Menschen auf den Ar-
beitsmarkt zu bringen und zu unterstützen.

In Johanneskirchen hat es kaum Jugendliche gege-
ben, die keine Arbeit gefunden haben. Um Menschen
auf den Arbeitsmarkt zu bekommen, wird das A und O
die Ausbildung sein. Da ist es nicht hilfreich, dass die
Reha-Scheine in den letzten Jahren immer seltener
ausgegeben wurden. Diese Reha-Berechtigung ist
eine weitere Förderung. Leicht behinderte Menschen
kommen jetzt in die Jungarbeiterklassen, wo sie rauf-
 und runterpendeln. Damit kommen wir nicht weiter.

Eines stört mich am Dringlichkeitsantrag der CSU:
Darin steht, die Umsetzung sollte "zügig" erfolgen.
Das Wort "zügig" ist in diesem Zusammenhang zy-
nisch, weil Sie die Umsetzung bereits im Jahr 2012
eingefordert haben. Bis jetzt ist nichts passiert. Auch
wenn wir ausbilden, weiterentwickeln und in Ihrem
Antrag die Differenzierung fehlt, werde ich nicht ver-
gessen, dass mir Herr Kollege Herold als Vorsitzen-
der einer Lebenshilfe im Jahr 2010 einen Button in die
Hand gedrückt hat, auf dem stand: An dieser Stelle
kommt der nächste behindertengerechte Bus im
Jahr 2010. Herr Herold hat mir diesen Button im
Jahr 2000 gegeben. Ich habe diesen Button erst kürz-
lich wieder in der Hand gehabt. Außerdem stand auf
dem Button, dass behindertengerechte Verkehrsmittel
und Barrierefreiheit gefordert würden.

Herr Seehofer hat die Barrierefreiheit in seiner Regie-
rungserklärung für das Jahr 2023 angekündigt. Bitte
nehmen Sie die Forderung auf; denn wie sollen die
Leute zur Arbeit kommen? Wir bilden in Nürnberg
blinde Jugendliche aus, die danach nicht mehr zur Ar-
beit kommen können, weil Blindenleitsysteme fehlen.

Wir werden den Dringlichkeitsantrag der CSU auf
jeden Fall ablehnen, weil Sie sich nicht schützend vor
das bestehende System gestellt haben. Sie hätten
Ihre Hausaufgaben machen müssen. Wir geben der
SPD die Chance, ihre Forderungen im Bund zu verfol-
gen. Zu Ihrem Antrag werden wir uns der Stimme ent-

halten. Dieses Thema hat einen Über-Nacht-Antrag
nicht verdient. Sie haben am Runden Tisch alle For-
derungen unterschrieben. Bis jetzt wurde jedoch
nichts umgesetzt. Ich hoffe, dass die Ministerin dies
schnell macht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Nächste Redne-
rin ist Frau Kerstin Celina von den GRÜNEN.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und
Herren! Vor wenigen Wochen habe ich einen Be-
triebsbesuch gemacht. Im Forum des Unternehmens
hingen viele auffällig schöne und ungewöhnlich ge-
malte Bilder. Auf meine Frage, woher denn die Bilder
stammen, wurde mir gesagt, sie seien von einer Ein-
richtung für Menschen mit Behinderung. Der Presse-
sprecher der Firma war sehr stolz darauf, dass er mir
diese Antwort geben konnte. Ich war nachhaltig be-
eindruckt davon.

Im Rahmen des Betriebsbesuchs kamen wir dann
auch auf die Personalstruktur zu sprechen. Da ich in
meinem beruflichen Leben vor dem Landtagsmandat
selbst Personal akquiriert habe, interessierte es mich
natürlich, wie dieses große Unternehmen Personalpo-
litik machte. Natürlich interessierte mich auch, inwie-
weit Menschen mit Behinderung, mit deren Bildern
man sich offensichtlich gerne schmückte, in dieser
Firma arbeiten. Diese Frage kam aber nicht so gut an.
Die gesetzlich vorgeschriebene Behindertenquote
werde weit verfehlt, obwohl eine große Anzahl an Ar-
beitsplätzen in der Verwaltung und in der Lagerhal-
tung es leicht gemacht hätte, Menschen mit Behinde-
rung einzugliedern. Vielleicht findet diese Firma
einfach keine geeigneten Bewerber, dachte ich. Auf
mein intensives Nachbohren kam aber heraus, dass
die Firma gar nicht aktiv nach potenziell geeigneten
Bewerbern mit Handicaps sucht. Man kennt zwar den
Geschäftsführer der Einrichtung für Behinderte. Man
geht – ich sage es einmal so salopp – gemeinsam zu
Wohltätigkeitsveranstaltungen. Dann reicht es aber
schon mit dem Engagement.

Trotz verfehlter Quote und trotz vieler potenziell ge-
eigneter Arbeitsplätze werden Bewerber mit Behinde-
rung nicht nur gar nicht gesucht, sondern in den Ein-
stellungen unterliegen meistens diejenigen
Behinderten, die sich auf eigene Initiative bewerben,
weil sie mit der gleichen Messlatte gemessen werden
wie die anderen Bewerber. Dabei verlieren sie natür-
lich. Genau die Einstellung macht es den Menschen
mit Behinderung so schwer, im Arbeitsleben Fuß zu
fassen. Sie werden darauf reduziert, dass sie vieles
nicht im gleichen Maße können wie Menschen ohne
Behinderung. Sie werden auf ihre Behinderung redu-
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ziert, statt dass geprüft wird, wozu sie gut geeignet
sind.

Man könnte jetzt glauben, dass sich das Problem für
Menschen mit Behinderung wegen des Fachkräfte-
mangels allein lösen wird. Genau das passiert eben
nicht, wie die schon aufgeführten und in dem Antrag
dargelegten Zahlen beweisen. Warum sollte sich das
Problem auch lösen? Schließlich ist es faktisch nur für
Menschen mit Behinderung ein Problem. Die Firmen
werden ihren Arbeitskräftebedarf auch anderweitig
decken können, zum Beispiel durch die Motivierung
der stillen Reserve auf dem Arbeitsmarkt oder durch
das Anwerben von Arbeitskräften aus dem Ausland.

Wenn Sie die Lösung des Problems als Aufgabe einer
gestaltenden Politik begreifen, als Aufgabe, der wir
uns stellen müssen, weil von allein nicht genug pas-
siert, wenn Sie die Ratifizierung der Behinderten-
rechtskonvention ernst nehmen, dann müssen Sie
auch handeln. Sie müssen handeln mit staatlichen
Rahmenvorgaben, mit staatlichem Druck, mit staatli-
cher Förderung, und natürlich ist auch das nicht kos-
tenlos zu haben. In einem Jahr, in dem Bayern Steu-
ereinnahmen in Rekordhöhe verbucht, wäre durchaus
Gestaltungsspielraum vorhanden. In einem Jahr, in
dem immer wieder vollmundig verkündet wird, Bayern
barrierefrei zu machen, bestünde durchaus Hand-
lungsdruck. Was nützt es, wenn Menschen mit Behin-
derung bis zum Jahr 2023 ermöglicht wird, sich im öf-
fentlichen Raum bis zu ihrer potenziellen Arbeitsstelle
barrierefrei zu bewegen, wenn sie dort aber nach wie
vor keine Arbeit bekommen? Wir GRÜNE sehen hier
die Pflicht, zu handeln, und stimmen deshalb dem An-
trag der SPD zu.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir stimmen diesem Antrag zu, damit die Arbeitslo-
senquote bei den behinderten Menschen in Bayern in
Zukunft nicht mehr dreimal so hoch ist wie bei nicht-
behinderten Menschen, sondern vielleicht nur mehr
doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt. Wir stim-
men dem Antrag zu, damit Bayern vielleicht Vorreiter
wird. Der Wunsch, Vorreiter zu werden, wird von der
Staatsregierung immer wieder bekundet. Hier hinken
wir faktisch hinterher.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt zum Antrag der CSU. Liebe Damen und Herren
der CSU, ich verstehe Sie nicht. Im Antrag der SPD
wird gefordert, ein Maßnahmenpaket vorzulegen,
nicht mehr. Beispiele werden genannt, was darin ent-
halten sein könnte. Die von der SPD zum Beispiel ge-
forderte Förderung des Übergangs von der Werkstatt
für Menschen mit Behinderung auf den ersten Arbeits-
markt steht genau so als klarer Handlungsbedarf im

zweiten Tätigkeitsbericht der Beauftragten der Bayeri-
schen Staatsregierung für Menschen mit Behinderun-
gen, Irmgard Badura. Ebenso werden in diesem Tä-
tigkeitsbericht Maßnahmen zur Berufsorientierung als
wichtig erachtet. Ähnliches fordert die SPD in ihrem
Antrag. Warum fällt es Ihnen denn so schwer, diesem
Antrag zuzustimmen? Den Aktionsplan können, sollen
und müssen Sie sogar dringend in die Tat umsetzen.
So, wie Sie Ihren nachgezogenen Antrag formuliert
haben, wirkt es auf mich, als hätten Sie ihn nur ge-
stellt, weil Ihnen das, was die SPD fordert, zu konkret
ist und Sie sich lieber mit unkonkreten Forderungen
zufrieden geben.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Celina,
einen Moment bitte. – Frau Schreyer-Stäblein, stellen
Sie Ihre Zwischenfrage auch als Zwischenbemerkung,
weil Frau Celina mit ihren Ausführungen fertig ist?

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Ja!)

- Bitte schön.

Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Frau Celina, Sie
hatten gefragt, warum wir uns mit dem Antrag der
SPD schwertun. Sie werden es gelesen haben, und
dann wissen Sie auch, warum wir uns schwertun.
Darin wird gefordert, dass ein neuer Maßnahmenkata-
log geschaffen werden soll. Wir sagen, dass wir den
Aktionsplan umsetzen wollen. Der Unterschied müss-
te Ihnen klar sein. Wenn wir einen Aktionsplan aufge-
stellt haben, müssen wir ihn zügig umsetzen. Deshalb
kann ich auch nicht verstehen, weswegen Sie unse-
ren Antrag nicht mittragen wollen. Sie müssten doch
alle ein Interesse an einer schnellen Umsetzung
haben.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Celina,
bitte.

Kerstin Celina (GRÜNE): Ich bin der Meinung, wir
warten schon seit fünf Jahren darauf, dass der Akti-
onsplan umgesetzt wird. Ich glaube schlicht und ein-
fach nicht, dass das nach dem, wie Ihr Antrag lautet,
in absehbarer Zeit geschieht. Dazu würde ich mir
einen konkreteren Antrag wünschen.

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Mit dem An-
trag der SPD wird es dann ganz anders!)

- Warten wir es ab. Ich würde es probieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Frau Celina. Jetzt hat sich Frau Staatsministerin Mül-
ler zu Wort gemeldet.
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Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die Politik für Menschen mit Behinderung
ist für uns in Bayern ein zentrales Thema der Sozial-
politik. Die Aufwendungen Bayerns für behinderte
Menschen betragen rund 3,7 Milliarden Euro pro Jahr.
Fast alle Ressorts sind daran beteiligt, nicht nur das
Sozialministerium. Bayern bekennt sich zur UN-Be-
hindertenrechtskonvention. Diese Konvention ist ein
Quantensprung für die Behindertenpolitik. Wir wollen,
dass Menschen in Bayern, insbesondere auch Men-
schen mit Behinderung, ihr Leben unabhängig und
selbstbestimmt führen können. Dazu haben wir im in-
tensiven Dialog mit den Verbänden und dem Landtag
den bayerischen Aktionsplan erarbeitet. Er hält die
Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen
mit Behinderung im Licht der UN-Behindertenrechts-
konvention fest. Er ist der zentrale Wegweiser Bay-
erns zu einer inklusiven Gesellschaft auch in der Ar-
beitswelt. Wir wollen damit die Teilhabechancen von
Menschen mit Behinderung weiter verbessern. Das
hat die Kollegin Schreyer-Stäblein vorhin auch ge-
sagt. Wir wollen diese Chancen- und Teilhabemög-
lichkeit verbessern, damit die Menschen mit Behinde-
rung ein selbstständiges, unabhängiges Leben führen
können. Gerade die Integration in das Berufs- und Er-
werbsleben wollen wir besonders fördern.

Mir ist das wichtig; denn Arbeit ist immer mehr als nur
das Verdienen des Lebensunterhalts. Arbeit ist die
Grundlage für Selbstbestimmung. Vor allem für behin-
derte Menschen ist sie die Grundlage für mehr Selbst-
wertgefühl, für Zutrauen, für Zuversicht, für Lebens-
qualität, aber auch für Wohlstand. Die Arbeit ist damit
auch eine Quelle für den Sinn des Lebens. Deshalb
unterstützen wir Menschen mit Behinderung gezielt
und umfassend auf ihrem Weg in die Arbeitswelt.

Auch Unternehmen tragen dafür eine große Verant-
wortung. Unser primäres Ziel ist es, dass Menschen
mit Behinderung am allgemeinen Arbeitsmarkt Arbeit
finden. Das ist für uns alle eine Daueraufgabe. Das ist
nicht so ohne Weiteres möglich. Man kann nicht ein-
fach sagen, man könne die Menschen aus der Werk-
statt heraus auf den ersten Arbeitsmarkt vermitteln.
Dazu sind enorme Anstrengungen notwendig. Wir
wollen die Menschen dabei unterstützen. Mit der Inte-
gration von Menschen mit Behinderung in den ersten
Arbeitsmarkt sind wir derzeit noch nicht zufrieden. Um
dabei mehr Fortschritte zu erzielen, ist ein Mix aus
Regelleistungen, Sonderprogrammen und dem diffe-
renzierten System aus Integrationsprojekten, Werk-
stätten für behinderte Menschen und Förderstätten
notwendig. Ganz besonders wichtig ist ebenfalls das
von Bayern vorbildlich auf- und ausgebaute flächen-
deckende Netz der Integrationsfachdienste. Meine
Damen und Herren, unser Aktionsplan stellt für den

Bereich Arbeit bereits eine Fülle von Maßnahmen zur
Verfügung, die in der Kürze der Zeit gar nicht alle vor-
gestellt werden können.

Ich möchte noch einige Schwerpunkte nennen, die
vorher noch nicht erwähnt worden sind. Mit dem Pro-
gramm "Berufsorientierung Individuell" helfen wir jun-
gen Menschen mit Behinderung, den Sprung von der
Schule in das Arbeitsleben zu schaffen. Seit Pro-
grammstart konnten rund 1.200 Schülerinnen und
Schüler begleitet werden. Mit der "Initiative Inklusion"
fördern wir unter anderem Arbeitgeber, die neue Aus-
bildungs- und Arbeitsplätze für Menschen mit Behin-
derung schaffen, mit Prämien bis zu 10.000 Euro. Das
bayerische Sonderprogramm "Chancen schaffen III"
knüpft an die "Initiative Inklusion" an und unterstützt
Arbeitgeber zusätzlich, insbesondere durch verstärkte
Begleitung durch den Integrationsfachdienst.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, somit
gibt es schon ein Maßnahmenpaket zur Senkung der
Zahl der arbeitslosen Menschen mit Behinderung.
Vorhin wurde gesagt, dass die Arbeitslosenquote der
schwerbehinderten Menschen in Bayern exorbitant
hoch sei. In Bayern haben wir weniger Arbeitslose, als
das im Bund der Fall ist. Deswegen ist die Quote bei
den behinderten Menschen höher. Das kann man
nicht direkt in Relation setzen. Ich bitte darum, dies
seriös zu betrachten.

Meine Damen und Herren von der Opposition, Ihre
Forderungen nach dauerhaftem finanziellen Leis-
tungsausgleich bzw. Lohnkostenzuschuss für Arbeit-
geber, qualifiziertem Personal in Jobcentern, Förde-
rung des Übergangs von der Werkstatt für behinderte
Menschen auf den ersten Arbeitsmarkt und Förderung
der beruflichen Ausbildung sind aus meiner Sicht be-
reits erfüllt. Klar ist aber auch, dass die Umsetzung
des Inklusionsgedankens der UN-Behindertenrechts-
konvention ein gesamtgesellschaftlicher Auftrag ist.
Für die Teilhabe am Erwerbsleben stehen insbeson-
dere auch die Arbeitgeber in der Pflicht. Ich bin fest
davon überzeugt, dass der Abbau von Vorurteilen ef-
fektiver ist als eine Erhöhung der Ausgleichsabgabe.

Der bayerische Aktionsplan ist kein statisches Gebil-
de. Wir werden ihn deshalb im gemeinsamen Dialog
mit den Behindertenverbänden weiterentwickeln. Alle
sind herzlich eingeladen mitzuwirken. Die Forderun-
gen seitens der Opposition sind aus meiner Sicht
nicht notwendig, sondern eher überflüssig. Deshalb
bin ich der Auffassung, dass wir den Antrag der CSU
unterstützen sollten. Den Antrag der SPD sollten wir
ablehnen.

(Beifall bei der CSU)
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Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Staatsmi-
nisterin, es liegt noch eine Zwischenbemerkung von
Frau Kollegin Waldmann vor.

Ruth Waldmann (SPD): Eben haben Sie die deutlich
höhere Arbeitslosenquote von Menschen mit einer
Schwerbehinderung in Bayern im Vergleich zum deut-
schen Durchschnitt mit der allgemeinen Entwicklung
der Arbeitslosenzahlen erklärt. Ich habe die Zahlen
vorgetragen. In Bayern hatten wir bei den Schwerbe-
hinderten einen Anstieg von circa 20 %. In Deutsch-
land ist die Quote um ungefähr 7 % gestiegen. Im sel-
ben Zeitraum hat die Zahl der gemeldeten
Arbeitslosen insgesamt in Deutschland um rund 10 %
abgenommen. In Bayern betrug der Rückgang an Ar-
beitslosen im selben Zeitraum insgesamt rund 4 %.
Das heißt, dass die Arbeitslosigkeit unter schwerbe-
hinderten Menschen seit Inkrafttreten der UN-Behin-
dertenrechtskonvention in ganz Deutschland zuge-
nommen hat, während die Arbeitslosigkeit insgesamt
deutlich abgenommen hat. Für Bayern gilt dieser
Trend leider in besonderem Maße. Mir ist es egal, ob
man es am Ende Maßnahmenpaket oder Aktionsplan
nennt. Ich möchte, dass wir in die Puschen kommen.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Staatsmi-
nisterin, bitte schön.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Ich darf ganz kurz und knapp antworten. Wir haben
ein Maßnahmenpaket. Dieses Maßnahmenpaket
müssen wir weiter umsetzen. Dabei handelt es sich
nicht um eine einmalige Umsetzung, sondern um eine
Daueraufgabe. Daran müssen wir jeden Tag arbeiten.
Das können wir nur gemeinsam machen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Dazu
werden die Anträge wieder getrennt. Zunächst lasse
ich in einfacher Form über den Antrag der CSU-Frak-
tion abstimmen. Wer dem Dringlichkeitsantrag der
CSU-Fraktion auf Drucksache 17/1113 seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das ist die CSU-Fraktion. Gibt es Gegenstimmen? –
Das sind die Fraktionen der SPD, der FREIEN WÄH-
LER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen?
– Keine. Damit ist dieser Antrag angenommen.

Jetzt kommen wir zur namentlichen Abstimmung über
den Antrag der SPD-Fraktion auf Drucksache
17/1097. Die Urnen stehen bereit. Für den Abstim-
mungsvorgang sind fünf Minuten vorgesehen. Die Ab-
stimmung ist eröffnet.

(Namentliche Abstimmung von 20.05 bis
20.10 Uhr)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:Ich rufe
Tagesordnungspunkt 8 auf:

Eingaben
betreffend Lehrersituation an den Grundschulen
am bayerischen Untermain und an den Grund-
und Mittelschulen im Bereich des
Schulamtsbezirks Miltenberg
(BI.0004.17, 0005.17, 0006.17, 0007.17, 0008.17 und
0011.17)

Der Ausschuss für Bildung und Kultus hat sich mit
den Eingaben in seiner Sitzung am 20. Februar 2014
befasst. Er hat beschlossen, die Eingaben gemäß
§ 80 Nummer 4 der Geschäftsordnung aufgrund der
Stellungnahme der Staatsregierung für erledigt zu er-
klären. Den Petentinnen und Petenten sind die Stel-
lungnahmen der Staatsregierung sowie ein Protokoll-
auszug zu übersenden. Die Fraktion der FREIEN
WÄHLER hat gemäß Artikel 5 Absatz 2 Satz 2 des
Bayerischen Petitionsgesetzes fristgerecht beantragt,
die Eingabe auf die Tagesordnung des Plenums zu
setzen.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Im Ältestenrat
wurde eine Redezeit von fünf Minuten pro Fraktion
vereinbart. Die Fraktionen der GRÜNEN und der
FREIEN WÄHLER haben namentliche Abstimmung
beantragt.

Erster Redner ist Herr Kollege Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Es kommt nicht sehr häufig vor,
dass Petitionen ins Plenum hochgezogen werden. Wir
machen uns das bestimmt nicht leicht. Wenn es aber
um so wichtige Dinge geht, die Schüler, Lehrer und
Eltern betreffen, dann ist es richtig, dieses Thema
auch hier im Plenum noch einmal zu besprechen,
zumal 3.370 Eltern vom bayerischen Untermain die
Petitionen zur Verbesserung der Lehrerversorgung
am Untermain unterschrieben haben. Auch der Perso-
nalrat steht einstimmig dahinter und sagt: Die Lehrer-
versorgung am bayerischen Untermain ist untragbar.
Es ist also wichtig, dass dieses Thema im Hohen
Haus einmal besprochen wird.

Seit vielen Jahren ist die Region Bayerischer Unter-
main gegenüber den anderen Regionen in Bayern be-
nachteiligt. Die Lehrer, die eigentlich vor Ort bleiben
müssten, werden zum großen Teil nach Oberbayern
geschickt und fehlen.
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Die zentralen Forderungen der fünf Petitionen lauten:
Erstens. Die Beamtenquote am Untermain soll dauer-
haft auf mindestens den bayerischen Durchschnitt er-
höht werden.

Zweitens. Rückkehrmöglichkeiten für Lehrkräfte, die
zum Beispiel nach Oberbayern versetzt wurden, aber
wieder zurück wollen, sollen geschaffen werden.

Drittens geht es um Angestelltenverträge mit einer
Mindestbefristung von zum Beispiel zwei Jahren,
damit die Lehrkräfte länger an einer Schule bleiben
können und nicht immer gleich nach einem Jahr wie-
der versetzt werden. Insbesondere an Grundschulen
ist es sehr wichtig, dass in den Klassen eins, zwei,
drei und vier der Lehrer nicht gewechselt wird.

Ich nenne einige Fakten, die das unterstreichen. Bay-
ernweit liegt die Beamtenquote bei rund 96 %. Das
heißt, 4 % aller Lehrer in Bayern haben befristete Ar-
beitsverträge. Das ist der Durchschnittswert. Am Un-
termain, insbesondere im Landkreis Miltenberg, sind
es in den letzten zehn Jahren immer mehr gewesen,
mindestens 8 %. Es waren aber auch schon 12 % und
14 %. Der Personalrat schreibt: Bis zu 20 % aller
Lehrkräfte an einzelnen Schulen und bis zu 40 % aller
beschäftigten Lehrer müssen jährlich ausgetauscht
werden. Kaum eine Region in Bayern steht schlechter
da. Im aktuellen Schuljahr arbeiten 36 Lehrer auf An-
gestelltenbasis.

Deshalb muss hier etwas passieren, meine Damen
und Herren. Deswegen behandeln wir diese Eingabe
im Plenum.

Wir haben eine große Lehrerfluktuation. Das habe ich
schon gesagt. Nach § 6 der Lehrerdienstordnung sol-
len die Lehrer grundsätzlich bleiben. Sie werden im
Prinzip aber immer ausgetauscht. Die Ausnahme ist
am Untermain zur Regel geworden. Es kann nicht
sein, dass die Schüler von der ersten bis zur vierten
Klasse in jedem Jahr einen neuen Lehrer bekommen.
Das ist eine ungute Situation.

Das Kultusministerium versetzt die besten Lehrer vom
Untermain nach Oberbayern.

(Inge Aures (SPD): In Oberfranken auch! Nicht
nur am Untermain!)

Der Pflichtunterricht kann gerade noch abgedeckt
werden. Das ist insgesamt zu wenig. Wenn Lehrerin-
nen schwanger werden oder krank sind, dann bricht
an vielen Schulen am Untermain das reine Chaos
aus. Zum Teil werden Klassen nach Hause geschickt,
Deutschkurse usw. fallen aus.

Das Kultusministerium hat die Situation in diesem
Schuljahr leicht verbessert. Das Problem war aller-
dings, dass das Loch an anderen Stellen wieder neu
aufbrach, zum Beispiel im Landkreis Schweinfurt.
Wegen Krankheit von Lehrern wurden Klassen für
eine Woche nach Hause geschickt.

Der Elternbeirat fordert, dass ein Zweijahresvertrag
angeboten wird. Das geht nach § 14 des Teilzeit- und
Befristungsgesetzes ohne Vorliegen eines sachlichen
Grundes. Das Kultusministerium sagt Nein.

Die Forderungen des Personalrates sind richtig und
notwendig. Lehrkräfte, die nach der zweiten Ausbil-
dungsphase oder über die Warteliste die Einstellungs-
kriterien erfüllen und in der Region bleiben wollen,
sollen bleiben können, unabhängig vom Familien-
stand. Das ist ganz wichtig und auch notwendig.
Dafür müssten wir im Bayerischen Landtag einen An-
trag stellen.

Diese Petitionen sind nur die Spitze des Eisbergs.
Gerhard Bleß, Bezirksvorsitzender des Bayerischen
Lehrer- und Lehrerinnenverbands, hat die verfehlte
Einstellungspolitik des Kultusministeriums in Unter-
franken letzte Woche scharf kritisiert. Von 255 dort
ausgebildeten Lehrern erhalten in Unterfranken nur
48 eine Stelle, 71 wurden nach Oberbayern versetzt
und 136 wurden arbeitslos. Insbesondere am Unter-
main ist eine effektive Schulentwicklung nicht mehr
möglich. Wir müssen etwas tun, meine Damen und
Herren. Wir fordern das Kultusministerium auf, nicht
darzulegen, wie es nicht geht oder warum es nicht
geht, sondern zu sagen, wie es geht. Die Vertreter
des KM sagen immer, es müssen Maßnahmen ergrif-
fen werden, aber sie haben bisher noch nicht gesagt,
welche das sind.

Die Situation am Untermain hat sich, wenn überhaupt,
nur graduell verbessert. Deshalb fordern wir, dass die
Petitionen nicht für erledigt erklärt werden, sondern
wir fordern nach § 80 Nummer 3 der Geschäftsord-
nung Berücksichtigung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Kollege Dr. Fahn. Für die CSU-Fraktion hat sich Frau
Kollegin Trautner gemeldet. – Bitte schön.

Carolina Trautner (CSU): Sehr geehrter Her Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben es
heute schon an anderer Stelle gehört: Jeder dritte
Euro des bayerischen Haushalts fließt in die Bildung.
Ich finde, das ist nicht normal, sondern beachtlich.

(Beifall bei der CSU)
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Dennoch kann es in einzelnen Bereichen zu besonde-
ren Herausforderungen kommen, auf die man dann
reagieren muss. Genau das haben wir im Fall Unter-
main auch getan.

Ich begrüße natürlich den engagierten Einsatz von
Lehrkräften und Eltern vor Ort. Hier im Hause hat sich
ebenfalls eine große Zahl von Kollegen eingesetzt.
Unsere Aufgabe ist es sicherzustellen, dass die Leh-
rerversorgung in ganz Bayern in angemessenem
Maße gewährleistet ist. Sie muss sich jeweils am re-
gionalen Bedarf orientieren und steht vor dem Hinter-
grund des demografisch bedingten Rückgangs der
Schülerzahlen. Während die Schülerzahlen in Ober-
bayern von 2002 bis 2013 um 14,2 % zurückgingen,
sanken sie im gleichen Zeitraum in Unterfranken um
33,9 %. In den Grund- und Mittelschulen im Regie-
rungsbezirk Unterfranken ist im letzten Schuljahr ein
Schülerrückgang von rund 2.100 Schülern zu ver-
zeichnen. Wenn man den bisher geltenden Verteiler-
schlüssel zugrunde legen würde, dann hätte dieser
Schülerrückgang einen Abbau von 100 Lehrerstellen
zur Folge haben müssen. Doch trotz dieser rückläufi-
gen Zahl ist die Zahl der Grund- und Mittelschullehrer
sogar leicht gestiegen. Das liegt daran, dass Land-
kreise mit einer kleinteiligen Schulstruktur und einem
signifikant hohen Schülerrückgang mit dem soge-
nannten Demografiezuschlag unterstützt werden. So
sind für dieses Schuljahr acht Vollzeitstellen für den
Erhalt kleiner Grundschulen und zehn Vollzeitstellen
als Budgetzuschlag für Grundschulen für die Regie-
rung von Unterfranken geschaffen worden. Bayern-
weit sind in den vergangenen fünf Jahren, das wurde
auch schon gesagt, 96 % der Beschäftigungsverhält-
nisse unbefristet vergeben worden. Schulübergreifend
hat der Regierungsbezirk Unterfranken hier sogar
eine unbefristete Beschäftigungsquote von 96,9 %
vorzuweisen. Dies ermöglicht Planungssicherheit und
bildet die Grundlage für ein hohes Maß an Kontinuität.

Der bayerische Durchschnitt in Bezug auf befristete
und unbefristete Verträge ist im Landkreis Aschaffen-
burg bereits erreicht worden. Auch im Landkreis Mil-
tenberg wurden große Fortschritte erzielt. Die Quote
hat sich dort von 89 % auf 94 % erhöht. Das Ministeri-
um strebt eine Angleichung an den bayernweiten
Schnitt von 96 % an. Die Zahl der befristet angestell-
ten Lehrkräfte wurde dort von im Vorjahr 53 auf 27 re-
duziert. Da kann man doch nur sagen: Diese Region
erfährt eine gute Entwicklung. Das behalten wir im
Auge und fahren so fort.

(Beifall bei der CSU)

Mit Blick auf das Untermaingebiet ist es natürlich das
Ziel, dass die Lehrkräfte, die dort unterrichten, mög-
lichst auch dort bleiben. Versetzungswünschen wurde

deshalb nur nach ganz strengen sozialen Kriterien
entsprochen. Andererseits sind aktuell 24 Bewerber
auf eigenen Wunsch von Oberbayern nach Unterfran-
ken zurückversetzt worden. Bewerber mit Kindern sol-
len möglichst in die Heimatregion zurückkehren kön-
nen, wenn sie dies wünschen. Ein generelles
Rückkehrrecht kann aus Gründen der Gleichbehand-
lung natürlich nicht eingeräumt werden.

Im Mittelpunkt unserer Überlegungen müssen selbst-
verständlich die Schülerinnen und Schüler stehen.
Deshalb besteht Konsens, dass eine Kontinuität der
Klassenführung von zwei Jahren so wichtig ist. Mit der
Schaffung zusätzlicher unbefristeter Stellen wird die-
ses Ziel schrittweise erreicht.

Klar ist aber auch, dass Ausnahmen, bedingt durch
Versetzungen, Beförderungen oder Beurlaubungen
weiterhin gesetzlich möglich sein müssen. Zweijährige
Verträge garantieren nicht zwingend eine zweijährige
Bindung an die Klasse. Das sollte so sein, aber flexib-
le Reaktionen auf Rückkehrer müssen weiterhin mög-
lich sein. Beurlaubungen und Teilzeitverträge wurden
aufgrund der hohen Fluktuation nur schuljahresweise
ausgesprochen. Hier besteht ein sachlicher Befris-
tungsgrund für die Ersatzkraft. - Ein weiteres Anliegen
ist eine ausreichende Mobile Reserve. Der Freistaat
hat trotz sinkender Schülerzahlen eine weitere Aufsto-
ckung während des Schuljahres vollzogen.

Zudem wurde die Beschränkung der Nachbesetzung
durch ein festgelegtes Kontingent aufgehoben. Seit
dem Jahr 2012 werden alle Lehrkräfte, die bis Febru-
ar ausscheiden, in vollem Umfang ersetzt. Spürbare
Verbesserungen für die Region sind also offensicht-
lich und werden weiterverfolgt. Ich denke, wir sind auf
einem guten Weg.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Kollegin, wir
haben eine Zwischenbemerkung des Kollegen
Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Frau Trautner, Sie haben ge-
sagt, die Zahl der befristeten Verträge sei von 53 auf
27 zurückgegangen. So schreibt es das Kultusminis-
terium. Sie haben aber nicht die noch dazugekomme-
nen Gymnasiallehrer dazugezählt. Ich habe mir vom
Schulamt alle Verträge zeigen lassen. Dann kommt
man nicht auf 27, sondern auf 36. Darum ist die Situa-
tion längst nicht so rosig, wie Sie sie beschreiben.

Das Kultusministerium rechnet nicht die Gymnasial-
lehrer dazu.

Plenarprotokoll 17/13 v. 26.03.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 707

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000370.html


Carolina Trautner (CSU): (Von der Rednerin nicht
autorisiert) Sehr geehrter Herr Kollege, auch ich habe
mich erkundigt; Sie hatten das schon im Ausschuss
gesagt. Sie haben schlicht und ergreifend die Mobile
Reserve dazugezählt.

(Jürgen W. Heike (CSU): Sehr gut! – Beifall bei
der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Kollegin Trautner. Für die SPD-Fraktion erteile
ich Frau Kollegin Petersen das Wort. Bitte schön.

Kathi Petersen (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr verehrte Damen
und Herren! Ich glaube, mit der Milch der frommen
Denkungsart kommen wir nicht sehr viel weiter. Es
handelt sich um sechs Petitionen, die die Elternbeirä-
te und Lehrer aus den Landkreisen Miltenberg und
Aschaffenburg an den Landtag geschickt haben. Ihr
gemeinsames Anliegen ist die Verbesserung der Leh-
rersituation, vor allem an den Grundschulen am bay-
erischen Untermain. Die Kritikpunkte sind keineswegs
überholt, im Gegensatz zu dem, was meine Vorredne-
rin eben gemeint hat.

Da ist zum einen die hohe Fluktuation. 20 %, zum Teil
sogar 40 % der Lehrer wechseln jährlich. Die Kinder
leiden darunter. Wir reden von Grundschülern. Bei Er-
krankung von Lehrern fallen Stunden aus. Klassen
werden zusammengelegt. Die individuelle Förderung,
die zwingend vorgeschrieben ist, wird gestrichen.
Lehrer aus anderen Schularten werden eingesetzt.
Die Gründe: Es gibt zu wenig Stammpersonal. Plan-
stellen werden gekürzt. Zunehmend werden befristete
Verträge abgeschlossen. Lehrer wandern nach Hes-
sen ab. Das ist von Aschaffenburg oder Miltenberg
nicht allzu weit entfernt, und Lehrer aus Unterfranken
werden nach Oberbayern geschickt. Vor Ort fehlen
sie dann. Was sagt das Kultusministerium dazu? Kurz
gefasst: Im Prinzip ist alles in Ordnung, egal wie die
Realität ausschaut. Deshalb werden die Forderungen
abgelehnt.

Wie argumentiert das Kultusministerium? Die Zahlen
hat Frau Trautner eben genannt. Der demografisch
bedingte Schülerrückgang ist in Unterfranken deutlich
höher als in Oberbayern. Deswegen werden in Ober-
bayern mehr Lehrer benötigt, und die Unterfranken
müssen nach Oberbayern, weil, so das Kultusministe-
rium, die Lehrerzuweisung zwingend den Schülerzah-
len folgen muss. Die Frage ist: Wer zwingt und warum
an Schülerzahlen orientiert, warum nicht an der Zahl
der Klassen?

(Beifall bei der SPD – Volkmar Halbleib (SPD):
Auf die Frage brauchen wir eine Antwort!)

Dass die Unterfranken nach Oberbayern müssen,
liege daran, dass der Personalbedarf vorrangig vor
den Einsatzwünschen der Lehrer zu berücksichtigen
sei. Unterfränkische Heimatgefühle könnten leider
nicht berücksichtigt werden.

(Volkmar Halbleib (SPD): Bedauerlich!)

Was die Abwanderung nach Hessen angeht, da sei
man leider machtlos, wenn es den Leuten dort nun
einmal besser gefalle. Die spannende Frage ist doch:
Warum gehen Lehrerinnen und Lehrer aus Unterfran-
ken nach Hessen? Doch wohl deshalb, weil sie dort
bessere Arbeitsbedingungen vorfinden, weil sie dort
einen sicheren Arbeitsplatz bekommen. Diese sind
aber nicht vom Himmel gefallen, sondern politisch ge-
wollt, wären also auch in Bayern machbar.

(Beifall bei der SPD)

Immerhin wurde vor der Landtagswahl die Beamten-
quote am Untermain etwas erhöht. Es geht also,
wenn man will. Aber gegen den jährlichen Lehrer-
wechsel sei man leider auch machtlos, weil zum Bei-
spiel Lehramtsanwärter immer nur ein Jahr an einer
Schule sein könnten. Das mag sein. Aber warum wer-
den sie dann als Klassenleiter eingesetzt? Gerade in
der Grundschule müssen sich die Kinder an ihre Leh-
rer gewöhnen können. Deshalb ist der ständige
Wechsel zu vermeiden. Und das ist eine politische
Aufgabe.

Die Mobile Reserve, sagt das Kultusministerium, sei
jeweils bedarfsgerecht. Was heißt Bedarf? Ist der tat-
sächliche Bedarf an Lehrern vor Ort gemeint oder ist
das gemeint, was das Kultusministerium als Bedarf
vermutet? Offensichtlich Letzteres.

Im Schuljahr 2012/2013 waren nach einer Aufsto-
ckung insgesamt 50 Lehrer in Vollzeit in der Mobilen
Reserve eingesetzt. Das Schuljahr 2013/2014 hat
man mit 46 Lehrern in der Mobilen Reserve begon-
nen. Nach kurzer Zeit wurde um einen aufgestockt.
Man hat also mit einer geringeren Zahl begonnen, ob-
wohl man die Erfahrung gemacht hat, dass das nicht
reicht. Warum? Kurzsichtige Politik, kann ich da nur
sagen. Deswegen ist es kein Wunder, dass die Lehr-
kräfte der Mobilen Reserve schon wieder voll im Ein-
satz sind und schon wieder Schüler auf andere Klas-
sen aufgeteilt wurden. Den Tenor der Antworten
kennen wir: Die bayerische Bildungspolitik ist wie die
bayerische Politik insgesamt unverbesserlich, und das
in zweifacher Hinsicht:

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Denken Sie bitte
an die Zeit.
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(Volkmar Halbleib (SPD): Es wird gerade span-
nend, Herr Präsident!)

Kathi Petersen (SPD): Aus Sicht der Staatsregie-
rung, weil sie gar nicht besser sein könnte, und aus
Sicht der Kritiker, weil sie erfahrungsresistent ist. Die
Kollegen der CSU haben im Bildungsausschuss die
Position der Staatsregierung geteilt und die Petitionen
abgelehnt. Ich bitte Sie, diese Position zu revidieren.
Wir sind von den Bürgern gewählt, um Politik für und
nicht gegen die Bürger zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Sorgen wir deswegen dafür, dass sich die Situation
am Untermain verbessert!

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Moment, Frau
Kollegin. Das mit der Zeit war die eine Sache; aber
mittlerweile hat sich der Kollege Felbinger zu einer
Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön, Herr Fel-
binger.

Günther Felbinger (FREIE WÄHLER): Frau Kollegin
Petersen, Sie haben eindrucksvoll dargestellt, wie die
Situation an den Schulen in Unterfranken wirklich ist.
Sind Sie mit mir der Ansicht, dass hier Handlungsbe-
darf besteht

(Widerspruch bei der CSU)

und dass wir für Unterfranken eine Sonderlösung
brauchen?

(Thomas Kreuzer (CSU): Super!)

Kathi Petersen (SPD): Ich danke für diese Frage.
Natürlich besteht Handlungsbedarf; denn wir haben
gesehen, dass die kurzfristigen Verbesserungen, die
seitens des Kultusministeriums geschaffen wurden,
nicht helfen, das Problem wirklich zu lösen. Wie ich
gesagt habe, ist die Mobile Reserve schon wieder voll
im Einsatz, und wie Ihnen die Eltern bestätigen wer-
den, fallen schon wieder Stunden aus, weil es nicht
reicht. Die Probleme gibt es nicht nur am Untermain,
sondern auch im Landkreis Schweinfurt. Sprechen
Sie einmal mit den Verantwortlichen in den Schuläm-
tern! Sie werden Ihnen bestätigen können, dass es
auch dort zu wenige Lehrer gibt und dass man nicht
so viele Pensionäre findet, wie man reaktivieren
möchte.

Wir brauchen einen vernünftigen Plan, wie wir die Si-
tuation am Untermain und in Unterfranken insgesamt
künftig kontinuierlich verbessern können, damit auch
dort die Kinder die Bildungschancen haben, die wir
ihnen gönnen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Petersen. Nächster Redner ist Kollege Mütze,
auch aus Unterfranken. Bitte schön.

Thomas Mütze (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wenn ich mir die Liste der Rednerinnen und
Redner anschaue, bin ich etwas überrascht. Hier sitzt
ein Kollege, der aus dem Landkreis Miltenberg kommt
und im Bildungsausschuss ist, dazu aber nicht redet.
Ich finde es schon schwierig,

(Volkmar Halbleib (SPD): Das ist bemerkens-
wert!)

dass Sie hier keine Position beziehen, lieber Kollege
Rüth.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das ist sehr bemer-
kenswert!)

Das wundert mich ein bisschen, ehrlich gesagt.

(Zuruf von der CSU: Er kümmert sich vor Ort!)

– Aber dann könnte er hier auch offensiv darstellen,
was er tut.

(Volkmar Halbleib (SPD): Er ist aber hier im Saal,
stelle ich fest!)

- Vielleicht arbeitet er im Hintergrund; vielleicht er-
reicht er dann mehr.

(Volkmar Halbleib (SPD): Oder im Untergrund!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich merke in der De-
batte, dass Sie die Situation am Untermain nicht ver-
stehen. Es gibt dort eine riesige Fluktuation, und uns
laufen viele Lehrerinnen und Lehrer einfach weg, weil
sie in Hessen oder in Baden-Württemberg direkt ver-
beamtet werden, was hier in Bayern oftmals – in Mil-
tenberg war das bis in den letzten Jahren so – nicht
der Fall ist. Sie haben die Lehrerinnen und Lehrer
nicht verbeamtet. Diese Menschen haben natürlich
die Möglichkeit zu sagen: Ich gehe nicht nach Ober-
bayern, was soll ich dort? Ich kann 20 Kilometer ent-
fernt in Michelstadt oder in Wertheim Lehrerin oder
Lehrer werden. Dafür muss ich nicht nach Oberbay-
ern gehen. - Diese Situation verstehen Sie in gar kei-
ner Weise.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den
FREIEN WÄHLERN)

Sie lösen das Problem sozusagen mit dem Rasenmä-
her, wie Sie es überall machen. Die Mobile Reserve
wird erhöht. Das haben Sie getan; das will ich gar
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nicht bezweifeln. Sie haben jetzt auch die Zahl der
verbeamteten Lehrerinnen und Lehrer erhöht. Sie
stopfen aber die Löcher bei uns am Untermain und
reißen Löcher in Schweinfurt bei der Kollegin Peter-
sen auf. Dort fällt Unterricht aus, weil Sie nicht wirklich
etwas an der Basis tun.

Wir brauchen Lösungen für Unterfranken und für den
bayerischen Untermain im Besonderen. Natürlich
haben Sie damit recht, dass in Oberbayern mehr Kin-
der unterrichtet werden als in Unterfranken. Das ist
mir völlig klar; die demografische Situation ist uns
allen bewusst. Aber haben Sie nicht selber Ganztags-
unterricht an der Grundschule beschlossen? Haben
Sie nicht selber beschlossen, dass die Klassen kleiner
sein sollen? Brauchen wir dann nicht auch mehr Leh-
rer in Unterfranken? Ich glaube, Sie kennen die Ant-
wort. Wir brauchen für diese Aufgaben – für die Inklu-
sion, die Sie mit beschlossen haben, natürlich auch –
natürlich mehr Lehrerinnen und Lehrer.

Eine Lösung nach Schema F reicht uns nicht, und sie
reicht den Eltern nicht, die die Situation am Untermain
ertragen müssen. Gerade in dem Augenblick, in dem
Sie darauf hinweisen, dass die Grundlage der Bildung
in der Grundschule gelegt und die individuelle Förde-
rung ganz nach oben gestellt wird, verweigern Sie un-
seren Kindern am Untermain die beste Bildung oder
haben sie über lange Zeit verweigert.

Wie sehen Lösungen aus? - Herr Kollege Fahn hat
sie schon genannt. Zum Beispiel könnten sich die
Lehrkräfte verpflichten, fünf oder sieben Jahre lang in
Aschaffenburg, Miltenberg oder Obernburg zu blei-
ben, wobei sie dann an diesem Ort bleiben müssten
und nicht in ihre Heimat, vielleicht nach Mittelfranken
oder in die Hassberge, zurück könnten. Eine solche
Situation könnte man schaffen.

Man könnte auch dazu übergehen, Leute nicht nur
wegen familiärer Beziehungen von Oberbayern nach
Unterfranken zurückkehren zu lassen, weil sie mögli-
cherweise Kinder haben oder Eltern zu pflegen sind,
sondern auch andere Kriterien gelten zu lassen. Auch
das wäre möglich, wenn man wollte.

Möglich wäre auch – das hat der Kollege Fahn eben-
falls gesagt – ein zweijähriger Vertrag, wenn Sie die
Möglichkeit dazu im Haushaltgesetz schaffen würden.
Das wollen Sie aber nicht. Deswegen machen Sie es
nicht, und dann geht es nicht. Das sind Ausreden, die
wir Ihnen nicht durchgehen lassen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Eltern am Unter-
main wollen, dass ihre Kinder die bestmögliche Aus-
bildung bekommen. Sie haben das Recht darauf wie

alle Eltern in Bayern. Ihre Aufgabe ist es, die Sonder-
situation, die wir Ihnen geschildert haben, schnell zu
beseitigen. Werden Sie dieser Aufgabe endlich ge-
recht!

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Wir haben noch
eine Zwischenbemerkung von Herrn Rüth. Das wird
Sie nicht wundern, Herr Kollege.

Thomas Mütze (GRÜNE): Ich habe ihn ja auch ange-
sprochen.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Eben. Herr Kolle-
ge Rüth, bitte schön.

Berthold Rüth (CSU): Herr Kollege Mütze, wissen
Sie, dass die erwähnten vielen Unterschriften von der
ehemaligen Kollegin Pranghofer und von den FREIEN
WÄHLERN gesammelt wurden? Wissen Sie, Herr
Mütze, dass die Petition des BLLV vom Juli 2013
stammt? Damals gab es eine BLLV-Versammlung im
Landratsamt Miltenberg, und da wurden die Unter-
schriften gesammelt. Wissen Sie auch, dass die Peti-
tion erst im Oktober eingereicht wurde? Wissen Sie
auch, dass die Zahl der befristeten Verhältnisse zum
Schuljahresbeginn auf meine Initiative hin in etwa hal-
biert wurde?

(Volkmar Halbleib (SPD): Was der alles weiß!
Aber hier reden will er nicht!)

Wissen Sie, dass wir in Miltenberg sieben Stellen
mehr haben? Wissen Sie das, Herr Kollege Mütze?
Wissen Sie, dass jedes Jahr die besten Absolventen
in Unterfranken bleiben? Wissen Sie, dass diejenigen,
die verbeamtet werden wollen, jedes Jahr nach Ober-
bayern gehen? Wissen Sie auch, dass es für die jun-
gen Lehrer am bayerischen Untermain eine große
Chance ist, dass sie, wenn sie nicht nach Oberbayern
gehen wollen, ins benachbarte Hessen gehen kön-
nen?

Ich finde, diese Fragen sollten Sie beantworten. Zu
Ihrer Aussage, dass ich mich nicht geäußert habe,
Herr Kollege Mütze, sage ich klipp und klar: Die
Damen, die die Petitionen eingereicht haben, haben
zum großen Teil in Erlenbach am Main auf der SPD-
Stadtratsliste kandidiert.

(Zurufe: Was ist die Frage? – Unruhe – Glocke
des Präsidenten)

Die ganze Angelegenheit ist nicht nur fachlich und
sachlich, sondern auch sehr stark parteipolitisch moti-
viert.

(Beifall bei der CSU)
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Thomas Mütze (GRÜNE): Lieber Kollege Rüth, ich
finde das sehr traurig. Sie haben mir soeben einiges
zu diesem Thema gesagt. Warum stellen Sie sich
nicht hier vorn hin und reden für Ihre Fraktion, und
zwar genau mit den Argumenten, die Sie mir genannt
haben?

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den
FREIEN WÄHLERN)

Sie haben gesagt, Sie hätten erreicht, dass mehr
Lehrkräfte in der Region Bayerischer Untermain blei-
ben können. Das ist doch ein Erfolg. Warum verkau-
fen Sie diesen nicht? Sie haben ferner erwähnt, dass
die Mobile Reserve aufgestockt wurde. Auch das ver-
neinen wir nicht, lieber Kollege Rüth.

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Wer bei uns
redet, das entscheiden immer noch wir selbst!)

- Es ist klar, dass Sie das selbst entscheiden. Aber
auch ich bin nicht Mitglied des Bildungsausschusses.
Dennoch haben wir GRÜNE uns dazu entschieden,
denjenigen reden zu lassen, der vor Ort aktiv ist. So
ist das bei uns, liebe Frau Kollegin Schreyer-Stäblein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch wir entscheiden selbst darüber und beachten
den regionalen Proporz.

Herr Rüth hat gesagt, was aus seiner Sicht zu sagen
war. Was ich ergänzen kann: Auch ich war bei der
Versammlung im Landratsamt Miltenberg anwesend.
Dort hat uns das Schulamt die Situation deutlich vor
Augen geführt. Daher weiß ich genau, wie die Situa-
tion über viele Jahre hinweg war. Kollege Bausback
hat damals in Vertretung von Ihnen teilgenommen.

Wir bitten Sie, die Situation zu verbessern. Schauen
Sie besonders auf den bayerischen Untermain! Wenn
Sie, Herr Kollege Rüth, das wirklich in die Hand neh-
men, dann wird es sicherlich bald besser werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Moment, Herr
Kollege. Es gibt eine weitere Zwischenbemerkung.
Kollege Fahn, bitte.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Herr Kollege Mütze, wissen
Sie – insoweit beziehe ich mich auch auf Herrn
Rüth –, dass die Elternbeiräte einen Anteil von schät-
zungsweise 90 % daran haben, dass die Petitionen
gestartet wurden? Sie wurden übrigens auch von den
Elternbeiräten getragen. Wenn SPD und FREIE
WÄHLER das Anliegen unterstützen, dann ist das gut

so. Wir unterstützen alles, was die Situation der Schü-
ler und der Eltern verbessert. Wenn von den Stadträ-
ten in Erlenbach die Rede ist, dann weise ich darauf
hin, dass nur zwei Stadträte die Sitzung des Bildungs-
ausschusses besucht haben; mehr waren nicht da.
Die Initiative geht von den Elternbeiräten aus, und
diese sind zu 95 % parteipolitisch neutral.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Mütze.

Thomas Mütze (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich wüsste sicherlich, wenn die FREIEN WÄH-
LER oder die SPD am Untermain 3.000 Mitglieder
hätten, die das alles hätten unterschreiben können.
So viele Mitglieder haben sie nicht.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN)

Ich gehe davon aus, dass die Unterschriften von Men-
schen geleistet wurden, die das Problem erkannt
haben und jeden Tag damit umgehen müssen. Das
sind die Eltern, deren Kinder in Schulen gehen, in
denen die Probleme auftreten.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Kol-
lege Mütze. – Jetzt hören wir die Stellungnahme der
Staatsregierung von Herrn Staatssekretär Eisenreich.
Bitte schön.

Staatssekretär Georg Eisenreich (Kultusministeri-
um): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Petitionen haben zwei wesentliche Ziele: Si-
cherstellung der Unterrichtsversorgung und
Kontinuität in der Klassenführung. Das sind wichtige
bildungspolitische Anliegen in ganz Bayern. Jeder ist
berechtigt, diese Anliegen an den Landtag heranzu-
tragen und hier zur Diskussion zu stellen. Auch für
das Kultusministerium sind das wichtige Ziele. Wir
widmen uns intensiv der Umsetzung, auch wenn man
zugeben muss, dass das vor dem Hintergrund der de-
mografischen Entwicklung und sehr kleinteiliger Struk-
turen eine echte Herausforderung ist.

Die Situation am Untermain war verbesserungswür-
dig. Darauf haben uns die Kollegen Bausback und
Rüth, aber auch Kollegen anderer Fraktionen hinge-
wiesen. Wenn etwas verbesserungswürdig ist, dann
bemühen wir uns, eine Verbesserung herbeizuführen.
Wir haben bereits einige Maßnahmen eingeleitet.

Zunächst noch einige grundsätzliche Anmerkungen
zu dem Thema Bildung: Für die CSU-Landtagsfrak-
tion und die Staatsregierung ist Bildung ein Investiti-
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onsschwerpunkt. Dabei bleibt es. Wir haben in den
vergangenen Jahren über 5.000 zusätzliche Planstel-
len geschaffen. Ich bin der CSU-Landtagsfraktion
sehr dankbar dafür, dass im nächsten Schuljahr keine
Lehrerstellen gestrichen werden. Die demografische
Rendite bleibt im System, und wir werden die Situa-
tion weiter verbessern. Ein Hinweis auf Baden-Würt-
temberg bringt gerade bei diesem Thema gar nichts;
denn die dortige Landesregierung streicht Tausende
Lehrerstellen und ist insoweit kein Vorbild für Bayern.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben zahlreiche Maßnahmen eingeleitet und
werden sie auch weiterführen.

Das Verhältnis von befristeten zu unbefristeten Ar-
beitsverhältnissen ist mehrfach angesprochen wor-
den. Im Landkreis Miltenberg war der Anteil der be-
fristeten Arbeitsverhältnisse überdurchschnittlich
hoch, es gab nur 89 % unbefristete Arbeitsverhältnis-
se. Der Durchschnitt in Bayern liegt bei 96 %. Wir
haben Maßnahmen eingeleitet, um den größten Teil
der unbefristeten Stellen in die Region Bayerischer
Untermain zu lenken. Deswegen liegt die entspre-
chende Quote in Miltenberg schon bei 94 %; sie nä-
hert sich dem bayernweiten Durchschnitt.

Die Anzahl unbefristeter Neueinstellungen in Unter-
franken haben wir insgesamt deutlich gesteigert. Ein
großer Teil davon erfolgt genau in diesem Bereich.
Diese Bemühungen werden wir fortsetzen.

Was Versetzungswünsche aus dem Bereich Bayer-
ischer Untermain in andere Landkreise betrifft, so
haben wir strenge Maßstäbe angelegt. Versetzungen
sind nur in begründeten Härtefällen möglich, um die
Lage nicht zu verschlechtern. Hier ist immer wieder
nach Sonderregelungen gerufen worden. In Bezug
auf die Planstellen ist das schwierig; denn diese müs-
sen – das gilt generell für unbefristete Beschäfti-
gungsverhältnisse – nach dem Leistungsprinzip und
regional gleichmäßig vergeben werden. Dieser
Grundsatz gilt in Bayern. Die Planstellen eignen sich
also nicht für eine Sonderregelung.

Wir haben den Demografiefaktor eingeführt, um in die
Regionen, in denen der Schülerrückgang besonders
hoch oder die Struktur besonders kleinteilig ist, zu-
sätzliche Mittel geben zu können. Unterfranken profi-
tiert von dem Demografiefaktor überproportional. Sie
sehen, wir haben das Anliegen, eine Verbesserung
herbeizuführen, aufgegriffen. Die eingeleiteten Maß-
nahmen werden wir weiterführen; denn die Verbesse-
rung der Situation ist auch uns ein großes Anliegen.

Ein Vorschlag in der Petition zielt darauf ab, die Be-
fristung von Verträgen auf zwei Jahre auszudehnen.

Dazu ist festzustellen, dass das in vielen Fällen keine
Lösung wäre. Die Lehramtsanwärter sind im zweiten
Jahr ihres Vorbereitungsdienstes für ein Jahr an einer
Schule und dort zu Recht oft mit der Klassenleitung
betraut; denn das sollen sie lernen. Man muss im Vor-
bereitungsdienst die Realität an der Schule kennen-
lernen. Das ist nicht durch Zuschauen möglich, son-
dern nur dadurch, indem man aktiv einen Part
übernimmt, den man auch später übernehmen möch-
te. Die Lehramtsanwärter sollen die Klassenleitung
ausprobieren können. Im Vorbereitungsdienst ist
dafür ein Jahr vorgesehen; meist ist es eine 3. Klasse.
Beim Übergang auf die 4. Klasse kann keine Kontinui-
tät hergestellt werden; man braucht die Ergänzung für
ein weiteres Jahr. Da helfen auch Zweijahresverträge
in der vorgeschlagenen Form nicht weiter.

Wir bekämen insoweit übrigens auch rechtliche Pro-
bleme. Längere Verträge sind bessere Verträge, die
wiederum regional gleichmäßig und nach der Schüler-
zahl und nach dem Leistungsprinzip vergeben werden
müssen. Das ist im Rechtsstaat nun einmal so. Wir
können also keine Sonderregelung treffen.

Ich möchte es noch einmal betonen: Wir haben die Si-
tuation gesehen und sind für die Hinweise dankbar.
Die eingeleiteten Maßnahmen werden wir fortführen.
Für regionalspezifische Regelungen haben wir den
Demografiefaktor. Die ersten Erfolge sind sichtbar;
das wird sich fortsetzen. Ich bedanke mich bei allen,
die durch ihre Anregungen und Vorschläge dazu bei-
tragen, die Lage zu verbessern. Uns ist auf jeden Fall
daran gelegen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Stopp! Die Zwi-
schenbemerkungen kommen heute so überraschend,
dass ich immer sehr schnell einschreiten muss, weil
die Redner das Pult oft schon verlassen haben. –
Herr Kollege Felbinger, bitte schön.

Günther Felbinger (FREIE WÄHLER): Herr Staats-
sekretär, Ihre Ausführungen haben bei mir zwei Nach-
fragen ausgelöst. Sie haben gesagt, die Vergabe der
Stellen werde gemäß Dienstrecht nach Leistung und
regionaler Ausgewogenheit vollzogen. Meines Erach-
tens richtet sich das Dienstrecht immer noch nach
Leistung, Eignung und Befähigung. Wenn es so wäre,
dass regionale Ausgewogenheit mitzählen würde, hät-
ten wir nicht dieses Problem, sondern wir hätten
genau die Ausgewogenheit, dass überall die erforder-
lichen Leute vorhanden wären. Könnten Sie das ein-
mal aufklären?

Dann möchte ich gern von Ihnen wissen, in welcher
kultusministeriellen Verordnung eine Richtlinie festge-

712 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/13 v. 26.03.2014

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000371.html


halten ist, dass im Zuge der Lehrerausbildung Refe-
rendare eine Klassenleitung übernehmen sollen.

Staatssekretär Georg Eisenreich (Kultusministeri-
um): Damit kein Missverständnis entsteht, sage ich:
Die Planstellen werden regional gleichmäßig auf die
Regierungsbezirke verteilt. Wir können die Planstellen
nicht ungleichmäßig verteilen. Das geschieht auf-
grund der Schülerzahlen. Die Planstellen werden also
regional verteilt, und die Planstelle selber wird in
Bezug auf die Bewerber nach dem Leistungsprinzip
verteilt.

Genauso ist das übrigens auch bei den Verträgen.
Die besseren Verträge, das sind also unbefristete
Verträge, werden auch zuerst nach Leistung verge-
ben, das heißt: erst die Planstellen, dann die unbefris-
teten und am Ende die befristeten Verträge. Ich sage
das, damit es keine Missverständnisse gibt.

(Günther Felbinger (FREIE WÄHLER): Also eine
regionale Verteilung!)

- In Bezug auf die Planstellen!

(Zurufe von den FREIEN WÄHLERN)

- Die Planstellen werden entsprechend den Schüler-
zahlen regional verteilt.

(Unruhe)

Die Planstellen sind da. Sie werden entsprechend den
Schülerzahlen verteilt. Wir können nicht eine Region
gegenüber den anderen Regionen bevorzugen. Die
Planstellen pro Region werden nach dem Leistungs-
prinzip an die Bewerberinnen und Bewerber verge-
ben. So ist das System. Deswegen können wir nicht
in eine Region in Bezug auf die Schülerzahl unver-
hältnismäßig viele Planstellen geben, sondern dafür
gibt es eine gleichmäßige Verteilung entsprechend
den Schülerzahlen.

(Unruhe)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank.
Damit ist die Zwischenbemerkung beantwortet.

(Anhaltende Unruhe)

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Meine Damen und
Herren, die Aussprache ist damit geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Nach der Geschäftsordnung ist unserer Abstimmung
die Entscheidung des die Eingaben behandelnden
Ausschusses zugrunde zu legen. Der Ausschuss für

Bildung und Kultus hat beschlossen, die Eingaben
gemäß § 80 Nummer 4 der Geschäftsordnung auf-
grund der Stellungnahmen der Staatsregierung für er-
ledigt zu erklären. Den Petentinnen und Petenten sind
die Stellungnahmen der Staatsregierung sowie ein
Protokollauszug zu übersenden.

Die Fraktionen FREIE WÄHLER und GRÜNE haben
beantragt, die Abstimmung in namentlicher Form
durchzuführen.

Wer dem Votum des Ausschusses für Bildung und
Kultus gemäß § 80 Nummer 4 zustimmen will, den
bitte ich, die blaue Ja-Karte zu benutzen. Für Gegen-
stimmen ist die rote Nein-Karte zu verwenden. Stimm-
enthaltungen sind mit der weißen Stimmkarte anzu-
zeigen. Die Urnen befinden sich dort, wo sie sonst
auch immer sind. Mit der Stimmabgabe kann nun be-
gonnen werden. Sind Sie mit drei Minuten einverstan-
den?

(Zurufe: Ja!)

- Gut, danke schön, drei Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 20.53 bis
20.56 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstim-
mung. Ich bitte, das Ergebnis außerhalb des Saales
zu ermitteln.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Markus Rinderspacher, Ruth Waldmann, Angelika
Weikert und anderer und Fraktion (SPD) betreffend
"UN-Behindertenrechtskonvention ernst nehmen -
Förderung der Erwerbstätigkeit von Menschen mit Be-
hinderung", Drucksache 17/1097, bekannt: Mit Ja
haben 49 gestimmt, mit Nein haben 78 gestimmt, es
gab 13 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlich-
keitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 9)

Die übrigen Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/1098, 17/1100 bis 17/1103 sowie 17/1114
werden in die zuständigen Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 9 auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn u.
a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
Bürgerschaftliches Engagement zur Chefsache
machen - Amt einer bzw. eines
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Landesbeauftragten für Bürgerschaftliches
Engagement schaffen! (Drs. 17/170)

Ich weise bereits jetzt darauf hin, dass die Fraktion
FREIE WÄHLER namentliche Abstimmung beantragt
hat. Im Anschluss an die namentliche Abstimmung
haben wir noch die Abstimmung zum Tagesordnungs-
punkt 10. Mittlerweile wurde auf die Aussprache zu
diesem Tagesordnungspunkt verzichtet, aber die Ab-
stimmung müssen wir noch durchführen. Ich bitte Sie,
noch da zu bleiben. - Ich eröffne die Aussprache. Der
erste Redner ist Kollege Dr. Fahn. Bitte schön.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Meine Damen und Herren!
Ich tue Ihnen einen Gefallen: Wir ziehen den Antrag
auf namentliche Abstimmung zurück. Dann haben Sie
noch ein paar Minuten gewonnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Meine Damen und Herren, am 15. September 2013
stimmten 90 % der bayerischen Bevölkerung für die
Aufnahme des Ehrenamtes in die Bayerische Verfas-
sung. Diese Regelung ist am 1. Januar 2014 in Kraft
getreten. Bayern ist das einzige Bundesland, in des-
sen Verfassung es einen solchen Passus gibt. Das ist
ein Durchbruch für das Ehrenamt, meine Damen und
Herren.

3,6 Millionen Menschen oder 40 % der Bevölkerung in
Bayern engagieren sich ehrenamtlich. Der Einsatz
von einem Euro in bürgerschaftliches Engagement
bringt einen gesellschaftlichen Nutzen von sieben Eu-
ro, meine Damen und Herren. Dabei ist auch wichtig -
das wird aber immer wieder vergessen -, dass der
Bayerische Landtag am 18. April 2012 einstimmig be-
schlossen hat, die Staatsregierung aufzufordern, bür-
gerschaftliches Engagement zu unterstützen – gut,
das will jeder -, und finanziell zu fördern. Das ist ein
ganz wichtiger Punkt.

Wichtig ist für uns FREIE WÄHLER auch, dass wir
vorhandene Strukturen erhalten und stärken wollen.
Dazu gehört die Ehrenamtskarte, der Ehrenamtsnach-
weis. Die Koordinierungszentren für das bürgerschaft-
liche Engagement haben sich bewährt und sollten auf
jeden Fall ausgebaut werden.

Aber wir brauchen natürlich auch eine gewisse perso-
nelle Unterstützung. Wir hatten in der letzten Legisla-
turperiode – die Frau Ministerin und Sie, meine
Damen und Herren, wissen das – Markus Sackmann.
Markus Sackmann war der Staatssekretär, also ge-
wissermaßen der Minister für das Ehrenamt. Er hat
das Ganze eigentlich verkörpert. Leider wurde diese
Stelle gestrichen, meine Damen und Herren, und das
ist eine Schwächung auch für das Sozialministerium.

Wir wollen im Sinne des Sozialministeriums eine per-
sonelle Verstärkung, und das wäre ein sogenannter
Landesbeauftragter für das Ehrenamt. So etwas gibt
es in Rheinland-Pfalz, das gibt es in Berlin und so
weiter.

Es wird immer gesagt, dass sich 36 % der bayeri-
schen Bürger ehrenamtlich engagieren. Das ist zwar
toll, aber inzwischen haben uns andere Bundesländer
überholt. Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
haben schon Werte über 40 %. Frau Ministerin, ange-
sichts der zahlreichen Landesbeauftragten, zum Bei-
spiel der Landesbeauftragte für Datenschutz, der Lan-
desbeauftragte für Sport, der Beauftragte für
Integration Martin Neumeyer mit erweiterten Kompe-
tenzen, die Behindertenbeauftragte und der Pflegebe-
auftragte Hermann Imhof, ist es wichtig, auch das Eh-
renamt in der Verfassung zu verankern und hierfür
einen Landesbeauftragten zu installieren. Das ist die
Forderung der FREIEN WÄHLER.

Wir haben - auch das ist wichtig - für unser Anliegen
prominente Unterstützung. An der Spitze steht der
Katholische Deutsche Frauenbund, der den negativen
Beschluss des Sozialausschusses wie folgt kommen-
tierte: Es wird keinen Landesbeauftragten geben.
Damit ist eine wichtige Chance vertan, das neue
Staatsziel mit Leben zu erfüllen. - Dr. Elfriede Schieß-
leder bringt es auf den Punkt, die sagt: Eine Anlauf-
stelle für Fragen der Bürgerinnen und Bürger und der
Kommunen, einen Ansprechpartner für Ehrenamtliche
direkt bei der Staatskanzlei anzusiedeln, wäre ein
starkes Zeichen gewesen. Ich hoffe, dieses starke
Zeichen wird noch kommen.

(Zuruf der Abgeordneten Ingrid Heckner (CSU))

Immerhin hat der Katholische Frauenbund in Bayern
180.000 Mitglieder. Das wäre für das Ehrenamt eine
Wertschätzung. Mal schauen, was die CSU – und
zum Teil auch die SPD – bringt. Es wird gesagt, es
werde eine Parallelstruktur geschaffen. Nein, ein sol-
cher Landesbeauftragter wäre für das Ehrenamt in
Bayern eine famose Unterstützung. Gerade deshalb
haben wir diesen Antrag noch einmal gestellt.

Frau Ministerin, ich bin froh, dass Sie den Runden
Tisch Ehrenamt jetzt leiten und gesagt haben, Sie
wollen sich dafür engagieren. Aber Sie können das
nicht zu allen Zeiten machen; denn wir wissen, dass
Sie personelle und zeitliche Kapazitätsprobleme
haben. Solch ein Beauftragter für das Ehrenamt
würde Sie sicherlich sehr gut unterstützen. Deswegen
haben wir diesen Antrag gestellt. Das Ehrenamt ist in
der Bayerischen Verfassung verankert. Wir brauchen
keine Parallelstrukturen, sondern Unterstützungs-
strukturen. Bayern hat das Ehrenamt als erstes Land
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in die Verfassung aufgenommen. Damit es nicht nur
auf dem Papier steht, damit es mit Leben gefüllt wird,
benötigen wir einen solchen Beauftragten. Sinnvoll
wäre es, diese Stelle bei der Staatskanzlei anzusie-
deln. Sicherlich wäre es aber auch möglich, diese
Stelle im Sozialministerium einzurichten. Wir hoffen
auf Unterstützung unseres Anliegens.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Dr. Fahn. Für die CSU-Fraktion hat sich
Herr Kollege Dr. Hopp gemeldet. Bitte schön.

Dr. Gerhard Hopp (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, Hohes Haus, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Dr. Fahn, ich danke Ihnen herzlich
dafür, dass Sie das Thema "Ehrenamt" heute auf die
Tagesordnung bringen. Wie wichtig, zum Teil lebens-
wichtig, ehrenamtliches Engagement ist, haben wir im
Frühsommer 2013 bei der Flutkatastrophe in Deggen-
dorf und weiten Teilen Bayerns eindrucksvoll erleben
müssen. Was damals an ehrenamtlicher Hilfe geleis-
tet wurde, sucht seinesgleichen.

(Beifall bei der CSU und der SPD)

Innerhalb von wenigen Stunden waren aus meinem
Heimatlandkreis Cham ebenso wie aus allen Ecken
Bayerns Hunderte, später Tausende von ehrenamtli-
chen Helfern unterwegs, um vor Ort über Wochen und
Monate zu helfen und anzupacken. Von meiner Seite
aus an dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an
alle Helfer aus ganz Bayern!

Nicht nur dieses Beispiel zeigt: Das Ehrenamt ist
einer der Grundpfeiler unserer Gesellschaft. In Bayern
setzen sich fast vier Millionen Menschen, Jung wie
Alt, jede Woche in Kirchen, Sportvereinen, sozialen
Einrichtungen und Hilfsorganisationen, aber auch in
Parteien für unsere Gesellschaft ein. Sie sorgen da-
durch für mehr Zusammenhalt, bereichern unser Ge-
meinwesen und tragen entscheidend dazu bei, dass
98 % der Menschen gerne in Bayern leben. Viele Be-
reiche des öffentlichen und sozialen Lebens – Herr
Dr. Fahn, Sie haben es auch angesprochen – wären
ohne Ehrenamtliche gar nicht oder nur schwer denk-
bar; denn der Staat allein kann nicht alles bewältigen.
Gerade in einer Demokratie sind aktive Bürger ge-
fragt, die sich für ihre Anliegen, aber auch für die An-
liegen des Gemeinwohls einsetzen.

Das Ehrenamt ist auch deshalb so wertvoll, weil es
den Bürgern die Freiheit lässt, die Lebensbedingun-
gen ohne direkte staatliche Einmischungen selbst zu
gestalten. Ich bin davon überzeugt, der demografi-
sche Wandel wird dazu führen, dass das Ehrenamt
noch wichtiger wird, in den Städten genauso wie im

ländlichen Raum. Die Aufnahme des Ehrenamtes in
die Verfassung war daher ein wichtiges Signal, auch
an die 39 % der Bevölkerung, die sich zwar grund-
sätzlich vorstellen könnten, sich zu engagieren, es
aber noch nicht tun.

Diesen noch verborgenen Schatz, den das Ehrenamt
bietet, müssen wir heben. Wir müssen jeden Einzel-
nen aktivieren und motivieren. Wir müssen für alle Eh-
renamtlichen ein Klima der Anerkennung und Wert-
schätzung schaffen. Wir müssen
Rahmenbedingungen auf den Weg bringen, in denen
bürgerschaftliches Engagement weiter wachsen und
gestärkt werden kann. Das hat der Freistaat Bayern
getan. Im Freistaat Bayern haben sich bei der Infra-
struktur Verbesserungen eingestellt mit dem bayeri-
schen Sozial- und Ehrenamtsministerium, mit Markus
Sackmann in den vergangenen Jahren, jetzt mit Sozi-
alministerin Emilia Müller, mit dem "Landesnetzwerk
Bürgerschaftliches Engagement", mit dem "Runden
Tisch Bürgerschaftliches Engagement", mit den Koor-
dinierungszentren vor Ort, die mittlerweile in 15 Land-
kreisen etabliert sind. Aber auch bei der Schaffung
einer Anerkennungskultur gab es Verbesserungen mit
dem Ehrenamtsnachweis, mit dem Erfolgsmodell der
Ehrenamtskarte, die Markus Sackmann initiiert hatte.
Sie wurde in meinem Landkreis Cham getestet und
mittlerweile zum 50.000 Male in Bayern verliehen.
Ferner gibt es Auszeichnungen und Hilfestellungen,
Maßnahmen im Bildungsbereich und die Weiterent-
wicklung der Freiwilligendienste, um einige weitere
Beispiele zu nennen.

Die Verfassungsänderung vom Herbst des letzten
Jahres, die Sie zu Recht angesprochen haben, be-
stärkt diese Maßnahmen und liefert uns Argumente,
diesen Weg jetzt konsequent weiterzugehen.

Herr Kollege Dr. Fahn, hier beginnt meines Erachtens
Ihr Denkfehler: Die Verfassungsänderung liefert kein
Argument zur Etablierung eines neuen Amtes und
Landesbeauftragten für das Bürgerschaftliche Enga-
gement in der Staatskanzlei. Das würde unnötige Pa-
rallelstrukturen zum Sozialministerium und zum "Lan-
desnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement" mit
sich bringen sowie personelle und finanzielle Res-
sourcen binden.

Jeder von uns Abgeordneten, der Landtag an sich,
muss Förderer und Botschafter des Ehrenamtes sein.
Natürlich brauchen wir auch in Zukunft Fürsprecher
und Botschafter für das Ehrenamt wie unsere Sozial-
ministerin Emilia Müller und Markus Sackmann, den
Sie zu Recht angesprochen haben und der für das
Ehrenamt auch in Zukunft sehr wichtig sein kann. Das
nehme ich gerne auf. Aber mit Ihrem Vorschlag verlie-
ren Sie den eigentlichen Sinn des Ehrenamtes aus
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den Augen, das in den Landkreisen, Städten und Ge-
meinden freiwillig übernommen wird. Wir unterstützen
es, aber sollten es nicht durch Schaffung einer neuen
Institution in der Staatskanzlei noch mehr verstaatli-
chen.

Kurz: Ich sehe in der vorliegenden Form keinen ech-
ten Mehrwert zur Stärkung des Ehrenamtes und des
bürgerschaftlichen Engagements in Bayern. Deswe-
gen lehnt meine Fraktion den Antrag ab. Ich danke
Ihnen aber trotzdem für diese Initiative. Wir können im
Landtag nicht oft genug über das Ehrenamt diskutie-
ren.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Dr. Hopp. Wir haben eine Zwischenbe-
merkung vom Kollegen Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Danke, dass Sie das Enga-
gement loben. Ich möchte Folgendes sagen: Herr
Sackmann hat eine Lücke hinterlassen. Wer soll denn
diese Arbeit von Herrn Sackmann, die wir alle loben
und toll finden, konkret übernehmen? Auch wir den-
ken im Sinne des Ehrenamtes. Auch ich will keine Pa-
rallelstrukturen. Meinetwegen kann dieser Bereich
statt in der Staatskanzlei im Sozialministerium ange-
siedelt werden. Es geht um die Sache. Wir sind uns
darin einig, dass das Ehrenamt den Stellenwert be-
kommen soll, den es verdient, und dass durch den
Weggang von Markus Sackmann kein Defizit entste-
hen soll. Verstehen Sie dieses Anliegen?

Dr. Gerhard Hopp (CSU): Herr Kollege Dr. Fahn, ich
möchte drei Punkte anmerken; ich habe alle drei ei-
gentlich schon angesprochen. Wir alle hier sind gefor-
dert, das zu kompensieren. Die Sozial- und Ehren-
amtsministerin Emilia Müller wird es kompensieren.
Ich nehme den Ball gerne auf, dass wir unseren
Staatssekretär a. D. Markus Sackmann, soweit es
möglich ist, weiter einbinden.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Dr. Hopp. Damit erteile ich Frau Kollegin
Waldmann das Wort.

Ruth Waldmann (SPD): Sehr geehrtes Präsidium,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich verstehe
dieses Ritual hier nicht so ganz. Wir haben denselben
Antrag, die gleiche Aussprache und die gleichen
Wortmeldungen bereits im Ausschuss gehabt. Herr
Kollege Dr. Fahn hat einen Antrag gestellt. Er ist
guten Willens, das Ehrenamt zu stärken. Das will ich
deutlich anerkennen. Ich konnte mich beim Redebei-

trag von Herrn Kollegen Dr. Hopp darauf verlassen,
dass er das Ehrenamt ausführlich und umfassend
loben und dessen große Bedeutung herausstellen
wird. Dem kann ich mich, um das abzuschließen,
ganz einfach anschließen. Ich verweise darauf, dass
es zum Selbstverständnis des Ehrenamts gehört,
dass man sich selbst organisiert. Es ist beim "Landes-
netzwerk Bürgerschaftliches Engagement" genauso
wie bei der "Landesarbeitsgemeinschaft der Freiwilli-
genagenturen" und der Koordinationszentren. Es liegt
in ihrer Logik, Netzwerke selber aufzubauen.

Das Thema bürgerschaftliches Engagement sollte in
allen Behörden und Ministerien eine Querschnittsauf-
gabe sein. Ich bin sicher, dass Ministerin Müller dieser
Aufgabe gewachsen sein wird. Es sollte aber auch in
den anderen Behörden und Ministerien verankert
sein. Falls es so einen Beauftragten gäbe, hätten wir
die Befürchtung, dass man sich selber für weniger zu-
ständig hält, weil man eine Stelle hat, an die man das
verweisen kann und die das dann machen soll. Das
Thema ist auch sehr breit gefächert. Herr Kollege
Dr. Hopp hat das angesprochen. Es spielt in so viele
Bereiche hinein, dass ich glaube, dass ein Amt nie-
mals näher an den Menschen und an den Ehrenamtli-
chen dran sein kann als die Netzwerke, die sich auf
örtlicher und überörtlicher Ebene organisieren und an
denen die Ehrenamtlichen auch selber beteiligt sind.
Ich war kurz vor Jahresende beim zehnjährigen Jubi-
läum des "Landesnetzwerkes Bürgerschaftliches En-
gagement" und habe dort vieles gehört, aber nicht die
Forderung nach einem Amt, sondern den Wunsch
nach Anerkennung und nach breit gefächerter Unter-
stützung. Wir erkennen Ihren guten Willen an, wollen
aber einen anderen Weg einschlagen und lieber die
entsprechenden Netzwerke fördern.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank. Für
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich
Frau Kollegin Celina das Wort.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und
Herren! Sie haben es heute schon fast überstanden.
Jetzt kommt noch meine Rede. Aber ich mache es
kurz.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das Beste kommt zum
Schluss!)

- Das Beste kommt zum Schluss. Danke, Herr Halb-
leib! Wissen Sie, was gestern passierte, als ich gera-
de zu Hause überlegte, wie wir GRÜNE heute mit die-
sem Antrag im Plenum umgehen werden?

(Zurufe: Nein!)
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Mein Feuerwehrpiepser ging los, und ich ließ alles
stehen und liegen, um als First Responder und Feuer-
wehrfrau zum Einsatz zu rennen. Der Piepser piepste
in diesem Jahr bei uns im Ort übrigens schon 51 Mal.
Im Januar hatten wir 21 Einsätze, im Februar 17 und
im März 11. 51 Mal schon engagierte sich die Feuer-
wehr bei uns im Ort seit Anfang dieses Jahres, und
wir haben gerade mal 5.000 Einwohner. Darüber hi-
naus gibt es viele ehrenamtlich Engagierte in allen
möglichen Organisationen. Genauso sieht es überall
in Bayern aus, von Unterfranken bis Oberbayern, von
Schwaben bis zur Oberpfalz. Warum ich Ihnen das
erzähle? Das macht deutlich, wie wichtig ehrenamtli-
ches Engagement bei der Feuerwehr, in der Altenpfle-
ge, im Naturschutz, im Einsatz für Menschen aus an-
deren Ländern und bei vielem mehr ist. Nur: Wie
fördert man das Ehrenamt? Was sorgt dafür, dass eh-
renamtliches Engagement funktioniert? Was ist der
Auslöser dafür, dass Menschen sich über ihren unmit-
telbaren Lebensraum hinaus engagieren? Das liegt zu
einem großen Teil an den Ehrenamtlichen selbst.
Wenn sie sich in der Gesellschaft der anderen Enga-
gierten wohlfühlen, wenn sie für ihr berufliches und
privates Fortleben Fähigkeiten erwerben und Erfah-
rungen machen, die sie persönlich bereichern und
nach vorne bringen, wenn die Vorstände der zuständi-
gen Vereine sich engagieren und die anderen motivie-
ren, wenn die Vorstände der Vereine die Eigenschaf-
ten haben, die man auch bei guten Führungskräften
erwartet, dann läuft das Engagement fast wie von
selbst. Natürlich kann und muss der Staat dabei hel-
fen und muss die Rahmenbedingungen gestalten und
Rückhalt bieten, wenn es Fragen und Wünsche gibt.

Eine Verankerung des Ehrenamtes allein in der Ver-
fassung wäre allerdings ein Papiertiger. Besser wäre
konkrete Unterstützung. Ob die Einführung eines Lan-
desbeauftragten für bürgerschaftliches Engagement
das richtige Instrument ist, bezweifle ich; denn das
sind Aufgaben, die durchaus im Rahmen der üblichen
Tätigkeit des Ministeriums erledigt werden müssen.
Dies gilt insbesondere dann, wenn die Aufnahme der
ehrenamtlichen Tätigkeit in die Verfassung kein Pa-
piertiger sein soll. Sollte dies jedoch nachweislich
nicht der Fall sein, wäre der Ansatz der FREIEN
WÄHLER vielleicht geeignet. Zum jetzigen Zeitpunkt
sehe ich aber keine Notwendigkeit, einen Landes-
beauftragten für bürgerschaftliches Engagement ein-
zusetzen. Es gibt nämlich bereits das "Landesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engagement", es gibt den
"Runden Tisch Bürgerschaftliches Engagement", es
gibt Koordinierungsstellen, Ehrenamtskarten und Eh-
renamtsversicherungen. Im Bundesrat gibt es eine Ini-
tiative zur Stärkung des Freiwilligendienstes der Ge-
nerationen. Wir GRÜNE werden uns deshalb
enthalten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Frau Kollegin. Weitere Wortmeldungen liegen nicht
vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende
Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie
und Integration empfiehlt auf Drucksache 17/795 die
Ablehnung. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem
Dringlichkeitsantrag zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das ist die Fraktion der FREI-
EN WÄHLER. Gegenstimmen? – Das sind die Abge-
ordneten der CSU und der SPD. Enthaltungen? –
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Dringlich-
keitsantrag abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause,
Ludwig Hartmann, Christine Kamm u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Koalitionsvertrag umsetzen - Residenzpflicht
sofort auf ganz Bayern ausweiten! (Drs. 17/195)

Auf die zunächst beantragte Aussprache wurde zwi-
schenzeitlich verzichtet. Wir kommen deshalb sofort
zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen empfiehlt
auf Drucksache 17/916 die Ablehnung. Wer entgegen
dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Abgeordneten von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD. Gegenstimmen? – Das sind die Abgeordne-
ten der CSU. Enthaltungen? – Die Abgeordneten der
FREIEN WÄHLER. Damit ist auch dieser Antrag ab-
gelehnt.

Ich gebe das Ergebnis der vorher durchgeführten na-
mentlichen Abstimmung zu den Eingaben betreffend
"Lehrersituation an Grundschulen am bayerischen
Untermain und an den Grund- und Mittelschulen im
Bereich des Schulamtsbezirks Miltenberg", Tagesord-
nungspunkt 8, bekannt: Ja-Stimmen 71, Nein-Stim-
men 60. Damit ist dem Votum des Ausschusses für
Bildung und Kultus entsprochen worden.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Außerhalb der Tagesordnung gebe ich nach § 26 Ab-
satz 2 der Geschäftsordnung folgende, vonseiten der
CSU-Fraktion mitgeteilte Ausschussumbesetzungen
bekannt: Anstelle des Kollegen Dr. Gerhard Hopp
wird Frau Kollegin Gudrun Brendel-Fischer neues Mit-
glied im Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten. Herr Kollege Dr. Hopp wird anstelle von Frau
Kollegin Brendel-Fischer neues Mitglied im Aus-
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schuss für Wissenschaft und Kunst. Ich bitte um
Kenntnisnahme.

Ich bedanke mich für die Mitarbeit und wünsche Ihnen
einen schönen Abend.

(Schluss: 21.19 Uhr)
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Mitteilung 

des Bayerischen Landtags 

Bestellung der Mitglieder der Kommission nach Art. 23 des 
Bayerischen Abgeordnetengesetzes  

Die nachfolgend genannten Persönlichkeiten werden zur Bestellung 
als Mitglieder der Kommission nach Art. 23 des Bayerischen Abge-
ordnetengesetzes vorgeschlagen: 

 

1. Herr Prof. Dr. Dr. h.c. Heinrich Oberreuter 
Professor für Politikwissenschaft 

2. Herr Prof. Dr. Manfred Bengel  
Ehrenpräsident der Notarkasse (A.d.ö.R.) 

3. Herr Prof. Günther G. Goth  
Vorsitzender des Vorstands des Bildungswerks der Bayerischen  
Wirtschaft e.V. 

4. Frau Hildegund Holzheid  
Präsidentin des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs a.D. 

5. Frau Prof. Dr. Ursula Münch  
Direktorin der Akademie für Politische Bildung Tutzing 

6. Herr Harald Strötgen  
ehemaliger Vorstandsvorsitzender der Stadtsparkasse München 

7. Herr Prof. Dr. em. Udo Steiner  
Bundesverfassungsrichter a.D. 

8. Frau Annette Roeckl  
Unternehmerin 

9. Herr Peter Mosch  
Gesamtbetriebsratsvorsitzender der Fa. Audi AG  
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Mitteilung 

des Bayerischen Landtags 

Bestätigung der von den vorschlagsberechtigten 
Vereinen und Verbänden benannten Mitglieder für 
den Landessportbeirat 

Von den vorschlagsberechtigten Vereinen und Ver-
bänden werden gem. Art. 2 Abs. 3 des Gesetzes über 
den Bayerischen Landessportbeirat die nachstehend 
aufgeführten Persönlichkeiten zur Bestellung als Mit-
glieder für den Landessportbeirat vorgeschlagen: 

 
 
Für den Bayerischen Günther Lommer 
Landessportverband e.V. Präsident des Baye-

rischen Landes-Sport-
verbands e.V. 

 Klaus Drauschke
Vorsitzender des Sport-
beirats des Bayerischen 
Landes-Sportverbands 
e.V. 

 Wilhelm Leichtle 
 MdL a.D. 
 
Für den Bayerischen  Michael Voss 
Jugendring 2. Präsident des Baye-

rischen Jugendrings 

 Lea Sedlmayr 
Vorstandsmitglied des 
Bayerischen Jugend-
rings 

 
Für den Bayerischen Sport-  Wolfgang Kink 
schützenbund e.V. 1. Landesschützen-

meister des Bayeri-
schen Sportschützen-
bundes e.V. 

 

Für die Deutschen Dr. Wolfgang Wabel 
Wandervereine Leiter des Geschäfts-

bereichs Bergsport des 
DAV 

 
Für den Bayerischen Josef Niedermaier 
Landkreistag Landrat des Landkrei-

ses Bad Tölz-Wolfrats-
hausen 

 
Für den Bayerischen Gerold Noerenberg 
Städtetag Oberbürgermeister der 

Stadt Neu-Ulm 
 
Für den Bayerischen Dr. Bernhard Gmehling 
Gemeindetag Oberbürgermeister der 

Großen Kreisstadt 
Neuburg a.d.Donau 

 
Für den Bayerischen  Dr. med. Helmut Pabst 
Sportärzteverband e.V. Präsident des Bayeri-

schen Sportärztever-
bands e.V. 

 
Für die Bayerische Hans Eiberle 
Sportpresse Vorsitzender des 

Vereins Münchner 
Sportjournalisten 

 
Für die Sportwissenschaft Prof. Dr. Hans Peter 

Brandl-Bredenbeck 
 Direktor des Instituts für 

Sportwissenschaft der 
Universität Augsburg 

 
Für die Sportlehrer Barbara Roth  

Präsidentin des 
Deutschen Sportleh-
rerverbandes Landes-
verband Bayern e.V. 

 
Für den Sport für Hartmut Courvoisier 
Menschen mit Behinderung  Präsident des Behinder-

ten- und Rehabilitations-
Sportverbands Bayern 
e.V.  
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Anträge zu Grunde gelegt 
wurden gem. § 59 Absatz 7 GeschO (Tagesordnungspunkt 6) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

1. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Markus Ganserer 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine Veräußerung von Staatswald für das Gewerbegebiet Weiden IV 
Drs. 17/90, 17/798 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A A Z 

 
2. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert, 

Klaus Adelt u.a. SPD 
Häusliche Gewalt und Stalking verhindern - Opferschutz verbessern 
Drs. 17/95, 17/800 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

3. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine Kamm 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge - Fragwürdige Methoden der 
Altersfeststellung unterbinden! 
Drs. 17/131, 17/996 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 
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4. Antrag der Abgeordneten Natascha Kohnen, Annette Karl,  
Bernhard Roos u.a. SPD 
Gebietskulisse Wasserkraft und Wasserkrafterlass schnellstmöglich fertigstellen 
und veröffentlichen 
Drs. 17/150, 17/895 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

5. Antrag der Abgeordneten Natascha Kohnen, Annette Karl,  
Bernhard Roos u.a. SPD 
Speicherpotenzial- und -standortanalyse für Pumpspeicherkraftwerke in Bayern 
schnellstmöglich fertigstellen 
Drs. 17/153, 17/896 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

6. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine Kamm 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Fahrtkosten für Asylbewerberinnen und -bewerber, die in dezentralen 
Unterkünften und Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind 
Drs. 17/194, 17/891 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

 

7. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Jutta Widmann u.a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Förderprogramm für den flächendeckenden Breitbandausbau in Bayern 
Drs. 17/243, 17/796 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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8. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Alexander Muthmann 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Versorgung öffentlicher Gebäude mit Glasfaserkabel durch den Freistaat Bayern 
Drs. 17/246, 17/797 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

9. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Ulrike Müller u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Berichtsantrag „Situation der Bodenseefischer“  
Drs. 17/249, 17/799 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

10. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Ehe für alle: Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen 
Geschlechts 
Drs. 17/261, 17/915 (A) 
 
der Antrag wird gesondert beraten 

 

11. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Annette Karl, 
Natascha Kohnen u.a. und Fraktion (SPD) 
Landesentwicklungsprogramm (LEP) - jetzt aber richtig! 
Drs. 17/267, 17/802 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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12. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Tanja Schweiger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Kinderfreundliche Überarbeitung der Umsatzsteuersätze 
Drs. 17/271, 17/888 (A) 
 
Antrag der CSU-Fraktion gem. § 126 Abs. 3 GeschO: 
Votum des mitberatenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH Z ENTH 

 

13. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, 
Stefan Schuster u.a. und Fraktion (SPD) 
Beim EuGH anhängiges Verfahren zur Beamtenbesoldung im Bund und im Land Berlin 
Drs. 17/279, 17/766 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

14. Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, Annette Karl, Natascha Kohnen u.a. SPD 
Bahnbetreiber vor Kälteschock - Weichenklemmen und Schienenbruch - Katalog an 
Präventionsmaßnahmen für lückenlose Wintervorsorge vorlegen 
Drs. 17/324, 17/897 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

15. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Dr. Sepp Dürr u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gesetzentwurf zu in der NS-Zeit entzogenem Kulturgut 
Drs. 17/394, 17/1011 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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16. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verringerung des Stundendeputats von Studienreferendaren 
Drs. 17/406, 17/921 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

17. Antrag der Abgeordneten Dr. Florian Herrmann, Petra Guttenberger,  
Norbert Dünkel u.a. CSU 
Bekämpfung häuslicher Gewalt und beharrlicher Nachstellungen (Stalking) 
Drs. 17/415, 17/743 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

18. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Natascha Kohnen,  
Andreas Lotte u.a. SPD 
Bayern Digital - Breitbandausbau in Bayern - jetzt, aber mit einem richtigen Programm! 
Drs. 17/428, 17/1010 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

19. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
350 zusätzliche Neueinstellungen von Gymnasialreferendarinnen und -referendaren 
gefordert 
Drs. 17/431, 17/920 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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20. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bezahlbaren Wohnraum durch Neubau im unteren und mittleren Preissegment schaffen 
Drs. 17/432, 17/892 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

21. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Martin Güll, Margit Wild u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Unterrichtsversorgung durch junge Lehrkräfte mit besten Staatsnoten statt durch zu viel 
eigenverantwortlichen Unterricht von Referendarinnen und Referendaren sicherstellen 
Drs. 17/434, 17/919 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

22. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine Kamm u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zur Förderung durch den europäischen Sozialfonds 
Drs. 17/439, 17/754 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

23. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Markus Rinderspacher, Martin Güll, Kathi Petersen u.a. und Fraktion (SPD), 
Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Gisela Sengl u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zur Entwicklung der Lehrerzahlen aufgrund Schülerrückgang im Schulsystem 
(sogenannte „demografische Rendite“) 
Drs. 17/455, 17/1018 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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24. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Eckpunkte für eine Krankenhausreform - frühzeitige Einbindung des Landtags 
Drs. 17/464, 17/927 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

25. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Förderung der Hauswirtschaft 
Drs. 17/465, 17/928 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

26. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Uniform-Kamera für Polizeibeamte 
Drs. 17/484, 17/814 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

27. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Ulrich Leiner u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Pflegekammer in Bayern umsetzen - transparentes beteiligungsorientiertes Verfahren 
einleiten 
Drs. 17/505, 17/929 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A A Z 
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28. Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher, Arif Tasdelen u.a. SPD 
Überfüllte Einrichtungen entlasten - Schaffung zusätzlicher zentraler 
Erstaufnahmeeinrichtungen für Asylsuchende 
Drs. 17/538, 17/997 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

29. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
„Lex Scheuer“ sofort aufheben: Keine bayerische Sonderregelung zur Führung  
„kleiner Doktorgrade“! 
Drs. 17/541, 17/1002 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

30. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Ulrich Leiner u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Altenpflege in Bayern zukunftssicher machen I 
Automatische Dynamisierung der Leistungen der Pflegeversicherung 
Drs. 17/551, 17/930 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

 

31. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Ulrike Müller 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Sicherheit für bayerische Waldbauern - Wo bleibt die neue Waldbauförderrichtlinie? 
Drs. 17/564, 17/983 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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32. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Horst Arnold, 
Annette Karl u.a. und Fraktion (SPD) 
Förderung des Waldumbaus nicht nur predigen, sondern auch vollziehen - 
Waldbauförderung in Bayern sichern! 
Drs. 17/579, 17/984 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

33. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Verlässliche Karriereperspektiven für den wissenschaftlichen Nachwuchs schaffen 
Drs. 17/581, 17/939 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

34. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bericht über die derzeitige Verankerung von Service Learning an bayerischen 
Hochschulen 
Drs. 17/612, 17/940 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

35. Antrag der Abgeordneten Oliver Jörg, Prof. Dr. Gerhard Waschler u.a. CSU 
Strategien und Maßnahmen zur weiteren Erhöhung der Studienerfolgsquote an den 
bayerischen Hochschulen 
hier: Durchführung einer Anhörung 
Drs. 17/627, 17/941 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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36. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Kerstin Schreyer-Stäblein, 
Jürgen Baumgärtner u.a. CSU 
Flächendeckendes Netz leistungsfähiger Kliniken in Bayern erhalten 
Drs. 17/628, 17/931 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z A ENTH A 

 

37. Antrag der Abgeordneten Dr. Christoph Rabenstein, Isabell Zacharias,  
Martina Fehlner u.a. SPD 
Prüfung des „kleinen Doktorgrads“ 
Drs. 17/630, 17/942 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

38. Antrag der Abgeordneten Helga Schmitt-Bussinger, Stefan Schuster,  
Arif Tasdelen u.a. SPD 
Was geschieht konkret mit dem Wissenschafts- und Forschungsstandort Nürnberg? 
Drs. 17/633, 17/943 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

39. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Paul Wengert, Inge Aures u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Überprüfung von Vorgängen im Landkreis Miesbach durch die Sparkassen- und die 
Kommunalaufsicht 
Drs. 17/773, 17/987 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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40. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte u.a. SPD 
Landesentwicklung in Bayern - 100 Tage-Check - Folgen der Verlagerung der 
Landesentwicklung vom Wirtschaftsministerium ins Finanzministerium 
Drs. 17/454, 17/810 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 
 

41. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Energiewende jetzt! - Grünes Licht für Bayerische Staatsforsten 
Drs. 17/506, 17/806 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 
 

42. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Horst Arnold, Annette Karl u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Bericht zur Afrikanischen Schweinepest in Europa 
Drs. 17/573, 17/898 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 
 

43. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Gisela Sengl u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Förderung der durchwachsenen Silphie als Biogassubstrat 
Drs. 17/378, 17/982 (E) [X] 
 
abweichendes Votum des mitberatenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 
 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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Abstimmungsliste
 
zur namentlichen Abstimmung am 26.03.2014 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause,
Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Gymnasialkonvent
einberufen!; Ziel: Breiter Konsens über Reform des Gymnasiums (Drucksache 17/1099)
 

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus    
Aigner Ilse  X  
Aiwanger Hubert    
Arnold Horst X   
Aures Inge X   
    
Bachhuber Martin  X  
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter  X  
Bauer Volker  X  
Baumgärtner Jürgen  X  
Prof. Dr. Bausback Winfried  X  
Bause Margarete X   
Beißwenger Eric  X  
Dr. Bernhard Otmar  X  
Biedefeld Susann X   
Blume Markus  X  
Bocklet Reinhold  X  
Brannekämper Robert  X  
Brendel-Fischer Gudrun  X  
Brückner Michael    
von Brunn Florian X   
Brunner Helmut    
    
Celina Kerstin X   
    
Dettenhöfer Petra  X  
Dorow Alex  X  
Dünkel Norbert  X  
Dr. Dürr Sepp X   
    
Eck Gerhard  X  
Dr. Eiling-Hütig Ute  X  
Eisenreich Georg  X  
    
Fackler Wolfgang  X  
Dr. Fahn Hans Jürgen  X  
Fehlner Martina X   
Felbinger Günther  X  
Flierl Alexander  X  
Dr. Förster Linus    
Freller Karl  X  
Füracker Albert  X  
    
Ganserer Markus X   
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X   
Gerlach Judith  X  
Gibis Max  X  
Glauber Thorsten  X  
Dr. Goppel Thomas  X  
Gote Ulrike X   
Gottstein Eva  X  
Güll Martin    
Güller Harald X   
Guttenberger Petra  X  
    
Haderthauer Christine  X  
Halbleib Volkmar X   
Hartmann Ludwig X   
Heckner Ingrid  X  
Heike Jürgen W.  X  
Herold Hans  X  
Dr. Herrmann Florian  X  
Herrmann Joachim    
Dr. Herz Leopold  X  
Hiersemann Alexandra X   
Hintersberger Johannes  X  
Hofmann Michael    
Holetschek Klaus  X  
Dr. Hopp Gerhard  X  
Huber Erwin  X  
Dr. Huber Marcel  X  
Dr. Huber Martin  X  
Huber Thomas  X  
Dr. Hünnerkopf Otto  X  
Huml Melanie  X  
    
Imhof Hermann    
    
Jörg Oliver    
    
Kamm Christine X   
Kaniber Michaela  X  
Karl Annette X   
Kirchner Sandro  X  
Knoblauch Günther X   
König Alexander  X  
Kohnen Natascha X   
Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kraus Nikolaus  X  
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter  X  
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Müller Ulrike  X  
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander  X  
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter    
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael  X  
Pohl Bernhard  X  
Pschierer Franz Josef    
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut  X  
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz    
Schmidt Gabi  X  
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin    
Schorer Angelika    
Schorer-Dremel Tanja  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Schweiger Tanja    
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela    
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig  X  
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian  X  
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim    
    
Dr. Vetter Karl  X  
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno  X  

Gesamtsumme 50 100 0
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Abstimmungsliste
 
zur namentlichen Abstimmung am 26.03.2014 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas
Kreuzer, Kerstin Schreyer-Stäblein, Gudrun Brendel-Fischer u. a. und Fraktion CSU; Gymnasium in Bayern
(Drucksache 17/1107)
 

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus    
Aigner Ilse X   
Aiwanger Hubert    
Arnold Horst  X  
Aures Inge  X  
    
Bachhuber Martin X   
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter  X  
Bauer Volker X   
Baumgärtner Jürgen X   
Prof. Dr. Bausback Winfried X   
Bause Margarete  X  
Beißwenger Eric X   
Dr. Bernhard Otmar X   
Biedefeld Susann  X  
Blume Markus X   
Bocklet Reinhold X   
Brannekämper Robert X   
Brendel-Fischer Gudrun X   
Brückner Michael    
von Brunn Florian  X  
Brunner Helmut    
    
Celina Kerstin  X  
    
Dettenhöfer Petra X   
Dorow Alex X   
Dünkel Norbert X   
Dr. Dürr Sepp  X  
    
Eck Gerhard X   
Dr. Eiling-Hütig Ute X   
Eisenreich Georg X   
    
Fackler Wolfgang X   
Dr. Fahn Hans Jürgen  X  
Fehlner Martina  X  
Felbinger Günther  X  
Flierl Alexander X   
Dr. Förster Linus    
Freller Karl    
Füracker Albert X   
    
Ganserer Markus  X  
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas  X  
Gerlach Judith X   
Gibis Max X   
Glauber Thorsten  X  
Dr. Goppel Thomas X   
Gote Ulrike  X  
Gottstein Eva  X  
Güll Martin    
Güller Harald  X  
Guttenberger Petra X   
    
Haderthauer Christine X   
Halbleib Volkmar  X  
Hartmann Ludwig  X  
Heckner Ingrid X   
Heike Jürgen W. X   
Herold Hans X   
Dr. Herrmann Florian X   
Herrmann Joachim    
Dr. Herz Leopold  X  
Hiersemann Alexandra  X  
Hintersberger Johannes X   
Hofmann Michael    
Holetschek Klaus X   
Dr. Hopp Gerhard    
Huber Erwin X   
Dr. Huber Marcel X   
Dr. Huber Martin X   
Huber Thomas X   
Dr. Hünnerkopf Otto X   
Huml Melanie X   
    
Imhof Hermann    
    
Jörg Oliver    
    
Kamm Christine  X  
Kaniber Michaela X   
Karl Annette  X  
Kirchner Sandro X   
Knoblauch Günther  X  
König Alexander X   
Kohnen Natascha  X  
Kränzle Bernd X   
Dr. Kränzlein Herbert  X  
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kraus Nikolaus  X  
Kreitmair Anton X   
Kreuzer Thomas X   
Kühn Harald X   
    
Ländner Manfred X   
Lederer Otto X   
Leiner Ulrich  X  
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig X   
Lorenz Andreas X   
Lotte Andreas  X  
    
Dr. Magerl Christian  X  
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter  X  
Mistol Jürgen  X  
Müller Emilia X   
Müller Ruth  X  
Müller Ulrike  X  
Mütze Thomas  X  
Muthmann Alexander  X  
    
Neumeyer Martin X   
Nussel Walter    
    
Osgyan Verena  X  
    
Petersen Kathi  X  
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael  X  
Pohl Bernhard  X  
Pschierer Franz Josef    
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut X   
Rauscher Doris  X  
Dr. Reichhart Hans    
Reiß Tobias X   
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus  X  
Ritt Hans X   
Ritter Florian  X  
Roos Bernhard  X  
Rosenthal Georg  X  
Rotter Eberhard X   
Rudrof Heinrich X   
Rüth Berthold X   
    
Sauter Alfred X   
Scharf Ulrike X   
Scheuenstuhl Harry  X  
Schindler Franz    
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga  X  
Schöffel Martin    
Schorer Angelika    
Schorer-Dremel Tanja X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schreyer-Stäblein Kerstin X   
Schulze Katharina  X  
Schuster Stefan  X  
Schwab Thorsten X   
Dr. Schwartz Harald X   
Schweiger Tanja    
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard X   
Sem Reserl X   
Sengl Gisela    
Sibler Bernd X   
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin  X  
Dr. Spaenle Ludwig X   
Stachowitz Diana  X  
Stamm Barbara X   
Stamm Claudia  X  
Steinberger Rosi  X  
Steiner Klaus    
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus    
Straub Karl X   
Streibl Florian  X  
Strobl Reinhold  X  
Ströbel Jürgen X   
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif  X  
Taubeneder Walter X   
Tomaschko Peter X   
Trautner Carolina X   
    
Unterländer Joachim    
    
Dr. Vetter Karl  X  
Vogel Steffen X   
    
Waldmann Ruth  X  
Prof. Dr. Waschler Gerhard X   
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika  X  
Dr. Wengert Paul  X  
Werner-Muggendorfer Johanna  X  
Westphal Manuel X   
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg X   
Winter Peter X   
Wittmann Mechthilde X   
Woerlein Herbert  X  
    
Zacharias Isabell  X  
Zellmeier Josef X   
Zierer Benno  X  

Gesamtsumme 79 65 0
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Abstimmungsliste
 
zur namentlichen Abstimmung am 26.03.2014 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Martin Güll, Kathi Petersen u. a. und Fraktion SPD; Murks am Gymnasium endlich beenden
und mehr Bildungszeit ermöglichen (Drucksache 17/1108)
 

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus    
Aigner Ilse  X  
Aiwanger Hubert    
Arnold Horst X   
Aures Inge X   
    
Bachhuber Martin  X  
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X   
Bauer Volker  X  
Baumgärtner Jürgen  X  
Prof. Dr. Bausback Winfried  X  
Bause Margarete X   
Beißwenger Eric  X  
Dr. Bernhard Otmar  X  
Biedefeld Susann X   
Blume Markus  X  
Bocklet Reinhold  X  
Brannekämper Robert  X  
Brendel-Fischer Gudrun  X  
Brückner Michael    
von Brunn Florian X   
Brunner Helmut    
    
Celina Kerstin X   
    
Dettenhöfer Petra  X  
Dorow Alex  X  
Dünkel Norbert  X  
Dr. Dürr Sepp X   
    
Eck Gerhard  X  
Dr. Eiling-Hütig Ute  X  
Eisenreich Georg  X  
    
Fackler Wolfgang  X  
Dr. Fahn Hans Jürgen X   
Fehlner Martina X   
Felbinger Günther X   
Flierl Alexander  X  
Dr. Förster Linus    
Freller Karl    
Füracker Albert  X  
    
Ganserer Markus X   
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X   
Gerlach Judith  X  
Gibis Max  X  
Glauber Thorsten X   
Dr. Goppel Thomas  X  
Gote Ulrike X   
Gottstein Eva X   
Güll Martin    
Güller Harald X   
Guttenberger Petra  X  
    
Haderthauer Christine  X  
Halbleib Volkmar X   
Hartmann Ludwig X   
Heckner Ingrid  X  
Heike Jürgen W.  X  
Herold Hans  X  
Dr. Herrmann Florian  X  
Herrmann Joachim    
Dr. Herz Leopold   X
Hiersemann Alexandra X   
Hintersberger Johannes  X  
Hofmann Michael    
Holetschek Klaus  X  
Dr. Hopp Gerhard  X  
Huber Erwin  X  
Dr. Huber Marcel  X  
Dr. Huber Martin  X  
Huber Thomas  X  
Dr. Hünnerkopf Otto  X  
Huml Melanie  X  
    
Imhof Hermann    
    
Jörg Oliver    
    
Kamm Christine X   
Kaniber Michaela  X  
Karl Annette X   
Kirchner Sandro  X  
Knoblauch Günther X   
König Alexander  X  
Kohnen Natascha X   
Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   

736 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 6
zur 13. Vollsitzung am 26. März 2014



Name Ja Nein Enthalte
mich

Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Müller Ulrike X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander X   
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter    
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef    
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut  X  
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans    
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry    
Schindler Franz    
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin    
Schorer Angelika    
Schorer-Dremel Tanja  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Schweiger Tanja    
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela    
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig  X  
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus    
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim    
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 64 81 1
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Abstimmungsliste
 
zur namentlichen Abstimmung am 26.03.2014 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause,
Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Bergrecht ändern - Fracking
verbieten (Drucksache 17/1095)
 

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus    
Aigner Ilse  X  
Aiwanger Hubert    
Arnold Horst X   
Aures Inge X   
    
Bachhuber Martin  X  
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X   
Bauer Volker  X  
Baumgärtner Jürgen  X  
Prof. Dr. Bausback Winfried  X  
Bause Margarete X   
Beißwenger Eric  X  
Dr. Bernhard Otmar  X  
Biedefeld Susann X   
Blume Markus  X  
Bocklet Reinhold  X  
Brannekämper Robert  X  
Brendel-Fischer Gudrun  X  
Brückner Michael    
von Brunn Florian X   
Brunner Helmut    
    
Celina Kerstin X   
    
Dettenhöfer Petra  X  
Dorow Alex  X  
Dünkel Norbert  X  
Dr. Dürr Sepp X   
    
Eck Gerhard  X  
Dr. Eiling-Hütig Ute  X  
Eisenreich Georg  X  
    
Fackler Wolfgang  X  
Dr. Fahn Hans Jürgen X   
Fehlner Martina X   
Felbinger Günther X   
Flierl Alexander  X  
Dr. Förster Linus    
Freller Karl  X  
Füracker Albert    
    
Ganserer Markus X   
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X   
Gerlach Judith  X  
Gibis Max  X  
Glauber Thorsten X   
Dr. Goppel Thomas  X  
Gote Ulrike X   
Gottstein Eva X   
Güll Martin    
Güller Harald X   
Guttenberger Petra  X  
    
Haderthauer Christine  X  
Halbleib Volkmar    
Hartmann Ludwig X   
Heckner Ingrid  X  
Heike Jürgen W.  X  
Herold Hans  X  
Dr. Herrmann Florian  X  
Herrmann Joachim    
Dr. Herz Leopold X   
Hiersemann Alexandra X   
Hintersberger Johannes  X  
Hofmann Michael    
Holetschek Klaus  X  
Dr. Hopp Gerhard  X  
Huber Erwin  X  
Dr. Huber Marcel  X  
Dr. Huber Martin  X  
Huber Thomas  X  
Dr. Hünnerkopf Otto  X  
Huml Melanie    
    
Imhof Hermann    
    
Jörg Oliver    
    
Kamm Christine    
Kaniber Michaela  X  
Karl Annette X   
Kirchner Sandro  X  
Knoblauch Günther X   
König Alexander  X  
Kohnen Natascha X   
Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Müller Ulrike X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander X   
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter    
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef    
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz    
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin    
Schorer Angelika    
Schorer-Dremel Tanja  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Schweiger Tanja    
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela    
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin    
Dr. Spaenle Ludwig  X  
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara    
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim    
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg    
Winter Peter    
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 63 77 0
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Abstimmungsliste
 
zur namentlichen Abstimmung am 26.03.2014 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Klaus Adelt, Harry Scheuenstuhl u. a. und Fraktion SPD; Handeln nicht reden- Bayerns
Trinkwasser vor Fracking schützen (Drucksache 17/1110)
 

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus    
Aigner Ilse  X  
Aiwanger Hubert    
Arnold Horst X   
Aures Inge X   
    
Bachhuber Martin  X  
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X   
Bauer Volker  X  
Baumgärtner Jürgen  X  
Prof. Dr. Bausback Winfried  X  
Bause Margarete X   
Beißwenger Eric  X  
Dr. Bernhard Otmar  X  
Biedefeld Susann X   
Blume Markus  X  
Bocklet Reinhold  X  
Brannekämper Robert  X  
Brendel-Fischer Gudrun  X  
Brückner Michael    
von Brunn Florian X   
Brunner Helmut    
    
Celina Kerstin X   
    
Dettenhöfer Petra  X  
Dorow Alex  X  
Dünkel Norbert  X  
Dr. Dürr Sepp X   
    
Eck Gerhard  X  
Dr. Eiling-Hütig Ute  X  
Eisenreich Georg  X  
    
Fackler Wolfgang  X  
Dr. Fahn Hans Jürgen X   
Fehlner Martina X   
Felbinger Günther X   
Flierl Alexander  X  
Dr. Förster Linus    
Freller Karl  X  
Füracker Albert    
    
Ganserer Markus X   
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X   
Gerlach Judith  X  
Gibis Max  X  
Glauber Thorsten X   
Dr. Goppel Thomas  X  
Gote Ulrike X   
Gottstein Eva X   
Güll Martin    
Güller Harald X   
Guttenberger Petra  X  
    
Haderthauer Christine  X  
Halbleib Volkmar    
Hartmann Ludwig X   
Heckner Ingrid  X  
Heike Jürgen W.  X  
Herold Hans  X  
Dr. Herrmann Florian  X  
Herrmann Joachim    
Dr. Herz Leopold X   
Hiersemann Alexandra X   
Hintersberger Johannes  X  
Hofmann Michael    
Holetschek Klaus  X  
Dr. Hopp Gerhard  X  
Huber Erwin  X  
Dr. Huber Marcel  X  
Dr. Huber Martin  X  
Huber Thomas  X  
Dr. Hünnerkopf Otto  X  
Huml Melanie    
    
Imhof Hermann    
    
Jörg Oliver    
    
Kamm Christine    
Kaniber Michaela  X  
Karl Annette X   
Kirchner Sandro  X  
Knoblauch Günther X   
König Alexander  X  
Kohnen Natascha X   
Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Müller Ulrike X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander X   
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter    
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef    
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz    
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin    
Schorer Angelika    
Schorer-Dremel Tanja  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Schweiger Tanja    
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela    
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin    
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara    
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim    
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen    
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter    
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 63 76 0
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Abstimmungsliste
 
zur namentlichen Abstimmung am 26.03.2014 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Ruth Waldmann, Angelika Weikert u. a. und Fraktion SPD; UN-Behindertenrechtskonvention
ernst nehmen - Förderung der Erwerbstätigkeit von Menschen mit Behinderung (Drucksache 17/1097)
 

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus    
Aigner Ilse    
Aiwanger Hubert    
Arnold Horst X   
Aures Inge X   
    
Bachhuber Martin  X  
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter   X
Bauer Volker  X  
Baumgärtner Jürgen  X  
Prof. Dr. Bausback Winfried  X  
Bause Margarete X   
Beißwenger Eric  X  
Dr. Bernhard Otmar  X  
Biedefeld Susann X   
Blume Markus  X  
Bocklet Reinhold  X  
Brannekämper Robert  X  
Brendel-Fischer Gudrun  X  
Brückner Michael    
von Brunn Florian X   
Brunner Helmut    
    
Celina Kerstin X   
    
Dettenhöfer Petra  X  
Dorow Alex  X  
Dünkel Norbert  X  
Dr. Dürr Sepp X   
    
Eck Gerhard  X  
Dr. Eiling-Hütig Ute  X  
Eisenreich Georg  X  
    
Fackler Wolfgang  X  
Dr. Fahn Hans Jürgen   X
Fehlner Martina X   
Felbinger Günther  X  
Flierl Alexander  X  
Dr. Förster Linus    
Freller Karl  X  
Füracker Albert    
    
Ganserer Markus X   
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X   
Gerlach Judith  X  
Gibis Max  X  
Glauber Thorsten   X
Dr. Goppel Thomas  X  
Gote Ulrike X   
Gottstein Eva   X
Güll Martin    
Güller Harald X   
Guttenberger Petra  X  
    
Haderthauer Christine    
Halbleib Volkmar X   
Hartmann Ludwig X   
Heckner Ingrid  X  
Heike Jürgen W.  X  
Herold Hans  X  
Dr. Herrmann Florian  X  
Herrmann Joachim    
Dr. Herz Leopold   X
Hiersemann Alexandra X   
Hintersberger Johannes  X  
Hofmann Michael    
Holetschek Klaus  X  
Dr. Hopp Gerhard  X  
Huber Erwin  X  
Dr. Huber Marcel  X  
Dr. Huber Martin  X  
Huber Thomas  X  
Dr. Hünnerkopf Otto  X  
Huml Melanie  X  
    
Imhof Hermann    
    
Jörg Oliver    
    
Kamm Christine    
Kaniber Michaela  X  
Karl Annette X   
Kirchner Sandro  X  
Knoblauch Günther X   
König Alexander  X  
Kohnen Natascha X   
Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kraus Nikolaus   X
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter   X
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Müller Ulrike   X
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander   X
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter    
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef    
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz    
Schmidt Gabi   X
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika    
Schorer-Dremel Tanja  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Schweiger Tanja    
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela    
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin    
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara    
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian   X
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim    
    
Dr. Vetter Karl   X
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter    
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno   X

Gesamtsumme 49 78 13
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 26.03.2014 zu Eingaben betreffend Lehrersituation an
den Grundschulen am bayerischen Untermain und an den Grund- und Mittelschulen im Bereich des 
Schulamtsbezirks Miltenberg (BI.0004.17, 0005.17, 0006.17, 0007.17, 0008.17 und 0011.17)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus
Aigner Ilse
Aiwanger Hubert
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Halbleib Volkmar X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann

Jörg Oliver

Kamm Christine
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Dr. Kränzlein Herbert X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kraus Nikolaus  X  
Kreitmair Anton X   
Kreuzer Thomas X   
Kühn Harald X   
    
Ländner Manfred X   
Lederer Otto X   
Leiner Ulrich  X  
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig X   
Lorenz Andreas X   
Lotte Andreas  X  
    
Dr. Magerl Christian  X  
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter  X  
Mistol Jürgen  X  
Müller Emilia X   
Müller Ruth  X  
Müller Ulrike  X  
Mütze Thomas  X  
Muthmann Alexander  X  
    
Neumeyer Martin X   
Nussel Walter    
    
Osgyan Verena  X  
    
Petersen Kathi  X  
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef    
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris  X  
Dr. Reichhart Hans X   
Reiß Tobias X   
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans X   
Ritter Florian  X  
Roos Bernhard  X  
Rosenthal Georg  X  
Rotter Eberhard X   
Rudrof Heinrich X   
Rüth Berthold X   
    
Sauter Alfred X   
Scharf Ulrike X   
Scheuenstuhl Harry  X  
Schindler Franz    
Schmidt Gabi  X  
Schmitt-Bussinger Helga    
Schöffel Martin X   
Schorer Angelika    
Schorer-Dremel Tanja X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schreyer-Stäblein Kerstin X   
Schulze Katharina  X  
Schuster Stefan  X  
Schwab Thorsten    
Dr. Schwartz Harald X   
Schweiger Tanja    
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard X   
Sem Reserl X   
Sengl Gisela    
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin    
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana  X  
Stamm Barbara    
Stamm Claudia  X  
Steinberger Rosi  X  
Steiner Klaus X   
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus    
Straub Karl X   
Streibl Florian  X  
Strobl Reinhold  X  
Ströbel Jürgen X   
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif  X  
Taubeneder Walter X   
Tomaschko Peter X   
Trautner Carolina X   
    
Unterländer Joachim    
    
Dr. Vetter Karl  X  
Vogel Steffen X   
    
Waldmann Ruth  X  
Prof. Dr. Waschler Gerhard X   
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika  X  
Dr. Wengert Paul  X  
Werner-Muggendorfer Johanna  X  
Westphal Manuel X   
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg X   
Winter Peter    
Wittmann Mechthilde X   
Woerlein Herbert  X  
    
Zacharias Isabell  X  
Zellmeier Josef X   
Zierer Benno  X  

Gesamtsumme 71 60 0
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